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verſchärfung des Ehrenſchutzes und Sicherung der verantwortungs⸗ 
bewußten Preffe. 


Strafrechtsreform. 
Von Neichsjuſtizminiſter a. D. Dr. Bell, M. d. R., Berlin 


5 Reform des Ehrenſchutzes, ſeit vielen Jahren von der lich dem Strafrechtsausſchuſſe, der infolge des vorzeitigen 
reiteſten Offentlichkeit in Preſſe und Verſammlungen, in Schluſſes des Geſetzgebungsabſchnitts dreimal von neuem 
iteratur und Fachzeitſchriften in ſtändig geſteigertem Maße ſeine Arbeiten beginnen mußte und jedesmal gründlich und 
defordert, gehört zu den wichtigſten, aber auch zu den tiefſchürfend den mit Hemmungen und Erſchwerniſſen jeg⸗ 
tvierigften und umſtrittenſten Kapiteln der Strafrechts⸗ licher Art reichlich verbundenen Geſetzgebungsſtoff durch⸗ 
pat en. Die amtliche Begründung des Strafrechtsentwurfs gearbeitet hat, die Schuld nicht beigemeſſen werden. Es muß 
er ſich mit der Frage, ob das geltende Strafrecht den Schutz der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, daß es gelingen 
8 perſönlichen Ehre in ausreichendem Umfange gewährleiſte werde, dieſe in ihrem Ausmaße unverkennbaren Schwierig⸗ 
a. durch welche neuen Vorſchr. dieſer Ehrenſchutz wirkſam keiten durch allſeitige mit Verſtändigungswillen gepaarte Ent⸗ 
. verſtärken ſei, ausgiebig beſchäftigt. Mit Zugrundelegung ſchlußkraft zu überwinden. Dann wird man für die Straf⸗ 
8 1 0 24. Abſchnitt unter der Aufſchrift „Beleidigung und rechtsreform das Goetheſche Fauſtwort dahin umprägen 
dorf etzung fremder Geheimniſſe“ enthaltenen Entwurfs⸗ können: „Am Ende war die Tat.“ 
rech ig hat dann der ſeit dem Jahre 1927 tätige Straf⸗ Inzwiſchen hat die NotVO. des RPräſ. vom Dezember 
dieſe ausſchuß des Deutſchen Reichstags gerade 1931 der von breiteſten Volksſchichten tiefempfundenen Tat⸗ 
Ri 575 Abſchnitte ſeine beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet. ſache Rechnung zu tragen geſucht, daß im Rahmen der Re⸗ 
perioden De ar in N en e formprobleme des Strafrechts gerade der Ehrenſchutz bon 
jedesmal es Reichstags, die den Strafrechtsausſchuß zu beſonderer Bedeutung ift. Darum ſollen die einschlägigen 
über di erneuten Verhandlungen zwangen, haben gerade Vorſchr. der Not O., die mit weſentlicher Verſchärfung der 
des e beſonders bedeutſame Kapitel zahlreiche Sitzungen für öffentliche Ehrverletzungen geltenden Strafbeſtimmungen 
dentſ ch tene und des Unterausſchuſſes, außerdem mehrere eine Einſchränkung der Beweisaufnahme und des Wahrheits⸗ 
die d Gemeinſchaftsberatungen ſtattgefunden. Ob aber beweiſes verbinden, vornehmlich einer Blutreinigungskur für 
Beratu en letzten Tagen hierüber zum Abſchluſſe gebrachten das öffentliche und politiſche Leben dienen. Der Ausſchuß 
ſprechende des deutſchen, Strafrechtsausſchuſſes eine ent⸗ What gleichwohl in Übereinſtimmung mit dem RIM. es für 
tags nde Erledigung in der Vollverſammlung des Reichs⸗ Wrätlich erachtet, vorab die Ergebniſſe dieſer Not VO. abzu⸗ 
dreie finden werden, läßt ſich angeſichts des Fernbleibens warten und praktiſche Erfahrungen zu ſammeln, bevor deren 
li che Parteien um fo weniger vorausſagen, als das ſchließ⸗ Vorſchr. in das neue StGB. zu übernehmen ſeien. 
un Schicksal der geſamten Strafrechtsreform noch vollſtändig Was die Gruppierungen der Ehrverletzungen Sant 
Ge ih iſt und von der zur Zeit unüberſehbaren politiſchen 8 . zuerlegtngen gb, 
ſamtkonſtellation abhängig bleibt. Dieſe unerfreuliche Tat- ſo hatte der Verf. in ſeiner Eigenſchaft als Berichterſtatter 
ſache muß man im Au 3 behalten, nenn nan die Arbeiten des Ausſchuſſes im Einvernehmen mit dem RIM. zwei ver⸗ 
des Strafrechtsausſchuſſes Ener gerechten ur unter: ſchiedene Entwürfe über die Regelung der 88 317—323 vor⸗ 
ziehen will. Gewiß it es verſtändlich, wenn die eiche gelegt. Der Hauptantrag richtete ſich, entſprechend dem gel⸗ 
Anhänger der Strafrechtsreform gerade im Hinblick auf die tenden Stch B., auf Umſtellung der Gruppierung des Ent 
Jahrhundertfeier des Goetheſchen Todestages mahnend und wurfs, während der Eventualantrag die Gruppierung des 
w Entwurfs, mit mehrfachen ſachlichen Anderungen, vorſah. Die 
Mehrheit des Ausſchuſſes hat es im Sinne des Eventual⸗ 


in € 2 
rnend an fein Wort erinnern: 


„Der Worte find genug gewechſelt, antrags vorgezogen, bei der Gruppierung des Entwurfs wie 

N Laßt mich auch endlich Taten ſehn! folgt zu bleiben: üble Nachrede, Verleumdung und Be⸗ 
a aber die erfehnte Tat, nämlich die Verabſchiedung der leidigung. 

afrechtsreform, noch nicht vollzogen iſt, daran kann füg⸗ In materieller Hinſicht läßt ſich die unter das Thema 
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„Reform des Ehrenſchutzes“ gebrachte Kritik der Offentlich⸗ 
keit in vier Hauptpunkte zergliedern. Der erſte Vorwurf 
richtet ſich dahin, daß die geltenden Strafvorſchr. nicht aus⸗ 
reichten und daß die vorgeſehenen Höchſtſtrafen zu niedrig 
bemeſſen ſeien. Weiter wird an dem Strafverfahren über 
den Ehrenſchutz inſofern ſcharfe Kritik geübt, als man unter 
Beibringung zahlreicher Nachweiſe aus der Praxis rügt, das 
Strafverfahren gegen den Beleidiger werde vielfach dazu 
mißbraucht, in der Beweiserhebung alle erdenklichen Privat⸗ 
und Familienverhältniſſe hineinzuzerren, die den Ruf des 
Beleidigten im höchſten Maße zu ſchädigen geeignet ſeien 
und ihm daher an Stelle der mit Recht erwarteten Genug⸗ 
tuung die bitterſten Nachteile und Unzuträglichkeiten brächten. 
In engem Zuſammenhang mit dieſen beiden Beanſtandungen 
ſteht der nach zwei entgegengeſetzten Richtungen präziſierte 
Vorwurf, daß die geltenden Vorſchr. über den Schutz der 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen verfehlt und unzu⸗ 
reichend ſeien. Während nämlich auf der einen Seite die 
Wahrnehmung berechtigter öffentlicher Intereſſen nicht 
vor Strafe ſchütze und durch dieſe Lücke der Geſetzgebung die 
doch vornehmlich zur Wahrnehmung der Intereſſen der Of⸗ 
fentlichkeit berufene Preſſe beſonders hart getroffen werde, 
ſei auf der anderen Seite der § 193 des geltenden StGB. 
erweislich nicht ausreichend zum Schutze der berechtigten 
Intereſſen des Beleidigten. 


Vergegenwärtigt man ſich zur Beurteilung der erſten Be⸗ 
anſtandung die im geltenden StGB. ſowohl für Beleidigung 
wie für üble Nachrede und namentlich auch für Verleumdung 
neben Geldſtrafen feſtgeſetzten hohen Gefängnisſtrafen, ſo wird 
man zugeben müſſen, daß ſchon nach geltendem Recht der 
Vorwurf mangelnden Ehrenſchutzes durch die Juſtiz weniger 
die Geſetzgebung als die Rſpr. treffen kann. Entwurf und 
Strafrechtsausſchuß haben daher gut daran getan, abgeſehen 
von mehreren als notwendig erachteten Strafſchärfungen, im 
allgemeinen an den Grundſätzen der hierüber im geltenden 
StGB. getroffenen Regelung feſtzuhalten und von der Feſt⸗ 
ſetzung von Mindeſtſtrafen bei einfachen Beleidigungen 
und üblen Nachreden abzuſehen. Dagegen iſt der Ausſchuß 
dem dringenden Appell des Berichterſtatters an die Rſpr. 
gefolgt, in beſonders ſchweren Fällen frivoler Beleidigungen 
und Beſchimpfungen von den zuläſſigen hohen Gefängnis⸗ 
ſtrafen zur angemeſſenen und gerechten Sühne Gebrauch zu 
machen. Tatſächlich lehnt ſich das berechtigte Volksempfinden 
dagegen auf, daß die Ehre, obgleich ſie das höchſte bürger⸗ 
liche Staatsgut darſtellt, vielfach in der Rſpr. und bedauer⸗ 
licherweiſe namentlich gerade bei manchen das Intereſſe der 
geſamten Offentlichkeit und Preſſe erregenden Prozeſſen einen 
erheblich geringeren Schutz findet, als andere minder ſchutz⸗ 
bedürftige Rechtsgüter. Diejenigen Staatsbürger, die ſich in 
den Dienſt der Offentlichkeit ſtellen und gewiſſenhaft ihre 
Pflichten gegenüber Volk und Vaterland erfüllen, dürfen doch 
nicht als vogelfrei gelten, ſondern verdienen gerade zur Siche⸗ 
rung ihrer öffentlichen Aufgaben beſonderen Schutz der Rſpr. 
wie der Geſetzgebung. Vergleicht man mit dieſer ſicherlich un⸗ 
anfechtbaren Erwägung die bittere Feſtſtellung, daß in man⸗ 
chen ſehr bekannten Prozeſſen ebenſo ſchwere wie ungerecht⸗ 
fertigte Beleidigungen und Beſchimpfungen verdienter Staats⸗ 
männer und Politiker mit geringfügigen Geldſtrafen „ab⸗ 
gegolten“ wurden, fo ſollte doch die Rſpr., vor allem gegen⸗ 
über profeſſionellen Hetzern und Ehrabſchneidern, eingedenk 
bleiben des Shakeſpeareſchen goldenen Wortes im Othello: 


„Der gute Name iſt bei Mann und Frau 

Das eigentliche Kleinod ihrer Seelen. 

Wer meinen Beutel ſtiehlt, nimmt Tand; 's iſt etwas 
Und nichts, mein war es, wird das Seine nun, 

Und iſt der Sklav von Tauſenden geweſen. 

Doch wer den guten Namen mir entwendet, 
Der raubt mir das, was ihn nicht reicher macht, 
Mich aber bettelarm.“ 


Der zweite Vorwurf, der das Strafverfahren trifft, wird 
vornehmlich im Einf®. und bei der Reform der StPO. zu 
berückſichtigen ſein. Indeſſen, die ſchweren Mängel, die ſich 
gerade auf dieſem Gebiete, im Zuſammenhang mit 8§ 193 
des geltenden St&B,, in der Praxis unverkennbar heraus⸗ 
ſtellten, gaben doch dem Ausſchuſſe begründeten Anlaß, eine 
außerordentlich wichtige Neuregelung für das Einf. ſchon 
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jetzt feſtzulegen. In ſehr vielen Fällen hat nämlich 5 in 

leidigte an einer Beſtrafung des Täters kein oder nu 

ganz geringfügiges Intereſſe, dagegen ein entjheibenbe3 
Intereſſe zur Sicherung feiner durch ehrenkränken d, 


hauptungen gefährdeten Lebensſtellung und ſeines öffent 
lichen Anſehens daran, durch eine Gerichtsverhandlung ldi⸗ 
Unwahrheit der gegen ihn erhobenen ehrenrührigen Beſchu 

gungen feſtſtellen zu laſſen. Da aber dieſem Intere e 8. 
Beleidigten vielfach der dem Beleidiger durch § 199 © fen 
gewährte Schutz der Wahrnehmung berechtigter Fugen 
entgegenſteht, ſo ſoll dieſe Lücke zum Schutze des Beleibig 

dadurch ausgefüllt werden, daß ihm außer und neben und 
Strafſchutz eine mit einem Bußanſpruch verbundene ben 
durch das Strafverfahren laufende Feſtſtellungsklage gegen 
wird, gerichtet auf Feſtſtellung der Unwahrheit der gegen 

gerichteten ehrenrührigen Behauptung. zit 
und das tell 


die beiden letzten Beanſtandungen der öffentlichen Kritik ale 


ar 

Familienlebens, die das öffentliche Intereſſe nicht berühre 
und hat ſie der Täter, ohne durch beſondere Umſtände h it 
genötigt zu fein, öffentlich aufgeſtellt oder verbreitet, u raf⸗ 
es nach $ 319 Abſ. 2 für die Strafbarkeit und die Sucht 
bemeſſung unerheblich, ob ihr Inhalt erweisbar oder Ude; 
erweisbar iſt. Eine Beweiserhebung über die Wahrheit zu 
Inhalts einer ſolchen Behauptung iſt unzuläſſig. =” 
künftigen Rſpr. hat der Berichterſtatter unter Zuſtümn ei 
des Ausſchuſſes die Richtlinien gegeben, daß es im Allgem die 
intereſſe zur Sicherung der Rechtsordnung geboten 1 gen 
Staatsbürger und beſonders auch die im öffentlichen 5 
ſtehenden Perſönlichkeiten davor zu ſchützen, daß ihr Prei 
und Familienleben vor die Öffentlichkeit gezerrt werde in 
jenigen Fälle, in denen es beim öffentlichen Eingreifen an⸗ 
das Privat⸗ oder Familienleben auf den Wahrheitsbewer und 
kommt, müſſen ſich als beſondere Ausnahmefälle ertvet en 
nach der geſamten Sachlage ein wirklich ſchutzbedürftige⸗ nſa⸗ 
berechtigtes Intereſſe der Offentlichkeit begründen. Se 05 
tionsluſt, Wewinnſucht, Gehäſſigkeit und fonftige niedrige auch 
weggründe dürfen nicht als Rechtfertigung gelten, aber e 
nicht einſeitige Parteiintereſſen. Bei Abwägung widerſthe 
tender Intereſſen iſt die beſondere Schutzbedürftigkeit 2 
im Dienfte der Offentlichkeit tätigen Perſönlichkeiten u en 
rückſichtigen. Das Hineinzerren von Privatangelegen “ ug 
in die Offentlichkeit darf um ſo weniger als gerechtfertig in 
ten, je weniger es zur Berufstätigkeit des Angegriffench et⸗ 
Beziehung ſteht und je weiter die behaupteten Vorgänge de 
lich zurückliegen. 


“ ung 


Was ſchließlich den am heftigſten umſtrittenen ac, 
der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen (8 320) ane ol 


fo war im Anſchluß an die früheren Ausfhußbeihtlll” pi 

gende auch die berechtigten und ſchutzwürdigen Intere men 

verantwortungsbewußten und anſtändigen Preſſe volle ge⸗ 

ſichernde Neufaſſung des Abſ. 2 betr. Straffreiheit v 

ſchlagen worden: dr 
„dasſelbe gilt, wenn der Täter zur Wahrnehmung eines bee, 
tigten öffentlichen oder ihn nahe angehen en 
vaten Intereſſes handelt und er ſich erweislich m 
ſchuldbarem guten Glauben an die Wahrheit der Außerung 
funden hat.“ 


Die durch die Abweſenheit dreier Fraktionen ſich o 
Mehrheit des Ausſchuſſes hat die Schlußworte da er ſich 
ändert: „... und die Umſtände ergeben, daß er des 
in...” Die übrigen Parteien halten dagegen zum Schu an 
Beteiligten und zur Verhütung ſchwerer Mißbräuche IF Kri⸗ 
dem nach ihrer Überzeugung zu Unrecht angefochtenen des 
terium „erweislich“, da hierdurch an den Grundſübe cht 
Strafverfahrens und an der freien Beweiswürdigung heim ⸗ 
geändert wird, auch eine Gefährdung des Redaktlonsge huber 
niſſes nicht zu beſorgen iſt. Dringend erwünſcht it. da gabe 
diefen für die Praxis beſonders wichtigen Punkt DOT be Die 
ſchließenden Regelung eine Verſtändigung erzielt we ühr⸗ 
weiteren Vorſchr. des 24. Abſchn. geben zu einer aus 
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ichen Erörterung um deswillen keinen Anlaß, weil der Verf. 
110 Anſchluß an die frühere Beſchlußfaſſung des Strafrechts⸗ 
usſchuſſes darüber damals in der ZW. eingehend berichtete. 
lic Da aber die neuen Ausſchußbeſchlüſſe ſowohl hinſicht⸗ 
= der Gruppierung wie der Formulierung manche weſent⸗ 
uchen Anderungen und Umgeſtaltungen gegenüber der Vorlage 
au auch gegenüber der früheren Beſchlußfaſſung darſtellen, 
dd wird die nachſtehende Zuſammenſtellung der gebotenen 
Drientierung dienen. 


8 317. 


üble Nachrede. 
85 Wer über jemand eine Behauptung tatſächlicher Art aufſtellt 
8 verbreitet, die geeignet iſt, ihn verächtlich zu machen oder in 
10 öffentlichen Meinung herabzuſetzen, wird mit Gefängnis bis zu 
zei Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft. 
In beſonders leichten Fällen kann das Gericht von Strafe abſehen. 


8 317. 


Wahrheitsbeweis. 

Tat Wird der Inhalt der Behauptung (8 317) erwieſen, ſo iſt die 
5 nicht als üble Nachrede ſtrafbar. Daß jemand etwas Strafbares 
erungen habe, gilt als erwieſen, wenn er wegen der Tat rechtskräftig 
eilt worden ift, und als widerlegt, wenn er rechtskräftig frei⸗ 
an ochen worden ift, weil er die Tat nicht begangen habe oder nicht 

erführt fei. 
Fa Betrifft die Behauptung Angelegenheiten des Privat⸗ oder 
fie milienlebens, die das öffentliche Intereſſe nicht berühren, und hat 
1 0 Täter, ohne durch beſondere Umſtände hierzu genötigt zu ſein, 
de 705 aufgeſtellt oder verbreitet, jo iſt es für die Strafbarkeit und 
erwei trafbemeſſung unerheblich, ob ihr Inhalt erweisbar oder nicht 
ein eisbar ift; eine Beweiserhebung über die Wahrheit des Inhalts 

er ſolchen Behauptung iſt unzuläffig. 


8 318. 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen. 
lich Tadelnde Urteile über wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder gewerb⸗ 
eine. Leiſtungen ſowie über Urteile eines Gerichts oder Entſcheidungen 
erfül Behörde und Außerungen, durch die jemand eine Rechtspflicht 
füllt oder ein Recht ausübt, find nicht als üble Nachrede ſtrafbar. 
tigt Dasſelbe gilt, wenn der Täter zur Wahrnehmung eines berech⸗ 
5 öffentlichen oder ihn nahe angehenden privaten Intereſſes han⸗ 
zelt und die Umſtände die Annahme rechtfertigen, daß er ſich in ent⸗ 


ſchuldbarem guten Glauben an die Wahrheit der Außerung befunden hat. 


8 319. 
Verleumdung. 


ruh Wer wider beſſeres Wiſſen über jemand eine unwahre ehren⸗ 
wird de Behauptung tatſächlicher Art (8 317) aufſtellt oder verbreitet, 
mit Gefängnis nicht unter einem Monat beſtraft. 


$ 320. 
Beleidigung. 
Wer jemand auf andere Weiſe als durch üble Nachrede oder 
umdung beleidigt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder 


Geldſtrafe beſtraft. 
In beſonders leichten Fallen kann das Gericht von Strafe abſehen. 


Perle 
mit 


Wer ſich nur durch die berechtigte Entrüſtung über das unmittel⸗ 
bar vorausgegangene Benehmen eines anderen hinreißen läßt, ihn in 
einer nach den Umſtänden entſchuldbaren Weiſe zu beleidigen, wird 
nicht beſtraft. 


§ 320 a. 
In den Fällen der Ss 317 a, 318 iſt der Täter wegen Be⸗ 
leidigung (5 320) ſtrafbar, wenn ſich aus der Form oder den Um⸗ 
ſtänden der Außerung eine Beleidigung ergibt. 


8 320 b. 
Beleidigt jemand einen anderen dadurch, daß er eine ehren⸗ 
rührige Behauptung tatſächlicher Art nur dem Betroffenen gegenüber 
aufſtellt, jo gelten die 88 317 a, 318, 320 4 entſprechend. 


8 321. 


Vorwurf einer ftrafbaren Handlung. 

Wer in der Abſicht, jemand zu ſchmähen, ihm eine ſtrafbare 
Handlung oder eine Verurteilung vorhält oder einem anderen davon 
Mitteilung macht, obwohl die Tat abgeurteilt und die Strafe verbüßt, 
verjährt, erlaſſen oder ganz oder teilweiſe bedingt erlaſſen oder ob⸗ 
wohl die Strafverfolgung verjährt oder niedergeſchlagen iſt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe beſtraft. 


8 322. 
Verfolgung auf Verlangen. 

Die Beleidigung (88 317, 319—321) wird nur auf Verlangen 
des Beleidigten oder, falls ſich die Beleidigung gegen eine Körper⸗ 
ſchaft, eine juriſtiſche Perſon, einen nichtrechtsfähigen Verein oder 
gegen eine Geſellſchaft richtet, die als ſolche in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten klagen kann, auf deren Verlangen verfolgt. 

Iſt die Beleidigung gegen eine Behörde oder gegen einen Amks⸗ 
träger oder einen Soldaten während der Ausübung ihres Amtes oder 
Dienſtes oder in Beziehung auf das Amt oder den Dienſt begangen, 
ſo wird die Tat auch auf Verlangen des Vorgeſetzten verfolgt. Das⸗ 
ſelbe gilt für Behörden oder Träger von Amtern der Religionsgeſell⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts. 

Iſt ein Verſtorbener beleidigt, ſo wird die Tat nur auf Ver⸗ 
langen ſeines Ehegatten oder eines Kindes verfolgt. Sind Ehegatte 
oder Kinder nicht vorhanden oder vor Ablauf der Friſt, innerhalb 
deren das Verlangen geſtellt werden muß, geſtorben, ſo wird die Tat 
auf Verlangen feiner Eltern, Großeltern, Enkel oder Geſchwiſter verfolgt. 


§ 323. 
Bekanntmachung der Verurteilung. 

Dem durch die Beleidigung (88 317, 319-321) Verletzten und 
den im § 322 Abſ. 2, 3 bezeichneten Perſonen kann das Gericht auf 
Antrag geſtatten, die Verurteilung auf Koſten des Verurteilten öffent⸗ 
lich bekanntzumachen. 

Iſt die Beleidigung in einer Zeitung oder Zeitſchrift erfolgt, ſo 
hat das Gericht auf Antrag eines nach Abſ. 1 Antragsberechtigten an⸗ 
zuordnen, daß die Verurteilung in der Zeitung oder Zeitſchrift, und 
zwar in demſelben Teil und mit derſelben Schrift wie die Beleidigung, 
bekanntzumachen iſt. 

Zu 8 323 iſt ergänzend zu bemerken, daß der Ausſchuß be⸗ 
ſchloſſen hat, daß bei jeder öffentlichen üblen Nachrede und Verleum⸗ 
dung und bei jeder ſonſtigen in einer öffentlichen Verſammlung er⸗ 
folgten Beleidigung die Urteilsbekanntmachung auf Antrag des Ver⸗ 
letzten obligatoriſch ſein ſoll. Die redaktionelle Faſſung dieſes Be⸗ 
ſchluſſes ſteht noch aus. 


Zur Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts in Preußen. 


8 k j 5 2 

eamtendienſtſtrafordnung und Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Beamten vom 27. Jan. 1932 (GS. 59 und 79). 
(Tag des Inkrafttretens: 1. April 1932.) 
Von Landgerichtsrat Dr. Wittland, Berlin. 


dun! Das auf den Gef. v. 7. Mai 1851 und v. 21. Juli 1852 
u 97 einer größeren Zahl überaus verſtreuter Abänderungs⸗ 
iſt buergänzungsgeſetze beruhende preuß. Dienſtſtrafrecht 
de 5 die beiden Geſetze zur Umgeſtaltung des Dienſtſtraf⸗ 
11 3 der richterlichen und der nichtrichterlichen Beamten v. 
tun Jan. 1932 (GS. 9 u. 31) nach rund achtzigjähriger Gel⸗ 

den heutigen Anſchauungen entſprechend neugeordnet 
gehe Das Ergebnis der Umgeſtaltung, bei der in weit⸗ 
rat ndem Umfang die Beratungen im Reichstag und Reichs⸗ 

über den Entw. e. Reichsdienſtſtrafordnung berückſichtigt 


worden ſind, iſt in der Beamtendienſtſtrafordnung 
(BD Std.) und der Dienſtſtrafordnung für die rich⸗ 
terlichen Beamten (NDED.) v. 27. Jan. 1932 ent⸗ 
halten. Dieſe geben den Inhalt der alten Dienſtſtrafgeſetze 
unter Berückſichtigung der durch die Umgeſtaltungsgeſetze an⸗ 
geordneten Anderungen und unter Einarbeitung der ſonſt 
noch fortgeltenden Ergänzungsbeſtimmungen in teilweiſe neuer 
Faſſung wieder und werden bei ihrem Inkrafttreten am 
1. April 1932 — von einigen wenigen Nebengeſetzen abge⸗ 
ſehen — die alleinige Quelle für das Dienſtſtrafrecht der 
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richterlichen und nichtrichterlichen unmittelbaren Staatsbeam- 
ten ſowie ſämtlicher mittelbaren Beamten in Preußen dar⸗ 
ſtellen. Eine erſchöpfende Aufzählung aller Einzelheiten der 
Neuregelung iſt in dieſem Rahmen nicht möglich; deshalb 
ſei unter beſonderer Berückſichtigung der zum Bereich der 
Juſtizverwaltung gehörigen Beamtengruppen nur auf eine 
Reihe bedeutſamer Punkte hingewieſen. 

Dienſtſtrafen: Strafverſetzung, die ſchon bisher nur 
gegenüber unmittelbaren Staatsbeamten zuläſſig war, iſt mit 
Rückſicht auf die Möglichkeit, nichtrichterliche Beamte durch 
Verwaltungsanordnung im Intereſſe des Dienſtes zu ver⸗ 
ſetzen, bei dieſen Beamten abgeſchafft und durch Gehalts⸗ 
kürzung erſetzt (S 11 BDSLHD.), während gegen richterliche Be⸗ 
amte, die gegen ihren Willen durch Verwaltungsverfügung 
nicht verſetzt werden können, auch künftig noch auf Strafver⸗ 
ſetzung erkannt werden kann (§ 10 Nr. 4 NDS.) Die 
Verhängung einer Dienſtſtrafe kann fortan nicht mehr er⸗ 
folgen, wenn das Dienſtvergehen verjährt iſt (regel⸗ 
mäßig nach fünf Jahren ſeit Begehung des Dienſtvergehens, 
nie aber vor Eintritt der Verjährung einer in dem Tat⸗ 
beſtand etwa zugleich enthaltenen ſtrafbaren Handlung! — 88 
NDSD.; 815 BDStO. —); abweichend von den Verjährungs⸗ 
vorſchr. des StGB. kennt das Dienſtſtrafrecht keine Unter⸗ 
brechung, ſondern nur ein Ruhen der Verjährung und läßt 
dieſes allein für die Dauer eines förmlichen Dienſtſtrafver⸗ 
fahrens und während der Beurlaubung des Beamten aus dem 
Staatsdienſt eintreten. Dienſtſtrafen können wie bisher im 
nichtförmlichen Verfahren durch Dienſtvorgeſetzte und im 
förmlichen Dienſtſtrafverfahren durch die Dienſtſtrafgerichte 
verhängt werden; dem förmlichen Verfahren ſind Gehalts⸗ 
kürzung und Dienſtentlaſſung, bei richterlichen Beamten auch 
Verweis und Geldbuße vorbehalten. Richterlichen Beamten 
konnten bisher alle Dienſtvorgeſetzten Rügen und Ermah⸗ 
nungen — Maßnahmen rein aufſichts rechtlicher Natur — er⸗ 
teilen, dagegen war die Zuſtändigkeit zur Verhängung einer 
Mahnung als Dienſtſtrafmaßnahme auf die LGPräſ. und 
OLG Präs. beſchränkt und dem JuſtMin. als einem Dienſt⸗ 
vorgeſetzten ohne Richtereigenſchaft entzogen; die NDSD. 
hat die Mahnung beſeitigt und an ihrer Stelle zugelaſſen, 
daß die Warnung von den Dienſtvorgeſetzten, nunmehr aber 
auch vom JuſtMin. und gegen die OLGPräſ., verhängt wer⸗ 
den kann (8 17 R Std.). Dieſe Neuregelung hat zur Folge, 
daß, während bisher die LG- und DLGPrÄf. bei Verhängung 
einer Mahnung als richterliche, an dienſtliche Weiſungen 
nicht gebundene Beamte handelten, ſie künftig in der Frage 
der Verhängung einer Warnung den Weiſungen höherer Vor⸗ 
geſetzten zu folgen verpflichtet ſind. Nur die von Dienſt⸗ 
ſtrafgerichten verhängten Dienſtſtrafen find der Rechtskraft 
fähig, der von einem Dienſtvorgeſetzten erlaſſene Strafbeſcheid 
kann jederzeit aufgehoben und gemildert, vom höheren Dienſt⸗ 
vorgeſetzten aber auch verſchärft werden (8 20 RDSD.; 
§ 19 BDSD.); dieſe Regelung bringt es mit ſich, daß, ſelbſt 
wenn ein beſtrafter Beamter Beſchwerde gegen den Straf⸗ 
beſcheid erhebt, eine rekormatio in peius, ſoweit überhaupt 
möglich, nicht ausgeſchloſſen iſt. Gegen den Strafbeſcheid des 
Dienſtvorgeſetzten iſt jetzt in jedem Falle entſprechend Art. 129 
Abſ. 3 RVerf. ein Rechtsbehelf gegeben: Richterliche Be⸗ 
amte können bei Erteilung einer Rüge, Ermahnung oder 
Warnung entweder Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege er⸗ 
heben oder die Einleitung eines förmlichen Dienſtſtrafver⸗ 
fahrens beantragen ($ 19 RDStd.); bei gemeindlichen Be⸗ 
amten iſt nach 8 94 BDSD. zunächſt Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde zuläſſig, ihr Beſcheid kann ſowohl von dem 
beſtraften Beamten als auch von ſeinem Dienſtvorgeſetzten 
mit dem Antrag auf Entſcheidung durch die Dienſtſtrafkammer 
angefochten werden; die übrigen nichtrichterlichen Beamten 
ſind auf die Aufſichtsbeſchwerde angewieſen, können aber, 
wenn der Miniſter die Strafe im erſten Rechtszuge verhängt 
1 8 durch den Dienſtſtrafhof beantragen (8 18 

O.). 


a Dienſtſtrafgerichte: Die bisherige Zuſtändigkeit der 
Dienſtſtrafgerichte für die nichtrichterlichen Beamten iſt 
weſentlich vereinfacht. Das preuß. Staatsminiſterium, das bis⸗ 
her in Dienſtſtrafverfahren gegen beſtimmte Beamtengruppen 
als Berufungsinſtanz zu entſcheiden hatte, ſcheidet als Dienſt⸗ 
ſtrafgericht völlig aus; ebenſo fallen die Dienſtſtrafgerichte 
bei den Provinzialſchulkollegien, Oberbergämtern, Landes⸗ 


Auffätze 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


kulturämtern, bei der Oberrechnungskammer, beim Polizei, 
präſidium in Berlin ſowie beim Kreis⸗ und Bezirksaus ut 
fort. Als Dienſtſtrafgericht erſter Inſtanz gibt es künftig = 
noch die Dienſtſtrafkammer, die für alle nichtrichterlichen * 
amten ohne Unterſchied des Ranges und der Stellung = 
ſtändig iſt und für die nichtrichterlichen Juſtizbeamte er 
den OLG. (589 BDSD.), für alle übrigen nichtriche 

lichen Beamten bei den Regierungen gebildet wird. se 
Berufungs⸗ und Beſchwerdegericht werden künftig ur — 
Dienſtſtrafhof in Berlin für alle unmittelbaren Skaatsbean, 
ten und die Dienſtſtrafſenate des OVG. für die gemeinblichee 
Beamten beſtehen. Bei der Beſetzung dieſer Dienſtſtrafge ger 
werden neben Berufsrichtern der ordentlichen und der ans 
waltungsgerichtsbarkeit in weitgehendem Umfange auch 
treter der Beamtenſchaft ſelbſt beteiligt, indem bei jeder 


Dienſtſtrafſachen der richterlichen Beamten entſcheiden . 


tare und einige andere richterliche Beamte bei den OLE er 
durch VO. v. 11. März 1932 (GS. 123) find nur der nd 
zirk des OLG. Marienwerder dem OLG. Königsberg 
dem KO. ſowie der O80 Bezirk Frankfurt a. M. dem DET 
Kaſſel zugewieſen —, für die Mitglieder der Bezirksa u 
ſchüſſe beim OVG. gebildet werden; dementſprechend ſind na 
rufungs⸗ und Beſchwerdegericht der Große Dienſiſtraſſene, 
beim NG. und der beim DVG. An der Entscheidung OK, 
Dienſtſtrafgerichte nehmen außer Mitgliedern der Geri a 
bei denen das Dienſtſtrafgericht gebildet ift, Vertreter“ 
Richterſchaft teil (88 25, 26 NDSLD.). At 
Verfahren: Erhebliche Anderungen weiſen die Bor 
über das förmliche Dienftftrafperfahren auf. ichen 
iſt, daß nichtrichterliche Beamte die Einleitung des förmli um 
Dienſtſtrafverfahrens gegen ſich ſelbſt beantragen können, en 
ſich von dem Verdacht eines Dienſtvergehens zu rein daß 
und daß einem ſolchen Antrage ſtattgegeben werden m en 
ſofern der Dienſtvorgeſetzte nicht erklärt und auf Verlage 
begründet, daß ein Grund für die Einleitung nicht vol der 
(8 25 BDSD.). Im förmlichen Dienſtſtrafverfahren kann. 12 
Angeſchuldigte ſich jetzt in jeder Lage des Verfahren? e 
Verteidigers bedienen; ausdrücklich ift vorgeſehen, chen 
er neben anderen Perſonen auch jeden bei einem beutſe 8 
Gericht zugelaſſenen RA. als Verteidiger wählen kann 5 2 
RDStd.; § 20 BDStd .). Auf Verlangen find dem Auge 
ſchuldigten und feinem Verteidiger jederzeit, während . 
Vorunterſuchung allerdings nur, wenn der Unterſuchung, 
zweck nicht gefährdet wird, die Akten zur Einſicht 1 


zulegen (8 39 R DStd.; $ 21 BDSD.), Die Vorunte ae 
bgeblich 


ſuchung bildet auch nach neuem Recht die ma 
Grundlage für die Entſcheidung des Dienſtſtrafgerichts, 
der Grundſatz der Unmittelbarkeit der mündlichen Verhaicht 
lung — vorwiegend aus finanziellen Rückſichten — no wie 
eingeführt worden iſt. Die Beweiserhebung erfolgt Beben da⸗ 
bisher im weſentlichen in der Vorunterſuchung. iefe iſt ten 
für aber mit ſtärkerem Rechtsſchutz für den Angeſchulteg er 
ausgeſtattet worden: So wird der Unterſuchungsſn ſon⸗ 
nicht mehr vom Dienſtvorgeſetzten des Angeſchuldigten men 
dern vom Vorſitzenden des Dienſtſtrafgerichts im Bench. 
mit dem Leiter der Provinzialbehörde beſtellt (8 33 rs 
NDSD.; 8 26 BDSD.); auf ihn finden — eine re en 
nur für das Dienſtſtrafrecht der nichtrichterlichen Bea 1 
— die Beſtimmungen der StPO. über die Ausſchließung An⸗ 
die Ablehnung des Unterſuchungsrichters entſpreche Hurch⸗ 
wendung. Der Unterſuchungsführer iſt ferner in der jungen 
führung der Vorunterſuchung unabhängig und an wen! von 
nicht gebunden. Alle Beweiserhebungen mit Ausnahme nt? 
Beſchlagnahmen und Durchſuchungen find parteio fte nd 
lich inſofern, als der Angeſchuldigte, ſein Verteidiger ten 
naturgemäß auch der Beamte der StA. ihnen von der e 1 
Vernehmung des Angeſchuldigten ab beiwohnen können, 
zu allen Terminen geladen werden müſſen (8 40 Ver⸗ 
NDS. u. BDSID.). Beachtenswert iſt ferner, daß die er 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen in der Vorun 
ſuchung grundſätzlich uneidlich erfolgt, wahrend bishe are 
eidliche Vernehmung vorgeſchrieben war und nur bein 


— 
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liegen der in der SPD. bezeichneten Gründe unterbleiben 
onnte; jetzt kommt die eidliche Vernehmung nur dann in 
auß nacht, wenn der Unterſuchungsführer ſie mit Rückſicht 
Sr die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung einer 
ahrheitsgemäßen Ausſage für erforderlich erachtet (8 40 
def 3). In jedem Falle erfolgt die Beeidigung erſt nach 
Be Vernehmung. Im Dienſtſtrafrecht der nichtrichterlichen 
eamten iſt die Beſtimmung beibehalten worden, nach der 
der Fachminiſter auf Grund des Ergebniſſes der Vorunter⸗ 
1 ung das förmliche Dienſtſtrafverfahren einſtellen und ge⸗ 
ee eine Ordnungsſtrafe verhängen kann ($ 41 


8 Nachdem im Dienſtſtrafverfahren gegen richterliche Be⸗ 
ne ſchon ſeit mehr als vier Jahren in öffentlicher Sitzung 
wirhandelt wird, iſt nunmehr auch im Verfahren gegen nicht⸗ 
ichterliche Beamte die Öffentlichkeit der mündlichen Ver⸗ 
Verdlung eingeführt worden; ſie kann gegen den Willen des 
Stamten der StA. nicht ausgeſchloſſen werden (8 45 RD⸗ 
in: 8 43 BDESLD.). Der Gang der mündlichen Ver⸗ 
Andlung beſteht in der Hauptſache aus der Verleſung 
der Niederſchriften über die in der Vorunterſuchung erhobenen 
gie, doch bringen die Dienſtſtrafordnungen ſtärker als 
das bisherige Recht zum Ausdruck, daß die Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen in der mündlichen Verhand⸗ 
zung ſelbſt nicht auf gar zu ſeltene Ausnahmefälle beſchränkt 
ein ſoll. Schon der Vorſitzende des Dienſtſtrafgerichts kann 
Zeugen und Sachverſtändige, deren Vernehmung er für er⸗ 
Iiderlich hält, zur mündlichen Verhandlung laden; das 
ienſtſtrafgericht kann die Ladung weiterer Perſonen anord⸗ 
1105 Auch ſolche Zeugen und Sachverſtändige, die in der 
Horunterſuchung uneidlich vernommen worden ſind, deren 
elbidigung aber dem Vorſitzenden oder dem Dienſtſtrafgericht 
2 ſt erforderlich erſcheint, ſind zu laden. Endlich haben der 
dasbeſchuldigte, ſein Verteidiger und der Beamte der StA. 
as Recht, Perſonen, deren Ladung zur mündlichen Verhand⸗ 
zung der Vorſitzende abgelehnt hat, unmittelbar laden zu 
laſſen (8 43 Abs. 2 R Std.; § 42 Abſ. 2 BDSLD.). Sämt- 
iche zur mündlichen Verhandlung geladenen und erſchienenen 
Serlonen müſſen vernommen werden (8 46 Abſ. 2 RD⸗ 
O.; 8 44 Abf. 2 B Std.); als einzige Einſchränkung wird 
an in ſinngemäßer Anwendung des $ 245 Abſ. 1 StPO. 
gelten laſſen dürfen, daß Beweiserhebungen unterbleiben, 
un fie zum Zwecke der Prozeßverſchleppung beantragt wer⸗ 
Mit. Das Dienſtſtrafgericht, das feine Entſcheidungen bisher 
mit einfacher Stimmenmehrheit fällte, kann jetzt, ſoweit es 
der um die Tat⸗ oder Schuldfrage oder um die Bemeſſung 
175 Strafe handelt, zum Nachteil des Angeſchuldigten nur 
ent einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
autſcheiden (5 48 Abſ. 2 RDStd.; § 47 Abſ. 2 BDStd.). 
8 bisher in Preußen nicht einheitlich beantwortete Frage, 
iR das Dienſtſtrafgericht bei feiner Entſcheidung an die tat- 
bichlichen Feſtſtellungen und etwa auch an die rechtliche Wür⸗ 
beter eines Strafurteils, in dem über denſelben Tatbeſtand 
reits entſchieden worden iſt, gebunden ſei, iſt in dem neuen 
die ht dahin geregelt worden, daß das Dienſtſtrafgericht an 
ei tatſächlichen Feſtſtellungen eines Strafurteils — und 
haltge mäß auch an die rechtliche Beurteilung des Sachver⸗ 
95 — nicht gebunden iſt, ſie aber ohne erneute Nach⸗ 
Ab fung im Dienſtſtrafverfahren zugrunde legen kann (8 3 
fe ſ. 3 NDSI.; § 4 BDSLD.); die ſchon in den alten Ge⸗ 
cn vorgeſchriebene Bindung der Dienſtſtrafbehörden an ein 
5 Freiſprechung erkennendes Strafurteil iſt beſtehen ge⸗ 
n im Falle ſtrafgerichtlicher Freiſprechung darf wegen 
sſelben Tatbeſtandes eine Dienſtſtrafe nur dann verhängt 
ſtra en, wenn dieſer unabhängig von den Merkmalen einer 
ſrafbaren Handlung ein Dienſtvergehen enthält. Die Be⸗ 
immungen über die Berufung im Dienſtſtrafverfahren ent⸗ 
rechen dem bisherigen Recht; jedoch iſt ein empfindlicher 
fh angel der alten Geſetze behoben worden: Für das Ver⸗ 
hren im zweiten Rechtszuge gelten jetzt die Vorſchr. über 
1 Verfahren vor dem erſtinſtanzlichen Gericht entſprechend, 
1 daß nunmehr in der Berufungsinſtanz auf Grund 
mündlicher Verhandlung und nicht mehr allein auf 
A der Akten im Beſchlußverfahren entſchieden wird 
54 RDStO.; 8 53 B St.). 
a bejonderer Bedeutung iſt die in beiden Dienſtſtraf⸗ 
ungen enthaltene Regelung der Wiederaufnahme 


S 
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eines Dienſtſtrafverfahrens. Die Zulaſſung der Wie⸗ 
deraufnahme kann als eine Neuſchöpfung bezeichnet werden, 
wenngleich für die richterlichen Beamten in 8 43 Gef. von 
1851 „das außerordentliche Rechtsmittel der Reſtitution“ 
nach Maßgabe der VO. v. 3. Jan. 1849 (GS. 14) zugelaſ⸗ 
fen und im Schutzpol BGG. v. 16. Aug. 1922 (GS. 251), das 
inzwiſchen durch das Pol BG. v. 31. Juli 1927 bereits wie⸗ 
der außer Kraft geſetzt iſt, die Wiederaufnahme nach Maßgabe 
der 88 359 ff. StPO. vorgeſehen war; in beiden Fällen hat 
jedoch die Wiederaufnahme keine praktiſche Bedeutung erlangt. 
Soweit es ſich nach dem neuen Recht um die Wiederauf⸗ 
nahme eines nichtförmlichen Dienſtſtrafverfah⸗ 
rens handelt, iſt mit Rückſicht auf die hier fehlende Rechts⸗ 
kraftwirkung nur beſtimmt, daß beim Vorliegen eines Wieder⸗ 
aufnahmegrundes der Strafbeſcheid vom Dienſtvorgeſetzten 
aufgehoben werden kann, und daß, wenn ein Wiederaufnahme⸗ 
antrag eines Beamten abgelehnt wird, die ſonſt im nicht⸗ 
förmlichen Verfahren gegebenen Rechtsbehelfe zuläſſig ſind 
(8 75 RDSD. u. BDSLD.). Den Beſtimmungen über die 
Wiederaufnahme eines förmlichen Dienſtſtraf⸗ 
verfahrens hat der Entw. e. Einj®. z. Allg. Dtſch. StGB. 
und zum StrVollzG. (RTDruckſ. Nr. 2070 IV. Wahlperiode) 
zugrunde gelegen, doch finden ſich manche Abweichungen. 
Die Wiederaufnahme iſt ſowohl zugunſten wie auch zuungun⸗ 
ſten des Angeſchuldigten möglich. Sie iſt in jedem Falle 
ausgeſchloſſen, wenn der Angeſchuldigte nach rechtskräftigem 
Abſchluß des Dienſtſtrafverfahrens im ordentlichen Strafver⸗ 
fahren zu einer Strafe verurteilt iſt, die nach StGB. den 
Amtsverluſt ohne weiteres nach ſich zieht oder nach ſich 
ziehen würde, wenn der Verurteilte noch Beamter wäre ($ 62 
KDD. u. BISD.). Im übrigen unterliegt die Wieder⸗ 
aufnahme zugunſten des Verurteilten keiner zeit⸗ 
lichen Beſchränkung und wird weder durch die bereits erfolgte 
Strafvollſtreckung noch ſelbſt durch den Tod des Verurteilten 
ausgeſchloſſen, während die Wiederaufnahme zuungun⸗ 
ſten des Angeſchuldigten nur vor Eintritt der Verjährung 
und nicht mehr nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Beamten⸗ 
verhältnis zuläſſig iſt. Wie im Strafprozeß findet die Wieder⸗ 
aufnahme nur beim Vorliegen in den Dienſtſtrafordnungen 
beſtimme bezeichneter Wiederaufnahmegründe ſtatt ($ 60); 
dieſe lehnen ſich an die Gründe an, die auch im Strafprozeß 
die Wiederaufnahme des Verfahrens rechtfertigen, ſtellen aber 
an die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme nicht ganz ſo ſchwere 
Bedingungen. Liegt ein Grund für die Wiederaufnahme eines 
Dienſtſtrafverfahrens vor, jo iſt weiter erforderlich, daß der 
Grund geeignet iſt, eine beſtimmte erhebliche Anderung der 
angefochtenen Entſcheidung herbeizuführen: Die Wiederauf⸗ 
nahme iſt unſtatthaft, um eine Ordnungsſtrafe (Warnung, 
Verweis, Geldbuße) durch eine andere Ordnungsſtrafe zu er⸗ 
ſetzen, die Höhe einer Geldbuße oder die Koſtenentſcheidung 
abzuändern oder eine Entſcheidung über die Zubilligung einer 
Unterſtützung im Falle der Dienſtentlaſſung herbeizuführen 
oder zu ändern (8 63 RDSD. u. BDSD.). Das Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren wird nur auf Antrag wiederaufgenommen; an⸗ 
tragsberechtigt ſind der Angeſchuldigte, ſein Verteidiger oder 
ſein geſetzlicher Vertreter ſowie nach ſeinem Tode ſeine näher 
bezeichneten Angehörigen; auch der Fachminiſter kann die 
Wiederaufnahme beantragen. Das Verfahren im Falle der 
Wiederaufnahme gliedert ſich in drei Abſchnitte: Zunächſt 
iſt zu prüfen, ob der Wiederaufnahmeantrag zuläſſig iſt; 
für ſeine Zuläſſigkeit ſind im weſentlichen formelle Gründe 
entſcheidend. Ein zuläſſiger Wiederaufnahmeantrag muß ferner 
begründet erſcheinen, d. h. er muß geeignet ſein, ein im 
Wiederaufnahmeverfahren verfolgbares Ziel zu erreichen, und 
die in ihm angeführten Behauptungen müſſen ſich als zu⸗ 
treffend beweiſen laſſen. Zum Zwecke der Prüfung, ob der 
Antrag begründet iſt, können Ermittlungen zur Aufklärung des 
Sachverhalts vorgenommen werden. Erſt wenn der Wiederauf⸗ 
nahmeantrag ſich als begründet erweiſt, wird die Wieder⸗ 
aufnahme angeordnet; andernfalls kann der Antrag 
als unzuläſſig verworfen oder als unbegründet zurückgewieſen 
werden. Für alle dieſe Entſcheidungen im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren iſt das Dienſtſtrafgericht zuſtändig, deſſen Entſchei⸗ 
dung mit dem Wiederaufnahmeantrag angefochten wird. Wäh⸗ 
rend aber im Strafprozeßrecht dieſes Gericht auch für die 
weiter im Wiederaufnahmeverfahren zu treffenden Entſchei⸗ 
dungen zuftändig bleibt, geht im dienſtſtrafgerichtlichen Wie⸗ 
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deraufnahmeverfahren die Zuſtändigkeit für die zu erlaſſende 
Endentſcheidung auf das Dienſtſtrafgericht über, das im 
früheren Verfahren im erſten Nechtszuge entſchieden hat. 
Da auf dieſe Weiſe in aller Regel die Zuſtändigkeit der 
Dienſtſtrafkammer bzw. des Dienſtſtrafſenats begründet wird, 
iſt es möglich, das Wiederaufnahmeverfahren durch zwei In⸗ 
ſtanzen durchzuführen. Die Dienſtſtrafordnungen ſehen daher 
ausdrücklich vor, daß die im Wiederaufnahmeverfahren er⸗ 
gehenden Entſcheidungen der erſtinſtanzlichen Dienſtſtraf⸗ 
gerichte mit Berufung oder Beſchwerde angefochten 
werden können (8 73 ARDSD. u. BDSLDO.). Die Endent⸗ 
ſcheidung im Wiederaufnahmeverfahren kann auf entſprechen⸗ 
den Antrag des Beamten der StA. ohne mündliche Verhand⸗ 
lung ergehen, wenn der Sachverhalt völlig aufgeklärt iſt und 
die Freiſprechung des Angeſchuldigten rechtfertigt. Liegen 
dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo muß die mündliche 
Verhandlung erneuert werden. Während aber in einem 
ſolchen Falle im ſtrafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren 
die Entſcheidung auf Grund einer völlig neuen Beweisauf⸗ 
nahme ergeht, bildet int dienſtſtrafgerichtlichen Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren die frühere Vorunterſuchung die maßgebliche 
Grundlage, die nur durch das Ergebnis etwa zur Aufklärung 
des Sachverhalts neu angeſtellter Ermittlungen ergänzt wird. 
Im dienſtſtrafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren bleibt da⸗ 
her der Zuſammenhang mit der Beweisaufnahme im früheren 
Verfahren ziemlich weitgehend gewahrt. Nicht unerwähnt 
darf bleiben, daß im dienſtſtrafgerichtlichen Wiederaufnahme⸗ 
verfahren ein Dienſtſtrafrichter, der an der mit dem Wieder⸗ 
aufnahmeantrag angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, 
kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt (8 74). 

An die Einführung der Wiederaufnahme im Dienſtſtraf⸗ 
recht knüpft ſich die Entſchädigung unſchuldig Ver⸗ 
urteilter. Eine Entſchädigung iſt nur dann vorgeſehen, 
wenn das Dienſtſtrafverfahren zur Ausſtoßung des Ange⸗ 
ſchuldigten aus der Beamtenſchaft geführt hat; wird daher 
ein auf Dienſtentlaſſung lautendes Dienſtſtrafurteil im Wie⸗ 
deraufnahmeverfahren aufgehoben und auf Freiſprechung oder 
eine mildere Dienſtſtrafe als Dienſtentlaſſung erkannt, jo ſoll 
der Verurteilte, wenn ſich ſeine Unſchuld herausſtellt oder 
ſeine Schuld die Strafe der Dienſtentlaſſung nicht rechtfertigt 
und auch ein begründeter Verdacht hinſichtlich eines die Dienſt⸗ 
entlaſſung rechtfertigenden Tatbeſtandes nicht beſtehen bleibt, 
ſo geſtellt werden, als wäre er nie zur Dienſtentlaſſung ver⸗ 
urteilt worden (8 76 NDSD. u. BDStO.). In gleicher 
Weiſe ſehen die Dienſtſtrafordnungen die Gewährung einer 
Entſchädigung vor, wenn ein den Amtsverluſt kraft Geſetzes 
bewirkendes Strafurteil im ſtrafgerichtlichen Wiederaufnahme 
verfahren aufgehoben und durch ein Urteil erſetzt wird, das 
den Amtsverluſt nicht nach ſich zieht ($ 79 RDStO. u. BD- 
StO.); in dieſem Fall iſt jedoch Vorausſetzung, daß das im 
Wiederaufnahmeverfahren entſcheidende Strafgericht gem. 8 4 
RGeſ. v. 20. Mai 1898 (RGBl. 345) die Verpflichtung der 
Staatskaſſe zur Entſchädigung des Verurteilten feſtſtellt. Die 
zu gewährende Entſchädigung beſchränkt ſich nicht auf den ver⸗ 
mögensrechtlichen Schaden, ſondern verleiht darüber hinaus 
dem Verurteilten wieder gewiſſe Beamtenrechte: Ein richter⸗ 
licher Beamter erhält von der Rechtskraft der im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren ergehenden Entſcheidung ab die Stellung 
eines nach Art. 104 Abſ. 3 RVerf. vom Amt entfernten 
Richters, während ein nichtrichterlicher Beamter die rechtliche 
Stellung eines Warteſtandsbeamten erlangt (§ 76 Abſ. 2 
ADSD,. u. BDStdO.) und ein gemeindlicher Beamter unter 
gewiſſen Vorausſetzungen ſogar ohne weiteres wieder in ſein 
früheres Amt einrückt (§ 97 Bucht. c BDED.). 

In ihren Grundſätzen ſind endlich noch die Beſtimmun⸗ 
gen über die vorläufige Dienſtenthebung (Suspen⸗ 
ſion) geändert worden. Das neue Dienſtſtrafrecht verzichtet 
darauf, die vorläufige Dienſtenthebung beim Vorliegen be⸗ 
ſtimmter Tatbeſtände kraft Geſetes eintreten zu laſſen, wie 
dies früher bei Erlaß eines Haftbefehls oder eines noch nicht 
rechtskräftigen auf Dienſtentlaſſung lautenden oder den Amts⸗ 
verluſt kraft Geſetzes bewirkenden Urteils der Fall war; es 
ſoll vielmehr von den zuſtändigen Stellen ſtets auf Grund 
der beſonderen Verhältniſſe jedes Einzelfalls geprüft werden, 
ob das weitere Verbleiben des beſchuldigten Beamten im Dienſt 
mit der Aufrechterhaltung der Dienſtzucht vereinbar iſt ($ 55 
KDSO. u. 854 BDELD.). Ferner verzichten die Dienſt⸗ 


ſtrafordnungen darauf, mit der vorläufigen Dienſtenthebung 
die Einbehaltung eines Teils des Dienſteinkommens aan 
läufig zu verbinden; eine ſolche Einbehaltung iſt vielme) 
nach dem neuen Recht nur kraft beſonderer Anordnung 755 
lich, deren Vorausſetzungen geſetzlich bezeichnet ſind. Wird DU 
Einbehaltung angeordnet, ſo braucht nicht notwendig dem De 
amten die Hälfte ſeines Dienſteinkommens vorenthalten zu 
werden; je nach Lage des Falles kann auch ein niedrigerer 
Betrag, keinesfalls aber mehr als die Hälfte des Dienjteit 
kommens einbehalten werden (8 56 R DStd.; 8 55 Bete.) 
Bei den verſchiedenen Beamtengruppen der preuß. Juſtid. 
verwaltung ſei noch auf folgende Beſonderheiten hingewieſen 
Für die nichtrichterlichen Juſtizbeamten mit Aus 
nahme der Staatsanwälte und der Beamten des höheren Sn 
vollzugsdienſtes galt bisher die Sonderregelung, daß über 
die Einleitung eines förmlichen Dienſtſtrafverfahrens und u 
mit zugleich auch über die Anordnung der vorläufigen Dient 
enthebung nicht von den Dienſtvorgeſetzten, ſondern ei 
Beſchluß des zuftändigen Difziplinarfenats des OLG. 90. 
ſchieden wurde. Die BOSEHO. hat die Zuſtändigkeit des O4" 
für die erwähnten Entſcheidungen aufgehoben und ſie in Über⸗ 
einſtimmung mit der für die übrigen nichtrichterlichen O“ 
amten geltenden Regelung den Dienſtvorgeſetzten übertragen 
Über die Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens und 
zugleich über die Anordnung der vorläufigen Dienſtenthebunt 
entſcheidet künftig hinſichtlich der vom Staatsminiſterium 
oder vom Juſt Min. ernannten nichtrichterlichen Juſtizbeam 
der Juſt Min., hinſichtlich aller übrigen Juſtizbeamten dit 
Leiter der Provinzialbehörde, alſo der OL GPräſ. hinſicht 
lich der nichtrichterlichen Beamten bei den Gerichten und et 
beitsgerichtsbehörden, der General StA. bei den Beamten, 5 
bei einer StA. angeſtellt find, und der Präf. des Strafvol g 
zugsamts bei den Beamten der Strafanſtaltsverwaltung. 0 7 
alle nichtrichterlichen Juſtizbeamten iſt Dienſtſtrafgericht er ei 
Inſtanz die beim OLG. gebildete Dienſtſtrafkammer, dere 
Mitglieder allein aus den Reihen der zur Juſtizverwaltuns 
gehörigen Beamten ernannt werden. Die Befugnis der Dien 
vorgeſetzten zur Verhängung von Ordnungsſtrafen gegenüber 
den nichtrichterlichen Juſtizbeamten war bisher wenig über. 
ſichtlich geregelt; jetzt find die im Gef. von 1852, im 7 
v. 9. April 1879, im Gef. betr. die Dienſtverhältniſſe der be 
amten der Amtsanwaltſchaft v. 24. Febr. 1913 (GS. 8 
und im Geſ. über die Dienſtvergehen der Beamten der Strat, 
anſtaltsverwaltung v. 14. Febr. 1923 (GS. 42) getroffen. 
Beſtimmungen in den 88 83—88 BDSLD. zuſammengef die 
fo daß fie eine abſchließende Regelung darſtellen; nur für x 
Ordnungsſtrafbefugnis des Präſ. des AG. Berlin-Mitte, b 
hält neben den 5. Abſchnitt der BDSEO. noch die Sonde 
beſtimmung des § 5 Gel. v. 10. April 1892 (88S. 77) Ge. 
tung, nach der in Verbindung mit Art. III des Umgeſtaltung 
geſ. b. 11. Jan. 1932 (GS. 9) vom Ach Präſ. Geldbußen bis 
zum Betrage von 30 % verhängt werden konnen. 15 
Bei den richterlichen Beamten wäre es unzutreſ 
fend, wenn man aus der bereits erwähnten Begründung is“ 
Zuſtändigkeit des JuſtMin. zur Verhängung einer Warnung 
folgern wollte, daß die RDSto. den im früheren Dien. 
ſtrafrecht den Richtern mit Rückſicht auf den Grundſatz her 
richterlichen Unabhängigkeit gewährten beſonderen Rechtsſch 
habe abſchwächen wollen. In Übereinſtimmung mit $8 OT, 
ſchreibt Art. 104 Abſ. 1 u. 2 RVerf. vor, daß, abgeſehen be. 
der kraft Geſetzes eintretenden vorläufigen Dienſtenthebunt⸗ 
auf die das neue Dienſtſtrafrecht verzichtet, nur kraft rich = 
licher Entſcheidung ein Richter der ordentlichen Serie 
keit gegen ſeinen Willen dauernd oder zeitweiſe feines Amt Re 
enthoben, auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand 0 u 
ſetzt werden kann. Dieſe Verfaſſungsvorſchr. würde nur ne 
nötigen, die Strafverſetzung und die Dienſtentlaſſung une 9 
die Entſcheidungen über die vorläufige Dienſtenthebung eres 
über die unfreiwillige Verſetzung eines Richters in ein ae 
Richteramt oder in den Ruheſtand richterlichen Inſtanze 0 
d. h. dem Spruch von Standesgenoſſen zu übertragen. Er⸗ 
ADSO. weiſt aber in Aufrechterhaltung und teilweiſer des⸗ 
weiterung des bisherigen Rechtszuſtandes den aus Stauden 
genoſſen der Richter zuſammengeſetzten Dienſtſtrafgerichn 
über das durch Art. 104 RVerf. vorgeſchriebene Maß hin 
weitere Entſcheidungen im Dienſtſtrafverfahren zu: Oo. — 
Antrag des Richters die Nachprüfung einer von Dienste 
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bilden erteilten Rüge, Ermahnung oder Warnung, ferner 
ſtraf ntſcheidung über die Einleitung eines förmlichen Dienſt⸗ 
Ferwerfabrens, die Verhängung auch der Dienſtſtrafen des 
über eiſes und der Geldbuße und ſchließlich die Entſcheidung 
fige die Einbehaltung eines Gehaltsteils im Falle vorläu⸗ 
Re Dienſtenthebung. Nicht in Widerſpruch mit Art. 104 
Stelle. ſteht ferner, daß im Dienſtunfähigkeitsverfahren an 
gelle der bisher in richterlicher Eigenſchaft tätig werdenden 
fc, und Os GpPräſ. jetzt alle Dienſtvorgeſetzten (mit Ein⸗ 
Enn des Juſt Min.) einen Richter darauf aufmerkſam machen 
fe Bel daß der Fall feiner Verſetzung in den Ruheſtand vor⸗ 
Die (8 86 ADESD.), wodurch gegebenenfalls das weitere 
Gert tunfähigkeitsverfahren mit dem Ziele der zwangsweiſen 
lanlebung in den Ruheſtand in Gang geſetzt wird. Endlich 
wi eine Gefährdung der richterlichen Unabhängigkeit nicht 
N geſehen werden, daß, wie bisher allein beim Großen 
ne hlinarjenat, künftig bei allen in Dienſtſtrafverfahren 
1 richterliche Beamte entſcheidenden Dienſtſtrafgerichten 
rufe bzw. drei der zur Mitwirkung an der Entſcheidung be⸗ 
Arent Mitglieder vom Staatsminiſterium ernannt werden, 
be ad der Vorſitzende geſetzlich beſtimmt und fein Stell⸗ 
Miet ſowie die übrigen an der Entſcheidung mitwirkenden 
. glieder nach den für die Bildung der Straf⸗ und Zivil⸗ 
a geltenden Vorſchrift vom Präſidium des OLG. aus⸗ 
ahlt werden. 

ter = bisher nicht unzweifelhafte Frage, ob auch die Rich⸗ 
ſrafbeſt den Arbeitsgerichtsbehörden unter die Dienſt⸗ 
101 binmungen für die richterlichen Beamten fallen, iſt in 
Wäh RDSH. ausdrücklich bejahend beantwortet worden. 
8 an für fie die für Richter geltenden Vorſchr. zumeiſt 
für dll de Anderung Anwendung finden, gilt die NDS. 
No 75 ebenfalls zu den richterlichen Beamten zu rechnenden 
für Noe nur mit verſchiedenen Abweichungen. Das bisher 
dp Aas ute geltende Dienſtſtrafrecht war in den Verfahrens⸗ 
N Ir. des Gef. von 1851, in den 88 2—7, 66 und 77 
9. K von 1852, in verſchiedenen Beſtimmungen des Geſ. v. 
91 pril 1879 (GS. 345) und ſchließlich in den Art. 93 u. 
jezt 006, v. 21. Sept. 1899 (GS. 249) enthalten; es iſt 
Fall in der RDStdO. geſammelt, die im $ 93 auch für den 
15 dauernder Unfähigkeit eines Notars zur Erfüllung ſeiner 
kentspflichten Beſtimmung über die unfreiwillige Nieder⸗ 
g AB des Amtes trifft. Im übrigen kommen für die Notare 
in folceungen von den allgemeinen Vorſchr. der ADS. 
bei olgenden Punkten in Betracht: Eine Strafverſetzung iſt 
otaren ausgeſchloſſen, dieſe können dafür mit Verluſt 
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des Amtes beſtraft werden (8 11 RDESD.), wenn ſie nach 
Anſicht des Dienſtſtrafgerichts würdig erſcheinen, an einem 
anderen Orte wieder zum Notar ernannt zu werden. Geld⸗ 
buße, die gegen Richter bis zum Betrage des einmonatigen 
Dienſteinkommens verhängt werden kann, iſt bei Notaren 
bis zum Höchſtbetrage von 5000 % zuläſſig (8 12 Abſ. 2 
RDSID.); auf den gleichen Betrag ſoll nach dem im Reichs⸗ 
rat bereits verabſchiedeten Geſetzentwurf zur Anderung der 
RAD. künftig im ehrengerichtlichen Verfahren gegen Rechts⸗ 
anwälte erkannt werden können. Wurde gegen einen Notar, 
der zugleich Rechtsanwalt iſt, im ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft er⸗ 
kannt, ſo hatte dieſe Entſcheidung bisher ohne weiteres das 
Erlöſchen des Amtes als Notar zur Folge (§ 22 Geſ. von 
1879); dieſe Vorſchr. iſt mit Rückſicht auf verfaſſungsrecht⸗ 
liche Bedenken fallen gelaſſen worden, doch hat die Aus⸗ 
ſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft in Preußen zumeiſt 
auch ohnedies den Verluſt des Amtes als Notar zur Folge, 
weil die Ernennung zum Notar regelmäßig nur für die Dauer 
der Zulaſſung als Rechtsanwalt bei einem beſtimmten Ge⸗ 
richt erfolgt. Ferner kann einem zur Dienſtentlaſſung ver⸗ 
urteilten Notar die in 8 15 NDOSED. vorgeſehene Unter⸗ 
ſtützung nicht zugebilligt werden, weil er nicht zu den ruhe⸗ 
gehaltsberechtigten Beamten gehört. Im Falle unerlaubter 
Entfernung vom Amte, eines Dienſtvergehens, deſſen ſich 
auch der Notar ſchuldig machen kann, tritt die in 84 RD- 
StD. vorgeſchriebene Folge des Verluſtes des Dienſteinkom⸗ 
mens nicht ein, weil der Notar kein Dienſteinkommen im 
Sinne der RDStoO. bezieht. Aus dem gleichen Grunde findet 
bei Notaren im Falle vorläufiger Dienſtenthebung 8 56 RD⸗ 
StO. keine Anwendung. Notare verlieren alſo bei vorläufiger 
Dienſtenthebung ihre Gebühreneinnahmen in vollem Um⸗ 
fange, weil ſie Amtsgeſchäfte nicht vornehmen können; die 
durch die Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts gerade hinſicht⸗ 
lich der vermögensrechtlichen Folgen der vorläufigen Amts⸗ 
enthebung vorgeſehenen Milderungen können ſomit den No⸗ 
taren nicht zugute kommen. Als eine weſentliche Verbeſſe⸗ 
rung muß dagegen gelten, daß in Dienſtſtrafverfahren, die 
ſich ausſchließlich gegen Notare richten, zwei vom Staats⸗ 
miniſterium ernannte Notare an allen den Dienſtſtrafgerichten 
obliegenden Entſcheidungen, von der Einleitung des Verfah⸗ 
rens an bis zum letzten Urteil im Wiederaufnahmeverfahren, 
mitwirken und ſo Gelegenheit haben, die Berufsanſchauungen 
des Standes der Notare bei der Rſpr. in Dienſtſtrafſachen 
zur Geltung zu bringen. 


Fuſammenlegung 


von Gerichten vom 29. Februar 1932 (R6HSL I, 90). 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedlaender, München. 


ae die ſog. Anpaſfungs O. v. 23. Dez. 1931 (Kc Bl. I, 
oh ermächtigte im Teil VII 8 1 die Reichsregierung, in 
für ung des GVG. und der RA. beſondere Vorſchriften 
richten Fall der Aufhebung oder Zuſammenlegung von Ge⸗ 
der 8 zu erlaſſen. Eine ſolche Vorſchrift iſt nun in Geſtalt 
. an v. 29. Febr. 1932 ergangen. Sie bezieht ſich auf 
bei autlaſſungsverhältniſſe und Beſugniſſe der Rechtsanwälte 
geri a, gehobenen oder aufzuhebenden Land- und Oberlandes⸗ 
Ip L 5 betrifft nur den Fall der Aufhebung eines Ober⸗ 
Beni, gericht, d. h. praktiſch die Augsburger Kollegial⸗ 
einem sanwälte. Es ſollen nämlich die Rechtsanwälte, die bei 
gelaßf, am Sitz des aufgehobenen OLG. befindlichen LG. zu⸗ 
die gen ſind und zugleich im Zeitpunkt der Verkündung der 
bei diefbebung des OLG. anordnenden geſetzlichen Vorſchrift 
ech. em zugelaſſen waren, auf Antrag zugleich bei dem 
Ds, zugelaſſen werden, dem der Bezirk des aufgehobenen 
am 5 Jugeteilt iſt. Konkret ausgedrückt: die Anwälte, die 
1 Nov. 1931 (Bay GVBl. 309 ff., 317) beim OLG. und 
ſie ih G. Augsburg ſimultan zugelaſſen waren, ſind, wenn 
trag de Zulaſſung beim LG. Augsburg beibehalten, auf An⸗ 

zugleich beim OLG. München zuzulaſſen. Wir haben 


es alſo hier mit einem neuen Fall der Simultanzulaſſung zu 
tun. Bei Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen muß 
dieſe gewährt werden; nur die allgemein für den Fall der 
„weiteren Zulaſſung“ (Zulaſſungswechſel oder Simultan⸗ 
zulaſſung) geltenden Verſagungsgründe können auch hier ein⸗ 
greifen, nämlich die Vorſchriften der 88 14, 15 RAO. (nicht 
aber die der 88 5, 6 RA.; vgl. Friedlaender, RAD 
§ 5 Anm. 2; § 15 Anm. 1). Da jedoch die Beſtimmungen 
des 8 15 allgemein, die des & 14 RAD. mindeſtens für große 
Städte als veraltet zu bezeichnen ſind und es beſonders un⸗ 
billig wäre, einem Augsburger Anwalt aus einem dieſer 
Gründe die Zulaſſung beim OLG. überhaupt zu verſagen, 
ſo iſt wohl anzunehmen, daß die Praxis von dieſen Ver⸗ 
ſagungsgründen keinen Gebrauch machen wird. 

Die Simultanzulaſſung beim OLG. München kann zwar 
ſchon vor dem Aufhebungstermin (1. April 1932) beantragt 
werden; ſie wirkt aber erſt von dieſem ab. Nur die am 
5. Nov. 1931 beim LG. Augsburg zugelaſſenen (und in die 
Liſte gemäß § 20 RAD. eingetragenen) Rechtsanwälte haben 
den Anſpruch auf Simultanzulaſſung; anderen muß und 
darf ſie nicht gewährt werden. 

Die BO. ſagt nichts über die Reſidenzpflicht. Auch im 
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§ 18 RAD. ift der Fall nicht vorgeſehen. Sollen nun die 
Augsburger Anwälte, die von der VO. betroffen werden, in 
Zukunft die Wahl haben, ob ſie weiter in Augsburg wohnen 
oder nach München überſiedeln und die Zulaſſung beim LG. 
Augsburg beibehalten wollen? Entſprechend der Auslegung 
des § 8 Abſ. 2 Satz 2 RA., wonach der beim Stammland⸗ 
gericht und der auswärtigen Kammer für Handelsſachen 
ſimultan zugelaſſene Rechtsanwalt das Wahlrecht hinſichtlich 
des Wohnſitzes hat (Friedlaender, RAO.s § 18 Anm. 15), 
würde m. E. auch hier ein ſolches Wahlrecht anzunehmen ſein, 
falls nicht eine weitere VO. die Frage der Reſidenzpflicht im 
Falle der Aufhebung von Gerichten allgemein anderweit 
regelt. 

Die in Augsburg wohnenden Rechtsanwälte werden, 
wenn ſie die Simultanzulaſſung beim OLG. München er⸗ 
halten, auch die Vorſchrift des $ 19 RAO. über den ſtändigen 
Zuſtellungsbevollmächtigten beobachten müſſen. Endlich gilt 
für fie die Beſtimmung des § 18 Abſ. 6 RAO. über die 
Mehrkoſten auswärts wohnender Simultananwälte. 


II. $ 2 der VO. bezieht ſich auf den Fall der Aufhebung 
von LG. und OLG. Er gewährt kein Recht auf Zulaſſung im 
formellen Sinne, ſondern enthält nur für die Übergangszeit 
eine Durchbrechung des ſtreng lokaliſierten Anwaltszwanges 
i. S. des § 78 Abſ. 1 ZPO. Danach können die Rechts⸗ 
anwälte, die bei dem aufgehobenen Gericht zugelaſſen waren, 
in den vor der Aufhebung anhängig gewordenen Sachen die 
Vertretung (seil. als Prozeßbevollmächtigte) auch vor dem 
Gericht fortführen, auf das die Sachen infolge der Aufhebung 
übergegangen ſind. Sie werden alſo bezüglich dieſer Prozeſſe 
fo behandelt, als ob ſie bei dem Gericht, das die Sachen fori- 
führt, formell zugelaſſen wären. Das gilt ſelbſt dann, wenn 
die Aufhebung des Gerichts ſchon vor Inkrafttreten der VO. 
v. 29. Febr. 1932 (d. h. vor dem 4. März 1932: RGeſ. vom 
13. Okt. 1923 [RG Bl. I, 959] § 2) durchgeführt war (aljo 
auch dann, wenn inzwiſchen eine Unterbrechung in der Ver⸗ 
tretung oder ein Wechſel des Prozeßbevollmächtigten ſtatt⸗ 
gefunden hatte). Die erwähnten Befugniſſe beſtehen ſolange 
fort, als der betreffende Prozeß bei dem Gericht, das ihn 
übernommen hat, ſchwebt: wird alſo z. B. der Rechtsſtreit 
von der höheren Inſtanz an dieſes Gericht zurückverwieſen, 
ſo kann der früher beim aufgehobenen Gericht zugelaſſene 
Anwalt weiter als Prozeßbevollmächtigter fungieren. 

Bei welchem Gericht der Rechtsanwalt nach der Auf⸗ 
hebung ſeine Zulaſſung genommen hat, iſt belanglos. Es 
kann auch ein AG. ſein. Nur muß der Betreffende als 
Rechtsanwalt bei irgendeinem Gerichte zugelaſſen, d. h. in die 
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Liſte (8 20 RAD.) eingetragen fein. Als Nichtanwalt wing 


ihm die Befugniſſe aus § 2 VO. keinesfalls zuftehen. _ 
darf er nicht Reichsgerichtsanwalt geworden fein ($ 100 3.2 
RAD.). 

Weiter erhebt ſich die Frage, welche Sachen 1. den“ 
VO. vor der Aufhebung des Gerichts „anhängig gewon ger 
find. Da § 2 beftimmt, daß die Rechtsanwälte in den bo 
anhängig gewordenen Sachen „die Vertretung auch aber 
dem Gericht fortführen“ dürfen, auf das ſie agen 
gegangen ſind, ſo ſoll er ſich offenbar nur auf ſolche hr 
beziehen, die a) bei dem Rechtsanwalt, b) bei be 
gehobenen Gericht ſchon vor dem Zeitpunkt der Auſhe 1 
„anhängig“ waren und in denen der betreffende ig 
anwalt dem Gericht gegenüber vor dieſem Zeitpunkte dem 
war. Schon hieraus folgt, daß „Anhängigkeit“ hier auch n 
Gericht gegenüber nicht im ſtrengen Sinne der Rechts hen 2 
keit zu verſtehen iſt (ähnlich wie bei 8 486 ZPO. — ” 080 5 
mar: JW. 1927, 1622 — oder bei 8 30 Nr. 1 RU ja 
Das Verhältnis des Klienten zum Prozeßgegner ſpien ſich 
hier gar keine Rolle; entſcheidend iſt nur, daß die Bart ite. 
durch ihren Anwalt bereits an das Gericht gewendet Har; 
An Beiſpielen macht man ſich das Geſagte em beiten . 
Der bisher beim (aufgehobenen) LG. B. zugelaſſene MU er 
hat ein Arreſtgeſuch bei dieſem eingereicht. Kurz na heim 
Aufhebung des Gerichts wird Widerſpruch — nunmehr en 
LG. C. — eingelegt. RA. A. darf dort im Arreftveri@ . 
weiter tätig fein. Ebenſo darf er, wenn er die Klage 6. 
LG. B. nur eingereicht hatte, den Prozeß beim du der 
führen. Wenn dagegen der RA. D., gegen deſſen Klienten af. 
Arreſt vom LG. B. erlaſſen war, zwar vor dem uch 
hebungstermin Auftrag zur Einlegung des Biber Pie 
erhielt, diefen aber vor der Aufhebung nicht mehr einten 
fo kann er beim LG. C., bei dem er nicht zugelaſſen iſt 
Widerſpruch nicht mehr einlegen. b 915 

Da 8 2 keine formelle Zulaſſung vorſieht, fo findet Jg 
Abſ. 6 RAD. jedenfalls unmittelbar keine Anwendung. auch 
Ausnahmevorſchrift von fragwürdiger Billigkeit iſt ſie en, 
der Analogie nicht zugänglich. Es wäre nicht zu rechtſeru 
daß der Partei, deren Anwalt noch vor der Aufhebung i, 
Gerichts, an deſſen Sitz er wohnte, für ſie tätig geworben d 
die Mehrkoſten, die ihr durch die Verlegung des Gerichts alts 
die von der VO. begünſtigte Beibehaltung ihres Argen 
entſtehen, keinesfalls vom Prozeßgegner erſtattet wer zift 
ſollten. Es gilt alſo grundſätzlich die allgemeine Bor) 5 
des 8 91 Abf. 2 Satz 1 3PO., d. h. der Fall liegt in 12 
wie wenn heute beim AG. ein auswärts wohnender Rech 
anwalt als Prozeßbevollmächtigter tätig wird. 
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(RGBl. 1929, II, 577), in Kraft ſeit 17. März 1931 (RGBl. 1931, II, 33). 
Von Rechtsanwalt Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


Das deutſch⸗poln. AufwAbk. hat in feiner praktiſchen 
Anwendung ſchon eine Reihe von Auslegungsfragen ge⸗ 
zeitigt, deren Beantwortung den Gerichten obliegt. 


J. Auslegungsgrundſätze. 


Grundſätzlich iſt bei der Auslegung von dem Zweck des 
Abk. auszugehen. Nach der dem RGef. v. 17. Juni 1929 
(RG Bl. II, 277ff.) beigegebenen Denkſchrift der Reichsregie⸗ 
rung (RTDDruckſ., IV. Wahlper. 1928 Nr. 1182 [= Denkſchr.]) 
diente das AufwAbk. dem Zweck, die unterſchiedliche Behand⸗ 
lung der beiderſeitigen Staatsangehörigen auf ein Mindeſt⸗ 
maß zu beſchränken, die Durchführung der Aufwertungs⸗ 
anſprüche im Verhältnis zwiſchen deutſchen und polniſchen 
Staatsangehörigen zu erleichtern und die alsbaldige Ab⸗ 
wicklung der Aufwertung zwiſchen ihnen ſicherzuſtellen. Das 
AufwAbk. hat dieſes Ziel dadurch zu erreichen geſucht, daß 
es untheoretiſch und ohne Rückſicht auf rechtsſyſtematiſche Er⸗ 
wägungen lediglich von praktiſchen Überlegungen diktierte 
poſitive Beſtimmungen getroffen hat, durch die die ſtreitige 
und widerſpruchsvolle Rechtſprechung der beiden Länder er⸗ 
ſetzt und eine Reihe von Beſtimmungen der beiderſeitigen 


it 
Aufwertungsgeſetzgebung einander angeglichen wor lichen 
Will man nicht in den Fehler verfallen, den unerqui ſw⸗ 
Zuſtand wiederherzuſtellen, zu deſſen Beſeitigung das felbſt 
Abk. diente, jo muß man das Abk. nur aus | dort 
heraus erklären und davon abſehen, es hinſichtlich d fragen 
geregelten Tatbeſtände von neuem mit den Streit! , 
zu belaſten, die in der Rechtſprechung der beiden Aufwö. 
ſchließenden Staaten bei der Anwendung ihrer * 
entſtanden ſind. af 

Bei der Auslegung iſt der Charakter des Aer lage 
eines Staatsvertrages zu beachten, deſſen 3 
die beiderſeitige Aufwertungsgeſetzgebung bildet. Gepaige 
auch aus dieſem Grunde falſch, wenn die Gerichte dufwer⸗ 
Auslegungszweifel einſeitig nach den für das Auf 
tungsrecht ihres Landes entwickelten Grundſätzen an⸗ 
Rückſicht auf die entgegenſtehende Rechtsanſchauung vider⸗ 
deren Landes löſen würden. Die Gefahr, daß eine More 
ſprechende Rechtſprechung beider Länder den Zwec des das 
illuſoriſch macht, kann nur verhütet werden, wenn man ich 
Abk. unbelaſtet, unkompliziert und ſo einfach wie mige 
lieſt und deutet. In dieſem Sinne mögen nachſtehend v 
Einzelfragen erörtert werden. 
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II. Die gegenſeitige Gleichſtellung. 

ub Das Verhältnis des Aufw Abk. zu dem Ref. 

1 er die Fälligkeit und Verzinſung von Auf- 
ertungshypotheken v. 18. Juli 1930 (Rc Bl. II, 577). 
„Die Gleichbehandlung der beiderſeitigen Staatsangehö⸗ 

tigen, die in den erſten Artikeln des Abk. geregelt iſt, er⸗ 

fährt im Art. 4 eine Ausnahme hinſichtlich der Fälligkeit 
er Aufwertungsanſprüche. Art. 4 beſtimmt folgendes: 
„Sind am Tage des Inkrafttretens dieſes Abk. in 
den deutſchen Vorſchriften für die Fälligkeit von Auf⸗ 
wertungsbeträgen ſpätere Termine als in den polniſchen 
Vorſchriften vorgeſehen, ſo kann ein deutſcher Gläubiger 
die Zahlung des Aufwertungsbetrages erſt zu dem Ter⸗ 
mine verlangen, der in dieſen deutſchen Vorſchriften für 
Anſprüche gleicher Art vorgeſehen iſt; jedoch können ſich 
die Beteiligten auf die Vorſchriften der §8 26, 27 Aufw®. 
nicht berufen. Sind am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Abk. in den polniſchen Vorſchriften für die Fälligkeit von 
Aufwertungsbeträgen ſpätere Termine als in den deut⸗ 
ſchen Vorſchriften vorgeſehen, ſo kann ein polniſcher Gläu⸗ 
biger die Zahlung des Aufwertungsbetrages erſt zu dem 
Termine verlangen, der in dieſen polniſchen Vorſchriften 
für Anſprüche gleicher Art vorgeſehen iſt. 

Die Beteiligten können ſich nach Abf. 1 nur auf 
ſolche Vorſchriften berufen, die am Tage des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Abk. gelten.“ 

% Art. 4 enthält eine Auslegung des Art. 43 Abi. 2 
solnAufwVoO. Nach dem Wortlaut dieſes Artikels war 

au polniſcher Staat3angehöriger nicht verpflichtet, als 

Schuldner einem deutſchen Gläubiger einen höheren Be⸗ 

trag zu zahlen als den, den er als Gläubiger von einem 

deutſchen Schuldner auf Grund des deutſchen Aufwertungs⸗ 
ſuchts verlangen konnte. Art. 43 Abſ. 2 Poln Aufw VO. iſt 

n der poln. Rechtſprechung erweiternd dahin ausgelegt wor⸗ 

bra daß der poln. Schuldner auch nicht früher zu zahlen 

braucht als ein deutſcher Schuldner. Dieſe poln. Recht⸗ 
prechung iſt nunmehr in dem AufwAbk. geſetzlich feſtgelegt. 
ach dem Wortlaut des Art 4 brauchte ein poln. Schuldner 
nicht vor dem 1. Jan. 1932 zu zahlen, wiewohl in den 
praktiſch wichtigsten Fällen, nämlich bet Hypothekenſchulden, 
ler, poln. Moratorium nur bis zum 1. Juli 1924 (bei Tänd- 
ichen Grundſtücken) und bis zum 1. Jan. 1925 (bei ſtädtiſchen 
er Zwangswirtſchaft unterliegenden Grundſtücken) lief. 

8 Art. 4 AufwAbk. beſchränkt ſich auf ſolche geſetzliche 

Leſtimmungen, die am Tage des Inkrafttretens 

1 5 Abk. gelten. Dies iſt im Abi. 2 noch beſonders 
etont. Offenbar lag der Regelung die Abſicht zugrunde, 
aß eine etwaige Verlängerung des deutſchen Aufwertungs⸗ 

moratoriums über den 1. Jan. 1932 hinaus einen poln. 

Rchuldner nicht berechtigen ſollte, ſich auf weitergehende 

esechte deutſcher Schuldner zu berufen. Der Zufall hat 

winber gefügt, daß dieſer Vorbehalt ſich nicht ſo aus⸗ 

1 wie er beabſichtigt war. Die in Art. 4 als möglich 
orgeſehene Anderung des Aufwertungsmoratoriums des 
eutſchen AufwG. iſt in dem Rcheſ. über die Fälligkeit und 

erfthinſung der Aufwertungshypotheken v. 18. Juli 1930 

erfolgt. Nach 8 2 dieſes Geſetzes, das gleichfalls dem Aufw⸗ 

1 unterliegt, da nach deſſen Art. 3 unter den in ihm ge⸗ 

„Selten Aufwertungsvorſchriften auch künftige Geſetze zu 
erſtehen ſind, kann der Gläubiger die Zahlung des Aufwer⸗ 

ungsbetrages einer Hypothekenforderung von dem Eigen⸗ 

a und dem perſönlichen Schuldner in der Regel vor 
em 1. Jan. 1935 nur dann verlangen, wenn er ſie mit 

Aer Kündigungsfriſt von einem Jahre zum Schluß eines 
alendervierteljahres ſchriftlich gekündigt hat. Das Geſ. v. 
„Juli 1930 ift nach feinem $ 34 am 1. Okt 1930 in Kraft 

getreten. Das deutſche RGeſ. v. 17. Juni 1929 (RGHBl. II, 

10 00 über das deutſch⸗poln. Aufw Abk. liegt zwar zeitlich vor 

9 Datum des Geſ. über die Fälligkeit und Verzinſung 

abe, Aufwertungshypotheken, dem 18. Juli 1930; es iſt 

aber infolge der Verzögerung des Austauſches der Rati⸗ 
ſikationsurkunden erſt ſpäter in Kraft getreten, nam⸗ 
ich am 17. März 1931 (RGBl. 1931 II, 33; in Polen 
ns Bek. der Poln. Regierung v. 16. Febr. 1931, Dzen. 

9 Nr. 19; Pos. 106 u. 107, S. 161 u. 198). Da hiernach 

as deutſche Geſ. über die Fälligkeit und Verzinſung der 


Aufſätze 


913 


Hypotheken am Tage des Inkrafttretens des Aufw Abk. be⸗ 
reits galt, ſo kann ſich, entgegen der Vorſtellung der deut⸗ 
ſchen Regierung, der poln. Schuldner gegenüber dem deut⸗ 
ſchen Gläubiger auch auf die Falligkeitsbeſtimmungen des 
Gef. v. 18. Juli 1930 berufen. Es wird ſich empfehlen, 
daß alle deutſchen Gläubiger, die dingliche oder 
perſönliche Forderungen in Polen haben, mit 
größter Beſchleunigung das Kündigungsrecht 
gemäß 8 2 Gef. v. 18. Juli 1930 ausüben. 


III. Die Beſtimmungen des Aufw Abk. über das 
anzuwendende Recht. 


Die ſtreitigen Fragen des anzuwendenden Rechts 
find in den Art. 6—10 AufwAbk. geregelt, mit dem aus⸗ 
geſprochenen Zweck, geſetzliche Beſtimmungen an Stelle der 
unſicheren und widerſpruchsvollen deutſchen und poln. Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung zu ſetzen. Dies iſt in der Dentſchr. 
beſonders hervorgehoben. Man wird daher gerade für dieſe 
Fragen ſich bei der Auslegung an dem klaren Wortlaut und 
Zweck halten und jedes Zurückgreifen auf die Rechtſprechung 
beider Länder vermeiden müſſen. 

1. Für das dingliche Recht an Grundſtücken, insbeſ. 
alſo auch Hypotheken und Grundſchulden, beſtimmt Art. 6 
Aufw Abk., daß fie nach der Aufwertungsgeſetzgebung des 
vertragſchließenden Staates, in dem das Grundſtück liegt, 
zu beurteilen ſind. 

2. Im Art. 7 Abf. 2 find die „hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten“ perſönlichen Forderungen behandelt. Sie 
ſollen ohne Rückſicht auf eine Vereinbarung über den Er⸗ 
füllungsort der Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen vertrag⸗ 
ſchließenden Staates unterſtehen, in dem das belaſtete 
Grundſtück liegt, ſofern der perſönliche Schuldner zur 
Zeit der gerichtlichen Geltendmachung der Forderung dort, 
alſo in dem Staate des belaſteten Grundſtücks, ſeinen Wohn⸗ 
ſitz hat. Unter „hypothekariſch geſich erten“ Forderungen 
im Sinne des Art. 7 ſind diejenigen perſönlichen Forderungen 
zu verſtehen, für die die Hypotheken noch eingetragen ſind. 
Dies ergibt der Wortlaut und der Hinweis darauf, daß für 
die Anwendung des Art. 7 die örtliche Lage eines noch be⸗ 
laſteten Grundſtücks maßgebend iſt. Eingehend begründet 
wird dieſe Auffaſſung in der Anmerkung des Verf. zu RG. 
v. 29. Juni 1931 — RG. 133, 184. Es wird auf II dieſer 
Anmerkung verwieſen. 

Für alle ſonſtigen perſönlichen Forderungen iſt das 
anzuwendende Recht im Art. 8 geregelt. Auch ſie unterliegen 
ohne Rückſicht auf eine Vereinbarung über den Erfüllungs⸗ 
ort der Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen vertragſchließen⸗ 
den Staates, in deſſen Gebiet der Schuldner zur Zeit der 
gerichtlichen Geltendmachung der Forderung ſeinen Wohnſitz 
hat. Unter dieſe umfaſſende Vorſchrift fallen folgende Fälle: 

a) Die perſönliche Forderung aus einer Hypothek, die 
bereits im Grundbuche gelöſcht iſt, oder für die eine lö⸗ 
ſchungsfähige Quittung erteilt iſt, ein Fall, der in der Recht⸗ 
ſprechung den größten Raum einnimmt, zumal angeſichts 
des Art. 40 Poln AufwVO., der zwar eine Aufwertung traft 
Vorbehalts, nicht aber eine Aufwertung kraft Rückwirkung 
kennt. 

b) Art. 8 betrifft ferner diejenigen perſönlichen Forde⸗ 
rungen aus Hypotheken, bei denen die Hypothek noch beſteht, 
aber das belaſtete Grundſtück weder in dem einen noch in 
dem anderen der vertragſchließenden Staaten, alſo im Ver⸗ 
hältnis zu Deutſchland und Polen, im Ausland belegen iſt. 
Man denke z. B. an den Fall, daß der perſönliche Schuldner 
einer auf einem Danziger Grundſtück ruhenden Hypothet in 
Deutſchland wohnt. Hat er zur Zeit der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung ſeinen Wohnſitz in Deutſchland, ſo iſt auch im Berhält- 
nis zu einem Gläubiger poln. Staatsangehörigkeit von den 
poln. Gerichten das deutſche Aufwertungsrecht anzuwenden, 
und nicht das ungünſtigere polniſche und Danziger Aufwer⸗ 
tungsrecht, die beide für die perſönliche Forderung einer 
Hypothek das Recht der belegenen Sache anwenden (vgl. 
Urt. d. Danziger ObGer. v. 14. Nov. 1928: OR}. 1929, 
744). Art. 8 gilt in dem Beiſpielsfalle erſt recht, wenn die 
perſönliche Forderung einer bereits gelöſchten Hypothek in 
Frage ſteht. Entſprechend iſt von den deutſchen Gerichten 
das poln. Recht anzuwenden, wenn der Schuldner zur Zeit 
der gerichtlichen Geltendmachung ſeinen Wohnſitz in Polen hat. 
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c) Unter Art. 8 entfallen weiterhin alle Tatbeſtände 
einer perſönlichen Verbindlichkeit, die in den beiderſeitigen 
Aufwertungsvorſchriften (Art. 3 AufwAbk.) geregelt find, 

für das deutſche AufwG. u. a. die Aufwertung 
der Vermögensanlagen ($ 63), der Fabrik-, Werkſpar⸗ und 
Penſionskaſſen (§ 64), der Kontokorrent⸗ und Bankguthaben 
(88 65 u. 66), 

für die polniſche Aufw VO. Forderungen aus 
Wechſeln und Schecks (§ 26), Forderungen auf offenen Kre⸗ 
dit (§ 27), Forderungen aus allen anderen Rechts⸗ 
titeln, für die die Aufwertung nach den Grundſätzen der 
„freien“ Aufwertung unter Berückſichtigung von Tren und 
Glauben und Billigkeit geſetzlich vorgeſchrieben iſt (88 28, 29). 

Der Kreis der im Art. 8 behandelten Aufwertungs⸗ 
forderungen iſt daher ein beſonders großer. Art. 8 iſt das 
Kernſtück der Beſtimmungen über das anzuwendende Recht. 

3. Eine beſondere Regelung hat im AufwAbk. die 
Rückgriffsforderung gefunden, die dem perſönlichen 
Schuldner einer hypothekariſch geſicherten Forderung gegen 
den Eigentümer oder deſſen Rechtsnachfolger aus der Über⸗ 
nahme der perſönlichen Schuld zuſteht. Dies iſt der 
Tatbeſtand der SS 414 Abſ. 3 und 1164 BGB., alſo der 
Fall, daß der Erwerber eines Grundſtücks eine Hypotheken⸗ 
ſchuld, die im Grundbuche eingetragen iſt, in Anrechnung 
auf den Kaufpreis übernimmt. Für dieſe Rückgriffsforderung 
it gemäß Art. 7 Abſ. 2 AufwAbk. die Haftung des Er- 
werbers auf den Betrag beſchränkt, der ſich für die Aufwer⸗ 
tung der perſönlichen Forderung nach dem Rechte der 
belegenen Sache ergibt, falls zur Zeit der gerichtlichen 
Geltendmachung des Rückgriffsrechtes der Rückgriffsſchuldner 
ſeinen Wohnſitz in demjenigen vertragſchließenden Staate 
hat, in dem das belaſtete Grundſtück liegt, und der perſönliche 
Schuldner, alſo der Rückgriffsgläubiger, in dem anderen ver⸗ 
tragſchließenden Staate. Der Rückgriffsgläubiger wird alſo wie 
ein Hypothekengläubiger, der Rückgriffsſchuldner wie ein Hypo⸗ 
thekenſchuldner behandelt, was ja dem Rechtsgedanken des 
$1164 BGB. entſpricht. Dieſe Rechtsgeſtaltung iſt ausdrücklich 
nur vorgeſehen für die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Veräußerer 
und Erwerber aus der Übernahme der Schuld für 
eine noch eingetragene Hypothek. Die Beſtim⸗ 
mung gilt daher nicht für den Ausgleichsanſpruch, der 
in der deutſchen Rechtſprechung dem Veräußerer gegen den 
Erwerber ohne Rückſicht auf eine Schuldübernahme in dem 
Falle zugebilligt wird, daß der Veräußerer auf Grund der 
deutſchen Aufwertungsgeſetzgebung für die perſönliche Schuld in 
Anſpruch genommen wird und der Erwerber wegen des öffent⸗ 
lichen Glaubens des Grundbuchs nicht mehr dinglich in Anſpruch 
genommen werden kann. Dieſe Ausgleichsanſprüche beruhen 
nicht auf der deutſchen Aufwertungs geſetzgebung, ſondern 
auf dem allgemeinen bürgerlichen Recht. Sie unterliegen dem 
AufwAbk. ſchon nach deſſen Art. 3 nicht, abgeſehen davon, 
daß die Regelung des Art. 7 Abf. 2 ſich ausgeſprochen nur 
auf den Rückgriff infolge Schuldübernahme bezieht. 


IV. Gilt das poln. Aufw Abk. auch für Polniſch⸗ 
Oberſchleſien? 

Das Verhältnis des Aufw Abk. zu dem deutſch⸗ 

poln. Abk. über Oberſchleſien v. 15. Mai 1922. 

1. Dieſe Fragen, deren praktiſche Bedeutung nicht be⸗ 
ſonders hervorgehoben zu werden braucht, ſind nicht ein⸗ 
deutig zu beantworten. Sie haben in der Rechtslehre bereits 
Meinungsverſchiedenheiten hervorgerufen. Verneint wird 
die Anwendbarkeit von Ullmann im OſtRg. 1930, 943, 
grundſätzlich auch von Quaſſowski: JW. 1928, 2001/02; 
bejaht dagegen wird die Anwendbarkeit von Helezynſki: 
OſtRZ. 1930, 380 ff. 

Die Verneinung der Anwendbarkeit wird folgender⸗ 
maßen begründet: Nach § 3 AufwAbk. ſeien unter den Vor⸗ 
ſchriften über die Aufwertung nur die dort genannten Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen zu verſtehen, nicht aber allgemeine 
Rechtsſätze, aus denen in der Rechtslehre und Rechtſprechung 
die jog. freie Aufwertung entwickelt ift; die im Art. 3 ge⸗ 
nannte PolnAufwVO. v. 14. Mai 1924 gelte nicht für 
Oberſchleſien; denn die Poln AufwVO. finde nach ihrem § 1 
nur Anwendung auf Forderungen, die in polniſcher 
Mark zahlbar ſeien. Nach Art. 307 Abſ. 1 und 2 
deutſch⸗poln. Abk. über Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 


ſeien jedoch die auf deutſche Reichsmark laufenden For⸗ 
derungen, deren Erfüllungsort im Abſtimmungsgebiet liege 
in deutſcher Währung zu erfüllen, wenn ſie vor dem In 
krafttreten der Währungsänderung entſtanden ſeien. Da hier⸗ 
nach die Poln Aufw VDO. ſich nicht auf Poln.⸗Oberſchleſien be⸗ 
ziehe, fände auch das deutſch⸗poln. Aufwalbk. auf Poln. 
Oberſchleſien keine Anwendung. Die tatſächliche Anwendung 
der Poln AufwVO. auf Poln.⸗Oberſchleſien erfolge nur auf 
dem Umweg über $ 242 BGB., alſo nur mittelbar, indem 
die AufwVO. als eine authentiſche Interpretation des I 
griffs einer Aufwertung nach Treu und Glauben behandel 
werde (vgl. Quaſſowski und Ullmann a. a. O.). 
Quaſſowski zieht daraus allerdings nicht die Folgerung, 
daß die Anwendung des AufwAbk. auf Poln.⸗Oberſchleſten 
vollkommen abzulehnen wäre; er will vielmehr deſſen Br 
ſtimmungen nur inſoweit anwenden, als ſie für Deutſchland 
günſtig ſind, insbeſ. auch die Beſtimmungen über die Gleich“ 
ſtellung. 

2. Für die Anwendung des AufwAbk. auf Poln. 
Oberſchleſien ſprechen folgende Erwägungen: 1 

A. Das AufwAbk. enthält keinerlei territoriale Beſchrän⸗ 
kungen, hat insbeſ. auch keine Ausnahme für Poln.⸗Oberſchle⸗ 
ſien gemacht. Wäre die beiderſeitige Abſicht der vertrag“ 
ſchließenden Staaten, auf die es ja bei einem Staatsvertrage 
ankommt, dahin gegangen, die in Poln.⸗Oberſchleſien begrün⸗ 
deten Rechtsverhaltniſſe von dem AufwAbk. auszuſchließen, 10 
wäre eine ſo wichtige Ausnahme angeſichts der grundſätzlichen 
Geltung des Abk. für den geſamten poln. Staat durch eine 
klare Beſtimmung zum Ausdruck gebracht worden. Andererſeite 
ergibt eine Reihe von pofitiven Einzelbeſtimmungen, daß das 
Abk. ſich auch auf Poln.⸗Oberſchleſien beziehen ſollte. Sm 
Abſchnitt V find die Rechtsverhältniſſe der Landſchaften be 
handelt, darunter im Art. 35 ff. auch die Rechtsverhältniſſe 
der Schleſiſchen Landſchaft, deren Gebiet den 
jetzt polniſchen Teil von Oberſchleſien um“ 
faßt. Insbeſ. iſt auf Abſ. 2 des Art. 35 zu verweiſen, 
Art. 37 regelt die Nechtsverhältniſſe der Poln. Treuhand 
ſtelle; zu den Hypotheken, die auf ſie übergehen, gehören 
auch die in Poln.⸗Oberſchleſien verbleibenden Hypotheken. 
Ahnlich wie die Landſchaften ſind in Abſchnitt VI die Recht 
verhältniſſe der Provinzialhilfskaſſen geregelt. Art. > 
behandelt die von der Breslauer Provinzialhilfskaſſe und 
die von der Breslauer Kriegshilfskaſſe vor dem 16. Jun! 
1922, alſo vor der Geltung des Abk. über Oberſchleſten, 
erworbenen, auf Grundſtücken in der Republik Polen 975 
getragenen Hypotheken und ſonſtigen Rechte; er behande 


damit offenſichtlich auch diejenigen Hypotheken, die in dent 
zum Bereich der genannten Kaſſen gehörigen Tale Dir 
rt. 


ſchleſiens eingetragen find, der an Polen gefallen ift. A 
nimmt ausdrücklich auf das AufwAbk. Bezug, indem et — 
ſtimmt, daß für die hypothekariſch geſicherten perſönlichen 
Forderungen die Beſtimmungen des Abſchnitts betreffen 
die Provinzialhilfskaſſen nur inſoweit gelten, als ſie az 
Maßgabe der Beſtimmungen des AufmXbt. DER 
Aufwertungsgeſetzgebung desjenigen vertragſchließenden a 
tes unterſtehen, in deſſen Gebiet das belaſtete Grundſtüc 
liegt. Man kann die Bedeutung dieſer poſitiven Beſtim⸗ 
mungen, die von der Geltung des Aufwlbk. für Bolt 
Oberſchleſien ausgehen, und wie Art. 67, ausdrücklich ie 
das AufrmAdf. Bezug nehmen, nicht mit der Erwägung ri 
ſeitigen, es ſeien theoretiſch Fälle denkbar, in denen TR 
nach dem deutſch⸗poln. Abk. über Oberſchleſien Papiermar 
hypotheken beſtehen, die der poln. Aufwertungsgeſetzgeburg 
unterliegen. Praktiſch kommen ſolche Fälle üben. 
haupt nicht in Frage. Dies ergibt ſich aus folgen 
Erwägung: Nach Art. 306 Abſ 2 deutſch⸗poln. Auſwelb⸗ 
über Oberſchleſien ſtand es der poln. Regierung frei, jede 
zeit — auch vor Ablauf der 15jährigen Friſt für die Geltung 
der deutſchen Mark — an Stelle der deutſchen die ene 
poln. Währung einzuführen, dergeſtalt, daß die Währung 
änderung zehn Monate vorher im „Monitor Polski an 
zukündigen war. Von dieſem Recht hat Polen durch die 5 0 
des Miniſterrats v. 21. Dez. 1922 (Dzen. ust. Pos. 1 923 
Gebrauch gemacht. Demgemäß iſt erſt ſeit dem 1. Nov. 1 en 
in Poln.⸗Oberſchleſien an Stelle der deutſchen die 15 
Währung das einzige geſetzliche Zahlungsmittel geworden 
Im November 1923 lag die deutſche Währung ſchon ! 


1. Jahrg. 1932 Heſt 13] 


Aufſätze 


915 


gen letzten Zügen. Sie war vollkommen entwertet, und es 
© wohl kein Fall denkbar, in dem überhaupt jemand, ge⸗ 
ale denn eine öffentliche Kreditanſtalt, in Deutſchland 
der als Hypotheken zu Papiermark und noch dazu nach dem 
E 199 5 poln. gewordenen Oſt⸗Oberſchleſien ausgeliehen hat. 
5 20. Nov. 1923 (Dollarkurs 4,2 Billionen) hatte die 
ſchl ſche Mark aufgehört zu exiſtieren. Es ſcheint ausge⸗ 
„offen, daß in dem AufwAbk. fo eingehende poſitive Be⸗ 


fur mungen getroffen ſein ſollten nur für Tatbeſtände, die 
wesen ir Rechtsbeziehungen vollkommen bedeutungslos ge⸗ 


ei find. Wenn man die genannten Beſtimmungen uns 
zu en und in ihrem Zuſammenhange lieſt, jo muß man 
rigerer Überzeugung gelangen, daß bei Ordnung der ſchwie⸗ 
vi Rechtsverhältniſſe der von der Gebietsabtretung be⸗ 
fenen öffentlichen Kreditanſtalten nur an die geſamten 
Pofotheten gedacht wurde, die den Kreditinſtituten auch ın 
n.⸗Oberſchleſien zuſtanden. 
nis Dieſe aus den Einzelbeſtimmungen gewonnene Erkennt⸗ 
einl wird zur Überzeugung beſtätigt durch den den Abſchnitt V 
leitenden Art. 34 Aufw Abk., der lautet: 
„Hypotheken und ſonſtige Rechte, die für die land⸗ 
ſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten, deren Ge⸗ 
ſchäftsbezirk durch die Grenzziehung durch⸗ 
ſchnitten worden iſt, auf Grundſtücken im anderen 
vertragſchließenden Staate eingetragen ſind, ſowie die in 
dieſem Abſchnitt näher bezeichneten perſönlichen Forde⸗ 
rungen, die trotz Erlöſchens des dinglichen Rechts be⸗ 
ſtehen geblieben ſind, werden nach Maßgabe der nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen abgewickelt.“ 
zen In der Denkſchr. (a. a. O. S. 37 Spalte 2) iſt für die⸗ 
9 igen Landſchaften, deren Sitz in Deutſchland verblieb, und 
je; gemäß auch für die Schleſiſche Landſchaft, dargelegt, es 
La notwendig geweſen, die Anſprüche zu regeln, die dieſen 
Eindſchaften hinſichtlich der Hypotheken und Rechte gegen 
Sgentümer von Grundſtücken in Polen zuſtehen. Für die 
7 eſiſche Landſchaft kam aber — abgeſehen von 
8 em geringfügigen Gebietsteil an der Poſener Grenze und 
Län an die Tſchechoſlowakei gefallene kleinen Hultſchiner 
ändchen — nur Poln.⸗Oberſchleſien in Betracht. 
Regelung der Anſprüche der Schleſiſchen Landſchaft 
fi aher nur den Sinn gehabt haben, daß das Aufm Abk. 
fie gerade und hauptſächlich auf Poln.⸗O berſchle⸗ 
very; bezog. Anders wäre die Regelung überhaupt nicht 
in ſtändlich. Und es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß 
80, Ausführung der Art. 35ff. auch die Hypotheken der 
ſcleſten den Landſchaft gegen Eigentümer in Poln.⸗Ober⸗ 


a 


ien auf die dort vorgeſehene poln. Treuhandſtelle über⸗ 

langen find, und daß durch dieſe die vermögensrechtliche 
iseinanderſetzung tatſächlich durchgeführt wird. 

1% B. Es iſt aber weiter zu prüfen, ob die Voraus⸗ 
e zutrifft, daß die Poln AufwVO. für Poln.⸗Oberſchle⸗ 
Ob nicht galt. Bejaht man die geſetzliche Geltung für Poln.⸗ 
R er olefien, fo würde kein Zweifel darüber auch nur ent⸗ 
Dorn daß das Aufw Abk. gemäß feinem Art. 3 für Poln.⸗ 
Auſchleſien anzuwenden iſt. Tatſäch lich iſt die Poln⸗ 
if Vd. in vollem Umfange von den poln. Ge⸗ 
wobten in Poln.⸗Oberſchleſien angewendet 
in 0 en. Dieſe Rechtſprechung iſt von dem Oberſten Gericht 
ab arſchau beſtätigt in dem Urt. v. 7. Juni 1929, C 29/28, 
(ol druckt in Orzecznictwo Sadöw Polkich 1930 Nr. 23 
Mun Hawlitzky, Die Rechtſprechung zum poln. Auſwer⸗ 
m Berecht, S. 56-58). Das Urt. des Oberſten Gerichts be⸗ 
tie u der Erwägung, daß die Poln Aufw BO. eine authen⸗ 
Lese Interpretation des § 242 BB. enthält. Man wird 
Poln Gedankengang deshalb zuſtimmen können, weil die 
ni cht dufw Vd. ſich im Gegenſatz zu dem deutſchen Aufw®. 
Kor auf die Regelung einzelner Tatbeſtände beſchränkt, ſon⸗ 
15 das geſamte Aufwertungsrecht unfaſſend 
ie gelt hat, ins beſ. auch die freie Aufwertung, 
1 deutſchem Gerichtsrecht auf der Grundlage des 
geſe BGB. entwickelt worden iſt, in den Kreis der 
Tat lich en Regelung einbezogen hat. In der 
für iſt nicht anzunehmen, daß der polniſche Geſetzgeber 
10 den volkswirtſchaftlich bedeutendsten Teil ſeines Gebietes 

Geltung der AufwO. ausſchließen wollte. Daß er dies 


nicht beabſichtigt haben kann, ergeben die Beſtimmungen der 
Poln AufwO. ſelbſt, insbeſ. die 88 5 und 6, in denen der 
Aufwertungsſatz von 15% ausdrücklich angeordnet iſt, 
ebenſo wie für die anderen ehemalig deutſchen Gebiete 
— nämlich die Wojewodſchaften Pommerellen und Poſen —, 
auch für den „oberſchleſiſchen Teil der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien“. 


C. Bei der Beurteilung des Verhältniſſes zwiſchen dem 
AufwAbk. und dem Genfer Abk. über Oberſchleſien wird 
man noch folgendes berückſichtigen müſſen: Das Auf w Abk. 
regelt die Rechtsbeziehungen der Angehörigen der beiden 
vertragſchließenden Staaten, macht alſo die Staatsange⸗ 
hörigkeit zu dem entſcheidenden Geſichtspunkt. Die in 
Frage kommende Beſtimmung des Genfer Abk., nämlich 
der Art. 307 ff., hat die Erfüllung in deutſcher Währung 
aber ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit davon ab⸗ 
hängig gemacht, daß die Forderung zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Genfer Abk. einer im Deutſchen Reich mit Aus⸗ 
nahme des Abſtimmungsgebiets anſäſſ igen natürlichen 
oder juriſtiſchen Perſon oder Geſellſchaft zuſtand. Für die 
nach dieſer Beſtimmung zu beurteilenden Rechtsverhältniſſe 
kam es alſo nur auf den damaligen Wohnſitz, nicht auf 
die Staatsangehörigkeit an. Würde man die Anwendung des 
AufwAbk. auf Poln.⸗Oberſchleſien verneinen, ſo würde dies 
nur mit der Einſchränkung zu geſchehen haben, daß das 
Abk. jedenfalls für ſolche Forderungen gälte, deren Gläubiger 
am 13. Juni 1922, dem Tage des Inkrafttretens des Genfer 
Abk., in Poln.⸗Oberſchleſien ſowie in dem deutſch gebliebenen 
Abſtimmungsgebiet Oberſchleſiens ihren Wohnſitz hatten. 

Das AufwAbk. macht ſeine Beſtimmungen über das an⸗ 
zuwendende Recht von dem Erfüllungsort unabhän⸗ 
gig, indem die Art. 7 und 8 ausdrücklich beſtimmen, daß die 
dort erklärten Grundſätze über das anzuwendende Recht ohne 
Rückſicht auf eine zwiſchen Gläubiger und Schuldner ge⸗ 
troffene Vereinbarung über den Erfüllungsort anzuwenden 
ſind. Art. 307 Genfer Abk. dagegen ſtellt in den 88 1 
und 2 ausdrücklich auf den Erfüllungsort ab. 


D. Wägt man die Gründe für und gegen die Anwend⸗ 
barkeit des AufwAbk. auf Poln.⸗Oberſchleſien gegeneinander 
ab, ſo wird man zugeben müſſen, daß ſowohl die eine als 
auch die andere Anſicht juriſtiſch vertretbar iſt. Die Gründe 
für die Anwendbarkeit erſcheinen aber ſtärker. Und bei einem 
Zweifel werden ſchließlich diejenigen Erwägungen den Vorzug 
verdienen, die die praktiſch beſten Ergebniſſe haben und dem 
Zweck des Abk. am eheſten gerecht werden. Schon der von bei⸗ 
den vertragſchließenden Staaten in der Einleitung zu dem Abk. 
hervorgehobene Zweck der möglichſt weitgehenden praktiſchen 
Angleichung dürfte dafür ſprechen, daß man die beiderſeitigen 
Vorteile des Abk. für ein ſo wichtiges Rechtsgebiet wie 
Poln.⸗Oberſchleſien nicht ausſchließt. Die folgerichtige Durch⸗ 
führung derjenigen Rechtsanſicht, die die Anwendbarkeit auf 
Poln.⸗Oberſchleſien verneint, führt aber dazu, daß für die 
deutſchen Staatsangehörigen hinſichtlich des Rechts⸗ 
verhältniſſes in Poln.⸗Oberſchleſien die Gleichſtellung 
fortfällt. Wenn Quaſſowski a. a. O. dieſe zwingende 
Folgerung nicht zieht, ſo ſcheint dies nicht konſequent. Er 
gibt auch zu, daß die gradlinige Durchführung dieſes Ge⸗ 
dankens zur Folge hätte, daß es bei der in dem Genfer Abk. 
vorgeſehenen Erfüllung der Markverbindlichkeiten in Papier- 
mark, alſo in völlig entwerteter Währung, jetzt noch ſein 
Bewenden hätte. Will er dieſe untragbare Folgerung aber nicht 
ziehen, jo muß er das AufwAbk. in allen ſeinen Teilen auch 
für Poln.⸗Oberſchleſien gelten laſſen. Es ſcheint nicht an⸗ 
gängig und dürfte dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit, der 
das AufwAbk. beherrſcht und in der Einleitung noch be⸗ 
ſonders hervorgehoben iſt, nicht entſprechen, wenn man ledig⸗ 
lich das, was vom deutſchen Standpunkt in dem Abk. be⸗ 
ſonders gut erſcheint, annimmt, aber das weniger Gute nicht 
gelten laſſen will. 

Die vorſtehenden Erwägungen laſſen es gerechtfertigt 
erſcheinen, die Streitfrage dahin zu beantworten, daß das 
AufwAbk. auch auf Poln.⸗Oberſchleſien anzuwenden iſt, und 
die Bedenken zu zerſtreuen, die auch von mir früher gegen 
die Anwendbarkeit geäußert worden ſind. 
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Sparmaßnahmen in der Rechtspflege. 


Vorſchläge des Preußiſchen Richtervereins und Stellungnahme des Deutſchen Anwaltvereins. 


A. 


Erſparnisvorſchläge des preuß. Richtervereins 
auf dem Gebiete der Juſtizverwaltung und 


Rechtſprechung. 
I. Gerichtsverfaſſung und Juſtizverwaltung. 


1. Organiſation. 

a) Anderweite Bezahlung der Kanzleiangeſtellten; fie 
ſind, wie früher, für verpflichtet zu erklären, eine beſtimmte 
Quote täglich zu erledigen und erhalten Mehrleiſtungen ver⸗ 
gütet. 

b) Die Beteiligung der Staatskaſſe an den Gebühren der 
Notare ſoll nicht erſt bei 500 %, ſondern ſchon bei 200 % er⸗ 
folgen, und zwar mit 50%. 

e) Sämtliche Repräſentationsgelder ſind für die Notzeit 
zu ſtreichen bzw. herabzuſetzen. 

d) Die Verwaltungs⸗ und Dienſtaufſichtsbeſchwerden, 
auch die Rechtsbeſchwerden, ſind durch Einführung einer bei 
Zurückweiſung einzuführenden Gebühr einzuſchränken. 

II. Zivilprozeß und freiwillige Gerichtsbarkeit. 

1. Armenrecht. 

a) Stärkere Prüfung der Armutszeugniſſe. Es gibt Fälle, 
in denen eine Partei trotz beſcheinigter Armut durchaus in 
der Lage iſt, die Koſten — gegebenenfalls in Raten — zu be⸗ 
zahlen. Die Wirkung des Armenrechts kann beſchränkt werden. 

b) Jede Partei, die das Armenrecht erhält, muß einen 
kleinen Betrag, etwa 1,50 % oder 3 %, auf Gerichtskoſten 
zahlen. 

e) Abſchaffung des § 119 Abſ. 2 ZPO. 

d) Heranziehung von Aſſeſſoren zur Vertretung im 
Armenrecht bei den Amtsgerichten. 

Es werden bei den Gerichten, wo es wegen der Zahl der 
ſchwebenden Armenſachen tunlich iſt, beſondere Dezernate für 
die Vertretung der Armenſachen eingerichtet. Dieſe Dezernate 
werden mit Aſſeſſoren beſetzt, die durch Verwaltungsordnung 
oder Geſchäftsverteilung beſtimmt werden. Dieſe Aſſeſſoren 
haben einen Beſchäftigungsauftrag wie jeder andere bezahlte 
Aſſeſſor. Sie unterſcheiden ſich in ihrer ganzen dienſtlichen 
Stellung von den anderen nur durch die Tatſache, daß ſie eben 
nicht ein richterliches Dezernat haben, ſondern das für die 
Vertretung der Armenſachen. Dieſe Armenvertreter — Name 
iſt nicht glücklich, ſoll hier auch nur zur kurzen Bezeichnung 
benutzt werden — üben ihre Tätigkeit ebenſo aus wie jetzt 
ſchon bei manchen großen Arbeitsgerichten die für die Ver⸗ 
tretung auswärtiger Parteien beſtellten Beamten. Die Büro⸗ 
arbeit wird durch Juſtizangeſtellte erledigt, Material uſw. 
ſtellt die Juſtizverwaltung hierzu ebenſo wie für jede andere 
amtliche Tätigkeit zur Verfügung. Regelung der Sprech⸗ 
ſtunden uſw. iſt eine rein techniſche Frage, die keine Schwierig⸗ 
keiten bietet. 

Der Prozeßrichter ſoll, wenn er einen Beiſtand beiordnen 
will, in erſter Linie den Armenvertreter beiordnen. Er ſoll 
aber auch die Möglichkeit haben, in erforderlichen Fällen — 
wegen der Art der Sache oder ihres Zuſammenhangs mit 
anderen — einen Anwalt beizuordnen. Andererſeits ſoll der 
Armenvertreter die Möglichkeit haben, gegebenenfalls die 
Sache dem Richter zur Entſcheidung darüber vorzulegen, ob 
nicht ein Anwalt beizuordnen iſt. 


2. Zeugen und Sachverſtändige. 

a) Die Gutachterentſchädigung für beamtete Arzte iſt ab⸗ 
zuſchaffen. 

b) Die Vernehmung von Sachverſtändigen iſt möglichſt 
einzuſchränken. 

c) Allgemeine Zuläſſigkeit von ſchriftlichen Zeugenaus⸗ 
ſagen, auch ohne daß die Parteien eine entſprechende Ver⸗ 
einbarung treffen (Erweiterung des $ 377 ZBD.). 


d) 8 377 3PO. iſt auf die Begutachtung durch Sach⸗ 
verſtändige anwendbar. 


3. Ladungen und Zuſtellungen. 5 
a) Förmliche Ladung des Klägers nicht erforderlich, 
Der Kläger, der ſeinen Anſpruch durchſetzen will, wird 7 
beim Gericht erſcheinen. Kommt er nicht, dann wird er 1 
mit dem Schuldner geeinigt haben. Erſcheint ausnahmswe ’ 
der Schuldner allein — was jetzt auch vorkommt, wenn Supe 
der Kläger den Termin vergeſſen hat oder ſich über Ant t 
verſpätet —, dann wird felten ein förmlicher oder tatſächli 25 
Grund zu einem Verſäumnisurteil beſtehen. Man nimmt en 
Einlaſſung des Beklagten entgegen, notiert ſie, beſtimmt neu 5 
Termin — gegebenenfalls mit Auflage — und ſchickt den in. 
klagten wieder nach Hauſe. Ein Zeitverluſt tritt meiſt nicht er 
b) Im Schiedsverfahren it der Prozeßrichter völlig Ie 
von Formvorſchriften (88 18, 20 EntlV OD, VO. v. 6. m 
1931, 6. Teil Kap. I 8 10). Hier genügt es deshalb ſowo 
dem Geſetz wie auch den Bedürfniſſen der Praxis, dem 1 
durch eine formloſe Karte Nachricht vom Termin zu ge 


4. Laienrichter. . 
Die Vergütungen für die vielen Laienrichter find maß 
lichſt einzuſchränken, jo daß fie keinesfalls einen Vermöge 
vorteil für die betreffenden Laienrichter bedeuten. 


5. Rechtsmittel. 


a) In zweiter Inſtanz dürfen Angriffs⸗ Verteidigung e 
und Beweismittel nur noch vorgebracht werden, wenn 9. 
Partei glaubhaft macht, daß kein grobes Verſchulden von 

b) Einführung einer Beſchwerdeſumme für Beine en 
in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten, zum merdeſng 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, und zwar 10% (Erweitern 
von 8 568 ZPO.). 


6. Verſchiedenes. 


a) Die Gerichte ſollen verpflichtet ſein, von den in 8 5 
ZPO. gegebenen Beſugniſſen, insbeſ. in den Fällen Gebre 
zu machen, in denen eine übermäßige Verlängerung oder je 
unangemeſſene Verteuerung des Rechtsſtreits dadurch en 
mieden werden kann, fojern nicht lebenswichtige Intere 
einer Partei beeinträchtigt werden. 

b) Aufhebung der Koſtenfreiheit des 8 159 Gen. 


III. Strafprozeß. 
1. Privatklageverfahren. die 


a) Nicht nur für die erſte Inſtanz, ſondern auch h 
Berufungs⸗ und Reviſionsinſtanz muß der Privatkläger, , 
ſen Privatklage in erſter Inſtanz abgewieſen ift, einen ba 
ſchuß zahlen. Wenn demgegenüber in größerem Umfange ung 
Armenrecht beantragt werden ſollte, wäre eine Vorprulf 1 
der Ausſichten des Rechtsmittels notwendig. Dies würde 8 
Einſchränkung des Rechtsmittels führen. nt 

b) Auf das Privatklageverfahren ift 893 ZPO,. e 
ſprechend anzuwenden, d. h. dem Privatkläger ſind die No 


des Verfahrens im Falle ſeines Obfiegens dann aufzuenehen 
E 


* 


wenn der Angeklagte zur Erhebung der Privatklag Er⸗ 

Anlaß gegeben, z. B. im Sühneverfahren ausreichende 

klärungen abzugeben bereit war. eben⸗ 
n 


c) 8 383 StPO. erhält als Abſ. 2: Die Klage kann! der 
falls zurückgewieſen werden, wenn eine Beleidigung Kbrper; 
Stelle erwidert wird (8 199 StGB.) oder wenn leichte r 
verletzungen mit ſolchen, Beleidigungen mit leichten a — 
verletzungen oder letztere mit erſteren auf der Stelle erw 
worden ſind ($ 233 StGB.). nicht 

d) 8 83 Abſ.3 ORG. möge künftig lauten: Sofern MIN, 
dem Privatkläger das Armenrecht bewilligt iſt oder e 
freiheit zuſteht, ſoll im Privatklageverfahren in den richte 
des Abſ. 1 vor Zahlung des Gebührenvorſchuſſes keine 92 ub⸗ 
liche Handlung vorgenommen werden, es fei denn, daß gla 


61. Jahrg. 1932 Heft 13) 
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A gemacht wird, daß die Verzögerung dem Privatkläger 
act nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Nachteil bringen 
Hürde. Wird der Gebührenvorſchuß binnen einer von dem 
ae zu beſtimmenden Friſt (etwa binnen zwei Wochen) 
bet gezahlt, gilt die Privatklage, die Berufung, die Reviſion 
= der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens als zu⸗ 
1 dgenommen (oder: iſt durch Beſchluß die Privatklage zu⸗ 
ückzuweiſen, die Berufung, die Reviſion oder der Antrag auf 
15 iederaufnahme des Verfahrens zu verwerfen). Der Beſchluß 
55 nicht anfechtbar (oder: Gegen den Beſchluß findet ſofortige 
eſchwerde ftatt). 

N. e) Nach herrſchender Lehre und Rechtſprechung darf bei 
K ichtzahlung eines nach 88 83, 84 Geh. erforderten Gerichts⸗ 
mſtenvorſchuſſes die Berufung des Privat⸗ oder Nebenklägers 
icht verworfen werden (vgl. Löwe 8 391 Anm. 6; Baum⸗ 
ſich Anm. B zu 8 83 und ſämtliche Kommentare). Es durfte 
ch daher empfehlen, eine dem 8 519 Abſ. 5 Satz 3 entſpre⸗ 
chende Vorſchrift dem 8 391 Abſ. 2 ZPO. anzuhängen. 


2. Zeugen und Sach verſtändige. 
arzt a) Abſchaffung der Gutachterentſ chädigung für beamtete 
e. 


, b) Einſchränkung des Umfangs der Beweisaufnahme in 
Straſſachen (88 244, 245 Stpd.), falls eine zweite Tat⸗ 
acheninſtanz noch in Anſpruch genommen werden kann. 

Di e) Einführung des Zwanges zur Berufungsbegründung. 
Sr Berufung wird oft erſt in der Verhandlung auf einzelne 
kr 8 oder das Strafmaß beſchränkt, und es ergibt ſich dann 
rſt, daß unnötige Zeugen geladen ſeien. 

5%, d) Zwecks Vermeidung von Vertagung Zuſatz zu 8 244 
Abſ. 2 StPO. Ein Beweisantrag kann abgelehnt werden, 


wenn nach einſtimmiger Auffaſſung des Gerichts das Ergebnis 


des beantragten Beweiſes für die Entſcheidung ohne Bedeutung 
ein würde. 


3. Mitwirkung von Laienrichtern. 
6 Die Vergütung für die vielen Laienrichter (Schöffen, 
8 eſchworene) ſind möglichſt einzuſchränken, ſo daß ſie keines⸗ 
ſalls einen Vermögensvorteil für die Laien bedeuten. 


4. Einſchränkung der Rechtsmittel. 


N a) Ausdehnung des Grundſatzes des 8 354 StPO. dahin, 
‚ah eine Zurückweiſung der Sache durch das RG. an die Vor⸗ 
"tanz auch dann zu unterbleiben hat, wenn das RG. die vom 
reorderrichter erkannte Strafe auch unter dem veränderten 
echtlichen Geſichtspunkte für angemeſſen erachtet. 

b) Beſeitigung der zwei Tatſacheninſtanzen, zum min⸗ 
deſten in der Weiſe, daß in jeder Sache der Angeklagte oder 
ie Staatsanwaltſchaft Verhandlung ſogleich vor der Straf⸗ 
dea mer fordern kann. Der 8 1 Abſ. 1 Satz 2 des Kapitels 1 
b es 6. Teils der 3. NotVO. muß wegfallen, ebenſo das Ver⸗ 
ot der rekormatio in pejus. 


5. Ladungen und Zuſtellungen. 
2 Ladungen und Zuftellungen find nicht durch die Staats⸗ 
einwaltſchaſt, ſondern durch das Gericht zu veranlaſſen, damit 
in unnötiges Hin⸗ und Herſenden der Akten vom Gericht 
zur Staatsanwaltſchaft vermieden werde. 


6. Polizeiliche Strafverfügungen. 
Zuſatz als 8 418 a Sto. 8 412 ift entſprechend an⸗ 
Anwenden. Anträge auf gerichtliche Entſcheidung find beim 
usbleiben des Angeklagten ohne weiteres zu verwerfen. 


8 Neu 8 467 Abſ. 3 StPO.: Findet nach voraufgegangener 
erurteilung des Angeklagten auf ein von ihm eingeleitetes 
Rechtsmittel eine Einstellung nach 8 153 StOB. jtatt, fo find 

em Angeklagten die Koſten des Verfahrens durch Beſchluß 
aufzuerlegen. 


7. Koſtentragung. 


8. Verſchiedenes. 
tere, 2) Anwendung des 8158 StPO. auf Verbrechen in leich⸗ 
eren Fallen. 
€ b) Herabſetzung der Gebühr für Verteidigung vor dem 
8 chwurgericht von 80 auf 40 % für Verteidigung im Vor⸗ 
erfahren auf 20 . 


c) Abbau der notwendigen Verteidigung nach 8 140 
Abſ. 3 SERD. 

d) Entbindung des Angeklagten vom Erſcheinen auch bei 
Verbrechen — auch bei Verhandlungen vor den Strafkam⸗ 
mern —; der 8 233 Abſ. 1 Satz 2 StPO. jet alſo zu ſtreichen. 

9. Offizialverteidigung. 
Die zu II 1d vorgeſchlagene Regelung wäre auch bei 


Offizialverteidigungen durchzuführen, mindeſtens in einfachen 
Sachen. 


IV. Strafvollzug und Gnadenſachen. 

1. Im Strafvollzug iſt mit größter Sparſamkeit zu wirt⸗ 
ſchaften. 

2. Gnadengeſuche dürfen nur alle ſechs Monate ein⸗ 
gereicht werden, bei Strafen bis zu ſechs Monaten nur einmal. 

3. Es ſei zuläſſig und praktiſch, die Bewilligung der 
Strafausſetzung von der Bezahlung der Gerichtskosten, ſoweit 
es notwendig erſcheine, abhängig zu machen. 

4. Die Ausgaben für den Strafvollzug ſeien nachzu⸗ 
prüfen. Die jetzigen Grundſätze des Strafvollzugs bedingten 
an fich ſchon höhere Ausgaben. An Beköſtigung fer zu ſparen; 
die Strafgefangenen hätten nicht Anſpruch auf bei,ere Lebens⸗ 
haltung als etwa die Familien der Kurzarbeiter. 


B. 


Anregungen der vereinigung der preuß. Staats- 
anwälte zu Erſparniſſen auf dem Gebiete der 
Juſtizverwaltung und Rechtſprechung — im An» 
ſchiuß an die Erfparnisporfhläge des Pr. 


I. Laienrichter. 
1. Während der Notzeit Ausſchaltung oder Einſchränkung 
der Laienrichter, zum mindeſten der Schöffen. 
2. Herabſetzung der Vergütungen für Laienrichter (Ehren⸗ 
amt 1). 


II. Zeugen und Sachverſtändige. 
1. Einſchränkung der Hinzuziehung und Ladung von 
Zeugen und Sachverſtändigen. 
2. Herabſetzung und ſtrengere Nachprüfung der Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige. 


III. Verfahren. 


1. Mehr Anträge auf Strafbefehl und mehr Anklagen 
vor dem Einzelrichter. 

2. Möglichkeit zum Erlaß eines Strafbefehls auch nach 
Erhebung der öffentlichen Klage oder Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens — durch den Amtsrichter oder Gerichtsvorſitzen⸗ 
den unter Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft, evtl. nach An⸗ 
hörung des Angeſchuldigten oder Angeklagten. 

3. Beſchleunigung durch Anderung folgender Vorſchriften: 

a) 8 203 StPO.: Wegfall des Eröffnungsbeſchluſſes, 
wenn der Angeſchuldigte 

entweder darauf verzichtet oder keine Einwendungen gegen 
die Anklage erhebt. 

p) 8 217 StpoO.: Umwandlung der Mußvorſchrift über 
die Ladungsfriſt in eine Sollvorſchrift. 

c) 8229 StPO.: Fortſetzung einer unterbrochenen Haupt⸗ 
W ſpäteſtens am ſiebenten (anſtatt am vierten) 

age. 


IV. Rechtsmittel. 

Einſchränkung der Rechtsmittel nach Zahl und Art. 

1. Nur eine Tatſacheninſtanz, mindeſtens aber 

a) Anderung der Vorſchrift in Teil VI Kap. 8 1 Abſ. 1 
NotVO. v. 6. Okt. 1931 in drei (anſtatt ſechs) Sitzungstage. 

b) Ausdehnung der Vorſchrift des 85 Abſ. 1 a. a. O. 
auf noch andere Verfahren. 

2. Gegen jedes Urteil nur entweder Berufung oder 
Reviſion. 


V. Gebühren, Geldſtrafen und Koſten. 


1. Stempelgebühr für Eingaben und Geſuche in Straf⸗ 
lachen. 
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2. Verwaltungsgebühr für ablehnende Beſcheide in Straf⸗ 
ſachen und Dienſtaufſichtsbeſchwerden. 

3. Schnellere und wirkſamere Einziehung von Geldſtrafen 
und Koſten. 


VI. Verſchiedenes. 

1. Beſeitigung oder Vereinfachung des Haftprüfungs⸗ 
verfahrens. 

2. Wegfall des Verbots der rekormatio in pejus (88 331, 
358 Abſ. 2, 373 Abi. 2 StPD.). 

3. Befugnis des Vorſitzenden, der Preſſe während der 
Dauer oder eines Teiles einer Hauptverhandlung eine Be⸗ 
richterſtattung darüber zu unterſagen. 

4. Einſchränkung des Schreibwerks, beſonders durch 

a) Vereinfachung des Berichtsweſens, 

b) Beſeitigung oder Einſchränkung der Beſcheide an 
Querulanten und Geiſtesgeſtörte. 

5. Einſchränkung oder Ausſetzung der Ausbildungslehr⸗ 
gänge für Amtsanwaltsanwärter. 


VII. Gnadenſachen. 
Vereinfachung und Beſchleunigung des Gnadenverfah⸗ 
rens, z. B. durch Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes. 


VIII. Strafvollzug. 

Umfaſſende Senkung der jetzigen Ausgaben durch: 

1. Einſchränkung überſteigerter Erziehungs⸗ und Beſſe⸗ 
rungsmaßnahmen. 

2. Vereinfachung der Unterbringung und Verpflegung 
der Gefangenen. 

3. Einſchränkung des Schriftverkehrs der Gefangenen, 
insbeſ. bei Beſchwerden. 


0 


Stellungnahme des Deutſchen Anwaltvereins. 


Leipzig, den 23. Februar 1932. 
An den 
Herrn Reichsminiſter der Juſtiz 
Berlin 


Dem Herrn Reichsjuſtizminiſter überreichen wir hiermit 
unſere Stellungnahme zu den Erſparnisvorſchlägen auf dem Ge⸗ 
biete der Juſtizverwaltung und Rechtſprechung, die der Preuß. 
Richterverein unter dem 28. Dez. 1931 dem Herrn Reichs⸗ 
juſtizminiſter vorgelegt hat. 

Wir beſchränken uns darauf, uns zu einigen wichtigeren 
dieſer Vorſchläge zu äußern, insbeſ. zu ſolchen, die wir für 
gefährlich erachten und denen wir entſchieden widerſprechen 
zu ſollen glauben. Wenn wir davon abſehen, zu einer Anzahl 
der Vorſchläge Stellung zu nehmen, ſo geſchieht dies nur, 
weil wir dieſen Vorſchlägen eine entſcheidende Bedeutung 
nicht beimeſſen. Unſer Schweigen zu dieſen einzelnen Punkten 
bedeutet aber nicht etwa, daß wir den hier vorgeſchlagenen 
Maßnahmen zuſtimmten. 

Wir halten uns bei unſerer nachfolgenden Stellungnahme 
an die Reihenfolge, die der Preuß. Richterverein ſeinen Er⸗ 
ſparnisvorſchlägen gegeben hat. 


Zu L I, b (Gebühren der Notare): 

Bei der verlangten Erhöhung der Notariatsabgabe han⸗ 
delt es ſich gar nicht um Erſparnisvorſchläge auf dem Ge⸗ 
biete der Juſtizverwaltung und Rſpr., ſondern um nichts 
anderes als um die Erhöhung einer Steuer, die von den 
Notaren von Anfang an als eine durch nichts gerechtfertigte 
Sonderbelaſtung eines einzelnen Standes betrachtet worden 
iſt. Wir widerſprechen daher jeder Erhöhung dieſer Abgabe. 
Weitere Ausführungen zu dieſem Punkte verſagen wir uns, 


weil hierzu in erſter Linie die Organiſationen der Notare 


berufen ſind. 


Zu I, 1, d (Gebühr bei Zurückweiſung von Beſchwerden): 

Wenn bei Zurückweiſung einer Beſchwerde durch den 
BeſchwF. eine Gebühr zu entrichten iſt, ſo werden dadurch 
ſicher in einem gewiſſen Umfange die Beſchwerden einge⸗ 
ſchränkt. Trotzdem halten wir die vorgeſchlagenen Maß⸗ 
nahmen, deren praktiſcher Erfolg überdies gering ſein dürfte, 


Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


re Ge⸗ 


für verfehlt. Denn ſie würden im Publikum das bitte 15 


fühl erwecken, daß man es ihm durch pekuniären Dru 
ſchwere, ſich ſein Recht zu ſuchen. 8. 

Wir bemerken noch weiter zu dieſem Punkt, daß Duft 
die Anwaltskammern, obwohl fie mit Beſchwerden überh ke 
werden, auch für die in jeder Hinſicht ausſichtsloſen Beſch ver 
den, insbeſ. auch im Falle der unnötigen Wiederholung ine 
ſelben Beſchwerden, trotz der verurſachten großen Mühe kein 
Möglichkeit haben, Gebühren für dieſe Mühewaltung 3 


erheben. — 


Zu II, 1, a (Prüfung der Armutszeugniſſe) : 


Die hier vom Preuß. Richterverein aufgeſtellten For 
rungen decken ſich, ſowohl was die Rſpr. als auch, was die 


Geſetzgebung anlangt, vollkommen mit den Forderungen, 
die Anwaltſchaft ſeit langem vertreten hat. Wir würden 5 
begrüßen, wenn die Richterorganiſationen gemeinſam 
uns für die Einführung des Ratenarmenrechts kämpften. 

Wenn es weiter heißt, „die Wirkung des Armente 2 
kann beſchränkt werden“, fo iſt das ohne weitere Erklärn 
unverſtändlich. 


Zu II, 1, e (Abſchaffung des § 119 ZPO.): 
Wenn in Zukunft in der höheren Inſtanz ein erneuffe 
Nachweis des Unvermögens verlangt werden ſoll, jo dür 
dabei in der heutigen Zeit ſehr wenig herauskommen, da ſſer 
Verhältniſſe der meiſten Leute heute eher ſchlechter als beit, 
werden. Wenn aljo bei der Juſtiz ſicher nur wenig gest 5 
wird, fo werden die Verwaltungsbehörden dafür mit 1 
nicht unbeträchtlichen Mehrarbeit durch die Ausſtellung ne 
Armenſcheine belaſtet. in 
Ganz unannehmbar ſcheint uns die Forderung zu Veh 
daß in der höheren Inſtanz geprüft werden ſoll, ob > 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung des Berufung 
oder Reviſionsbekl. mutwillig oder ausſichtslos erſcheint. * 
ſind der Auffaſſung, daß das Urteil eines deutſchen Rich di 
ſelbſt dann nicht bagatelliſiert werden darf, wenn es ea 
ift. Unſerer Überzeugung nach würde durch den Vorl," 
des Preuß. Richtervereins die erſte Inſtanz eine unertnn. 
liche Einbuße an Autorität erleiden. Es erſcheint uns en 
möglich, daß eine Partei, die in erſter Inſtanz bereits — 
obſiegendes Urteil erſtritten hat, in die Lage gebracht wer 15 
ſoll, im zweiten Rechtszuge Verſäumnisurteil gegen ſi ürde 
gehen zu laſſen. Der von dieſer Maßnahme Betroffene wu it 
nicht ohne Grund das Gefühl haben, daß man ihm fein Re in 
verweigere, wenn man ihm die Möglichkeit verſchließt, 
mündlicher Verhandlung das ihm guͤnſtige Urteil zu v * 
teidigen. a Pr 4 5 5 4 
Zu II, 1, d (übertragung der Armenſachen an Aſſeſſore 
Die Forderung, daß Aſſeſſoren zur Vertretung im a 
menrecht bei den AG. herangezogen werden ſollen, geht ne 
die Wurzeln der Rſpr. und des Anwaltſtandes. Sie zeigt e 7 
fundamentale Verkennung des Weſens der Anwaltſchaft gen 
des zur unabhängigen Vertretung der Parteien beitimi t 
Berufsſtandes. Der Entwurf iſt ein Rückſchritt in die ön 
der preuß. Juſtizkommiſſare und Aſſiſtenzräte, alſo der ligen 
richtungen, deren Wiedererſtehen man infolge ihres 1 or 
Verſagens für unmöglich halten ſollte. Daß der W 
vor demſelben Amtsrichter, der ein Zeugnis über den 15 
Armenvertreter ſchreibt und der entſcheidet, ob auf A 
des Armenvertreters die Sache nicht lieber an einen Recht. 
anwalt gegeben werden ſoll, nicht als unabhängiger 180 
vertreter auftreten kann, bedarf keiner näheren Darleg er 
Darauf, daß die notwendige Verſchwiegenheit gegenüber urch 
Partei nicht gewahrt werden kann, wenn die Büroarbeit ieſe 
Juſtizangeſtellte erledigt wird, ſei nur nebenbei hingem! vor⸗ 
Einen Geſichtspunkt möchten wir noch beſonders it 
heben: Infolge der Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuftän'& 
keit auf 1000 % enthält der Vorſchlag eine beſonders 100 die 
Belaſtung des Anwaltsſtandes. Andererſeits beſteht au An⸗ 
Gefahr, daß durch die Überantwortung einer ſo großen ſog. 
zahl von Rechtsſtreitigkeiten an abhängige Vertreter die 
Vertrauenskriſe der Rechtspflege geſteigert wird. sat 
In praktiſcher Hinſicht möchten wir aber noch Der = 
hinweiſen, daß die Beſtellung von Aſſeſſoren kaum als 5 
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maßnahme wirken würde; denn dieſe Aſſeſſoren müßten doch 
mindeſtens mit dem niedrigſten Richtergehalt beſoldet wer⸗ 
en; dazu treten die erheblichen Koſten der Kanzlei. 

di Die erwachſenden Armenanwaltsgebühren werden daher 
die Aufwendungen des Fiskus ſelten überſteigen. Die Frage 
der Haftung des Fiskus für Berufsverſehen der Aſſeſſoren 
c nur angedeutet. Es iſt uns, wie wir ganz offen ausſpre⸗ 
gen, vollkommen unverſtändlich, wie der Preuß. Richterverein 
um eines zweifelhaften, jedenfalls aber ganz geringen Vor⸗ 


teils willen es glaubt verantworten zu können, die Anwalt⸗ 


ſchaft und mit ihr die ganze Rechtspflege in ihrem Lebens⸗ 


nerv zu treffen. 


Zu II, 2, b (Einſchränkung der Vernehmung von Sachver⸗ 
ſtändigen): . 

Die Beſchränkung der Beiziehung von Sachverſtändigen 

zieht notwendig eine Verſchlechterung der Rechtspflege nach 

ich. Sie wird gerade das zur Folge haben, was durch die 

orſchläge vermieden werden ſoll, nämlich ein Anſchwellen 


er Rechtsmittel. . 


W 


Zu II, 2, c (Zuläſſigkeit ſchriftlicher Zeugenausſagen): 

Die geforderte allgemeine Zuläſſigkeit von ſchriftlichen 
Beugenausfagen auch ohne Vereinbarung der Parteien ſtößt 
auf unſeren energiſchen Widerſtand. Die ſchriftliche Zeugen⸗ 
ausſage wird dann unbedenklich ſein, wenn ein Zeuge, in 
beſſen Unparteilichleit kein Zweifel geſetzt wird, lediglich ob⸗ 
lektive Feſtſtellungen zu treffen hat, beiſpielsweiſe aus Bü⸗ 

ern oder einem Schriftwechſel. In dieſen Fällen werden 
5 Parteien ohne weiteres mit der ſchriftlichen Ausſage ein⸗ 
erſtanden ſein. In allen anderen Fällen halten wir aber 
eine mündliche Vernehmung der Zeugen für erforderlich. Sie 
iſt ſchon deswegen notwendig, damit der Richter einen per⸗ 
Unlichen Eindruck von den Zeugen gewinnt, und damit nach 
RR glichkeit alle Fehlerquellen ausgeſchloſſen werden. Zudem 
würde die vorgeſchlagene Maßnahme einen weiteren Schritt 
zu der höchſt unerwünſchten Schriftlichkeit des Verfahrens 
fodeuten. Überdies ſind die Zeugengebühren, alſo die Haupt⸗ 
koſten der Zeugenvernehmung, von den Parteien vorzu⸗ 
ſchießen. i 

E Abgeſehen aber von alledem muß noch auf die ſchlechten 
Erfahrungen hingewieſen werden, die bei Requiſitionen dann 
gemacht worden ſind, wenn der Richter die Parteien auffor⸗ 
ert, ihre Ausſagen ſchriftlich mitzuteilen. Sehr oft ver⸗ 
tehen die Zeugen das Beweisthema überhaupt nicht und 
waffen erſt vom Richter mündlich aufgeklärt werden, um 
vas es ſich handelt. Bisweilen gelingt es nur, wie in Straf⸗ 
bchen, in einer Art Kreuzverhör. Oft hört man von Zeugen, 
ie man auf Lücken in ihren Ausſagen hinweiſt, den Ein⸗ 
wand, daß man ſie dies ja nicht gefragt habe. Hieraus er⸗ 
fend ſich, daß nur eine mündliche Vernehmung eine erſchöp⸗ 
ee zuverläſſige Zeugenausſage herbeizuführen geeig⸗ 

uf. 

Zu II, 3, a und b (Ladungen und Zuftellungen): 
„erſcheint uns die formloſe Ladung des Klägers bedenk⸗ 
lch, weil bei dem Gericht, wenn eine Partei nicht erſcheint, 
Zweifel an der Zuſtellung aufkommen müſſen, womit ſich 


eine unnötige Vertagung notwendig macht. 


Zu U, 5, a (Zurückweiſung von Angriffs⸗, Verteidigungs⸗ 
und Beweismitteln): 

Beſonders gefährlich erſcheint uns der Vorſchlag, daß 
W zweiter Inſtanz „Angriffs⸗, Verteidigungs⸗ und Beweis⸗ 
mittel nur noch vorgebracht werden dürfen, wenn die Partei 
glaubhaft macht, daß kein grobes Verſchulden vorliegt“. 
raktiſch würde das in weitem Maße zur Beſeitigung der 
öglichkeit führen, Angriffs⸗, Verteidigungs⸗ und Beweis⸗ 
Bet in zweiter Inſtanz geltend zu machen. Darüber, daß 
57 Intereſſe der Rechtspflege dieſem Vorſchlage entgegen⸗ 
ſteht, wird wohl auch in Kreiſen des Preuß. Richtervereins 
a ein Zweifel beſtehen. Daß eine gewiſſe Entlajtung für 
101 Berufungskammern der LG. und für die Oc eintreten 
ürde, mag richtig ſein. Dieſem Geſichtspunkte ſteht aber die 
5 atſache entgegen, daß ſchon durch die beantragte Beiordnung 
10 Aſſeſſoren ohnehin die erſte Inſtanz verſchlechtert werden 
ürde. Durch dieſen weitergehenden Vorſchlag würde auch 


noch das Verfahren der zweiten Inſtanz erheblich verſchlech⸗ 
tert werden. Wir würden es auch ſehr bedauern, wenn dem 
Richterſtande auf dieſe Weiſe eine Reihe von Beförderungs⸗ 
ſtellen entzogen würde und damit ein weiterer Anreiz für 
unſere tüchtigſten Juriſten, ſich dem Richterberufe zuzuwen⸗ 
den, in Wegfall käme. 


Zu II, 5, b (Beſchwerdeſumme): 


Der Einführung einer Beſchwerdeſumme für Beſchwerden 
in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten, zum minde⸗ 
ſten im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, müſſen wir uns ebenfalls 
widerſetzen. Dies geſchieht beſonders aus dem Grunde, weil 
— wie wir aus praktiſcher Erfahrung wiſſen — die Parteien, 
wenn ihnen in Dingen von geringer materieller Bedeutung 
prozeſſuale Beſchränkungen auferlegt werden, dies als eine 
Vergewaltigung des armen Rechtſuchenden empfinden. 


Zu II, 6, a (Anwendung des 8 287 3PO.): 


Der Vorſchlag, die Gerichte zu verpflichten, von den 
Befugniſſen des 8 287 ZPO. Gebrauch zu machen, erſcheint 
uns als ein unerträglicher Eingriff in die richterliche Frei⸗ 
heit und als eine große Gefahr für alle Streitigkeiten, bei 
denen die Lebenswichtigkeit — ein übrigens ganz verſchwom⸗ 


mener Begriff — nicht angenommen wird. Das bedeutet eine 


weitere Verſchlechterung der Rechtspflege. nd 


Zu III, 1, b (Anwendung des 8 93 3 PO.) — 

Die Einführung einer ſolchen Beſtimmung für das Pri⸗ 
vatklageverfahren käme einer Rechtsverweigerung gleich, weil 
ſich gar nicht überſehen läßt, wer zu der Erhebung der Privat⸗ 
klage Anlaß gegeben hat. Der Privatkläger wird im Falle 
der Einführung einer ſolchen Beſtimmung nie mit Sicher⸗ 
heit vorausſehen können, ob er nicht — ſelbſt wenn an der 
Verurteilung des Angeklagten kein Zweifel ſein kann — mit 
den erheblichen Verfahrenskoſten belaſtet wird. Einen Privat⸗ 
kläger aber durch eine ſolche Maßnahme von einer berechtig⸗ 
ten Rechtsverfolgung abzuhalten und dadurch auf ihn einen 
Druck auszuüben, erſcheint außerordentlich unſozial. Abge⸗ 
ſehen davon wird aber der E renſchutz nahezu zu einer 
Farce, denn jeder kann ungeſtraft eine Beleidigung begehen, 
fern er nur beim Friedensrichter eine entſprechende Erklä⸗ 
rung, von der natürlich die Offentlichkeit keine Kenntnis 
erlangen kann, abgibt. Er kann dann mit Sicherheit damit 
rechnen, daß der Privatkläger aus Angſt vor der ihm dro⸗ 
henden Koſtenlaſt das Verfahren nicht fortſetzen wird. — 
Endlich aber verbietet ſich die Aufnahme der angeregten Be⸗ 
ſtimmung ſchon wegen der Dehnbarkeit des Begriffes „aus⸗ 
reichende“ Erklärungen. N 


Zu III, 1, c (Neuer Abſ. 2 zu § 385 StpO.): 

Eine ſolche Maßnahme führt zur Willkür. Jeder An⸗ 
geklagte könnte ſich in einer gegen ihn erhobenen Privatklage 
damit verteidigen, daß der Privatkläger die Beleidigung oder 
Körperverletzung auf der Stelle erwidert habe. Der Richter 
braucht nach dem Vorſchlage Erörterungen über die Richtig⸗ 
keit eines ſolchen Einwandes nicht anzuſtellen. 


Zu III, 2, b (Einſchränkung des Umfangs der Beweisauf⸗ 
nahme [88 244/45 StPO.], falls eine zweite Tatſacheninſtanz 
noch offen ſteht): 

Eine Einſchränkung der Beweisaufnahme im Strafprozeß 
wird — gleichviel, ob noch eine zweite Tatſacheninſtanz in 
Anſpruch genommen werden kann oder nicht notwendig 
eine Unzuverläſſigkeit der Rſpr. zur Folge haben. Abgeſehen 
aber von dieſen grundſätzlichen Bedenken würden damit nur 
dieſelben Folgen erzielt werden, die ſchon im Zivilprozeß 
durch die Erhöhung der Zuſtändigkeitsgrenze eingetreten ſind. 
Der Sparzweck, dem doch dieſe Vorſchläge dienen ſollen, wird 
vereitelt, weil ſich die Berufungen naturgemäß häufen werden. 


Zu III, 2, e (Einführung des Zwangs zur Berufungs⸗ 
begründung): 

Der Gedanke iſt ganz unannehmbar. Oft ſtellt ſich erſt 
in der Verhandlung der zweiten Inſtanz, nachdem die Be⸗ 
weisaufnahme ganz oder teilweiſe ſtattgefunden hat, heraus, 
ob es ſich für den Angeklagten empfiehlt, die Berufung aufs 
Strafmaß zu beſchränken. Oft werden in der zweiten Inſtanz 
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neue Zeugen gehört, über deren Ausſagen der Angeklagte 
ſich vorher noch kein Bild machen konnte. Erſt dann aber, 
wenn die Zeugen bereits vernommen worden ſind, wird der 
Angeklagte in der Lage ſein, zu überſehen, ob ſeine Be⸗ 
rufung ausſichtsreich oder ausſichtslos iſt, um dann unter 
Umſtänden eine Beſchränkung vornehmen zu können. 

Bei dem Vorſchlage wird außerdem überſehen, daß ja 
die Mehrzahl der Angeklagten keinen Verteidiger hat. Wie 
ſoll der Angeklagte allein in der Lage ſein, die in dem Vor⸗ 
ſchlage geforderte Begründung abgeben zu können? 

Sieht man aber von der Frage der Beſchränkung der 
Berufung ab, ſo bedeutet die Forderung nach ſchriftlicher Be⸗ 
gründung eine geradezu unerträgliche Preisgabe des Prin⸗ 
zips der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit. Ein Bedürfnis 
zur Berufungsbegründung liegt nicht vor. Die Berufung 
richtet ſich gegen das angefochtene Urteil. Dieſe Zielſetzung 
genügt. 


Zu III, 2, d (Ablehnung von Beweisanträgen): 


Hierzu iſt dasſelbe wie zu III, 1, b zu ſagen. Die Ein⸗ 
führung eines ſolchen Grundſatzes würde der durch viele 
Jahre hindurch gleichmäßig herausgebildeten Rſpr. des RG. 
zu 88 244 ff. StPO. widerſprechen. Die Vorwegnahme des 
Ergebniſſes einer Beweisaufnahme durch bloße Schätzung 
dieſes Ergebniſſes läuft auf Entrechtung des Beweisführers 
hinaus. Was die Wahrunterſtellung angeht, ſo hat ſie in 
der Praxis eine ſolche Bedeutung erlangt, daß an ihrer 
durch die Rſpr. herausgebildeten Form feſtgehalten werden 
muß, wie es auch der Entw. des Einf. zum StB. tut 
(vgl. Alsberg, Der Beweisantrag im Strafprozeß, Berlin 
1930, S. 110 ff., und bez. des Entw.: Graf zu Dohna: 
JW. 1930, 1446). 


Zu III, 4, b (Einſchränkung der Rechtsmittel): 


Jeder Verkümmerung des Inſtanzenzuges muß wider⸗ 
ſprochen werden. Eine Statiſtik würde dartun, in wie vielen 
Fällen der Angeklagte erſt in der höheren Inſtanz eine Frei⸗ 
ſprechung und vice versa die StA. eine Verurteilung er⸗ 
reichen konnte. 

Der Vorſchlag erſcheint nur annehmbar für den Fall, 
daß der Angeklagte und die StA. gemeinſam den Antrag 
ſtellen, die Sache ſogleich vor der Strͤ. verhandeln zu laſſen. 

Daß das Verbot der reformatio in pejus fallen ſolle, 
iſt nicht verſtändlich. Jedenfalls erſcheint es außerordentlich 
unbillig, den Angeklagten von der Anrufung der nächſt⸗ 
höheren Inſtanz durch das Damoklesſchwert der rekormatio 
in pejus abhalten zu wollen. 


Zu III, 7 (Koſtenpflicht des Angeklagten bei Einſtellung des 
Verfahrens): 

Es iſt untragbar, einen Angeklagten, dem die Möglich⸗ 
keit der Herbeiführung einer ſachlichen Entſcheidung — viel⸗ 
leicht gegen ſeinen Willen, weil er mit einer Freiſprechung 
rechnet — genommen wird, auch noch mit den Verfahrens⸗ 
koſten zu belaſten. 


Zu III, 8, b (Herabſetzung der Gebühren): 


Es bedarf keiner langwierigen Ausführungen darüber, 
daß ein Honorar von 40 % für die Verteidigung in einer 
Schwurgerichtsſache eine gänzlich unzureichende Vergütung 
für den Anwalt darſtellt., Schon der Betrag von 80 % iſt 
eine nur notdürftige Vergütung bei Sachen kleineren Um⸗ 
fanges. 

Es darf außerdem darauf hingewieſen werden, daß der 
Geſetzgeber in den Motiven zu früheren Gebührenvorſchriften 
ſelbſt ſagt, die Gebührenſätze in Strafſachen ſeien eigentlich 
zu gering. Man ſehe aber von einer Erhöhung deswegen ab, 
weil ohnehin in den meiſten Fällen eine Vereinbarung ſtatt⸗ 
finde. Wie ſoll alſo dieſe geringe Gebühr auch noch herab- 
geſetzt werden? 
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Zu III, 8, e (Abbau der notwendigen Verteidigung): 

Bei aller Geringſchätzung, die das Inſtitut der z 
teidigung im deutſchen und nur im deutſchen Strafen 
von jeher erfahren hat, müſſen einer weiteren Verküm 
rung der Verteidigung die ſchwerſten Bedenken e 
gehalten werden. Es muß immer wieder auf die gute, 
den Ausführungen Wachs, Die Struktur des Strafprozeſſe 5 
Feſtſchrift für Binding, München und Leipzig 1914, 05 
gewieſen werden, der — gewiß unparteiiſch — ſchon niger 
geltende Strafprozeßrecht die Regelung der notwendigen net 
teidigung i. S. von 8 140 StPO. als unzureichend bezeichte“ 
hat. Sind doch die Fälle, in denen die Verteidigung nach fc 
tendem Recht für notwendig erklärt wird, außerordent 1 
ſelten. Daß hier noch ein Abbau vorgeſehen werden ſoll, 
unbegreiflich. 


Zu III, 9 (Offizialverteidigungen): 


Für dieſen Vorſchlag gilt entſprechend das, was 1 
II, 1, d ausgeführt iſt. Die Übertragung der Offtzialvert f 
digung auf angeſtellte Aſſeſſoren enthält eine grundſähli 5 
Verkennung der Stellung des Anwalts und der freien Ado 6 
katur überhaupt. Es erſcheint gänzlich ausgeſchloſſen, na 
ein der Juſtizverwaltung unterſtehender Beamter, oder A= 
möglich gar ein dem Richter diſziplinell unterſtehender 
ſeſſor unabhängig eine Verteidigung führen kann. Der |! 
bisher geübte Brauch, Referendaren, die einem Richter 
Ausbildung überwieſen worden ſind, Offizialverteidigun 5 
zu übertragen, iſt ebenſo unbefriedigend wie die Borna) 
von Operationen durch Studenten der Medizin in einer un 
verſitätsklinik. Auch wenn dieſer Vorſchlag die Übertragun 
der Offizialverteidigung an Aſſeſſoren nur für „einfalb. 
Sachen vorſieht, bedeutet er keine befriedigende Löſun 
„Einfach“ find Sachen, in denen die Verteidigung, als 
wendig“ i. S. von 8140 StPO. ift, überhaupt niem * 
denn gerade für die nicht einfachen Sachen iſt ja die ſich 
wendige Verteidigung vom Geſetzgeber in weiſer Voraus 
geſchaffen worden. 


Die Übertragung von Offizialverteidigungen an beamtel 
Aſſeſſoren würde notwendigerweiſe eine unabhängige Sa 
behandlung gefährden. Sehr häufig wird ſich erſt in er ine 
ſpäteren Stadium der Verhandlung zeigen können, ob en 5 
Sache einfach oder kompliziert iſt, und zwar zeigt fi n 
in vielen Fällen oft erſt dann, wenn der Verteidiger de 
richtigen Weg gewieſen hat. — 


Zu den im Anſchluß an die Erſparnisvorſchläge 1 
Preuß. Richtervereins weiterhin nach dort überreichten 
regungen der Vereinigung der preuß. Staatsanwälte 
ſchränken wir uns auf folgende Bemerkungen: 


Zu IW 1: 


Die Beſeitigung des Haftprüfungsverfahrens würde an 
geltenden Strafprozeß eine empfindliche Lücke hinterlag t 


die mit gutem Grunde erſt durch die Nov. v. 27. Dez. 1” 
ausgefüllt worden iſt. 
Zu JM 3: 1 

Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, was die Befugne 
des Vorſitzenden, die Preſſe in der Hauptverhandlung or 
zuſchließen, für eine Erſparnismaßnahme für die Juſtizve 
waltung ſein ſoll, da doch die Annahme, daß die Sahbehk in 
lung unter Ausſchluß der Offentlichkeit eine andere ber 
würde, als bei der gegenwärtigen Regelung, gänzlich von 
Hand zu weiſen iſt. — 


Wir weiſen noch beſonders darauf hin, daß wir zu ek 
Mitarbeit bei neuen Erſparnisvorſchlägen uns jederzeit ge 
zur Verfügung ſtellen. 

Der Vorſtand des 


Deutſchen Anwaltvereins 


gez. Dr. M. Drucker, 
Präſident 
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Darf lich im Difsiplinarverfahren der Angeſchuldigte 
ereits während der Vorunterſuchung des Beiſtandes 
eines Verteidigers bedienen? 


I. 

kr Daß ſich im Diſziplinarverfahren der Angeſchuldigte nach Er⸗ 

ung des Hauptverjahrens, insbeſ. auch während der mündlichen 

Lerhandlung des Beiſtandes eines RA. oder Verwaltungsrechtsrates 
* Verteidiger bedienen darf, wird allgemein anerkannt und ergibt 

lich zweifelsfrei aus den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen ſowohl 

Ni preuß. Staatsbeamte als auch für Reichsbeamte (vgl. 8 37 DiſzG⸗ 

1800 richt B. v. 21. Juli 1852 (08,405 5 82 DiſzGRicht B. v. 7. Mai 
51 [GS. 218] und § 101 Abſ. 3 REG. v. 31. März 1873 [RG Bl. 
D. Ahnliche Beſtimmungen haben auch die DiſzG. der meiſten außer⸗ 
reuß. Länder aufzuweiſen. 

No Über die wichtige Frage, ob ſich der Angeſchuldigte bereits 
ährend der diſziplinariſchen Vorunterſuchung des 
iſtandes eines Verteidigers bedienen darf, iſt dagegen weder im 

ABG. noch in den preuß. DiſzGG. noch in der Mehrzahl der hier in 

unge kommenden Geſetze der übrigen deutſchen Länder etwas be⸗ 
mt. Daraus wird im Schrifttum per argumentum © contrario 

zumeiſt gefolgert, daß in der diſziplinariſchen Vorunterſuchung die 
laſſung eines Verteidigers nicht geſtattet ſei, weil anderenfalls an⸗ 
zunehmen wäre, daß der Geſetzgeber eine den oben erwähnten Vor⸗ 
ſriften analoge Beſtimmung auch für die Vorunterſuchung in die 
ass. ausdrücklich aufgenommen hätte (vgl. z. B. Brand, Be⸗ 
mtenrecht, Berlin, 1926 S. 651 und Bitter, Handwörterbuch der 

preuß. Verwaltung, I, Berlin und Leipzig 1928 S. 385 G II). 
„Dieſe Beweisführung hat formaljuriſtiſch auf den erſten Blick 

zweifellos etwas Beſtechendes an ſich. 

Trotzdem wird ſie in der Praxis vielfach nicht anerkannt, und 
zwar mit Recht. 

f De lege ferenda fteht übrigens auch Brand (S. 651 Anm. 9) 

daf dem Standpunkt, daß der von ihm angenommene Rechtszuſtand 
ringend der Abänderung bedarf und in der Praxis zu ganz unhalt⸗ 
aren Ergebniſſen führt. Er ſagt darüber treffend folgendes: 

in d Dieſer Zuſtand (nämlich die Ausſchließung des Verteidigers 

benz, diſziplinariſchen, Vorunterſuchung. D. Verf.) iſt abänderungs⸗ 
ürftig. Denn der Beamte bedarf, namentlich in verwickelteren 

0 ſchwierigeren Diſziplinarſachen, ſchon in der Vorunterſuchung der 

reitterſtützung eines Verteidigers und auch die Zwecke der Diſziplinar⸗ 

zechtspflege werden gefördert, wenn ſchon in dieſem Abſchnitte des 

Verfahrens eine ſachgemäße Verteidigung ſich entfalten kann. Nicht 
elten würde gerade durch die Tätigkeit des Anwalts im Vorunter⸗ 

ſuchungsverfahren der Beſchuldigung der Boden entzogen und ihre 

baltboſiglleit offenbar werden. Die Zulaſſung eines Verteidigers in 

0 r Vorunterſuchung iſt auch um deswillen erwünſcht, weil der Beamte 
er StA. ſchon im Laufe der Vorunterſuchung tätig werden kann, 
un die Behörde, die das Diſziplinarverfahren eingeleitet hat, dies 

fr angemeſſen erachtet hat. Der StA. wird aber, wenn er auch an 

lich verpflichtet iſt, auch die zugunſten des Angeſchuldigten ſprechenden 

Au ichtspunkte zu berückfichtigen, doch im Hinblick auf ſeine Stellung 

117 zu leicht geneigt ſein, die Belaſtungsmomente beſonders ſcharf 
rvorzuheben. Deshalb wird der angeſchuldigte Beamte in Fällen, 
der StA. im Laufe der Vorunterſuchung in das Verfahren ein⸗ 

greift, nach der Unterftügung eines rechtskundigen Beiſtandes be⸗ 

londers verlangen. Ließe man einen RA. als Verteidiger zu, ſo 

. man ihm nicht nur die Anweſenheit in Terminen zu geſtatten 

90 en, in denen der Angeſchuldigte vernommen wird und Beweiſe er⸗ 

un en werden, ſondern man müßte ihm auch die Einſicht in die Vor⸗ 
terſuchungsakten gewähren, ſoweit dadurch nicht der Unterſuchungs⸗ 

oder dienſtliche Intereſſen gefährdet werden. Nach 8 46 des 
in Durfes zur Reichsdienſtſtrafo. kann ſich der Angeſchuldigte 

8 jeder Lage des förmlichen Verfahrens, alſo auch ſchon in der 
orunterſuchung des Beiſtandes eines Verteidigers bedienen.“ 

Bu, Nach dem geltenden Rechtszuſtand ſoll dies jedoch, wie 

„ und andere mit Bedauern feſtſtellen, angeblich unzuläſſig 

Au und zwar trotz der ſchwerwiegenden Gründe, die auch nach ihrer 

ung fg an ſich gegen die Berechtigung einer derartigen Rege⸗ 

rechen. 

fach Die erwähnte Beweisführung Brands und anderer, die haupt⸗ 

dich ich mit dem argumentum e contrario arbeiten, kann nicht als 

ra anerkannt werden. Für die Anwendung eines derartigen Um⸗ 

5 rſchluſſes auf eine Geſetzeslücke iſt nämlich, wie ja auch ſonſt all⸗ 
Eu anerkannt wird, dann kein Raum, wenn eine ſinngemäße 

be Sfüllung der Geſetzeslücke durch die Anwendung analoger Geſetzes⸗ 
eſtimmungen möglich und geboten iſt. Dieſe Rechtslage ift im vorl. 
alle Hezeben. 

ansich Denn wie auch von den Vertretern der hier abgelehnten Rechts⸗ 

103 cht zugegeben wird, ſtellt das Fehlen einer Vorſchrift über die 
inge; ob der Verteidiger des Angeſchuldigten bereits in der diſzi⸗ 

die eriſchen Vorunterſuchung zuzulaſſen iſt oder nicht, keineswegs 

rs einzige Lücke in den Diſz c. dar. Es find darin vielmehr noch zahl⸗ 
för 1 andere Geſetzeslücken vorhanden, die, ſoweit ſie ſich auf das 

N mliche Diſziplinarverfahren beziehen, nach der herrſchenden Rechts⸗ 
Nile; der hierin beigetreten werden muß, durch analoge An⸗ 
ndung der eutſprechenden Beſtimmungen der SPD. auszufüllen 
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find. Von diefem Grundſatz muß auch im vorl. Falle ausgegangen 
werden. 1 

Eine Ausnahme von dem Geſagten gilt grundſätzlich nur für 
diejenigen Fälle, in denen die beſondere Struktur des förmlichen 
Diſziplinarverfahrens, die ja bekanntlich in einigen Beziehungen von 
der des Strafverfahrens abweicht, eine analoge Geſetzesanwendung 
ſinnwidrig erſcheinen laſſen würde und ſie deshalb von vornherein 
ausſchließt. 

Ein ſolcher Ausnahmefall iſt bei der hier zur Unterſuchung ſtehen⸗ 
den Frage nicht gegeben. Zwar weicht die Struktur der diſziplinariſchen 
Vorunterſuchung von der der ſtrafrechtlichen inſofern erheblich ab, als die 
erſtere ungleich größere Bedeutung beſitzt, indem ſie den Schwerpunkt des 
ganzen Verfahrens darſtellt. Jedoch läßt dieſe Tatſache die analoge An⸗ 
wendung der hier in Frage kommenden Vorſchriften der StPO. keineswegs 
ſinnwidrig, ſondern vielmehr durchaus ſinnvoll, man möchte ſogar ſagen, 
noch ſinnvoller und begründeter erſcheinen als bei der ſtrafprozeſſualen 
Vorunterſuchung ſelbſt. Die einſchlägigen Beſtimmungen der StPO. 
(58 192 und 193) laſſen erkennen, daß es dem Angeſchuldigten in 
der ſtrafprozeſſualen Vorunterſuchung geſtattet iſt, ſich des Beiſtandes 
eines Verteidigers zu bedienen, dem ſogar neben dem Angeſchuldigten 
und dem Stu. die Anweſenheit bei Einnahme eines Augenſcheins 
und bei Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, deren noch⸗ 
malige Vernehmung in der Hauptverhandlung zweifelhaft iſt, ge⸗ 
ftattet werden m u ß. Der Verteidiger iſt auch von derartigen Terminen 
vorher von Amts wegen zu benachrichtigen, ſoweit dies ohne Aufenk⸗ 
halt für die Sache geſchehen kann. Nur bei der eigentlichen Ver⸗ 
nehmung des Angeſchuldigten ſelbſt iſt dem Verteidiger in der ſtraf⸗ 
prozeſſualen Vorunterſuchung die Anweſenheit ausdrücklich unter⸗ 
ſagt. Dieſe Beſtimmungen müſſen auch auf die diſziplinariſche Vor⸗ 
unterſuchung analoge Anwendung finden und zwar nicht trotzdem, 
ſondern gerade deswegen, weil im förmlichen Diſziplinarverfahren die 
nochmalige Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen in der 
Hauptverhandlung nur ausnahmsweiſe erfolgt und ſomit die Stellung 
des diſziplinariſch angeſchuldigten Beamten an ſich ſchon ungünſtiger 
iſt als die des Angeſchuldigten in der ſtrafprozeſſualen Vorunter⸗ 
ſuchung. Gerade auch aus dieſem Grunde würde es mit dem in den 
Diſz cd. an zahlreichen Stellen klar zum Ausdruck kommenden ſtrengen 
Gerechtigkeitsſinn des Geſetzgebers nicht im Einklang, ſondern viel⸗ 
mehr im kraſſen Widerſpruch ſtehen, wenn man dem angeſchuldigten 
Beamten, der vielleicht jahrzehntelang in einem ungetrübten Treu⸗ 
verhältnis zum Staat geſtanden hat, der unter Umſtänden überhaupt 
zu Unrecht angeſchuldigt wird, bei dem es ſich aber jedenfalls im 
förmlichen. Diſziplinarverfahren ſtets um ſeine Berufsehre und ſeine 
wirtſchaftliche Exiſtenz handelt, in bezug auf ſeine Verteidigung die 
Berufung auf die analogen Schutzbeſtimmungen der 88 192 und 193 
SPD. verſagen wollte, die jedem gemeinen Verbrecher ohne weiteres 
zugute kommen. Aus dem Sinn der DiſzG. muß vielmehr gefolgert 
werden, daß der Geſetzgeber den angeſchuldigten Beamten nicht in 
einer ſo unbegründeten Weiſe ſchlechter ſtellen wollte als den An⸗ 
geſchuldigten in der ſtrafprozeſſualen Vorunterſuchung. Wenn alſo 
überhaupt eine analoge Anwendung von Vorſchriften der Step O. auf 
Lücken in den Diſzeh. möglich und geboten iſt, fo ift dies hier in 
allererſter Linie der Fall. 

Zu beachten iſt auch, daß die DiſzcG. im Gegenſatz zu den 
Strafgeſetzen nicht die einzelnen der Beſtrafung unterliegenden Tat⸗ 
beſtände genau angeben, ſondern ſich mit der allgemeinen, ſehr dehn⸗ 
baren Beſtimmung begnügen, daß Beamte, welche ihre Amtspflichten 
verletzen oder ſich durch ihr Verhalten in oder außer dem Amte der 
Achtung, des Auſehens oder des Vertrauens, die ihr Beruf erfordern, 
unwürdig zeigen, der diſziplinariſchen Beſtrafung unterliegen, die 
ebenfalls in ihrem Ausmaß anders als in den Strafgeſetzen voll⸗ 
kommen dem billigen Ermeſſen der zuſtändigen Stelle überlaſſen 
bleibt. Aus dieſem Grunde bedarf der in der diſziplinariſchen Vor⸗ 
unterſuchung angeſchuldigte Beamte ebenfalls in noch ſtärkerem Maße 
des Schutzes der 88 192 und 193 StPO. als der Angeſchuldigte in 
der ſtrafprozeſſualen Vorunterſuchung und es erſcheint daher auch 
aus dieſem Grunde durchaus finnvoll, dem angeſchuldigten Beamten 
dieſen Schutz durch analoge Anwendung der erwähnten Beſtimmungen 
auf eine unzweifelhaft vorhandene Geſetzeslüͤcke angedeihen zu laſſen. 

Nicht zuletzt ſoll auch darauf hingewieſen werden, daß die von 
Brand und anderen vertretene Anſicht, wie dieſer ja auch ſelbſt 
zugibt, das Rechtsgefühl jedes denkenden Menſchen auf das ſtärkſte 
verlegt und in der Praxis zu den größten Schwierigkeiten führt, was 
ſich durch die, wie nachgewieſen, völlig unbedenkliche und ſogar durch⸗ 
aus gebotene analoge Anwendung der 88 192 und 193 SED. ohne 
weiteres vermeiden läßt. 

Als Ergebnis der vorſtehenden Unterſuchung {ft ſomit feſtzuſtellen, 
daß ſich der Angeſchuldigte in der diſziplinariſchen Vorunterſuchung 
auch ſchon nach geltendem Recht grundſäglich des Beiſtandes eines 
RA. oder Verwaltungsrechtsrates als Verteidiger bedienen darf. 
Andere Perſonen dürfen allerdings nicht als Verteidiger auftreten, 
was aus 837 DiſzöGNichtrichtB. v. 21. Juli 1852 (GS. 465), 832 
DiſzGRichtB. v. 7. Mai 1851 (GS. 218) und § 101 Abſ. 3 RBG. 
v. 31. März 1873 (RGBl. 61) in der geltenden Faſſung gefolgert 
werden muß. Der Unterſuchungskommiſſar in der diſziplinariſchen 
Vorunterſuchung muß den Verteidiger bei Einnahme eines Augen⸗ 
ſcheines und bei Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, 


116 


922 


deren nochmalige Vernehmung in der Hauptverhandlung zweifelhaft 
iſt, zulaſſen und ihn von derartigen Terminen, ſoweit dies ohne Auf⸗ 
enthalt für die Sache möglich, vorher benachrichtigen. Im übrigen 
kann der Unterſuchungskommiſſar den Verteidiger zu Terminen 
zulaſſen, was ſich normalerweiſe empfehlen wird. Unzuläſſig iſt die 
Anweſenheit des Verteidigers in der diſziplinariſchen Vorunter⸗ 
ſuchung lediglich bei der eigentlichen Vernehmung des Angeſchuldigten 
ſelbſt. Jedoch wird man in der Verletzung dieſer Beſtimmung einen 
weſentlichen Prozeßmangel nicht erblicken können. 
Reg Aſſ. Dr. Berger, Celle. 


II. 

Im neuen preuß. Gef. zur Umgeſtaltung des DiſzcgNichtricht B. 
v. 11. Jan. 1932 (f. oben S. 907 ff.) § 21 h Abſ. 1 und im preuß. Sei. 
zur Umgeſtaltung des DiſzGRichtB. v. 11. Jan. 1932 (GS. 31) 8 26 b 
heißt es: Der Angeſchuldigte kann ſich in jeder Lage des förmlichen 
Diſziplinarverfahrens des Beiſtandes eines Rechtsanwalts als Ver⸗ 
teidigers bedienen. 

In 848 Entw. einer ReichsdienſtſtrafO. nach den Beſchlüſſen des 
Reichsrats v. 12. Nov. 1931 iſt geſagt: Der Beſchuldigte kann ſich 
in jeder Lage des Verfahrens des Beiſtandes eines Verteidigers 
bedienen. RA. Dr. Görres, Berlin. 


Zur ſtrafrechtlichen Bedeutung der Cariffähigkeit von 
Werkvereinen. 

Zeitweiſe will es ſcheinen, als rängen die Werkvereine haupk⸗ 
ſächlich deshalb um die Anerkennung ihrer Tariffähigkeit, die vor⸗ 
wiegend von ihrer „Reinheit“ als Arbeitnehmervereinigung, von 
ihrer äußeren und inneren Unabhängigkeit von jeglichem Arbeit⸗ 
gebereinfluß abhängt, weil ſie ſich damit die Möglichkeit des Vor⸗ 
ſchlags oder der Beſtellung von Vertretern zu gewiſſen arbeits⸗ 
rechtlichen Behörden und zu Organen öffentlicher Körperſchaften und 
die Zulaſſung ihrer Funktionäre zur Prozeßvertretung der Mit⸗ 
glieder vor den unteren Arbeitsgerichtsbehörden ſichern wollen. Aber 
iſt neueſter Zeit iſt deutlich geworden, daß auch unmittelbar an der 
Anerkennung der von Werkvereinen abgeſchloſſenen Vereinbarungen 
als TarVertr. i. S. der TarVoO. ſtarke Intereſſen beſtehen. Die 
arbeitsrechtlichen Vorſchr. der 4. RPräſ VO. v. 8. Dez. 1931 (Tl. 6 
Kap. J) haben alle am Tag ihres Inkrafttretens laufenden Tar Vertr. 
zeitlich erſtreckt und inhaltlich Korrigiert. Wegen der Teilnahme 
an der ſo herbeigeführten Lohn⸗ oder Gehaltsminderung 
kommt es für den Arbeitgeber ſehr darauf an, ob die von ihm mit 
irgendeiner Vereinigung von Arbeitnehmern getätigte Abmachung 
über Arbeitsentgelte ein TarVertr. iſt oder nicht, ob alſo die Arbeit⸗ 
nehmerpartei — auch wenn ihre Mitglieder ſich bisher der Ab⸗ 
machung gefügt haben — tariffähig war. War fie als Werkverein 
nicht tariffähig, jo findet die DiktaturVO. keine Anwendung und 
kann auch der Schlichter keine Feſtſetzung der gekürzten Lohn⸗ oder 
Gehaltsſätze nach § 4 a. a. O. treffen. Der Schlichter hat deshalb 
die Tariffähigkeit der Arbeitnehmerpartei einer ihm vorgelegten 
Entgeltsregelung ſorgfältig zu prüfen. Auch die Arbeitszeitfrage hat 
in neuerer Zeit gelegentlich zu Zuſpitzungen geführt. Nicht ganz 
ſelten kommt es vor, daß Werkvereine „unter der Maske des Zwecks 
der Wahrung der Arbeitnehmerintereſſen in Wahrheit den Inter⸗ 
eſſen des Arbeitgebers dienen ſollen, namentlich dadurch, daß ſie 
dieſem eine Verlängerung der Arbeitszeit durch Abſchluß eines 
Tar Vertr. gem. 88 2, 5 Arb VO. ermöglichen“ (Molitor, Komm. 
Tar BO. 1930 § 1 Anm. 10). Unter dem Drucke der ſchlechten 
Arbeitsmarktlage ſind die Behörden dazu übergegangen, die Ein⸗ 
haltung der zuläſſigen Arbeitszeit ſchärfer zu überwachen 
und das Vorliegen der Vorausſetzungen für Mehrarbeit ſchärfer zu 
prüfen als früher; manche Landeszentralbehörden haben die Staats⸗ 
anwaltſchaften zu nachdrücklicher Verfolgung von Verletzungen des 
öffentlichen Arbeitszeitrechtes angewieſen. Dabei taucht die Frage 
auf, ob Vereinbarungen mit Werkvereinen die Vorausſetzungen zu⸗ 
läſſiger Mehrarbeit ſchaffen können. Die ArbZVO. geftattet im 
8 5 die Ausdehnung der Arbeitszeit über die Regelgrenzen durch 
TarVertr. und im $ 2 die Berückſichtigung regelmäßiger bloßer Ar⸗ 
beitsbereitſchaft von erheblichem Umfang i. S. einer Ausdehnung 
der Geſamtbeſchäftigungszeit ebenfalls durch Tar Vertr. und hilfs⸗ 
weiſe durch Anordnung des RArbM. Aber nicht nur hierbei wird 
die Frage praktiſch, ob eine Abmachung TarVertr. und ihre Arbeit⸗ 
nehmerpartei tariffähig iſt, ſondern auch im Verkehrsgewerbe, das 
beſonders durch die Abſpaltung von Hilfsbetrieben der Reichsbahn 
einen weiten Umfang angenommen hat und für das noch immer 
nach Ziff. III Gew Arb Z Anord. v. 23. Nov. 1918 (RGBl. 1334) all⸗ 
gemeine Ausnahmen vom gewöhnlichen Arbeitszeitrecht zwiſchen 
Betriebsleitungen und Arbeitnehmerverbänden vereinbart werden kön⸗ 
nen. Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß ſolche Verein⸗ 
barungen TarVertr. fein müſſen und folgeweiſe auf Arbeitnehmer» 
ſeite nur von tariffähigen Arbeitnehmerverbänden geſchloſſen wer⸗ 
den können. 

Wird nun ſtreitig, ob die öffentlich⸗rechtlichen Arbeitnehmerſchutz⸗ 
vorſchriften über die Beſchäftigungshöchſtdauer vom Arbeitgeber 
eingehalten worden ſind, und wird ein Arbeitgeber oder eine 
Aufſichtsperſon ($ 151 GewO.) wegen Arbeitszeitüberſchreitung 
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angeklagt, ſo ſind die Strafgerichte, die ſonſt mit dem Arbe 
recht wenig zu tun haben, zus Beirteilung auch der Torſfehig alen 
frage berufen. So hatte OLG. Dresden ſich jüngſt in zwei N 
mit der Tariffähigkeit von Werkvereinen zu beſchäftigen, in der 
einem die Arbeitszeit in einem Elektrizitätswerk einer Akt. Fe 
öffentlichen Hand durch „TarVertr.“ mit der Vereinigung der 
beiter ihrer Werke unter Inanſpruchnahme des 8 E Arb. dem 
53 Stunden wöchentlich ausgedehnt worden war, während in ürte⸗ 
anderen Fall eine Kloſettpächterin der DReichsbcheſ die Aufw e 
rinnen in den Bahnhofsabortanlagen nach Abkommen mit ins 
einigung ihrer Arbeitnehmer bzw dem Vorſtande des Werkvere it 
täglich 11 oder 13 Stunden mit anſchließender 24ſtündiger Run“, 
beſchäftigt hatte und der Angekl. ſich auf Ziff. III Gew Arb And ir 
berief. In beiden Fällen find die Freiſprüche der Vorinſtanzen a fr 
gehoben und die Sachen zur Nachprüfung der Tariffähigkeit deck; 
den Vereinbarungen beteiligten Arbeitnehmervereinigungen ee 
verwieſen worden. Die beiden erk. Sen. des OLG. haben recht ber 
lich ausgeſprochen, daß auf die innere und äußere Unabhängigkeit Pr 
Arbeitnehmervereinigung von jedem Arbeitgebereinfluß ne 
dendes Gewicht zu legen iſt und daß die Ausdehnung be 

ar 
1 
mit einer tariffähigen Vereinigung vorlag. Mag nun ber von bh 


daß fie vielmehr nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalle 9 
prüfen iſt, ſo deutet ſich doch in einem der Urteile ein Bedenken a 
das ſich aus der pfychologiichen und literariſchen Lage des Str 
richters ergibt. artige 
Durch die Gerichtsorganiſation, insbeſ. durch die gegenivät T, 
Verfaſſung der Arbeitsgerichtsbehörden, ſind die Richter der 19 1 
lichen Gerichte unterer Inſtanz von der Befaſſung mit arbeiter 
lichen Fragen faſt ganz abgeriegelt. Das wird ſich beſonders Im 
den Richtern der Strafabteilungen nicht vermeiden laſſen. In, 
Komm. zu den Strafrechtlichen Nebengeſetzen von Steng le 
2. Bd., iſt die UrbZWD. erläutert. Leider enthalten die Bem. en 
8 5 ArbzZ VO. eine Wendung, die bei arbeitsrechtlich unbewande, 
Leſern zu Mißverftändniffen führen kann. Dort wird geſagt, un, 
der einzelne Arbeitnehmer einen Tar Vertr. nicht ſchließen mae 
„ebenſowenig die Belegſchaft eines Betriebes. Doch kann au 
Velegſchaft eines einzelnen Betriebes ſich mit dem Ziele or In- 
ſatoriſch vereinigen, zur Förderung der eigenen wirtſchaftlichen 9 
tereſſen Einfluß auf die Geftaltung der Arbeitsbedingungen zu die 
winnen, ſog. Werkverein. Alsdann hat auch die Belegſchaft — 
Fähigkeit, einen Tar Vertr. abzuſchließen“ (Anm. 1a). Das 
ganz wörtlich genommen, nicht unrichtig ſein, muß aber im 1 
menhange Mißdeutungen hervorrufen. Denn es liegt nahe, dara ite 
die Belegſchaft mit dem Werkverein zu identifizieren. Da er 
falſch; nicht die Belegſchaft als ſolche, ſondern nur der Werkver nn 
dem nicht alle Betriebsarbeitnehmer anzugehören brauchen, 1797 
Tarifpartei ſein. Vor allem aber fehlt völlig jeder Hinweis ae 
zugeſpitzten Vorausſetzungen, an die der organiſatoriſche Zufall) in 
ſchluß ſich halten muß, wenn er tariffähig werden will, und bie e 
der „Reinheit“ von jeglichem Arbeitgebereinfluß gipfeln. In nen 
falſche Richtung weiſen kann auch die Erwähnung der weigh 
wirtſchaftlichen Intereſſen“, wodurch ein Gegenſatz zwiſchen ber i, 
lichen und überbetrieblichen Arbeitnehmerintereſſen angedeutet MI. 
der auch bei echten Gewerkſaften nicht zu beſtehen braucht und in 
mit dem Weſen des Werkvereins nichts zu tun hat. Ja, wenn rieb⸗ 
einzelnen Werkverein ein ſolcher Gegenſatz gegen die überbeit 
lichen Arbeitnehmerverbände wirklich vorliegen ſollte, fo Könnte 
ein Anzeichen mangelnder Reinheit fein. Der Strafrichter we 
fehlgehen, wenn er bei der Prüfung einer Vereinbarung au trag 
Rechtswidrigkeit der Mehrbeſchäftigung ausſchließenden Tarifver⸗ 
charakter an die Arbeitnehmerpartei keine weiteren und 1 
Anforderungen ſtellen wollte als die bei Stenglein angefü her 
Auch in Anm. 8 heißt es in arbeitsrechtlich geradezu unverſtänd en 
Weiſe, daß „die Betriebsvertretungen keinen Tar Vertr. ſchli der 
können, es ſei denn, daß fie (1) ſich zum Werkverein 1- ich b 
Anm. 1a zuſammengeſchloſſen haben“; wiederum fehlen gänz Schi 
Vorausſetzungen der Tariffähigkeit eines ſolchen Gebildes. ei 
ift übrigens auch die Bemerkung über die perſönliche Geltung Ic.) 
Tar Vertr.: ſtillſchweigende Berufung auf ihn (8 1 Abf. 2 za jeb 
werde meiſtens ſchon in der Arbeitsaufnahme in einem, 
ſtecken, für den die verlängerte Arbeitszeit vertraglich et nder 
iſt (Anm. 1b), Dieſer Ausſpruch wird nicht dadurch überzeng 
daß dabei auf einen an der angegebenen Stelle unauffindbare 
ſcheid des RArbM. verwieſen wird, der kaum fo allgemein unge 
haben kann. Die Berufung auf einen ſeinem fachlichen 0 jolgen, 
bereiche nach anwendbaren Tarif kann wohl ſtillſchweigend erf nur 
muß ſich aber auf alle tariflichen Arbeitsbedingungen und ME nicht 
die Arbeitszeitregelung (Roſinentheorie!) beziehen, und darf 
vermutet werden. 5 0 z Arbeits⸗ 
Erweist ſich alfo Stenglein bei der Beurteilung der ge 
zeitüberſchreitung im Falle betrieblicher Vereinbarung als Sbeſtper⸗ 
ringe Hilfe (auch der Hinweis auf RG. 111, 355 — Haus andige 
vereinsurteil — geht fehl), ſo iſt der Strafrichter auf eine ſelbſt 
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nd genaue Nachprüfung der Werkvereinstariffähigkeit angewieſen. 
iſt baß f einige wichtige Punkte ſei hier hingedeutet. So richtig es 
ü 118 Werkvereinen als ſolchen die Tariffähigkeit nicht grund⸗ 
a ich abgeſprochen werden kann, ſo oft hat ſich doch bei genauer 
des rſuchung gezeigt, daß es mit der Reinheit und Unabhängigkeit 
3% einzelnen Werkvereins letzten Endes hapert. Dafür ſpricht ſchon 
mer atronage, die viele Arbeitgeber unverkennbar den Vereinen 
ſpri Fa und außerhalb des Betriebes angedeihen laſſen. Dafür 
übe die Durchkämmung des Mitgliederbeſtandes, die den Arbeit⸗ 
betriez dann um ſo leichter möglich iſt, wenn in dem Werkvereins⸗ 
ie ebe nicht noch die geſetzliche Betriebsvertretung beſteht. Nach 
Kan Erfahrungen kann ausgeſprochen werden, daß ein wirklich 
den ängiger und demnach tariffähiger Werkverein im Leben zu 
Rſprallerſeltenſten Ausnahmen gehört und daß Theorie und 
ui cht allen Anlaß haben, äußerſte Vorſicht walten zu laſſen und ſich 
Taken zum Schützer von Werkvereinen aufzuſchwingen. Im gewöhn⸗ 
* Falle, bei der Verfolgung von Tarifanſprüchen oder bei der 
wetennung von Ehrenamtskrägern, hat der Werkverein zu be⸗ 
fähige, daß er tariffähig iſt oder die ſonſtigen, mit der Tarif⸗ 
ükeit ja nicht o. w. gleichzuſtellenden, aber meiſt auf die gleichen 

mn male hinauslaufenden Vorausſetzungen ſeiner Zulaſſung er⸗ 
Mag er den Beweis nach allen Richtungen hin führen. Im 
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Strafverfahren gegen einen der Arbeitszeitüberſchreitung angeklagten 
Arbeitgeber muß ihm der Beweis geführt werden, daß der Werk⸗ 
verein nicht tariffähig war. Immerhin kann auch hierbei die all⸗ 
gemeine Erfahrung eine Rolle ſpielen. Auf Irrtum wird der Ar⸗ 
beitgeber ſich nur in geringem Maße berufen können. Die IrrtVO. 
v. 18. Jan. 1917 (RGBl. 58) ift anerkanntermaßen auf die Arbzz⸗ 
VO. und die wieder in Kraft geſetzten Vorſchr. der GewArb Anord- 
und der Ang Arb ZVoO. nicht anwendbar. Ein Irrtum des Angekl. 
über das Vorliegen eines TarVertr., unter fälſchlicher Annahme der 
Tariffähigkeit der Arbeitnehmerpartei, kann nach 8 59 StGB. zu 
beachten fein und ſtrafausſchließend wirken. Da aber $ 11 Abſ. 1 
Arb ZO. auch fahrläſſig begangene Arbeitszeitüberſchreitungen mit 
Strafe bedroht, hat der Strafrichter zu prüfen, ob der Irrtum über 
die Tariffähigkeit vom Angehl. nicht fahrläſſig verſchuldet ift. An⸗ 
geſichts der offenbaren Intereſſenlage und im Hinblick auf die Nach⸗ 
haltigkeit, mit der die Tariffähigkeit der Werkvereine in der arbeits⸗ 
rechtlichen Offentlichkeit erörtert worden iſt und wird, iſt immerhin 
eine Fahrläſſigkeit des Arbeitgebers nicht unwahrſcheinlich, der ſich 
auf die mit einem Werkverein geſchloſſene Vereinbarung verläßt. 
Den praktiſchen Betriebsleitern wird die Problematik der Werk- 
vereine geläufiger ſein als manchem Strafrichter. 
Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 
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Deutſche Strafrechtliche Geſellſchaſt. 
Tagung am 16./17. Oktober 1931 in Bamberg. 


vore Oetker: JW. 1931, 2761 hat ſich bereits über die beiden 
Gera vorgeſehenen Verhandlungsgegenſtände die ſtrafprozeſſuale 
E iſtellungsklage und die ſoziale Gerichtshilfe vorbereitend geäußert. 
bbenbliegt dem Berichterſtatter, inſoweit daher nur noch in aller Kürze 
den Lauf der Verhandlungen zu berichten. 
kun Nagler: Probleme der ſtrafprozeſſualen Feſtſtel⸗ 
din ga klage. Er billigt im weſentl. die auf der Anregung Bin⸗ 
die s beruhenden Vorſchläge des Entw. des Einf. Es warf dabei 
Verse auf, inwieweit es angezeigt erſcheinen könne, den Bereich der 
erw tellungsklage über den dort vorgeſehenen Rahmen hinaus noch zu 
Tin ern, und gelangt fo zum Vorſchlag einer poſitiven Feſtſtellungs⸗ 
v. ge. Dieſem Vorſchlag gegenüber wurden jedoch insbeſ. von 
eber Bedenken geäußert. Tittel, Gerland, Hellmuth 
führer wieſen darauf hin, daß die Frage der Koſten der Durch⸗ 
beitung der Feſtſtellungsklage überhaupt noch erhebliche Schwierig⸗ 
> bieten dürfte. Einmütigkeit herrſchte darüber, daß die ſtraf⸗ 
übedeſſuale Feſtſtellungsklage namentlich auch Parlamentariern gegen⸗ 
zuläſſig ſein müſſe. Die Geſellſchaft faßte folgende Reſolution: 
ef das im Entw. Ech StGB. in Art. 70 Ziff. 219 eingefügte 
run ſtellungsverf. iſt grundsätzlich zu billigen. Doch iſt die Erweite⸗ 
egen Bereichs der Feſtſtellungsklage über 8 402 a hinaus zu 


enge Feſtſtellungsklage ift auch gegenüber Abgeordneten an- 
wacht Ir, da ſie dieſe nicht i. S. des Art. 36 MVerf. verantwortlich 
Kern: Soziale Gerichtshilfe. Ein erheblicher Teil 
Grundgedanken, die er in Leitſätzen zuſammenfaßte, wurde 
bah Beſchluß erhoben, der nachſtehend wiedergegeben wird. Es dürfte 
r genügen, nur auf einzelne Punkte einzugehen. 
durch ehr belehrend war der Hinweis des Referenten, der auch 
eine Tittel beſtätigt wurde, daß die ſoziale Gerichtshilfe weſentlich 
tun preuß. Angelegenheit ſei. Der Vertreter der bay. Juſtizverwal⸗ 
dbörb, lehnte denn auch im ganzen die ſoziale Gerichtshilfe als Be⸗ 
halten mit ſtrafprozeſſualen Funktionen ab. Das verſchiedene Ver⸗ 
die Mi er verſchiedenen Länder wurde damit erklärt, daß in Preußen 
riminterſuchungen und Ermittlungen in weit höherem Maße der 
die Analpolizei anvertraut würden, während in den übrigen Ländern 
gibt fich eine größere eigene Ermittlungstätigkeit entfalten. Es er⸗ 
au ſich alſo, daß im großen und ganzen die Einſtellung weniger 
Drops Bionalen Verſchiedenheiten, als aus verſchiedener Verwaltungs⸗ 
ſich Sid) ergibt, mithin eine Notwendigkeit der Gerichtshilfe an 
nicht anerkannt werden kann. ü 
ſtelle Der Berichterſtatter war geneigt, dem Leiter der Gerichtshilfe⸗ 
über 925 Recht einzuräumen, ſich nach Schluß der Beweisaufnahme 
} oßn ie bedingte Strafausſetzung und die beſſernden und ſichernden 
währenhmen ſich zu äußern, ihm alſo gewiſſe Parteirechte zu ge⸗ 
erfarder Hierzu hielt Referent aber eine Anderung der SPD. für 
Geda lich und wünſchenswert. Die Mehrheit konnte ſich dieſem 
ben nicht anſchließen, wie denn eine Minderheit ſich überhaupt 


aa Zulaſſung der ſozialen Gerichtshilfe als Ermittlungsorgan 


Die geichte Entſchließung lautet: a 
der 5 ie Erforſchung der Perſönlichkeit und Umwelt iſt Aufgabe 
A. und ihrer Hilfsorgane, ſowie der Gerichte ſelbſt, doch 


0 
lich eine Unterſtützung dieſer Organe durch die Gerichtshilfe nütz⸗ 
erſcheinen. 


2. Eine ſchematiſche Regelung der Organisation der Gerichts⸗ 
hilfe, insbeſ. die ausſchließl. Übertragung an die Wohlfahrtsämter, 
iſt nicht am Platze. Die Leitung und maßgebliche Beaufſichtigung der 
Gerichtshilfeſtellen iſt in die Hände eines Richters zu legen. 

3. Die Gerichtshilfe wird nur auf Anſuchen der StA. oder der 
Gerichte tätig. 

4. Anſpruch auf Akteneinſicht und Verkehr mit dem verhafte⸗ 
ten Beſchuldigten haben die Organe der Gerichtshilfe nicht. 

5. Der Helferbericht wird zu den Akten genommen. Der Name 
des Helfers iſt anzugeben. Der Helfer kann als Zeuge vernommen 
werden. Ein Zeugnisverweigerungsrecht kann ihm nicht gewährt 
werden. 

6. Der Leiter der Gerichtshilfeſtelle oder ſolche Helfer, die über 
beſondere Sachkunde in Fragen der Seelenkunde und der Erziehung 
verfügen, können auch als Sachverſtändige vernommen werden. 

7. Wenn dem Leiter der Gerichtshilfeſtelle das Recht eingeräumt 
werden ſoll, ſich nach Schluß der Beweisaufnahme über die bedingte 
Strafausſetzung ſowie über die beſſernden und ſichernden Maßnahmen 
zu äußern, jo wäre hierzu eine neue Belt. in der SO. erforderlich. 

8. Eine Anderung der StPO. i. S. der Gerichtshilfe iſt abzu⸗ 
lehnen, insbeſ. muß an dem Grundſatz der Unmittelbarkeit feſtge⸗ 
halten werden.“ 

Außer dieſen beiden von Oetker a. a. O. angekündigten 
Gegenſtänden wurde außerdem noch mir ein Referat über die Be⸗ 
Rämpfung politiſcher Ausſchreitungen übertragen. Ich führte folgende 
Hauptgedanken aus: Eine Überſicht über die gegenwärtigen Maß⸗ 
nahmen des Geſetzgebers zeigt, daß er den Kampf gegen ſolche Aus⸗ 
ſchreitung hauptſächlich mit polizeil. Mitteln führen will. Die ſich 
io ergebende Erweiterung der Polizeibefugniſſe vernichtet aber weit⸗ 
gehend die Grundlagen eines demohratiſchen Staatsweſens, in dem 
ſie die freie Möglichkeit ſtaatsbürgerl. Willensbildung rechtlich be⸗ 
ſeitigt. Daran ändert auch die liberalſte Handhabung nichts. Die 
gegenwärtige Geſetzgebung auf dieſem Gebiet iſt um ſo gefährlicher, 
wenn man bedenkt, daß die Ideale des Liberalismus überall ver⸗ 
blaſſen, daß alſo eine vielleicht nahe Zukunft als Norm auch in 
ruhigen Zeiten weitergelten laſſen wird, was gegenwärtig als außer⸗ 
ordentliche Maßnahme in beſonderen Notzeiten gilt, deren tatſächl. 
Anwendung aber auch in dieſen nur mit beſonderer Vorſicht erfolgen 
ſoll. Die Geſellſchaft hat die großen Gefahren dieſer Entwicklung 
denn auch in einer ihrer Entſchließungen zu dem Vortrag an⸗ 
erkannt. 

Demgegenüber iſt aber feſtzuſtellen, daß die Geſetzgebung bis⸗ 
her noch keineswegs das Erforderliche getan hat, um die politiſchen 
Ausſchreitungen als ſolche zu bekämpfen. Das StGB. läßt erhebliche 
Lücken in der Bekämpfung des Terrors. Teils müſſen Ausſchrei⸗ 
tungen unter erhöhte Sonderſtrafe geſtellt werden, ſofern ſie über⸗ 
haupt ſtrafbar find, teils müſſen Sondertatbeſtände geſchaffen werden. 
Im übrigen muß aber für lückenloſe Verfolgung Sorge getragen 
werden. Eine ſyſtematiſche und umfaſſende Antiterrorgeſetzgebung iſt 
einerſeits dringend erforderlich, unterliegt aber in keiner Weiſe den 
Bedenken, denen jede Erweiterung der polizeil. arbiträren Befug⸗ 
niſſe unterliegen muß. Einen formulierten Vorſchlag eines ſolchen 
Antiterror®. habe ich im Gers. als Anhang zum Bericht beigefügt. 

Schwieriger iſt es, die Ausſchreitungen in der Agitation zu be⸗ 
kämpfen. Die Beſt. des RepSchG. erweiſen ſich als nicht immer 
zweckmäßig und unterliegen zum Teil verfaſſungsmäßigen Bedenken. 
Der Gedanke, die Staatsform gegen Beſchimpfungen zu ſchützen, 
erweiſt ſich als kaum praktikabel. Soll die Beſt. einen praktiſchen 
Wert haben, ſo iſt die vom RG. angewandte erweiternde Auslegung 
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unerläßlich, welche auch die Beſchimpfung des tatſächl. Zuſtandes, 
in dem ſich der Staat befindet, unter Strafe zieht. Das aber iſt kaum 
erträglich. Unbedenklich iſt dagegen der ſtrafrechtl. Schutz der Staats⸗ 
ſymbole ſelbſt. Der Schutz der Perſonen gegen Beleidigung bedarf 
eines gewiſſen Ausbaus. Die Beleidigung des RPraſ. it ſchlechthin 
unter Sonderſtrafe zu ſtellen, und die Miniſterbeleidigungen wären 
nur mehr an das Erfordernis der Ermächtigung zu binden. Außer⸗ 
dem wäre bei Beleidigungen aus polit. Anlaß dem Beleidigten, 
gleichgültig welcher Partei er angehört, die Laſt der Privatklage ab⸗ 
zunehmen. 

Inſoweit die einſchlägige Beſt. des RepSchch. auch eine bloße 
Verächtlichmachung der Verf., die keine beſchimpfende Form an⸗ 
genommen hat, genügen läßt, entbehrt der Tatbeſtand der nach 
Art. 118 verfaſſungsmäßig notwendigen Beſtimmtheit. Es iſt wohl 
zu unterſtreichen, daß die Geſellſchaft ohne die Frage gerade der ein⸗ 
ſchlägigen Strafbeſt. zu prüfen, den grundſätzl. Standpunkt meines 
Vortrages in einer Entſchließung anerkannt hat. Dieſer Grundſatz 
geht dahin, daß die Gerichte die Strafbeſt. auch darauf zu prüfen 
haben, ob ſie hinreichend beſtimmt in ihrer Tatbeſtandbeſchreibung 
ſind, fo daß nicht eine Kautſchukbeſt. praktiſch die Durchführung des 
Satzes nulla poena sine lege unmöglich macht, weil niemand weiß, 
was eigentlich verboten iſt. Es iſt ſehr zu bemerken, daß unſer 
SGB. Kautſchukbeſt. in dieſem Sinne nicht enthält. Wenn etwa 


in 8185 ſich der Geſetzgeber mit einer bloßen Benennung begnügt 
und nicht eine eigentliche Tatbeſtandsbeſchreibung gibt, ſo verweiſt er 
auf eine lange Rechtstradition, die mit hinreichender Sicherheit 
feſtſteht. 

Entſchließungen: 

1. „Die Deutſche Strafrechtl. Geſellſchaft warnt im Hinblick auf 


der letzten 
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unerfreuliche Erſcheinungen in der Rechtsentwicklung 
Jahre bei der Feſtſetzung von ſtrafrechtl. Tatbeſtänden 
verwenden, deren Inhalk ſich nicht wenigſtens annähern unbe⸗ 
beſtimmen und berechnen läßt, da durch Aufſtellung derart nulla 
ſtimmter Tatbeſtände der verfaſſungsrechtl. Grundgedanke 
poena sine lege verletzt werden kann. 5 an 
2. Die Freiheit der politiſchen Geſinnung und Betätigen up 
darf energiſchen ſtrafrechtl. Schutzes. Eine ſyſtematiſche und 
durchdachte Geſetzgebung gegen den polit. Terror iſt Bedurſun gegen 
3. Die ſtrafrechtl. Geſellſchaft erklärt ſich auf das ſcharſſte geſche 
die Übertragung weiterer Machtbefugniſſe auf die Polizei, dure) ficht 
die Freiheit der Perſon auf das ernſthafteſte gefährdet, wenn 
gar aufgehoben wird. 55 
4. Die Beſt. über Sondergerichte in der VO. v. 7. Okt. vom 
Tl. VII Kap. 2 erſcheinen ſowohl vom ſtrafprozeſſualen als ihren 
verfaſſungsrechtl. Geſichtspunkt aus unhaltbar. Sie geben 
Wortlaut nach die Möglichkeit der Einſetzung von echten I 
gerichten.“ , Ent 
5. „Die Deutſche Strafrechtl. Geſellſchaft ſieht ſich durch 9 cis- 
wicklung der letzten Zeit veranlaßt, davor zu warnen, daß die w ird, 
fortbildung weiter auf dem Wege der Not VO. vorgenommen f 
da hierdurch der Rechtsgedanke und außerdem die Autgrite gen 
Rechts im Volksbewußtſein ſchweren Schaden leiden muß. Im, do⸗ 
Bewußtſein ihrer Verantwortung warnt ſie auf das dringendſt eder 
vor, daß der Geſetzgeber ſich weiterhin über die Grundprinzipien Dee 
Rechts O., Vertragstreue und wohlerworbene Rechte hinwegſehſ hend 
Geſellſchaft kann es endlich als im Einklang mit der RVerf. dern. 
nicht empfinden, die Beſt. der RVerf. ſelbſt durch Not VO. zu 900 
(Berichtet von Prof. Dr. Hellmuth Mayer, Rollo 


Dr. Eberhard Schmidt, o. 5. Prof. an der Hamburgiſchen 
Univerſität: Strafrechtsreform und Kulturkriſe. Ein 
Vortrag. (Recht und Staat 79.) Tübingen 1931. 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 24 Seiten. Preis 1,80 h. 


Dieſe kurze Schrift ordnet in wahrhaft großzügiger Zeichnung 
die Grundprobleme des geltenden und des erſtrebten Strafrechtes 
in die großen ideengeſchichtlichen Zuſammenhänge ihrer Zeit. Die 
geiſtig⸗kulturelle Grundlage des StGB. von 1871 — ſchon bei 
ſeinem Inkrafttreten von der neuen Zeit etwas überholt — iſt 
heute faſt vollkommen zurückgedrängt. Bolſchewiſtiſche und fa⸗ 
ſchiſtiſche Staatsauffaſſung, auch im deutſchen Parlament durch die 
großen Flügelparteien machtvoll vertreten, drohen ſie vollends zu 
töten. Der Verf. ſieht die zu erſtrebende Löſung (deren Erreichung 
er mit Zuverſicht entgegenfieht) in einem kraftvollen Ausgleich 
der vorhandenen Gegenſätze auf Grund einer ſorgfältigen Prüfung 
deſſen, was jene politiſchen Strömungen uns zu bieten 15 

D. S. 


Dr. Franz von Liſzt, weiland ord. Profeſſor des Rechts in 
Berlin: Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. 26., völlig 
neubearb. Aufl. von Dr. Eberhard Schmidt, ord. Pro⸗ 
feſſor der Rechte in Hamburg. Erſter Band: Einleitung 
und Allgemeiner Teil. Berlin und Leipzig 1932. Walter 
de Gruyter & Co. XX u. 488 S. Preis geb. 13,50 , 
broſch. 11,70 . 


Wenn es ein Buch, beſonders ein juriſtiſches und noch dazu ein 
Lehrbuch, zu 26 Auflagen und zur Überſetzung in 8 fremde Sprachen 
bringt, fo braucht man feine Güte und Brauchbarkeit nicht weiter zu 
beweiſen. Bei der Beſprechung der 25. Aufl., die 1927 erſchienen iſt 
und auch den Beſonderen Teil umfaßte, hat Alsberg (JW. 1927, 
2679) Bedenken geäußert, ob das Buch nicht durch allzu tiefes Ein⸗ 
gehen auf wiſſenſchaftliche Problemſtellungen und ſeinen dadurch ver⸗ 
anlaßten großen Umfang den Charakter eines Lehrbuchs verliere. Dem 
Neubearbeiter iſt, wie er in ſeinem Vorwort zur 26. Aufl. ausführt, 
auch von anderen Seiten nahegelegt worden, den wiſſenſchaftlichen 
Apparat zu verkleinern und auf die wichtigſten Literaturhinweiſe zu 
beſchränken. Er hat ſich die Befolgung dieſes Rates jür eine ſpätere 
Auflage vorbehalten. Ich weiß nicht, ob er durch die Ausführung 
dieſes Vorhabens, mit der, wie er ſelbſt mit Recht vorherſieht, eine 
erhebliche Formveränderung des Buches verbunden ſein würde, dem 
Werk einen guten Dienſt täte. Die Strafrechtsdogmatik iſt, worauf 
der Neubearbeiter in ſeinem Vorwort ebenfalls ganz zutreffend hin⸗ 
weiſt, in ſtarker Entwicklung begriffen, das Schrifttum und die neuere 
Rſpr. laſſen ſo vieles in einem neuen Lichte erſcheinen. Bei ſolcher 
Sachlage würde ein Lehrbuch, das ſich darauf beſchränkt, die Forſchungs⸗ 
ergebniſſe mitzuteilen, vielleicht ein nützliches Hilfsmittel für den Stu⸗ 
denten und Referendar zur Vorbereitung auf die Examina darſtellen, 


* 
aber nicht mehr als eine wiſſenſchaftlich wertvolle ſyſtematiſche Dir 
ſtellung des Strafrechts gelten können. Da aber das Liſzi ſche ein 
buch von jeher den Anſpruch darauf erhob und erheben konne ie, 
wiſſenſchaftliches Werk erſten Ranges zu ſein, wird dem Neubearbe 3 
wenn er der Tradition des urſprünglichen Verf., eines wall ige 
der Strafrechtswiſſenſchaſt, treubleiben will, kaum viel anderes! lien. 
bleiben, als die Grundlage des Buches auch künftig beizubehe ur; 
Damit ſoll nicht geſagt fein, daß ſich nicht manches Detail in Lite. riſch 
nachweiſen und in Behandlung untergeordneter oder mehr Hilfe 
gewordener Einzelfragen ſtreichen ließe. müht, 

übrigens hat ſich der Neubearbeiter dankenswerterweiſe ber den 
auch dem reinen Lehrzweck Genfige zu tun, indem er viel von der 
wiſſenſchaftlichen Material in die Anmerkungen verlegt, ſo da allzu 
Student, der — hoffentlich nur fürs erſte — nicht gewillt A, rich 
tief in die Materie einzuſteigen, ſich mit dem Texte über dem au 
begnügen kann. Dem Bedürfnis des juriſtiſchen Anfängers wie m 
des gelegentlichen Benutzers iſt weiterhin in erwünſchter Weiſe bn nur 
Rechnung getragen, daß minder wichtige Teile, insbej. ſolche von n 
hiſtoriſchem Intereſſe, im Kleindruck erſcheinen. Auch ſonſt ih, 
loben, daß durch drucktechniſche Maßnahmen (Fettdruck, SperM! bei 
Kurſivdruck uſw.) eine gute Uberſichtlichkeit gewonnen iſt, was 
ähnlichen Werken nicht ſelten vermißt wird. der 

Das Werk iſt nunmehr in zwei Bände zerlegt, von dene. en⸗ 
zweite in einigen Monaten erſcheinen ſoll. Der Aufbau des vorli Auf 
den erſten Bandes entſpricht faſt ganz dem der vorausgegangenen g 
lage. Nur die Fragen der Tatbeſtandsmäßigkeit und der Rechts wu m 
keit ſind etwas anders, wie mir ſcheint, beſſer angeordnet. Eine ung 
fangreiche Einleitung befaßt ſich auf 142 Seiten mit der Beben e 
des Verbrechens und der Funktion der Strafe, ferner mit 1 die 
ſchichte des Strafrechts, die u. a. eine wertvolle Überſicht . 
partikularen Strafgeſetzbücher der deutſchen Länder, eine ſchäßel f 
Geſamtüberſicht über das ſtrafrechtliche Schrifttum, eine eingehe F 
ſchichte der deutſchen Strafrechtsreform ſowie einen Nachweis der chte 
tigſten Literatur dazu, ferner eine auf den neueſten Stand 9 
überficht über die außerdeutſche Strafgeſetzgebung der Gegenwang 
hält, und mit den Quellen des Reichsſtrafrechts. Dieſe Einleutgehiete 
als Fundgrube für jedes wiſſenſchaſtliche Arbeiten auf dem sicher 
des Strafrechts von größtem Wert. Bei der Darſtellung der zahl Ind? 
Novellen zum geltenden RSIGB. vermiſſe ich die Angabe der 3 des 
ſtellen im Reichsgeſetzblatt. Auf die Einleitung ſolgt der Haupt. mit 
Werkes in zwei Büchern: „Das Verbrechen“ und „Die Suche? 
Einſchluß der ſichernden Maßnahmen“. Dieſe Hauptteile des 8 B. 
enthalten gegenüber der letzten Auflage manches Neue. Ich nenn Aigen 
eine recht brauchbare Darſtellung der Rechtslage des zübergeſek die 
Notſtands“. Überall, wo es geboten erſcheint, iſt auf die dur Fort⸗ 
Strafrechtsentwürfe geplanten neuen Rechtsbegriffe und ſonſtigen Aus“ 
entwicklungen des Strafrechts hingewieſen; zu ogl. z. B. ont ſin 
führungen über die verminderte Zurechnungsfähigkeit. Auch ſon alben 
die Neuerungen in Geſetzgebung, Rſpr. und Schrifttum allen ledig 
ſorgfältig nachgetragen; überſehen ſind, ſoweit mir aufgefallen iſt, 
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uch die Novelle zur Strafccgiſter Vo. v. 11. Marz 1930 (MOB. 1, 36) 
vente neue Bek. des RIM. über die zur Einholung von Straf⸗ 
an skünften befugten Behörden und Stellen v. 25. April 1929 
ein Bl. 301). Das Sachregiſter könnte nach meinem Gefühl etwas 

gehender ſein. 
Dr Cuſammenfaſſend kann feſtgeſtellt werden, daß ſich Profeſſor 
wi berhard Schmidt ein großes Verdienſt um die Strafrechts⸗ 
5 enſchaft erworben hat, indem er das von der erſten Auflage an be⸗ 

lam geweſene Werk wiederum auf den neueſten Stand gebracht hat. 

MinR. Geh. RegR. Dr. Leopold Schäfer, Berlin. 


Dr. Franz Exner, o. Prof. d. Rechte in Leipzig: Studien 
über die Strafzumeſſungspraxis der deutſchen Gerichte. 
(Kriminaliſtiſche Abhandlungen, herausgegeben von Prof. 

r. Franz Exner, Heft XVI.) Leipzig 1931. Ernſt 
iegandt Verlag. 119 Seiten. Preis 3,90 M. 

2 Seit langem iſt kein wichtigeres Buch kriminaliſtiſchen Inhalts 

Sſchienen als dieſes. Der Verf. fühlt mit ſtatiſtiſchen Mitteln unſerer 

un tehtspflege den Puls und unterſucht, welche Motive in ihr 

io der Schwelle der bewußten Motivation ihrer Urteile, aber um 
unwiderſtehlicher wirkſam werden. i 

e ein erſtes Ergebnis iſt die unaufhaltſame Milderung der 

18 afrechtspraxis in den 60 Geltungsjahren des RStcB. Waren 

ſraf nur 25% der Strafen für Verbrechen und Vergehen Geld⸗ 

1882 fo find es 1928 rund 70%. An Stelle von 4,1% im Jahre 

Re wurden im Jahre 1928 nur noch 1% aller Verbrechen und 

deergehen mit Zuchthaus geahndet — die Praxis nähert ſich damit 
vielfach geforderten Aufhebung des Gegenſatzes von Zuchthaus 

80 Gefängnis und der Einführung der Einheitsſtrafe. Hinzu 
nt ein Abgleiten des Strafmaßes in der Richtung nach unten 

gen damit eine immer noch übermäßige, freilich zahlenmäßig nicht 

„an feſtſtellbare Verwendung kurzer Freiheitsſtrafen: aus der Be⸗ 

ſtraſſfer der Gefängniſſe kann eine Durchſchnittsdauer der Freiheits⸗ 

1 von etwa ½ Jahr und damit bei Berückſichtigung des Zahlen⸗ 

re ichts lebenslänglicher und vieljähriger Strafen eine immerhin 

„echt erhebliche Zahl der ganz kurzen Freiheitsſtrafen erſchloſſen 

et. Da ein bis zur höchſten Stufe ausgebauter Stufenvollzug 

el) nur bei mindeſtens einjähriger Strafe in Frage kommt, 

a er, z. B. im Jahre 1928, höchſtens 2,70% der Verurteilten 

von zugute kommen, was gegen eine Überſchäzung der neueren Straf⸗ 

8 31 gsreformen ſpricht — immerhin aber in abſoluter Zahl mehr 
15000 Verurteilten. Auch auf vielfach Rückfällige erſtreckt ſich 

Zug zur Milde: von den Rückfallsdieben, die nach elf oder 

gleichartigen Vorbeſtrafungen verurteilt wurden, hatten in 

Jab Jahren 1911 bis 1913 nur 2,40 Zuchthausſtrafe von fünf 

dne und 18,7% Freiheitsſtrafe von zwei bis fünf Jahren zu 

bar üßen und von den ebenſo vorbeſtraften Rückfallsbetrügern traf 
ſtraf nur 0,6% fünfjährige Zuchthausſtrafe und 11,8% Freiheits- 
die fe von zwei bis fünf Jahren. Schon dieſe Zahlen zeigen, daß 

h „ ſortſchreitende Milderung der Strafe nicht rationalen, kriminal⸗ 

tun hen, ſondern irrationalen Motiven entipringt, der Erſchütte⸗ 

big des Glaubens an den Wert der Freiheitsſtrafe und einer durch 
chologiſches Verſtehen veränderten Einſtellung zum Verbrechen. 

0 Nicht weniger intereſſant als die Ausführungen über die zeit⸗ 

e Entwicklung find diejenigen über die örtliche Verſchiedenheit der 

ein föumeſſungspraris. So nimmt z. B. Bayern eine Sonderſtellung 

heilsuudem es einerſeits im Vergleich mit dem Durchſchnitt die Frei⸗ 
we strafe vor der Geldſtrafe bevorzugt, andererſeits aber bei der Ver⸗ 

d udung der mittleren und langen Freiheitsſtrafen milder iſt, als 

ins Durchſchnitt entfpräche, indem es ferner bei Jugendlichen Er⸗ 

nur igsmittel als Erſatz der Strafe im Vergleich zu den Hanſeſtädten 
heit in / der Fälle eintreten läßt. Für ſolche örtlichen Verſchieden⸗ 
fein find wiederum nicht kriminalpolitiſche Gründe, etwa eine ge⸗ 

Abr Kriminalitätsziſſfer oder doch Verbrechensintenſität, maß⸗ 
Ha ſondern die ethnologiſch verſchiedene Zuſammenſetzung des 

ünſzterſtandes, die verſchiedene ſoziale und religiöfe Atmoſphäre oder 
ach verſchiedene Gerichtsgebräuche, die vielleicht noch auf Nach⸗ 

zur ungen von Verſchiedenheiten der ehemaligen Landesſtraſgeſetzbücher 
ückführen. 

Schließlich weiſt der Verf. die ſachliche Verſchiedenheit in der 

1 zumeſſung auf, indem er an reichem Zahlenmaterial zeigt, 

ſchnidei Straftaten mit gleichem geſetzlichem Strafrahmen der Durd)- 

dielfa der erkannten Strafhöhen überraſchend verſchieden iſt, daß 

0 0 bei verſchieden bedrohten Straftaten das im Geſetz ſtrenger 
ird lte Delikt von den Gerichten im Durchſchnitt milder beſtraft 

nicht daß die Strafmaxima der geſetzlichen Strafdrohung fo gut wie 

& ausgenutzt werden, ein erhöhtes Strafmaximum bei gleichem 

maſafminimum die durchſchnittlich ſtrengere Beſtrafung des im Höchſt⸗ 

aber ſtrenger bedrohten Delilets nichl herbeizuführen vermag, daß 

Geld umgekehrt Milderungsmöglichkeiten, wie die Anwendbarkeit der 

aus ſtrafe nach 8 27 b und die Annahme milderuder Umſtande, voll 
eſchöpft werden, fo daß z. B. bei ſchwerem Diebſtahl in rund 

gane der Fälle mildernde Umſtände angenommen werden und die 
dichter innerhalb des Strafrahmens ihren Sinn verloren hat. Die 
erliche Durchſchnittsbewertung der Tat iſt alſo vielfach eine andere 
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als die des Geſetzgebers. Im beſonderen zeigt ſich, daß Sittlichkeits⸗ 
delikte und Eidesdelikte ſtrenger beurteilt werden als die geſetzlich 
gleichwertigen Angriffe auf andere Rechtsgüter, dagegen Ehrdelikte 
und Körperverletzungen, Vergehen gegen Staat und öffentliche Ord⸗ 
nung und Delikte polizeilichen Charakters auffallend milde behandelt 
werden, daß Delikte, die nach ihrem geſetzlichen Talbeſtand mit 
einer empfindlichen Schädigung verbunden ſind, z. B. die fahrläſſige 


Tötung, im allgemeinen ſtrenger beurteilt werden als ſolche, die 
tatbeſtandsmäßig keinen oder nur einen geringfügigen Schaden im 
Gefolge haben, daß Straftaten, die aus verächtlicher Geſinnung ent⸗ 
ſpringen oder mit verwerflichen Mitteln begangen werden, eine 
ſchärfere Ahndung auslöſen, z. B. der Notbetrug im Verhältnis zum 
Notdiebſtahl. Alles das erklärt ſich wiederum nicht aus kriminal⸗ 
politiſchen Motiven — dagegen ſpricht die hohe Bewertung des Er⸗ 
folgs und die geringe Berückſichtigung des Rückfalls —, die richter⸗ 
liche Bewertung des Verbrechens iſt vielmehr moraliſierend i. S. der 
Ethik des täglichen Lebens, wobei in der unterſchiedlichen Bewertung 
der Rechtsgüter noch durchaus individualiſtiſche, von dem viel⸗ 
berufenen ſozialen Geiſt noch weit entfernte Maßſtäbe zur Geltung 
kommen. 

Für den Entwurf ergibt ſich aus Exners Feſtſtellungen die 
Notwendigkeit einer ſorgfältigen Reviſion der Strafrahmen an der 
Hand der Strafzumeſſungsſtatiſtik und ſchon ohne weiteres, daß der 
vielfältige Verzicht des Entwurfs auf Straferhöhungen, die doch kaum 
zur Anwendung kommen würden, zu begrüßen iſt, aber auch, daß 
das einzige Mittel, das richterliche Strafmaß in einer beſtimmten 
Höhe zu halten, geſetzliche Strafminima ſind und daß die erhebliche 
Herabſetzung der unteren Strafgrenzen durch den Entwurf unfehlbar 
die Tendenz der Strafrechtspflege zur Milde noch weiter fortſchreiten 
laſſen würde. In einem Punkt äußert Exner gegen dieſe Milde 
ernſte Bedenken, nämlich gegen die nachſichtige Behandlung des ge⸗ 
wohnheitsmäßigen Verbrechertums. 

Dieſe Beſprechung vermag nur die wichtigſten Ergebniſſe des 
Buches hervorzuheben, das ſich durch die feinfühlige und vorſichtige 
Deutung der ſtatiſtiſchen Tatſachen als ein Muſter kriminalſtatiſtiſcher 
Arbeit darſtellt und den erſchrechenden Eindruck hinterläßt, wie 
wenig unſere Strafrechtspflege bisher von rationalen, kriminal⸗ 
politiſchen Erwägungen und wie ſehr ſie von Traditionen und Im⸗ 
ponderabilien beherrſcht wird. Das Buch drängt dem Ref. einen 
Reformvorſchlag für die ſchriftliche Urteilsbegründung auf: es müßte 
eine Begründung der Strafzumeſſung vorgeſchrieben werden, die zu 
erkennen gäbe, nicht nur warum, ſondern vor allem wozu der 
Richter gerade dieſes Strafmaß gewählt habe — ob er damit ver⸗ 
gelten oder abſchrecken oder beſſern oder ſichern wollte. Eine ſolche 
Begründung würde den Richter zu zweckrationalen Erwägungen über 
das Strafmaß zwingen und ihn verhindern, ſich mit der gefühls⸗ 
mäßigen „Angemeſſenheit“ der Strafe zu begnügen. 

Prof. Dr. Guſtav Radbruch, Heidelberg. 


Dr. Karl Siegert, Privatdozent und Landgerichtsrat in Münſter: 
Notſtand und Putativnotſtand. (Beiträge zur Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft, N. F. 2.) Tübingen 1931. J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). XII und 102 Seiten. Preis 7 , ger 
bunden in Ganzleinen 9 . 


Zwei Fragen beherrſchen die Diskuſſion des Notſtandes: 
iſt er Rechtfertigungs⸗ oder Entſchuldigungsgrund? lautet die eine; 
nach welchem Maßſtab regelt ſich der übergeſetzliche Notſtand? lautet 
die andere. Die erſte Frage iſt heute i. S. der „Differenzierungs⸗ 
theorie“ entſchieden: der Notſtand iſt ein Rechtfertigungsgrund, 
ſoweit er objektive Intereſſenkolliſion darſtellt; er iſt Entſchuldi⸗ 
gungsgrund, ſoweit er eine ſubjektive Motivationslage bewirkt. 
Die zweite Frage hat das NG. für den Fall der Wahrung eines 
höherwertigen Intereſſes auf Koſten eines minderwertigen bejaht 
(„Güterabwägungstheorie“); die Wiſſenſchaft ging weiter und bejahte 
ſie auch für den Fall der Anwendung eines angemeſſenen Mittels 
zu einem von der Rechtsordnung anerkannten Zweck („Zweck⸗ 
theorie“). Außerdem ſchuf die moderne Dogmatik im Gedanken der 
„Nichtzumutbarkeit pflichtmäßigen Verhaltens“ einen allgemeinen 
übergeſetzlichen Entſchuldigungsgrund, der auch für die Notſtandslehre 
Bedeutung hat. Er bringt nämlich den im 8 54 StÖB. exempliſt⸗ 
zierten Grundſatz in ganz ähnlicher Weiſe zum Ausdruck, wie die 
Güterabwägungstheorie den in 88 228, 904 BGB. und den übrigen 
geſetzlichen Notsechten exemplifizierten allgemeinen Rechtsgrundſatz zum 
Ausdruck bringt. 

Dieſe Errungenſchaften der Theorie und Praxis befriedigen 
eigentlich alle ſyſtematiſchen und richterlichen Bedürfniſſe; mit 
Recht nennt deshalb Mezger in ſeinem neuen Lehrbuch die 
Notſtandslehre eins der am beſten geklärten Probleme des Straf⸗ 
rechts. Die Klärung beſteht eben darin, daß man ſich bei der drei⸗ 
fachen Autithetik des Notſtands beruhigt und als weſensmäßig hin⸗ 
nimmt: a) das Beſtehen eines allgemeinen Notſtandsbegriffes neben 
der Differenzierung in entſchuldigenden und rechtfertigenden Not⸗ 
ſtand, b) die gleichermaßen notwendige Berückſichtigung der objektiven 
Kolliſion zwiſchen dem gefährdeten und dem verletzten Rechtsgut. wie 
der ſubjektiven Motivationslage des im Notſtand Befinblichen, c) die 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 
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Ergänzungsbedürftigkeit des Satzes von der abſtrakten Güterabwä⸗ 
gung durch den Satz vom konkreten, mit angemeſſenen Mitteln ver⸗ 
folgten Zweck. 

Siegert verſucht, ohne an dieſem Stand der Dinge grund⸗ 
ſätzlich etwas ändern zu wollen, die Gegenſatzpaare in Syntheſe zu 


bringen. Erſtens durch Beſtimmung eines allgemeinen Begriffs der 


Notſtandslage, die gleicherweiſe beim entſchuldigenden wie beim recht⸗ 
fertigenden Notſtand vorliegen müſſe, um von „Notſtand“ ſprechen 
zu können. Zweitens mit dem Gedanken der Lückenausfüllung durch 
die „Wertvorſtellungen der herrſchenden Volkskreiſe“, die gleicher⸗ 
maßen für die Rechtfertigung wie für die Entſchuldigung die maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte liefern. Drittens durch Einbau des Güter⸗ 
abwägungsprinzips in den Zweckgedanken, indem das Güterwert⸗ 
verhältnis nur als materielle Ausfüllung der Idee des rechten Zweckes 
verſtanden wird. 

Mit dieſen Erwägungen, die dem Gedaukeukreis der normativen 
Verbrechens⸗ und Schuldlehre entſtammen, wird eine teleologiſche 
Methode verwendet, die, vom positiven Recht ausgehend, zu all⸗ 
gemeinen Wertvorſtellungen durchdringt, mit deren Hilfe die Lücken 
des Geſetzes füllt und auf das zukünftige Geſetzesrecht rechtspolitiſch 
Einfluß nehmen möchte. Man wird dieſen Intentionen grundſätzlich 
zuſtimmen und es begrüßen, wie klar dieſe normativ⸗teleologiſche 
Methode ſich ſyſtematiſch ſelbſt verſteht und wie ſauber ſie ſich von 
der logiſch⸗poſitiviſtiſchen Denkweiſe früherer Jahrzehnte abgrenzt. 
Auf dem Gebiete der Notſtandsdogmatik kommt dabei naturgemäß 
nichts umſtürzend Neues heraus, weil die Methode der „normativen 
Schuld⸗ und Verbrechenslehre“ von Mayer, Goldſchmidt, 
Eberhard Schmidt und anderen ja gerade bei der Diskuſſion 
des Notſtandsproblems entwickelt worden iſt. Auch auf die „Wert⸗ 
vorſtellungen der herrſchenden Volksſchichten“ wollte ſchon Mayer 
mit ſeinen Kulturnormen heraus und ebenſo Goldſchmidt mit 
ſeinen Billigkeitsnormen. Siegert gibt alſo mehr einen Rückblick, 
als einen Ausblick; einen Ausbau, keinen Neubau. Gerade in der 
Zuſammenfaſſung der Geſamtlehre bedeutet aber ſeine Arbeit eine 
ſehr ſchöne und fördernde Leiſtung. 

Nicht ganz ſo erfreuend wirkt die Verbindung dieſer Aus⸗ 
führungen mit den Problemen des Putativnotſtandes. Gewiß 
liegt eine Ahnlichkeit im ſyſtematiſchen Aufbau beider Probleme vor; 
es gibt eine allgemeine putative Notſtandslage, die ſich rechtlich 
unter zwei Geſichtspunkten behandeln läßt, nämlich a) nach den 
Grundſätzen über die Berückſichtigung des Verbotsirrtums und b) nach 
dem Saß von der Nichtzumutbarkeit pflichtmäßigen Verhaltens. In⸗ 
deſſen iſt dies gerade nicht ſo zu verſtehen, als ſei jede putative An⸗ 
nahme einer entſchuldigenden Notlage ein Verbotsirrtum und jede 
putative Annahme einer rechtfertigenden Notſtandslage ein Fall des 
Zumutbarkeitsausſchluſſes. Vielmehr hält auch Siegert ſehr mit 
Recht die doppelte Problematik des Putativnotſtandes für gänzlich 
unabhängig von der Problematik der Differenzierung des einfachen 
Notſtandes. Mit andern Worten: der Putativnotſtand iſt ein reines 
Schuldproblem, weil er ein reines Irrtumsproblem iſt. Als ſolches 
fordert er zu ſeiner Erklärung eine ſpezifiſche Differenzierung, näm⸗ 
lich die nach pſychologiſchen und nach normativen Schuldelementen. 
Je nachdem ein Irrtum über die Rechtswidrigkeit beim putativen 
Notſtandstäter vorliegt und ihm infolgedeſſen das Verbotsbewußt⸗ 
ſein fehlt oder ein Handeln trotz Verbotsirrtums vorliegt, wo aber 
ein Andershandeln zumutbar erſchiene, greift Ausſchluß des pfycho⸗ 
logiſchen oder des normativen Schuldelementes, in jedem Fall aber 
Entſchuldigung ein. 

Aus dieſen Einſichten ergibt ſich, daß man den Putativnot⸗ 
ſtand nicht iſoliert von der Irrtumslehre behandeln kann, wie es 
Siegert (unter Abſehung überdies von den Problemen der 
Putativnotwehr und verwandter Verbotsirrtümer) tut. Die maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte für die Regelung des Putativnotſtandes er⸗ 
geben ſich aus der Irrtumslehre, nicht aus der Notſtandslehre; die 
Problematik des poſitiven Rechts und ſeine Lückenhaftigkeit folgt hier 
aus 8 59 Steh B. und nicht aus 8 54 StSB., wie beim entſchuldigen⸗ 
den Notſtand. Der Putativnotſtandsbegriff hat überhaupt keine 
weſensmäßig ſelbſtändige Bedeutung für die Strafrechtsdogmakik, weil 
er ein bloßes Beiſpiel des Irrtums iſt — nicht ohne Grund hat Max 
Ernſt Mayers ſyſtematiſcher Scharf⸗ und Tiefblick Irrtum und 
Not als die nebeneinanderſtehenden Möglichkeiten eines Schuld⸗ 
ausſchluſſes ſtreng getrennt. Wir glauben, daß er Recht behalten wird. 
Faſt dünkt es, als ſei Siegert ſelbſt im Grunde dieſer Meinung 
und meſſe der Zuſammenkoppelung von Notſtand und Putativnotſtand 
keine ſyſtematiſche Bedeutung bei. So jedenfalls möchte ich ſein 
Säulengleichnis auf S. 64 verſtehen. Dies ſelber nachzuleſen und 
im Zuſammenhang damit die Lektüre der ganzen gedankenreichen 
Schrift vorzunehmen, ſei jedermann nachdrücklich empfohlen. 

Prof. Dr. Erik Wolf, Freiburg i. Br. 


Dr. Stephan Kuttner: Die juriſtiſche Natur der falſchen 
Beweisausſage. Ein Beitrag zur Geſchichte und Syſte⸗ 
matik der Eidesdelikte, zugleich zur Frage ſeiner Be⸗ 
ſchränkung der Strafbarkeit auf erhebliche falſche Ausſagen. 
(In: Abhandlungen des kriminaliſtiſchen Inſtituts an der 


Univerſität Berlin. Vierte Folge. Erſter Band. Viertes 
Heft.) Berlin und Leipzig 1931. Verlag Walte 
Gruyter & Co. 


Die vorſtehende Arbeit ſtellt einen Beitrag dar zu dem Bine 
heute — der Zeit der großen Reformen im Strafrecht und Alte 
brozeß — aktuellen Probleme der Einſchränkung der Cibesb 100 
Der Verf. verſucht, den Nachweis zu führen, daß Theorie und Pech 
ganz zu Unrecht zu einer ſo großen Ausdehnung der Eidesdelikte N 
kommen ſind, insbeſ. weil ſie den Anſchluß an die geſchichtliche iſten⸗ 
wicklung nicht gefunden haben. Er führt aus, daß die Re 15 
ſchaft ſeit dem 19. Jahrhundert — abgelenkt durch die Heiligken 
Eides — mehr auf den falſchen Eid als auf die falſche Ane 
geſehen habe. Auf dieſe „Akzentverlegung“ hat ſchon Bindi der 
Lehrb. II 1 S. 132 hingewieſen und fie iſt es auch, die insbe]. 1095 
Rſpr. des RG. die Frage der Erheblichkeit der falſchen eidl. 4070 
ſage in den Hintergrund treten ließ (RGSt. 10, 338; 46, 140; 60, er 

Und das iſt ſchließlich der Endzweck des Buches a he 

r 
falſche Ausſage ſtraſwürdig ift. Dieſer Zweck kann nach Bu ie 
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matiſcher Unterſuchung. Es handelt ſich inſofern mit anderen 1 
um eine Unterſuchung der juriſtiſchen Natur der Eidesdelikkte . 


geſchickt zuſammen und gegenüber. Man kann ja hier ganz bean 
zwei große Gegenſätze erkennen. Die einen, die die falſche eidliche“ ber 
lage als abſtrakte Gefährdung der Rechtspflege anſehen (ſo te 
ſonders von Liſzt, Falſche Ausſage vor Gericht oder öffentliches 1) 
hörden, 1877, S. 19/20; Liſzt⸗Schmidt, 25. Aufl. 1927, S. ö 
die anderen, die in den Eidesdelikten ebenſo wie in den Fälſchn ee 
delikten einen Angriff auf das öffentliche Vertrauen, die P15 . 
fides, ſehen. (Vgl. beſonders Binding, Lehrb. II 1 © gib: 
H. Meyer, Lehrb., 5. Aufl. 1895, S. 724; Merkel, 5 
S. 359.) Ich felbft habe im Anſchluß an dieſe lezte Lehre ( 
meinen Aufſatz a. a. O. S. 61ff.) die Eidesdelikte wie auch 3 
Urkundenfälſchung als Angriff auf die Beweisſicherheit bezeichnet. Ss 
habe darauf hingewieſen (vgl. S. 63 a. a. O.), daß der Unterſah 
zwiſchen einem Meineid und einer Urkundenfälſchung einzig in 
Verſchiedenheit des Beweismittels liegt. 10 
Kuttner knüpft hieran an und verlangt nun, daß man a 
wie bei der Urkundenfälſchung auch bei den Eidesdelikten gu 
die Beweiserheblichkeit abſtellt. Wenn mir Kuttner in dieſem ich 
ſammenhange vorwirft (S. 63), ich hätte dieſes Problem der Gehe ich 
keit in meiner Arbeit trotz der von mir ſonſt vorgeſchlagenen ol 
ſtellung der Eidesdelikte und der Fälſchungsdelikte nicht aufgewon 
ſo verkennt Kuttner den Zweck meines Auſſatzes. Nur der er 
gangspunkt und die Grundlagen ſeiner und meiner Arbeiten ſin gen 
ſelben, nicht die Schlußfolgerungen, zu denen wir kommen w 0 
Kuttner hat es ſich ja ausdrücklich zur Aufgabe gemacht, des- 
ſeine Ausführungen auf eine Beſchränkung der Strafbarkeit der Eibe 
delikte auf erhebliche falſche Ausſagen hinzuwirken. Mein e 
ſtellt ſich dagegen dar als Aufbau einer Arbeit über die Frage 
Vollendung des Meineids und der Frage, ob eine Realkonku mög 
zwiſchen mehreren falſchen Einzelbekundungen derſelben Ausſage [3° 
lich iſt (ogl. meinen Aufſatz a. a. O. S. 55 Anm. 1; vgl. ferner A 
berg, Vollendung und Realkonkurrenz beim Meineid des gen it 
und Sachverſtändigen, Verlag Guttentag, Berlin 1906). Kuttne atur 
es im übrigen gelungen, durch Hinweiſe auf die einſchlägige Liter 1 
und durch die Hervorhebung beſonders prägnanter Argumente geh 1 
die jetzige Judikatur des RG. über die Frage der Erheblichkeit be 
falſchen Ausſage den Weg zu zeigen, der zurückführt von der „Alt ib. 
verlegung” von der falſchen Ausſage auf den falſchen © s 
Während das RG. in beſonders kraſſen Fällen durch Verneinung ug, 
ſubjektiven Tatbeſtandes zu helfen ſucht (vgl. u. a. RGSt. al, pie 
R.: Goltd Arch. 52, 254; 59, 351; Rt. 61, 429; vgl. auch c 
Allg Vfg. des preuß. JuftMin. v. 18. April 1929 [IMBL. 125% dun 
die der Staatsanwaltſchaft die Prüfung der ſubjektiven Seite bei ſeh 
erheblichen Meineiden ausdrücklich zur Pflicht gemacht wird), Tal⸗ 
Kuttners Argumentation gerade ſchon beim objektiven 
beſtand ein. Ent 
Intereſſant iſt, worauf auch Kuttner hinmeift, daß der. kl 
wurf in ſeiner jetzigen Faſſung eine Kompromißlöſung bringt: er 
tative Strafmilderung oder fakultatives Abſehen von Strafe b 
erheblichen falſchen Bekundungen (5 186 b Entw.). 12 
Das Buch iſt nicht nur anerkennens⸗, ſondern in jeder Bezieh ich 
leſenswert. Es hat die Klärung des behandelten Problems En 
gefördert. RA. Prof. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Dr. Ernſt Carſten: Die Geſchichte der Staatsanwaltſchaf 
in Deutſchland bis zur Gegenwart. (Heft 299 der Stra 


61. Jahrg. 1932 Heft 18] 
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rechtlichen Abhandlungen [Bennecke]) Breslau 1932. 124 S. 
Preis 4,90 . 


* Die Schrift von Carſten gibt eine erſchöpfende Darſtellung 
land geſchichtlichen Entwicklung der Staatsanwaltſchaft in Deutſch⸗ 
lie von ihren erſten Anfängen an bis zur neueſten Zeit. Darin 
gt der Wert des Buches. Eigene Stellung zu den zahlreichen in 
zunacht kommenden Problemen nimmt der Verf. nicht. Er ſchildert 
al den Unterſchied zwiſchen dem alten deutſchen Fiskalat und 
N deutſchen Staatsanwaltſchaft, wie ſie ſich nach franzöſiſchem 
we entwickelt hat. Dieſe wurde um 1810 mit der übrigen fran⸗ 
ale cen Geſetzgebung in den Rheinlauden eingeführt, zu einer Zeit, 
her im übrigen Deutſchland noch das reine Inquiſitionsverfahren 
ber sche. Nur wenn dieſes abgeſchafft wurde, war eine Einfuhrung 
ar Staatsanwaltſchaft nach franzöſiſchem Muſter möglich. Einer 
Een Umwandlung des Strafverfahrens widerſetzten ſich viele 
* im Schrifttum und der größte Teil der Regierungen. Baden 
0 hte den Anfang mit der Einführung der Staatsanwaltſchaft, aller⸗ 
NIS zunächſt nur für Preßdelikte. Hannover folgte 1841, auch in 
efoußen und Sachſen verhandelte man im Parlament über Prozeß⸗ 
lormentivürfe; im Jahre 1845 führte Württemberg als erſter 
Preut allgemein den Staatsanwalt ein. Im Jahre 1846 folgte 
mekußen. Die Revolution des Jahres 1848 brachte die Frage all⸗ 
m in in Fluß. Kein deutſcher Staat konnte ſich ferner der Ein⸗ 
lührung der Staatsanwaltſchaft entziehen, wenn ſie auch in den ver⸗ 
weſedenen Staaten nach prozeßrechtlicher Stellung und Organiſation 
Ki ſentliche Unterſchiede zeigte. Einzelne Staaten hatten mit dem An⸗ 
klabeprozeß für das geſamte Strafverfahren den öffentlichen An⸗ 
äger eingeführt und ihm das Anklagemonopol gegeben; andere 
liehen dem Staatsanwalt nur für ſchwere Delikte das Anklage⸗ 
egen ali die einen führten ſtrenges Legalitätsprinzip ein, andere 
St en das Opportunitätsprinzip zu. Verſchieden geregelt wurde die 
Stallnng der Staatsanwaltſchaft auch inſofern, als er in einzelnen 
wa en allgemeiner Geſetzeswächter ſein, alſo auch im Zivilprozeß 
mo in der Juſtizverwaltung tätig ſein follte, in anderen auf die 
itwirkung im Strafprozeß beſchränkt war. Erhebliche Meinungs⸗ 
ſchiedenheiten ergaben ſich darüber, ob die Staatsanwaltſchaft 
bein Juſtizminiſterium abhängig fein ſollte und über das Legalitäts⸗ 
Anzip, desgleichen od der Staatsanwalt Partei oder verpflichtet 
En ſollte, objektin — gegebenenfalls auch zugunften des Angekl. — 
u der, Verwirklichung des ſtaatlichen Strafanſpruchs mitzuwirken. 
Auch die Fragen der Abſchaffung der Vorunterſuchung und des ge⸗ 
beglichen Eröffnungsverfahrens wurde ſchon damals aufgeworfen, 
gleichen die Frage des Kreuzverhörs und der Unterſtellung der 
wia minalpolizei unter die Staatsanwaltſchaft. Alle dieſe Fragen ſind, 
Res der Verf. unter Darlegung der Geſetzgebung bis 1879 und der 
zeiachsjuſtiegeſezgebung von 1879 ſowie der ſpäkeren Reformverſuche 
ee bis heute nicht zur Ruhe gekommen und auch das Einſch zu 
en künftigen deutſchen StchB. löſt ſie nur zum Teil. Am Schluß 
But Ausführungen gibt der Verf. noch eine Überſicht der Stellung 
= Staatsanwaltſchaft in außerdeutſchen Ländern. Nicht unerwähnt 
Kr. bleiben, daß der Verf. die geſamte einfchlägige Literatur in 
um zu übertreffender Vollſtändigkeit zuſammengeſtellt hat. 
Oberreichsanwalt a. D. Prof. Dr. Eber mayer, Leipzig. 


Nu: 

Mitteilungen der Internationalen Kriminaliſtiſchen Ver⸗ 
einigung. Neue Folge 5. Band. 24. Tagung der deutſchen 
Landesgruppe zu Eſſen am 28. und 29. Mai 1931. 
Berlin 1931. Verlag von Walter de Gruyter & Co. 
210 Seiten. Preis 9 A. 

ber Der Band enthält die Niederſchriften über die Beratungen folgen⸗ 
% Gegenſtände: Der Berufsverbrecher und ſeine Bekämpfung und 

Ste übergeſetzliche Notſtand unter beſonderer Berückſichtigung des 

in. ts notſtandes und der Schwangerſchaftsunterbrechung. Ferner wird 

x die Tätigkeit des Ausſchuſſes für ſoziale Gerichtshilſe und die 

bp ihm ausgearbeiteten Vorſchläge berichtet. Den Schluß bildet das 

en Prof. Grünhut erftattete Gutachten zu den im Auguſt 1929 

miſſtor von der Internationalen Strafrechts⸗ und Gefängniskom⸗ 
ſion beſchloſſenen Regeln über die Behandlung der Strafgefangenen. 


N. b. Hippel: Die Entſtehung der modernen Freiheitsſtrafe 
und des Erziehungsſtraſvollzugs. (Schriften der Thür. Ge⸗ 
fängnisgeſellſchaft, Heft 2.) Jena 1932. Verlag der 

rommannſchen Buchhandlung, Walter Biedermann. Preis 

5 5 
Dieſe Schrift iſt ein Teil der „Beiträge zur Geſchichte der 

Freipeitsftuafer, die v. Hippel vor 35 Jahren in der 3StW. 
röffentlicht hat. 

mer m erſten Abſchnitt wird das i. J. 1595 gegründete Amſter⸗ 

thoden Zuchthaus, feine Einrichtung, fein Zweck und ſeine Me⸗ 

e zu, beichrieben. Im Anhang folgen die Zuchthausordnung und 

domerdnung der Zuchtkinder. Die beſondere Bedeutung des Nanſter⸗ 
er Zuchthauſes liegt darin, daß hier zum erſtenmal, im Gegen⸗ 


ſatz zum Kerker des Altertums und Mittelalters, der Erziehungs⸗ 
zweck der Freiheitsſtrafe betont wird. 

Die Anſtalten des Zuchthauſes dienten vor allem zur Auf⸗ 
nahme von arbeitsfähigen Bettlern, Vagabunden, Müßiggängern 
und Proſtituierten, außerdem wurden noch andere Verbrecher, be⸗ 
ſonders Diebe, aufgenommen. Neben dieſen auf Grund gerichtlichen 
Urteils oder polizeilicher Verfügung Internierten treten die Zög⸗ 
linge, die auf Wunſch ihrer Eltern oder Angehörigen aufgenommen 
wurden. Im Mittelpunkt des geſamten Anſtaltslebens ſtand ein 
intenſiver Arbeitsbetrieb, daneben gab es weitere erziehliche Be⸗ 
einfluſſung der Inſaſſen durch Seelſorge und Unterricht. Haus⸗ 
ſtrafen waren vor allem Koſtſchmälerung und Prügel. — Der Er⸗ 
folg dieſes Erziehungsſtrafvollzugs ſoll allgemeinite Befriedigung 
und Bewunderung hervorgerufen haben. 

Als Anhang 2 wird der weſentliche Teil einer anonymen 
Kleinen Flugſchrift „Miracula San Raspini Redivivi“, die zuerſt 
1602 in Holland erſchien, veröffentlicht. v. Hippel hat ſie in der 
Straßburger Univerſitätsbibliothek entdeckt, und ſie war der An⸗ 
laß zu ſeinen weiteren Quellenſtudien. Es iſt nicht nur eine inter⸗ 
eſſante, ſondern auch eine höchſt beluſtigende Schrift, in der dar⸗ 
geſtellt wird, wie die Heiligen „Sanctus Raſpinus“ (die zwölf⸗ 
fache, zum Raſpeln beſtimmte Säge), „S. Bonus‘ und „S. Labor“ 
(die Zuchthausarbeit) vereint „wunderliche Mirakel“ an den „Bar 
tienten“ verrichten, welche ihnen „mit großer Devotion ihre Opfer 
tun“, geheilt und gebeſſert werden. Es werden 16 Mirakel auf⸗ 
geführt, ſo das „von einem, der gern (aber mit dem Maul) ar⸗ 
beyten wolt, kondt aber den Schweiſz nicht riechen“. 

Die erſte Nachahmung dieſes Syſtems in Deutſchland finden 
wir in den Hanſeſtädten. Im zweiten Abſchnitt iſt (als neue Er⸗ 
gänzung) wichtiges Material über das Bremer Zuchthaus, das im 
Anfang des 17. Jahrhunderts gegründet wurde, abgedruckt. 

Die kleine Schrift iſt für Theoretiker und Praktiker des 
Strafvollzugs wichtig; wir ſind den Herausgebern Frede und 
Sieverts dankbar dafür, daß ſie ſie wieder einem größeren 
Leſerkreiſe zugänglich gemacht haben. 7 

Prof. Dr. Bondy, Göttingen⸗Etſenach. 


Dr. Alfred Behrle, Freiburg i. Br.: Die Stellung der deut⸗ 
ſchen Sozialiſten zum Strafvollzug von 1870 bis zur 
Gegenwart. (Heft 1 der Freiburger Beiträge zur Strafe 
vollzugskunde. Herausgegeben von Prof. Dr. Erik Wolf, 
Freiburg i. Br.) Berlin und Leipzig 1931. Walter 
de Gruyter & Co. 182 S. Preis 6 .#. 


Dr. L. Schäfer, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium, und 
Dr. Karl Dörner, Hilfsreferent ebenda: Der internationale 
Strafregiſterverkehr. Sammlung und Erläuterung der 
Abmachungen und Vorſchriften über den Strafregiſter⸗ 
verkehr mit dem Ausland. Mit einem Anhang: Straf⸗ 
regiſterweſen und Rehabilitation im Ausland u. a. Mann⸗ 
ee Verlag J. Bensheimer. 217 Seiten. Preis 
14 #. 


Das Buch bildet Heft 5/6 der von W. Mettgenberg und 
E. Volkmar herausgegebenen Sammlung „Die Rechtsverträge des 
Deutſchen Reichs mit Erläuterungen“. Es iſt ein für die Praxis 
des Strafregiſters ſchlechthin unentbehrliches Werk. Das Straf⸗ 
regiſter bildet kein Objekt wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen; um fo 
größer iſt ſeine Bedeutung für die Praxis. Die deutſche Einrichtung 
ſteht zweifellos an der Spitze aller; aber die Strafregiſter VO. allein 
reicht zu ihrer Führung bei weitem nicht aus; zahlloſe Anord⸗ 
nungen müſſen die VO. ergänzen, und für das Verhältnis zum 
Ausland ſind die allerverſchiedenſten Abmachungen und anderen Be⸗ 
ſtimmungen zu beachten. Die beiden Bearbeiter ſind, da ſie an der 
Zentrale der ganzen Einrichtung ſitzen, imſtande, das ganze Ma⸗ 
terial zu überſehen. Für viele Fragen iſt ihre mühevolle Darſtel⸗ 
lung die erſte grundlegende Verarbeitung. Dafür muß ihnen jeder 
Praktiker danken. Das Werk zeigt, wie ungemein ſchwierig die 
Führung des Strafregiſters iſt, wie im Verhältnis zum Ausland die 
verſchiedenſten Regelungen gelten, die zum Teil gar nicht leicht zu 
erhalten ſind; zum geringſten Teil ſind ſie in allgemein zugäng⸗ 
lichen Verträgen enthalten. a 

Der Inhalt des Buches geht erheblich über das hinaus, was der 
Titel erwarten läßt; nicht nur der Verkehr mit dem Ausland 
ſelbſt wird dargeſtellt; er iſt oft auffallend verſchieden geregelt, und 
man möchte eine einheitliche internationale Regelung wünſchen; es 
werden daneben auch alle Vorſchriften für die Führung unſeres Re⸗ 
giſters beſprochen, ſobald eine ausländiſche Entſch. in Frage ſteht, 
oder wenn es ſich um eine Ausweiſung handelt. Und da auch die 
Straftilgung eingehend erörtert wird, bietet das Buch für nahezu 
das ganze Gebiet des Strafregiſters vortreffliche Bemerkungen. Da⸗ 
bei wurde der bekannte Komm. von Schäfer und Hellwig 
mehrfach benützt, der ſchon vieles zu den hier genauer erörterten 
Fragen bringt. 
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Zuerſt werden Straftilgungsc. und StrafregiſtervO. kommen⸗ 
tiert, ſoweit irgendwie das Ausland in Betracht kommt. Dann 
werden die ſaarländiſchen Beſtimmungen mitgeteilt. Soweit das 
Saargebiet in Betracht kommt, und ebenſo für Danzig, das Memel⸗ 
gebiet und die von uns abgetretenen übrigen Gebiete, ſind die Re⸗ 
giſterverhältniſſe beſonders ſchwierig; das Buch gibt hierfür genaue 
Anleitungen. An dritter Stelle folgen die im allgemeinen nicht leicht 
zu findenden Vorſchriften über den Regiſterverkkehr mit 33 Staaten, 
S. 99—179; mit andern S. 179 aufgeführten 36 Staaten beſtehen 
keine Vereinbarungen, was den Verkehr mit den Strafregiſtern nicht 
ausſchließt, z. B. mit den Vereinigten Staaten von Amerika oder 
mit Großbritannien. Auch die deutſchen Länder haben über den 
Verkehr mit dem Ausland AusfBeſt. gegeben, die S. 189 regiſtriert 
find. Im Anhang ſteht dann eine Überjicht über die Regelung des 
Strafregiſters und der Rehabilitation im Ausland, ſie ſich faſt aus⸗ 
ſchließlich auf eine leider noch ungedruckte Arbeit ſtützt, die ich 1930 
dem Reichsjuſtizminiſterium lieferte; für Italien iſt die Angabe 
durch die neue Strafregiſterd. v. 18. Juni 1931 überholt. Es iſt 
faſt wahrſcheinlich, daß auch in andern Staaten allerlei erneuert iſt, 
was leider bei uns nicht ohne weiteres feſtſtellbar iſt. Wichtig iſt 
auch eine Überſetzung der am meiſten vorkommenden ausländiſchen 
Worte, ſoweit ſie hier in Betracht kommen. Die überſicht über den 
Strafnachrichtenaustauſch mit mehreren Staaten zeigt, daß der Ver⸗ 
kehr doch ein recht lebhafter iſt. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


Dr. O. Schwarz, Reichsgerichtsrat: Taſchenkommentar der 
Strafprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den 
wichtigſten Nebengeſetzen. 2. Aufl. Berlin 1932. Verlag 
Otto Liebmann. Taſchenformat auf Dünndruckpapier. 
690 S. Preis geb. 8 .#. 


Der Kommentar iſt nach Art der bekannten Baumbachſchen 
Erläuterungsbücher bearbeitet und gibt den Stand der Geſetz⸗ 
gebung und Rſpr. v. 1. Febr. 1932 wieder. In Kurzen, gewiſſer⸗ 
maßen im Telegrammſtil abgefaßten Erläuterungen find die ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen erſchöpfend in kürzeſter Form behandelt. 
Wichtige neue Entſcheidungen, vor allem zahlreiche ungedruckte Ente 
ſcheidungen des RG. ſind verarbeitet und die geſetzlichen Anderungen 
zu den einſchlägigen Beſtimmungen berückſichtigt, z. B. die Not⸗ 
VO., das AusliefGG., das Prpol Verw., die Strafregiſter “O. Neu 
hinzugekommen iſt eine Erläuterung der prozeſſualen Vorſchriften 
der KUGgD. Das handliche Werk iſt für Studium und Praxis 
beſtens geeignet. D. S. 


Dr. Walter Petters, Amtsgerichtsrat in Mannheim: Prak⸗ 
tiſche Strafprozeßfälle mit Löſungen. 3. Aufl. Mann⸗ 
heim 1931. Verlag J. Bensheimer. 200 S. Preis 5 h. 


Von den rühmlichſt bekannten, hier mehrfach beſprochenen Schriften 
des früheren StA., jetzigen AR. Dr. W. Petters, den „Prak- 
tiſchen Strafrechtsfällen mit Löſungen“, die i. J. 1926 erſchienen und 
bereits ihre 5. Aufl. erlebt haben, und den erſt ſpäter heraus⸗ 
gekommenen „Praktifchen Strafprozeßfällen mit Löſungen“, find die 
letzteren nunmehr in 3. Aufl. erſchienen, ein Zeichen, daß beide Schriften 
einem wirklich vorhandenen Bedürfnis in hervorragendem Maße ent⸗ 
ſprechen. Die neue Auflage iſt bis zum 64. Bd. NGSt. einſchl. fort⸗ 
geführt. Die Zahl der behandelten „Fälle“, die beſondere Anſchaulich⸗ 
keit ihrer Darſtellung und Behandlung und im weſentl. auch ihr Inhalt 
ſind dieſelben geblieben wie bisher. Ihre ſachl. Behandlung in den 
„Löfungen“, den fie behandelnden Rechtsgutachten, hat aber, abgeſehen 
von Neubearbeitungen im einzelnen, in mehrfacher Hinſicht dankens⸗ 
werte Erweiterungen erfahren, ſo an verſchiedenen Stellen durch Er⸗ 
örterungen über die in Rechtslehre und Rſpr. vielumſtrittene Be⸗ 
handlung von Beweisanträgen in der Hauptverhandlung, wie über 
die Behandlung von Vernehmungsprotokollen zeugnisverweigerungs⸗ 
berechtigter Perſonen (Fall 3), insbeſ. in einem neuen „Nachtrag“ 
(Exkurs) ebenda „Verleſung von Schriftſtücken“, ferner über die eben⸗ 
falls umſtrittene Behandlung des im Verfahren ergangenen richterl. 
Haftbefehls nach Rechtskraft der Verurteilung des Ungekl., über den 
Einfluß des Todes vom Nebenkl. oder Privatkl., durch Beiſpiele 
von Urteilsformeln in verſchiedenen Rechtszügen (Fall 7 S. 71) u. a. 
Zuſammenfaſſend kann auch von dieſer Auflage nur geſagt werden: 
die Schrift iſt nicht hloß für den Studierenden und den im Vor⸗ 
bereitungsdienſt Stehenden, ſondern auch für den Praktiker, der ver⸗ 
anlaßt iſt, ſich von neuem mit Strafrecht und Strafprozeß vertraut 
zu machen, bei der eindringl. Anſchaulichkeit des dargebotenen tatſächl. 
und rechtl. Stoffes ein unſchätzbares Hilfsmittel für ſchnelle und gründl. 
Einarbeitung in das ganze Gebiet des Strafprozeſſes, — eine geradezu 
unentbehrliche Ergänzung von Lehrbuch und Kommentar. 

RGSenpräſ. i. R. Dr. Stoeckel, Breslau. 


Akademiſche Ferienkurſe in Europa 1932. Zuſammengeſtellt 
vom Völkerbundsinſtitut für geiſtige Zuſammenarbeit. Leipzig. 
Auslieferung Alfred Lorenz, Buchhandlung. Preis 1 . 

In der bekannten (vgl. JW. 1930, 1849; 1931, 1019) Form 


werden 136 Ferienkurſe zuſammengeſtellt, die von Hochſchulen 2 
Art im Laufe dieſes Sommers veranſtaltet werden. Eine ſtattliche al 
zahl unter ihnen befaßt ſich mit Fragen der Politik, der Bien 
und des Rechts, eigentlich rechtswiſſenſchaftliche Veranſtaltungen | 

dem Völkerrecht und den internationalen Beziehungen gewidmet (BE 
die Zuſammenſtellung auf S. 56), aber auch die allgemeinen e 
Sprach⸗, Literatur⸗ und Geſchichtskunde gewidmeten Vorleſungen wer ien 
ſicher das Intereſſe vieler Juriſten erwecken, die ſich Auslandsſtub na 
widmen wollen. Die Angaben über Preiſe und Aufenthaltsvergun 

gungen ſowie die durchſchnittlichen Aufenthaltskoſten ſind fait > 
weg ſehr detailliert und geſtatten daher eine genaue Vorausberochg 9 
der Koſten. D. S. 


Ausland. 


Dr. Werner Hawlitzty, Aſſiſtent am Oſteuropainſtitut: DIE 
Rechtſprechung zum polniſchen Aufwertungsrecht. (Que N 
und Studien. Abt. Recht. Neue Folge: 8. Heft.) i 
1931. Verlag von Franz Vahlen. Preis kart. 11 


Die Kenntnis des polniſchen Aufwertungsrechts iſt angeſiche 
der vielſachen wirtſchaftlichen Verflechtungen zwiſchen Deutſchland 4 
Polen für die deutſche Praxis von großem Intereſſe. Die Entſch de 
polniſchen Gerichte waren bisher, wie der Verf. in ſeinem Vor u- 
mit Recht betont, in deutſchen Zeitſchriften nur verſtreut und 0 
vollſtändig aufzufinden. Der Verſuch, aus polniſchen Quellen d 
ſchöpfen, mußte für den deutſchen Juriſten in der Regel er 
aus ſprachlichen Gründen fcheitern. Unter dieſen Umſtänden kan! 
man dem Verf. nur dankbar fein, daß er ſich der mühevollen Ar 
unterzogen hat, das reiche Material aus der polniſchen Rſpr⸗ nd 
teilmeife aus dem polniſchen Schrifttum zu ſammeln, zu ſichten acht 
der deutſchen Praxis zugänglich zu machen. — Verf. gibt zunach 
eine ſyſtematiſche Überſicht über das polniſche Aufwertungsrech 
aus der man ſich ſchnell und zuverläſſig über die polniſche N 
und über die in dem polniſchen Schrifttum vertretenen Meinun 
unterrichten kann. Sodann folgt in Form eines Kommentars di 
den polniſchen Aufwertungsvorſchriften eine ausführliche Suu 
lung der pofnifchen Rſpr. Dabei werden die Entſch. nicht ledig 
zitiert oder ihrem Inhalt nach wiedergegeben, ſondern es wird d 
Leſer der Wortlaut der Entſch. — wenn auch natürlich nur an 
zugsweiſe — mitgeteilt. Darin liegt der dolumentariſche Wert — 
Buchs. Außerdem hat dieſes Verfahren den Vorteil, daß der 2 
ſich ſelbſt ein Urteil über den in der einzelnen Entſch. enthaltenen 
Rechtsgedanken bilden kann. Für jeden, der ſich mit polniſchen 
Aufwertungsrecht zu beſchäftigen hat, muß das Buch der richtung 
gebende Wegweiſer fein. Es hat nicht ſeinesgleichen. 
DNEGR. Harmening, Berlin. 


Die öſterreichiſche Strafgeſetzgebung nach dem Stande vom 
1. September 1931. Mit erläuternden Bemerkungen u 
einer ſyſtematiſchen Darſtellung der Rechtſprechung 15 
Oberſten Gerichtshofes herausgegeben von Dr. Ludwig 3 
mann, Dr. Siegfried Jacob und Dr. Max Weiſer. 7. gun 
Wien 1931. Druck und Verlag der öſterreichiſchen Staats 
druckerei. 1208 Seiten. 

Es iſt ſehr erfreulich, daß biefe ſehr nützliche Sammlung — 
öſterr. Strafgeſetze innerhalb weniger Jahre die 7. Aufl. erlebt. 54 
Umfang iſt gegenüber früheren Auflagen gewaltig gewachſen, zum 2 = 
durch die anſchwellende geſetzgeberiſche Tätigkeit, vor allem aber I 
deswillen, weil die Herausgeber die ältere und neuere Rſpr. in vs 
fültigen Auszügen bei den Anmerkungen zum Geſetzestext 1 
genommen haben, während die früheren Ausgaben ſich mit dem * 
fegestert und ein paar Verweiſungen begnügten. Die größere Half 
des nach wie vor in Kleinoktav erſcheinenden dicken Bandes uim 
die Kommentierung des Strafgeſetzes von 1852 ein, das mit ein! 1 
Nov. noch heute in Kraft iſt. Die Hauptmaſſe der Anmerkungen a 
überſichtlich gedruckte Angaben über Entſch. des Och h.; dazu kran 
auch kurze informierende Bemerkungen und Verweiſungen. Die * 
merkungen überſteigen bei Diebſtahl die Zahl 100, bei Betrug 5 
Zahl 200. Hier würde es das Nachſchlagen noch weiter erleichtern, 
wenn nach dem Vorbild mancher neuerer Kommentare bei Paragrap pe 
mit großer Fülle der Bemerkungen der Kommentierung dieſer De 
graphen eine knappe Inhaltsüberſicht über die Gruppierung der Ro hr 
vorangeſtellt würde. — Bei der Durchſicht der zahlreichen 1 
nebengeſetze fällt es angenehm auf, daß meiſt der ganze Gefchest 8 
wiedergegeben wird, nicht nur die strafrechtlich beſonders beachtliche 
Beſtimmungen. Man braucht oft auch andere Paragraphen zum De 
ſtändnis der Strafſanktionen. — Nach einer Ankündigung im aue 
wort wird eine Anzahl weiterer Strafnebengeſetze, die zugleich 110 
fahrensrechtlich wichtige Vorſchr. enthalten, in einem Sonderbar. 
vereinigt erſcheinen. Der vorliegende Band enthält aber bereits d 


weitaus größeren Teil der öſterr. Strafgeſetzgebung. Für Praktiker 
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8 Theoretiker, die ſich mit öſterr. Strafrecht zu befaſſen haben, iſt 
vorliegende Sammlung ein vortreffliches Hilfsmittel. 
Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Kommentar zum öſterreichiſchen Strafrecht, herausgegeben 
von Altmann, Höpler, Jatob, Lohſing und Mager. 2 Bände. 
Wien 1930. Verlag Manz. 1854 Seiten. Preis 123 8. 


de ganze Werk liegt nunmehr in zwei ftattlichen Bänden ab⸗ 
mad offen bor. Der erſte Band mit 1054 S. erläutert das Kund⸗ 
den hungspatent und die 532 Paragraphen, die bis zum Jahre 1920 
mit derben unſeres alten StGB. ausmachten. In dieſem Jahre iſt 
word er Militärſtrafgerichtsbarkeit auch das Milt B. aufgehoben 
All den, die Mitglieder des Bundesheeres unterliegen nunmehr dem 
ind G. Soweit aber für ſie Sonderbeſtimmungen notwendig 
als 115 ſowohl im Bereich des allgemeinen Teiles des StGB., 
deli die Tatbeſtände und Strafen der militäriſchen Standes⸗ 
ange e —, hat man fie in den 88 533—684 dem StGB. als Anhang 
boeſügt. Sie bilden den erſten Gegenſtand des zweiten Bandes. Im 
in igen zeigt ſein Inhalt ſehr deutlich die weitgehende Zerſplitterung, 
gerade ſich gegenwärtig unſere Strafgeſetzgebung befindet. Sie muß 
5 e einem Kommentar große Schwierigkeiten bereiten, zumal dann, 
gesetz er ſich nicht auf die Erläuterung des ſtrafrechtlichen Haupt⸗ 
e befchränkt, ſondern alle Strafgeſetze umfaſfen will. Dazu 
dem un noch die völlig veraltete Syſtematik des StGB., die, mit 
ordn Maßſtab unſerer Zeit gemeſſen, nicht „Ordnung“, fondern Un⸗ 
Ser ung genannt werden muß. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß 
ſchorde; die den urſprünglichen Wortlaut des StGB. geändert haben, 
Jon im erſten Band an den betreffenden Stellen beſprochen find; 
han B. das in ſeiner gegenwärtig geltenden Form erſt 1914 ge 
die ſene Kridaſtrafrecht (8 205 a uſw. St&GB.). So ſchließen ſich an 
beſonders veralteten Vorſchriften über Betrug die Erläuterungen 
atbeſtänden, die verhältnismäßig neueſten Datums find. Das 
Non gegen die Vereitelung von Zwangsvollſtreckungen, das mit dem 
fein. Strafrecht in engem ſachlichen Zuſammenhang ſteht, aber 
Noms. Stoff nicht in das alte Hauptgeſetz eingefügt hat, behandelt der 
Ne mentar erſt im zweiten Band. Er iſt aber nicht mit allen ſog. 
90 engeſetzen oder anderen das SlGB. ergänzenden Geſetzen ſo 
nahen, Eine Reihe von ihnen iſt in die Paragraphenfolge des 
Unterdeſetes eingeſchoben, fo wird z. B. das Geſez zum Schutz der 
Bel derkabel im Anſchluß an die Sachbeſchädigung G 85) beſprochen. 
es dieſer Vorgangsweiſe beſteht die Gefahr, daß einzelne Splitter 
wer ſchwer überſehbaren Stoffes ſozuſagen durchfallen oder zerrieben 
mi den. Sie iſt aber faſt ganz vermieden worden. Immerhin ſcheint 
geh etwa das Geſetz zum Schutz des Briefgeheimniſſes etwas zu kurz 
abkommen zu fein. Es wird bei den Amtsdelikten beſprochen, dort 
gebe weſentlich unter dem Geſichtspunktt, die Verletzung des Brief⸗ 
braun mniſſes durch einen Beamten von dem Verbrechen des Miß⸗ 
10 uches der Amtsgewalt abzugrenzen. Infolgedeſſen fehlt eine ſelb⸗ 
dige Beſprechung des Talbeſtandes, der ja von jedermann geſetzt 
den kann. 
Banden ch dem bereits Geſagten beſtand die Aufgabe des zweiten 
auß es darin, die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze und die anderen 
ſomethalb des StGB. ſtehenden ſtrafrechtlichen Geſetze zu erläutern, 
deln das nicht ſchon im erften Band und im Rahmen des Haupt- 
fol tzes geſchehen war. Auf die militärſtrafrechtlichen Vorſchriften 
. alſo zunächſt das Geſetz über die Tilgung der Verurteilung, 
das Lohſing eingehend beſpricht, und das ZOG. v. 18. Juli 1928, 
Keen ſpät kam, um noch bei der Erläuterung der allgemeinen Vor⸗ 
ac des SICB., alfo im erſten Band, beiprochen zu werden. 
Ude ifellos gehörte es dorthin. Seine Aufnahme in den zweiten Band 
Zeltbaupt und an dritter Stelle erklärt ſich wohl nur aus dem 
Bunt feines Erſcheinens. Altmann widmet ihm nur kurze 
leimartkungen und verweiſt auf die von ihm ſelbſt beſorgte mit Ein⸗ 
und N und zahlreichen Erläuterungen verſehene Ausgabe des Geſetzes 
en noch eingehenderen Kommentar zu dem Geſetz von Rabdecka. 
mit Den Reigen der ſtrafrechtlichen Nebengeſetze eröffnet Mager 
1 einer Erläuterung des PreßG. auf fait 100 Seiten, die ſich 
ren auf die verfahrensrechtlichen Vorſchriften erſtreckt und damit 
inaudenommen über den im Titel gezogenen Rahmen des Werkes 
fen debt. Dagegen iſt kein Einwand zu erheben. Das geltende 
gliche (oom Jahre 1922) wird ſteis mit feinem Vorgänger ver⸗ 
5 195 die preßrechtlichen Grundbegriffe ſind eingehend beſprochen, 
. ntſcheidungen des Oberſten Gerichtshofes nicht nur verzeichnet, 
grit ern auch Kritiſch betrachtet. Wo ſie der Verf. mit ſorgfältiger Be⸗ 
Adung beſtkämpft, ſprechen die ſtärkeren Gründe für feinen Stand⸗ 
t, fo insbef. betr. den Begriff des Preßinhaltsdeliktes. 
ae Urheberrecht, das Markenſchutzgeſetz, das Unl WG. und das 
ſich di ſind die folgenden Gegenſtände des Kommentars. Es ſchließen 
geſüh ie zwiſchenſtaatlichen Verträge an, die ſich auf die oben an⸗ 
Vert rten Gegenstände beziehen, keineswegs alle zwiſchenſtaatlichen 
Tiger die ſtrafrechtlich bedeutſam find, wie der Titel des Ab- 
die 1: Internationale Verträge vermuten laſſen Könnte. Insbeſ. 
S ö. (Sberuggsverträge ſind bereits im erſten Band beim 8 41 
meh . (S. 142 ff.) mitgeteilt. Die „großen“ Nebengeſetze ſind nun⸗ 
r erledigt. Erfreulicherweiſe ift der Verſuch gemacht, die kleineren 
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in ſachliche Gruppen zufammenzufaſſen. Hier dürfte die ordnende 
Hand Höplers gewaltet haben, der ſchon in der von ihm be⸗ 
ſorgten 23. Auflage der bei Manz erſcheinenden Ausgabe der ſtraf⸗ 
rechtlichen Nebengeſetze (1927) an die Stelle des früheren Durch⸗ 
einander Gruppen geſetzt hat, die nach der Gleichartigkeit des ger 
ſchützten Rechtsgutes gebildet ſind. Dieſer richtige Geſichtspunkt iſt 
im Kommentar nicht fo ſtraff durchgeführt wie in der angeführten Ge⸗ 
ſetzesausgabe, aber doch maßgebend. Wirtſchaftliches Strafrecht, Geld⸗ 
und Zahlungsverkehr, Steuerſtrafrecht, Lebensmittelgeſetze, Tierſeuchen⸗ 
geſetze, Waffengeſetze, Wehrgeſetz und Landſtreichergeſetze folgen einan⸗ 
der. Die überſicht iſt dadurch erleichtert, daß auch die Nebengeſetze, 
die bereits im erſten Band im Zuſammenhang mit Vorſchriften des 
StGB. erläutert worden find, in den einzelnen Gruppen angeführt 
werden und auf die entſprechenden Stellen des erſten Bandes ver⸗ 
wieſen wird. Eine Zuſammenſtellung der Amneſtiegeſetze bildet den 
Schluß der planmäßigen Bearbeitung des Stoffes, nicht auch den 
Schluß des zweiten Bandes. Ein Nachtrag ergänzt zunächſt die Zu⸗ 
ſammenſtellung der Auslieferungsverträge (die in einem der erſten 
Hefte des Kommentars ſchon 1927 erſchienen iſt) und bringt Erläute⸗ 
rungen zu den ſtrafrechtlichen Novellen und Nebengeſetzen, die während 
des Erſcheinens des Kommentars geſchaffen wurden. Das Giftgeſetz, 
die Strafgeſetznovelle vom Jahre 1929 mit wichtigen Anderungen des 
Preßrechtes und des Ehrenſchutzes und das Geſetz zum Schutze der 
Arbeits⸗ und Verſammlungsfreiheit (ſog. Antiterrorgeſetz) ſeien hier 
hervorgehoben. Durch den Nachtrag iſt ſomit der Stand der Strafe 
geſetzgebung bis Ende 1930 berückſichtigt. 

Nach dem urſprünglichen Plan ſollte der Kommentar auch die 
Abweichungen des tſchechoſl. Rechtes vom öſterr. und die Rſpr. des 
tſchechofl. Oberſten Gerichtshofes berückſichtigen. Die Abſicht it aber 
nur in ganz engen Rahmen ausgeführt worden. Es wird jetzt in 
Ausſicht geſtellt, die Abweichungen in einem Nachtrag zuſammen⸗ 
zuſtellen, der in einem ſpäteren Zeitpunkt erſcheinen ſoll. 

In der Ankündigung des Kommentars haben die Herausgeber 
die Ausſichten für das Zuſtandekommen der Strafrechtserneuerung 
wenig günſtig eingeſchätzt. Nach der Ausgabe der erſten Lieferungen 
erſchien der deutſch⸗öſterr. Strafgeſetzentwurf (1927). Die Parlamente 
nahmen die Arbeit auf. Nunmehr anerkannten die Herausgeber das 
Bedürfnis der Leſer, wenigſtens ungefähr zu erfahren, wie das Ge⸗ 
ſetzwerden der Entwürfe das geltende Recht ändern würde. Soweit 
möglich ſollte in den Erläuterungen zum geltenden Recht auch auf die 
Vorſchriften des Entwurfes Bedacht genommen werden, im übrigen 
eine beſondere Zuſammenſtellung am Schluß des Kommentars die 
weſentlichen Unterſchiede zwiſchen geltendem Recht und Entwurf here 
vorheben. Das erſtere geſchieht in der Art, daß hauptſtückweiſe den 
Erläuterungen des geltenden Rechts eine Beſprechung der entſprechen⸗ 
den Vorſchriften des Entwurfs folgt, wobei ſtets die Abweichungen 
vom geltenden Recht wie die Übereinſtimmung mit ihm hervorgehoben 
werden. Dieſe Anhänge beginnen aber leider erſt beim 21. Haupt⸗ 
ſtück (Diebſtahl und Veruntreuung), beziehen ſich alſo auf die Ver⸗ 
mögensverbrechen, Verleumdung, Vorſchubleiſtung zu Verbrechen, Teil⸗ 
nahme an militäriſchen Standesdelikten und — eine Folge der eigen⸗ 
artigen Gliederung des Sloffes in unſerem alten StGB. — Ver⸗ 
jährung (27. Hauptſtück des StGB.). Sie erſtrecken ſich nicht auf 
die im Oſt StGB. an erſter Stelle ſtehenden Verbrechen gegen Staat, 
Staatsgewalt und ihre Organe, Erpreſſung, Entführung, Münz⸗ 
fälſchung, Sittlichkeitsverbrechen, Religionsverbrechen, Tötungen, Kör⸗ 
perbeſchädigung, Zweikampf und Brandlegung. In dem Teil des 
Kommentars, der dem zweiten Teil des Stöß B. (Vergehen, und Über⸗ 
tretungen) gewidmet ift, finden wir den Entwurf behandelnde An⸗ 
hänge bei den ſtrafbaren Handlungen, die ſich gegen die Sicherheit 
des Lebens und der Geſundheit, des Eigentums, gegen die Ehre und 
die Sittlichkeit richten. Die Abſicht der Herausgabe einer „x uſammen⸗ 
ſtellung“ der in den „Anhängen“ nicht beſprochenen Verſchiedenheiten 
zwiſchen geltendem Recht und Entwurf iſt fallengelaſſen worden, mit 
dem Hinweis auf Anderungen am Entwurf und die im Zug befind⸗ 
lichen parlamentariſchen Verhandlungen. Die letzteren find ſeither 
wieder zum Stillſtand gekommen. Aber ob in dem Angeführten ein 
wirkliches Hindernis für die Zuſammenſtellung gelegen iſt oder nicht 
— wir beklagen das Wegfallen nicht. Die Unterſchiede zwiſchen dem 
geltenden Recht und den Vorſchlägen des Entwurfes ſind ſo groß, 
daß ſie nicht durch eine „Zuſammenſtellung“ erledigt werden können. 
Daß dieſer von Anfang an verfehlte Gedanke unausgeführt blieb, 
iſt nicht von Übel. Anders verhält es ſich mit einem Vergleich des 
geltenden Rechts mit dem Entwurf, der ſich durch den ganzen Kom⸗ 
mentar hinziehen würde. Ich würde ihn für nützlich halten, auch 
wenn zumindeſt das Inkrafttreten eines neuen StB. nunmehr auf 
Jahre hinaus aufgeſchoben werden muß. Das wäre auch Arbeit für 
die Rechtsangleichung. Ich komme darauf gleich wieder zurück. 

Die Herausgeber ſagten, ſie rechnen nicht mit einer zweiten 
Auflage des Kommentars. Sie ſagten das offenbar wegen der be⸗ 
vorſtehenden Strafrechtserneuerung. Gegenwärtig ſieht es anders 
aus. Es ſcheint mir nicht müßig, Wünſche für eine zweite Auflage 
vorzubringen. Wenn ſie auch der Vorbereitung der Reform und der 
Rechtsangleichung dienen will, dann würde ich die fortlaufende Rück⸗ 
ſichtnahme auf den Entwurf ſehr befürworten. Aber wie wäre es mit 
einer Rückſichtnahme auch auf das geltende deutſche Strafrecht, die 
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Entſch. des RG. und das deutſche Schrifttun? Zwei Einwänden iſt 
da zu begegnen. Auf den erſten haben die Herausgeber ſchon bei 
dem früher beſtandenen Plan hingewieſen: es ſollte im Rahmen 
der Erläuterungen des geltenden Rechts auf den Entwurf Bedacht 
genommen werden, „wo es möglich iſt“. Wo iſt es unmöglich? Ich 
verkenne die Schwierigkeiten nicht, die da beſtehen. Es handelt ſich 
um zwei ſehr verſchiedene und namentlich auch verſchieden aufgebaute 
Geſetzeswerke. Je mehr aber den Wünſchen Rechnung getragen würde, 
die ſich aus meiner Kritik des Kommentars ergeben, die ich in 
dieſer Wochenſchrift ſchon nach dem Erſcheinen der erſten Lieferungen 
veröffentlicht habe (JW. 1927, 1985), deſto geringer würden dieſe 
Schwierigkeiten werden. Ich habe dieſer Kritik nichts hinzuzufügen 
und habe nichts davon wegzunehmen. Es liegt in der Sache, daß 
das, was ich vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus als Mängel 
bezeichnet habe, bei der Erläuterung der allgemeinen Vorſchriften 
des StGB. am meiſten hervortritt, und ſolche Erläuterungen allein 
lagen mir damals vor. Ich möchte aber auch hervorheben, daß die 
Darſtellung einzelner Deliktsgruppen und Nebengeſetze dieſe Mängel 
zu vermeiden wußte. Das zeigt ſchon der erſte Teil dieſer kurzen 
Beſprechung auf; es ſei überdies noch etwa auf die Erläuterung des 
Wucherſtrafrechts (Höpler) hingewieſen. Der zweite Einwand, den 
ich erwarte, geht dahin, die Kenntnis des geltenden deutſchen Rechtes 
ſei für den Praktiker wertlos. Wer ſelbſt rechtsvergleichend arbeitet, 
weiß aber, wie ſehr der Vergleich dem beſſeren Verſtehen auch des⸗ 
jenigen Geſetzes dient, das einem bereits vertraut iſt. Ferner würden 
Hinweiſe auf das deutſche StB. die Benutzung des Schrifttums 
erleichtern und ſtärker dazu anregen, als lediglich eine Aufzählung 
von Werken des reichsdeutſchen Schrifttums. Daß ſich aber unſere 
Richter und Anwälte mit ſolchen Werken bekannt machen, muß 
jeder wünſchen, der die Strafrechtspflege hochzuhalten und zu heben 
wünſcht. Noch ein dritter Einwand könnte erhoben werden: das 
deutſche Schrifttum berückſichtige doch auch das öſterr. Necht und 
ſein Schrifttum zumeiſt nicht, und das iſt leider wahr. Aber das 
wird auch von einzelnen reichsdeutſchen Schriftſtellern lebhaft ge⸗ 
tadelt — ich nenne nur Mittermaier. Überdies: mit der Wie⸗ 
dervergeltung kommen wir nur auseinander, nicht einander näher, 
und wir wollen doch zueinander kommen. 

Zum Schluß ſei mir noch eine Bemerkung geſtattet, wenn ſie 
auch Perſönliches ſtreift. Es iſt ſchön und erfreulich, daß zwei hohe 
Richter, der höchſte ſtaatsanwaltſchaftliche Beamte und zwei RA., 
von welchen einer früher durch viele Jahre das Richteramt aus⸗ 
übte, ſich zuſammenfanden und ein Werk ſchufen, in deſſen einzelnen 
Teilen ſich dem genauen Leſer die Verſchiedenheiten der Perſönlich⸗ 
keiten — unvermeidlicherweiſe — widerſpiegeln, aber nicht die 
Verſchiedenheiten des Berufes. Sie dienen alle dem Recht. Und wenn 
man weiß, wieviel Zeit und Kraft der berufliche Dienſt verlangt, 
verdoppeln ſich Dank und Anerkennung, die den Verf. für ihr 
Werk gebühren. 

Prof. Dr. W. Gleis pach, Wien. 


II Codice Rocco e le recenti codificazioni penali. 
Saggi critici. Roma 1931. Edizione dell' Istituto di 
studi legislativi. 214 Seiten. 


Das römiſche Inſtitut für legislative Studien veröffentlicht 
eine Anzahl von ſehr beachtlichen Beiträgen zur Strafrechtsver⸗ 
gleichung. Sie ſind dent 6. Bande des Jahrbuchs di diritto com- 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


parato e di studi legislativi entnommen. Schriftſteller der per 
ſchiedenſten Länder wurden zur Mitarbeit herangezogen. ich 
In einer auch für die Entwicklung des deutſchen Rechts IT, 
tigen Abhandlung nimmt Pom pe (Utrecht) Stellung zu ben Kauf 
blemen Schuld und Gefährlichkeit unter beſonderem Hine 95 
das italieniſche Recht im Vergleich zu anderen Rechten und he 
würfen. — Srk (Fünfkirchen) beſpricht die Straſbemeſſungsgrn n 
des italieniſchen Rechts und ſtellt ſie denen des ungariſchen be⸗ 
ſchweizeriſchen Rechts gegenüber. — Givanovitſch (Belgrad) gen 
jaßt ſich mit der Systematik des italienischen und des jugoſlawi n, 
StGB., mit den drei ſtrafrechtlichen Grundbegriffen: Verbre⸗ 1 
Verbrecher, Strafe, ferner mit den ſelbſtändigen Eigenſchaften 9 
Teilnahmeformen. — Kadeöka (Wien) erörtert die weſentlichen ß 
ſtimmungen des öſterreichiſchen Entwurfs von 1927, der in 
Hauptſache mit dem deutſchen Entwurf übereinſtimmt, unter ag 
weiliger Bezugnahme auf die italieniſche Regelung. — Rae 
(Kopenhagen) berichtet über die neuen Gedanken, die im däni en 
SIEB. von 1930 Verwirklichung finden. — Das gleiche 
Saldana (Madrid) in bezug auf das inzwiſchen wieder 92 
Kraft geſetzte ſpaniſche StGB. von 1928. — Garraud (1329 
gibt Aufſchluß über den Inhalt des chineſiſchen StGB. von 1 75 
— Painié (Laibach) gibt eine Überſicht über das neue GE 
recht und Strafprozeßrecht von Jugoſlawien (Geſetzbücher von s 
und bezieht auch einzelne Nebengeſetze, z. B. die Anderungen af 
Preßgeſetzes, mit ein. — Solnar (Prag) handelt von den tea! 
geſetzlichen Beſtimmungen und den Entwürfen der Tſchechoſlowa 
mit Einſchluß des Preßrechts. — Saarmann (Dorpat) vermi 
uns einige Kenntniſſe vom eſtländiſchen StGB. von 1929. at 
Thormann (Bern) beleuchtet die Beſtimmungen ber ſchweizeriſch. 
Entwürfe von 1918 und 1930 und ihre Grundgedanken mit fol 
laufenden Hinweiſen auf das neue italieniſche Recht. ie 
Solche rechtsvergleichende Werke find auch für das deutsch 
Recht von großem Wert, nicht nur weil fie uns durch berufen 
Führer mit ausländiſchen Geſetzen bekannt machen, ſondern gen 
beſondere auch, weil ſie uns auf dem Laufenden halten über wise. 
ſchaftliche Forſchung im Auslande auf dem Gebiete des Strafrech 


und der Kriminalpolitik. f 
Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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Sonftiges. 


Rechtsanwalt Gottfried Meulenbergh: Die Zinsſenkung auf 
dem Kapital⸗ und Geldmarkt auf Grund der Notver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931• 
Berlin 1932. Verlag Preußiſche Druckerei⸗ und Verlags 
Aktiengeſellſchaft. 90 Seiten. Preis 1,80 %. 

Das Heftchen enthält die Texte der Rechtsquellen und ” 
kommen zu der Zinsſenkungsaktion der Jahreswende nebſt kurzen, 
3. T. kritiſchen erläuternden Bemerkungen. Unter den mitgeteilt 8 
Quellen befindet ſich auch das Wettbewerbsabkommen der Sieh 
verbände der Banken, Sparkaſſen und Genoſſenſchaften v. 11.2 2 
1928 u. 10. Dez. 1930. Die Stellungnahme des Verf. iſt auch DU 
wo man ihr nicht zuſtimmen kann, recht beachtlich, zumal da keim 
Intereſſengebundenheit nur aus ihnen ſpricht D. S. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Bivilfachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 


rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 
i Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 
I. Materielles Recht. 
* 1. 88123 Abſ. 2 Satz 1, 276, 823 BG B. 
1. Der Angeſtellte, Privatſekretär, Beauf⸗ 


tragter eines Kaufliebhabers, dem von ſeiten 
des Verkäufers, mit dem er die Verhandlungen 


D. S. 


führen ſoll, ein Zuwendungsverſprechen * 
macht wird, iſt verpflichtet, es abzulehnen, zum 
mindeſten aber, wenn er das Verſprechen an 
genommen hat, den Kaufliebhaber darüber an! 
zuklären. Die Unterlaſſung der Erfüllung DIN 
fer Verpflichtung kann die Anfechtbarkeit de 
Kaufvertrages begründen. 


2. Nach der Lebenserfahrung verzichten eis 
liche und anſtändige Menſchen im allg. auß 
Eingehung vertragl. Beziehungen zu den ne { 
ten, von denen fie erfahren, daß fie für den TE 
des Zuſtandekommens des Vertrages dem Ang 
ſtellten und Unterhändler der Gegenpartei ein 
Zuwendung verſprochen haben. Es iſt des hene 
wenn ein ſolches Verſprechen erfolgt iſt, d 8 
Frage zu prüfen, ob nicht der, der das Verſprk⸗ 
chen gegeben hat, beweispflichtig dafür iſt, daß 


61. Jahrg. 1932 Heft 13] 
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der andere Teil auch bei Kenntnis der Sachlage 
den Vertrag ſo abgeſchloſſen haben würde. 
7 3. Im Falle des 8 123 Abſ. 2 Satz 1 BGB. ge- 
ügt es nicht, wenn der Anfechtungsgegner die 
äuſchung des Dritten gekannt hat oder fie hätte 
N nnen müſſen; es iſt vielmehr erforderlich, daß 
11 auch die urſächliche Wirkung der Täuſchung 
auf die Abgabe der Erklärung durch den An⸗ 
ſechtenden kannte oder erkennen mußte. 
N Durch notariellen Vertrag v. 10. März 1928 kaufte die 
9 55 eine GmbH., für ihren alleinigen Geſellſchafter Prinz 
115 A. und deſſen Ehefrau zu deren Bewohnung von den in 
allg. Gütergemeinſchaft lebenden Bekl. ein dieſen gehöriges 
ae Die Kl. focht den Kaufvertrag wegen arg⸗ 
D iger Täuſchung an. Die Anfechtung iſt darauf gegründet, 
daß der bei den Kaufverhandlungen beteiligte Privakſekretär 
155 Prinz von A. und Angeſtellte der Kl., H., der bei erſterem 
Ehe Vertrauensſtellung eingenommen habe, von dem bell. 
hemann durch das Verſprechen einer Proviſton beſtochen wor⸗ 
15 ſei; die infolgedeſſen von H. zugunſten der Bekl. ent⸗ 
vickelte Tätigkeit ſei für den Abſchluß des Kaufvertrags ur⸗ 
"lich geweſen. 
fo Die Rev. rügt irrige Nichtanwendung des § 123 BGB., 
it die Anfechtung des Vertrages auf das durch die Be⸗ 
echung des H. ſeitens des bekl. Ehemanns veranlaßte Ver⸗ 
alten des H. geſtützt worden iſt. Dieſe RevBeſchw. greift 
Sirch. In der Tat hat der Vorderrichter den 8 123 Abſ. 2 
Ritz 1 BGB. und die Grundſätze, welche die reichsgerichtl. 
Rſpr. auf Grund dieſer Beſt. für die Beurteilung der Frage 
ger Gültigkeit von Kaufverträgen aufgeſtellt hat, die durch 
eſtechung von Angeſtellten des Vertragsgegners zuſtande ge⸗ 
mmen find (RG. 107, 208; vgl. 86, 145 2)), nach mehr⸗ 
acher Richtung verletzt. 
1 Die Annahme, daß für die Vertragspartei, welche einem 
Orgeſtellten der Gegenpartei Schmiergelder gezahlt hat, eine 
ffenbarungspflicht hinſichtlich dieſer Tatſache dem Vertrags⸗ 
gegner gegenüber beſtehe, wird ſich allerdings zum mindeſten 
er Regel nach nicht rechtfertigen laſſen und wird offenbar 
auch in RG. 107, 208 abgelehnt. Eine Anfechtbarkeit auf 
1155 eigener argliſtiger Täuſchung des Schmiergeldgebers 
„123 Abſ. 1 BGB.) und eine Schadenserſatzpflicht auf 
Fund Verſchuldens beim Vertragsſchluß ſcheiden daher aus. 
Tagegen iſt die Anfechtbarkeit in der angeführten Entſch. mit 
echt aus § 123 Abſ. 2 Satz 1 BGB. hergeleitet worden. 
a iſt das Verhalten des Dritten — hier des H. — 
RD das des Erklärungsempfängers — hier des beklagten 
hemanns — ſcharf auseinanderzuhalten. Während dem 
a eine argliftige Täuſchung der Kl. ſelbſt oder in der Per⸗ 
bia des mit dieſer wirtſchaftlich identiſchen und daher für 
ie Anfechtungsfrage als eine und dieſelbe Perſon mit der Kl. 
zu behandelnden Prinz von A. zur Laſt fallen muß, genügt 
bei dem bekl. Ehemann, daß er die durch H. verübte argliſtige 
Täuſchung kannte oder nur infolge von Fahrläſſigkeit (8 276 
B.) nicht kannte. 
ei Daß die Tätigkeit des H. für Prinz von A. beſtimmend 
u: wenigſtens mitbeſtimmend (RG. 77, 3142)) war, den Ver⸗ 
28 zu ſchließen, hat das VB. offenſichtlich angenommen. Es 
Tal ſich daher zunächſt weiter, ob dem H. eine argliſtige 
boteſchung deshalb zur Laſt fällt, weil er entgegen den Ge⸗ 
5 en der Ehrlichkeit ſich vom Bekl. eine Zuwendung hatte 
derſprechen laſſen und demzufolge der wirkliche Sachverhalt 
einem Dienſtherrn nicht völlig bekannt wurde, als dieſer den 
Beſt rag mit dem Bekl. ſchloß. Ob man dieſe Zuwendung als 
x eſtechungsgeld oder als Schmiergeld oder als Proviſion oder 
r Gratifikation bezeichnen will, iſt ſachlich ohne Bedeutung; 
u r Sache nach war es eine Vergütung dafür, daß H., der 
nterhändler des Prinz von A., eine Tätigkeit zugunſten der 
dure alſo der Gegenpartei, entfalten ſollte. Zwar hat H. 
Tau die Entgegennahme des Zuwendungsverſprechens den 
wir beſtand des § 12 Abſ. 2 Unl WG. ebenſowenig erfüllt, 
ie der bekl. Ehemann den des Abſ. 1 daf. durch die Abgabe 
us Verſprechens, dies zum mindeſten deshalb nicht, weil 
a oftüde keine Ware find. Gleichwohl aber geht die Rechts⸗ 
icht des BG. fehl, dem H. habe keine Rechtspflicht obgelegen, 
der Kl. oder dem Prinz von A. das Zuwendungsverſprechen zu 
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offenbaren. Ob der Bekl. ſich an H. in ſeiner Eigenſchaft als 
Angeſtellten der Kl. gewendet hat, was das angefochtene Urt. 
verneint, oder als an den Vertrauten des Prinz von A., von 
deſſen Entſchließung das Zuſtandekommen der beiden Verträge 
ausſchließlich abhing, iſt ohne Belang. H. war der Angeſtellte 
der Kl., die das Grundſtück auf ihren Namen kaufen ſollte, 
der Anſtellungsvertrag verpflichtete daher den H., das Zu⸗ 
wendungsverſprechen des Bekl. als der Gegenpartei abzu⸗ 
lehnen, zum mindeſten aber, wenn er das Verſprechen an⸗ 
genommen hatte, die Kl. über den Sachverhalt aufzuklären. 
Und die gleichen Pflichten lagen dem H. dem Prinz von A. 
gegenüber, deſſen Privatſekretär er überdies geweſen ſein ſoll, 
mindeſtens deshalb ob, weil er nach der Feſtſtellung des an⸗ 
gefochtenen Urt. von dieſem mit der Führung der Kauf⸗ 
vertragsverhandlungen betraut war, er alſo zu Prinz von A. 
zum mindeſten in einem Auftragsverhältnis ſtand. Aus dieſen 
Vertragsverhältniſſen, nicht minder aber auch aus den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben nach der Auffaſſung des reb⸗ 
lichen Geſchäftsverkehrs (vgl. RG. 107, 211) folgte die Pflicht 
des H., auch Prinz von A. über den wahren Sachverhalt nicht 
im Unklaren zu laſſen und deſſen Unkenntnis nicht auszu⸗ 
nutzen. Kann hiernach daran kein Zweifel beſtehen, daß H. 
ſeine vertraglichen Pflichten gröblich verletzt hat, ſo wird der 
Tatrichter weiter zu prüfen haben, ob denn H. dieſe Pflichten 
nicht gekannt oder nicht zum mindeſten mit der Möglichkeit 
gerechnet hat, daß ihm ſolche Pflichten oblägen. 


Es kommt dann ferner darauf an — und das iſt wohl 
die Kernfrage in dieſem Rechtsſtreit, ſoweit er in die Rev⸗ 
Inſt. gediehen ift —, ob die Unkenntnis von dem Zuwen⸗ 
dungsverſprechen an H. für den Entſchluß der Kl. und des 
Prinz von A., die beiden Verträge zu ſchließen, urſächlich ge 
weſen iſt, mit anderen Worten, ob jene die Verträge auch 
dann geſchloſſen hätten, wenn ihnen bekannt geweſen wäre, 
daß ihrem Unterhändler H. vom Bekl. eine Zuwendung ver⸗ 
ſprochen war. Nun wird man nach der Lebenserfahrung davon 
auszugehen haben, daß im allg. ehrliche und anſtändige Men⸗ 
ſchen auf die Eingehung jeglicher vertragl. Beziehungen zu 
Leuten alsbald verzichten werden, von denen ſie erfahren, 
daß ſie für den Fall des Zuſtandekommens des Vertrages dem 
Angeſtellten und Unterhändler der Gegenpartei eine Zuwen⸗ 
dung verſprochen haben. Im redlichen Geſchäftsverkehr iſt 
ein derartiges Verfahren mit Recht verpönt, und der Regel 
nach wird, abgeſehen von dem perſönl. Grunde, daß ein ſol⸗ 
ches Verhalten, wie die Rev. es nicht ohne Grund ausdrückt, 
anekelt, ein jeder ſich ſagen, daß er mittelbar die ſeinem 
Angeſtellten verſprochene Zuwendung bezahlen muß und daß 
auf die Vertragstreue einer Partei, die zu ſolchen Mitteln 
greift, kein Verlaß iſt. Es mag ſein, daß unter beſonderen 
Umſtänden, z. B. wenn jemand den Vertragsgegenſtand zwin⸗ 
gend benötigt oder deſſen Erlangung ſeinem dringlichen 
Wunſche entſpricht, darüber hinweggeſehen wird, daß Schmier⸗ 
gelder verſprochen worden ſind. Auch das angef. Urt. ſcheint 
von der Auffaſſung auszugehen, daß der Regel nach nie⸗ 
mand Verträge mit einer Perſon abſchließen wird, die, wie 
er weiß, dem Angeſtellten der Gegenpartei ein Schmiergeld 
zugeſagt hat. Spricht aber hierfür die Lebenserfahrung, ſo 
hätte der Vorderrichter zum mindeſten ſich die Frage vorlegen 
müſſen, ob ſich nicht die Beweislaſt umkehrt, die Bekl. alſo be⸗ 
weiſen müſſen, einmal, daß beſondere, eine abweichende Be⸗ 
urteilung rechtfertigende Umſtände vorliegen, ferner aber, daß 
die Kl. und Prinz von A. bei Kenntnis dieſer Umſtände die 
Verträge gleichwohl, und zwar zu denſelben Bedingungen, ein⸗ 
gegangen ſein würden. An der Prüfung dieſer Beweislaſtfrage 
fehlt es. Im übrigen aber halten die Gründe, welche das BG. 
zugunſten der Bekl. für ſeine Beurteilung, daß der urſächliche 
Zusammenhang zwiſchen der Täuſchung des H. und dem Ab⸗ 
ſchluß der Verträge zu verneinen ſei — und nur auf die be⸗ 
ſonderen Umſtände ift die Entſch. geſtützt —, auch der rechtl. 
Nachprüfung nicht ſtand. Dieſe Gründe ſind im weſentlichen 
folgende. Wohl der Hauptgrund iſt der, daß der Bekl. „vor⸗ 
wiegend“ nur die Beſchleunigung des formellen Vertrags⸗ 
ſchluſſes durch die Zuwendung habe erreichen wollen. Man 
muß alſo als Anſicht des Vorderrichters unterſtellen, daß der 
Bekl. daneben noch einen anderen Zweck verfolgt hat, nämlich 
den, die Kl. und Prinz von A. erſt zur Eingehung der Ver⸗ 
träge überhaupt zu bewegen. Nebenbei ſei bemerkt, daß vb» 
jeltiv auch dann eine unzuläſſige Willensbeeinfluſſung i. S. 
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des § 123 BGB. vorgelegen haben würde, wenn es ſich auch 
nur um die Herbeiführung einer Beſchleunigung in der 
Willensentſchließung der Käufer und Beſteller gehandelt haben 
ſollte, und daß eine Summe von 1800 oder 2200 RAM immer⸗ 
hin eine ganz anſehnliche Zuwendung für die bloße Herbei⸗ 
führung eines beſchleunigten Vertragsſchluſſes darſtellen 
würde. Ferner verweiſt der Vorderrichter darauf, es ſei nicht 
erwieſen, daß die dem H. zugeſagte Proviſion ſich nach der 
Höhe des Kaufpreiſes habe richten ſollen; er ſieht alſo allem 
Anſchein nach die Behauptung des Bekl. als richtig an, daß 
die Höhe der dem H. verſprochenen Proviſion vom Bekl. nach 
ſeinem Ermeſſen beſtimmt werden ſollte. Dann aber lag die 
nach der Annahme des Vorderrichters demnächſt möglicher⸗ 
weiſe verwirklichte Gefahr nahe, daß zum mindeſten H. an⸗ 
nehmen würde, der Bekl. werde ihm eine um ſo höhere Gra⸗ 
tifikation gewähren, je günſtiger für den Bekl. die Vertrags⸗ 
bedingungen ſein würden, die H. bei der Kl. und Prinz von A. 
durchſetzen würde. Weshalb gerade der Bekl., ein Architekt, 
der ein bedeutendes Geſchäft betreibt und bei dem man 
unbedenklich Erfahrungen im Proviſionsverkehr, wie auch 
der Vorderrichter annimmt, vorausſetzen darf, jene nahe⸗ 
liegende Gefahr nicht erkannt haben ſoll, iſt nicht ein⸗ 
hen Aus den gleichen Gründen wird man davon aus⸗ 
gehen dürfen, daß dem Bekl. die Beſtrebungen im Handel 
und Gewerbe, das Schmiergelderunweſen im Geſchäftsverkehr 
auszurotten, Beſtrebungen, die durchaus berechtigt ſind und zu 
den ſcharfen Strafbeſtimmungen in $ 12 UnlWG. geführt 
haben (Roſenthal, UnlWG. Note 1 zu $ 12), ſehr wohl 
bekannt geweſen ſind. Es kommt aber hierauf nicht einmal 
an; die Unlauterkeit des Verhaltens des Bekl. und ſein Ver⸗ 
ſtoß gegen die Grundſätze des redlichen Geſchäftsverkehrs 
liegt ſchon allein darin, daß er ſich an den „einflußreichen“ 
Vertrauten des Prinz von A., H., herangemacht hat, ihm 
Geld dafür verſprochen hat, daß er in ſeinem Intereſſe tätig 
ſein ſollte, und ihn dadurch in die Gefahr gebracht hat, ſeiner 
Vertragspflicht, lediglich die Belange ſeines Auftraggebers 
wahrzunehmen, untreu zu werden. Dadurch hat der Bekl. 
zwar nicht, wie dargelegt, gegen § 12 Abſ. 1 UnlWG., wohl 
aber gegen den dieſer Vorſchr. zugrunde liegenden Rechts⸗ 
gedanken verſtoßen und ferner den H. erſt veranlaßt, die 
Rolle zu ſpielen, die der Vorderrichter mit Recht als ver⸗ 
werflich bezeichnet. Auf der anderen Seite hat der BerR. 
bei der Prüfung der Frage des urſächlichen Zuſammenhangs 
den ſehr weſentl. Umſtand nicht erkennbar berückſichtigt, daß 
es ſich bei dem Kaufvertrage nicht nur um ein ſehr bedeutendes 
Geſchäft gehandelt hat, ſondern daß mit dieſem Vertrage auch 
noch ein Ausbauvertrag mit einem Gegenſtand von 25000 Aut 
verbunden war, ein Vertrag alſo, den der Beſteller nur mit 
einem Unternehmer zu ſchließen pflegt, deſſen Perſönlichkeit 
er beſonderes Vertrauen entgegenbringt. 


Endlich wird der Tatrichter bezüglich des H. noch die 
letzte Frage zu prüfen haben, ob dieſer ſich deſſen bewußt 
geweſen iſt, die Kl. und Prinz von A. würden die Verträge 
mit den Bekl., wenn auch nur möglicherweiſe (RG. 96, 346), 
nicht ſchließen, wenn ſie um das Schmiergelderverſprechen ge⸗ 
wußt hätten. Der Wortlaut des 8123 Abſ. 2 Satz 1 könnte 
im Zuſammenhalt mit Abſ. 1 dal. zu der Annahme ver⸗ 
leiten, daß es genüge, wenn der Anfechtungsgegner die 
— argliſtige — Täuſchung des Dritten gekannt hat oder ſie 
hätte kennen müſſen, daß es dagegen nicht erforderlich ſei, 
daß er auch die urſächliche Wirkung der Täuſchung auf die 
Abgabe der Erklärung durch den Anfechtenden kannte oder er⸗ 
kennen mußte. Eine ſolche Geſetzesauslegung würde indeſſen 
am Wortlaut des 8 123 BGB. haften und dem Sinn des 
Abſ. 2 Satz 1 daſ. nicht gerecht werden. Ebenſo wie im Fall 
des Abf. 1 der Täuſchende ſelbſt erkannt haben muß, daß die 
Täuſchung für die Erklärung des Getäuſchten urſächlich war, 
oder er wenigſtens mit einer ſolchen Möglichkeit gerechnet 
haben muß, muß im Fall des Abſ. 2 Satz 1 der Empfänger 
der Erklärung wiſſen oder nur infolge Fahrläſſigkeit nicht 
wiſſen, daß die Erklärung mit dem Willensmangel des & 123 
Abſ. 1 behaftet iſt; das aber iſt die Erklärung nur dann, wenn 
die Täuſchung des Dritten für die Erklärung beſtimmend war 
(Planck, BGB. Erl. III zu 8 123). Hinſichtlich der Er⸗ 
kenntnis der Urſächlichkeit einen Unterſchied zwiſchen dem 
Täuſchenden und dem Erklärungsempfänger zu machen, fehlt 
es an jedem inneren Grunde. Worauf die, wie zuzugeben iſt, 
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nicht ganz klare Faſſung des § 123 Abf. 2 Satz 1 BGB., 11 
auch in anderer Beziehung zu Zweifeln Anlaß gegeben he 
(vgl. RG. 58, 348; Mitteis: LZ. 1909, 634 und Res 
1909, 667; andererſeits Hellmann: Recht 1909, 589) ung 
die deutlicher dahin lauten müßte: „Hat ein Dritter die Tau 
ſchung verübt, ſo iſt eine Erklärung, die einem anderen gegen 
über abzugeben war, nur dann anfechtbar, wenn dieſer Er⸗ 
Täuſchung und deren Urſächlichkeit für die Abgabe der 7 
klärung kannte oder kennen mußte“, beruht, iſt aus den 66 
ſetzgeberiſchen Vorarbeiten (Mugdan, Mat. Bd. S. * 
467, 722, 723, 834, 965) nicht mit hinreichender Sicherheit at 
entnehmen. Der erſte Entw. (§ 103) hatte das die Kaufalttd} 
einſchließende Wort „Betrug“ ſtatt „argliſtiger Täufhund, 
und „Täuſchung“ gewählt. Die zweite Kommiſſion (8 98) hi 
dieſe letzteren Ausdrücke an Stelle des Wortes „Betrug. SE 
gefügt, weil das Bedenken, daß es ſich um Betrug i. S. = 
Strafrechts (§ 263 StGB.) handeln müſſe, befeitigt wers 
ſollte. Den Antrag, in 8123 Abſ. 2 Satz 1 des Gel. d 
Wort „Täuſchung“ durch „Anfechtungsgrund“ zu erſetzen, 
die zweite Kommiſſion aus nicht erſichtl. Gründen abgelehnt. 

Hiernach wird der Tatrichter zu erörtern haben, ob m 
Bekl. die argliftige Täuſchung des H. und deren Urfächlidtel 
für den Willensentſchluß des Prinz von A. und der Kl., d 
Verträge zu ſchließen, gekannt hat oder beides hätte kennen 
müſſen. 42 
Darüber, ob der Bekl. hätte erkennen müſſen, daß H. Dre 
Kl. und dem Prinz von A. das Zuwendungsverſprechen arg 
liſtig verſchwiegen hatte, hat das BG. ſich nicht ausgelaſſen 
In dieſer Beziehung könnte in Betracht kommen, daß den 
Schmiergeldvertrage die Abmachung, daß er vor dem 15 
ſchäftsherrn des Empfängers geheimgehalten werden ſoll, put 
ſchweigend innezuwohnen pflegt; denn ſobald der Geſchäfte⸗ 
herr davon erfährt, daß fein Angeſtellter von der Gegenſel 
eine Zuwendung erhält, wird eine Beeinfluſſung des Geſchäfe⸗ 
herrn durch den Angeſtellten zugunſten des Vertragsſchlaſſh 
in der Regel ausgeſchloſſen und alſo der mit dem Abſchlu 
des Schmiergeldvertrags verfolgte Zweck unerreichbar ſein 

Die Frage der Nichtigkeit des Vertrags gem. 8 138 Abf. 
BGB. iſt nicht ſchon deshalb zu verneinen, weil die Kl. DK 
Rückſicht auf den angeblichen Grundſtückswert von 165 000 Ar 
keinen Vermögensſchaden erlitten hat. Die Sittenwidrigkei 
der Verträge kann ſich je nach Umſtänden daraus ergeben 
daß etwa das Zuwendungsverſprechen an H. einen Einlaß 
auf die Geſtaltung des Vertrags ausgeübt hat (RG.: Recht 
1923 Nr. 853 nebſt Nachw.; RG. v. 9. Mai 1925, V 471/241 
RG. 130, 142 5)). Dies würde z. B. dann der Fall 1 
wenn der Bekl. den Betrag, den er dem H. zugewendet hal, 
auf die Vertragspreiſe aufgeſchlagen oder die ihm nach De 
Ausbauvertrag obliegenden Arbeiten entſprechend minder 
wertig ausgeführt haben ſollte. Auch in dieſen Fällen würde 
eine ſittenwidrige, auf dem Zuſammenwirken des Bekl. un 
des H. beruhende Schädigung der Kl. angenommen werde 
können, die zur Anwendung des 8138 Abf.! führen könnte. 

(U. v. 29. Okt. 1931; 231/31 VI. — München.) 62 

<= RG. 134, 43.) 


2. 5242 8 B. Auch ein Ausgleichsanſpruch 
des erſten Käufers eines Grundſtücks gegen jet 
nen Abkäufer kann dann gegeben fein, wenn 3 
ſeinem Verkäufer gegenüber auf Grund einen 
dieſem nachträglich zur Laſt fallenden rüdm!!’ 
kenden Hypothekenaufwertungsſchuld zum Aus 
gleich verpflichtet iſt. f) 

Auf einem Grundſtück in N. ſtand für den Rechtsvor, 
gänger der Kl. eine Vorkriegsdarlehnshypothek von 42 000 
eingetragen. Gemäß notariell beurfundetem Angebot von 
2. Sept. 1922 und notariell beurkundeter Annahme vom 
10. Okt. 1922 verkaufte die damalige Eigentümerin Frau 15 
das Grundſtück an die F.⸗Gmbh., die am 29. Nov. 1922 al 
Eigentümerin eingetragen wurde. Sie zahlte dabei unter 


) JW. 1931, 2290. 


Zu 2. 1. Die Entſch. betrifft den Ausgleichsanſpruch des mit 
einem ſolchen Anſpruch verfolgten Käufers gegen ſeinen Nachmann, 
dem er das Grundſtück weiter verkauft hat. Mit der Frage hat 5 
der 6. Ziv Sen. des NG. in einer ganzen Reihe von Entſch. befaßt, 


61. Jahrg. 1932 Heft 13] 
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Verwendung einer bei Abgabe des Angebots erhaltenen An⸗ 
chlung der F. den Hypothekenbetrag aus. Die Hypothek 
0 75 am 23. Okt. 1922 gelöſcht. Inzwiſchen hatte die F. 
„ das Grundſtück gemäß notariell beurkundetem Ver⸗ 
rag v. 11. Okt. 1922 an den Bekl. weiter verkauft und auf⸗ 
gelaſſen. Der Bekl. wurde am 26. Febr. 1923 als Eigentümer 
eingetragen und iſt heute noch Eigentümer. 

„Nach Inkrafttreten des Aufw®. wurde vom Hypotheken⸗ 
gläubiger Aufw. kraft Rückwirkung verlangt. Frau A., die 
als perſönliche Schuldnerin in Anſpruch genommen wurde, 
rat die Ausgleichsanſprüche, die ſie gegen die F. zu haben 
ehauptet, am 23. Nov. 1929 an die Hypothekengläubiger 
ab, und ebenſo trat die F. die Ausgleichsanſprüche, die ſie 
gegen den Bekl. zu haben glaubt, am 3. Dez. 1929 an den 
ypothekengläubiger ab. 

8; ‚Die Kl. verlangten vom Bekl. im Rechtsſtreit in erſter 
inie die dingliche Aufw. mit 10 410 GM., indem ſie unter 
Hinweis auf $ 14 Aufw&Rov. v. 9. Juli 1927 behaupteten, 
aß die Hypothek für Rechnung des Bell. inſofern abgeföft 
lei, als die von ihm unbeſtritten unmittelbar vor Abſchluß 
ni» Kaufvertrags an die F. geleiftete Anzahlung von 

00 000 % beſtimmungsgemäß zur Bezahlung des Hypo⸗ 
chhekenbetrages verwendet worden ſei. Hilfsweiſe begehrten ſie 
ahlung des gleichen Betrages auf Grund der beiden Ab⸗ 
retungen aus dem Geſichtspunkt des Ausgleichs. 

Das LG. wies den Hauptanſpruch ab, verurteilte aber 
unter Abweiſung der Mehrſorderung den Bekl. zum Hilfe 
antrag zur Zahlung eines Betrages von 10000 8.4, verzius⸗ 
lich und zahlbar nach den Belt. des Aufwcg. u. des Geſ. vom 

8. Juli 1930. BG. hat abgewieſen, RG. zurückverwieſen. 

Der Prüfung des Rev. unterliegt nur die Frage, ob 
den Kl. auf Grund der Abtretungen ein Ausgleichsanſpruch 
zuſteht. Denn da die Kl. gegen das Urt. des LG., das die 
in erſter Linie begehrte dingliche Aufw. abgelehnt hat, kein 

echtsmittel eingelegt hatten, konnte ſich auch das BG. nur 
mit dem vom LG. zuerkannten Ausgleichsanſpruch befaſſen. 

Das BG. nimmt an, daß Frau A. den Kl. gegenüber 
zur Aufw. der perſönlichen Forderung verpflichtet iſt und 
aß ferner der Frau A. auf Grund dieſer nachträglich ein⸗ 
getretenen AufwBelaſtung ein Ausgleichsanſpruch gegen ihre 

bkäuferin, die F., zuſteht. Es iſt aber der Meinung, daß 
der F. aus dieſer Ausgleichsbelaſtung kein Ausgleichsanſpruch 
gegen ihren Abkäufer, den Bekl., erwachſen ſei. Dazu führt 
es, unter Hinweis auf RG.: JW. 1951, 1027 aus, daß nur 
ausnahmsweiſe auch dem zweiten Käufer eine Ausgleichs⸗ 


von denen die weſentlichſten find: JW. 1930, 81817 mit Anm. von 
Emmerich daſelbſt und Neukirch: JW. 1930, 12999; f. auch 
um., von Lasker und Boeſebeck: JW. 1930, 2061; ferner 
Simonfon: JW. 1930, 2353/55; JW. 1930, 24127 1031, 
nenn nz Emmerich); 1931, 270212 (Anm. Stoll); 1932, 

312 (Anm. Mügel) und die oben abgedruckte Entſch. 

In den erſten Entſch. it der weitere Ausgleichsanſpruch ent⸗ 
ſchieden abgelehnt. In den neueren wird er ebenſo entſchieden 
anerkannt. 

Der Umſchwung zeigt ſich klar ſchon in den Überſchriften der 
Entſch. In ZW. 1930, 818 lautet ſie: Kein Ausgleichsanſpruch 
es Verkäufers eines Grundſtückes aus dem Grunde, weil er von 
einem Verkäufer auf Ausgleich in Anſpruch genommen wird, in 
JW. 1930, 2412 24: Der erſte Abkäufer eines Grundſtückes hat 
einen Ausgleichsanſpruch gegen den zweiten Abkäufer, weil gegen 
en erſten Verkäufer Ausgleichsanſprüche erhoben werden. 
Vos da ab beginnt die Schwenkung. JW. 1931, 10274 wird 
überſchrieben: Es beſteht kein Ausgleichsanſpruch des früheren Grund⸗ 
tückseigentümers gegen den dritten Käufer, wenn ihm nicht ein Aus⸗ 
gleichsanſpruch des unmittelbaren Abkäufers gegen den dritten ab⸗ 
getreten iſt oder wenn der dritte nicht die Ausgleichsſchuld über⸗ 
nommen hat. 

Die vollſtändige Wendung findet ſich in JW. 1932, 3312: Ein 
Ausgleichsanſpruch iſt auch gegen den dritten Abkäufer gerechtfertigt, 
und in der oben abgedruckten Entſch.: Auch ein Ausgleichsanſpruch 
es erſten Käufers eines Grundſtückes gegen ſeinen Abkäufer kann 
ann gegeben ſein, wenn er ſeinem Verkäufer gegenüber zum Aus⸗ 
gleich verpflichtet ist. 1 

Es könnte überflüſſig erſcheinen, auf dieſen Wechſel der Rſpr. 
ſo entſchieden hinzuweiſen; die zukünftige Rſpr. iſt wohl durch die 
a Entſch. endgültig feſtgelegt, die auch ſachlich ds. E. das 
Richtige treffen; der jetzt durchgedrungene Standpunkt iſt ſchon früher 

den oben angeführten Anm. zu den Entſch. durchweg vertreten 
. (Boeſebeck, Emmerich, Neukirch, Simonſon und 

tol ). Ich kann jedoch nicht umhin, immer wieder wie ſchon früher 


pflicht gegenüber ſeinem Verkäufer (dem erſten Käufer) ob⸗ 
liegen könne. Vorausſetzung ſei aber das Vorliegen be⸗ 
ſonderer Umſtände, aus denen ſich erkennen laſſe, daß eine 
Hypothek trotz Löſchung Inhalt und damit Teil der Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage dieſes zweiten Kaufvertrages geweſen ſei. 
Eine andere Beurteilung wäre daher vorliegend beiſpiels⸗ 
weiſe dann möglich geweſen, wenn den Kl. der Beweis ge⸗ 
lungen wäre, daß die Hypothek für Rechnung des Bekl. ab⸗ 
gelöſt ſei. Dann hätte auch vorliegend die Hypothek einen 
Teil der Geſchäftsgrundlage des Kaufvertrags zwiſchen der 
F. und dem Bekl. gebildet, wäre auch weiterhin infolge der 
nachträglich begründeten Ausgleichsſchuld der F. eine Er 
ſchütterung dieſer Geſchäftsgrundlage eingetreten. Da aber 
jener Nachweis von den Kl. nicht erbracht ſei, die eroͤrterten 
Vorausſetzungen auch im übrigen nicht gegeben ſeien, liege 
eine Ausgleichspflicht des Bekl. nicht vor. 

Wie das BG. an ſich richtig erkannt hat, iſt entſcheidend 
für den bei der jetzigen Sachlage allein in Betracht kommen⸗ 
den Klageanſpruch lediglich das Verhältnis der F. zu dem 
Bekl. Die Abtretung der Anſprüche der Frau A. gegen die 
F. iſt daher für dieſen Rechtsſtreit belanglos. Der erkennende 
Senat hat inzwiſchen im Urteil v. 16. Nov. 19311) (vgl. 
übrigens auch bereits RG. 130, 115); 132, 50, 518); Aufw⸗ 
Rſpr. 1931, 432 Nr. 156 B), rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, 
daß auch ein Ausgleichsanſpruch des erſten Käufers eines 
Grundſtücks gegen ſeinen Abkäufer dann gegeben ſein kann, 
wenn er ſeinem Verkäufer gegenüber auf Grund einer dieſem 
nachträglich zur Laſt fallenden rückwirkenden Hypotheken⸗ 
aufwertungsſchuld zum Ausgleich verpflichtet iſt. Auch für 
den mit dieſer Ausgleichsſchuld belaſteten Verkäufer bildet 
der Geſetzgebungsakt, der den nachträglichen AufwAnſpruch 
des Hypothekengläubigers begründet hat, denjenigen Umſtand, 
der auch auf die Geſchäftsgrundlage des zwiſchen dem erſten 
und zweiten Käufer abgeſchloſſenen Vertrages einwirkt und 
ihn zu erſchüttern geeignet ſein kann. Denn dieſe Geſchafts⸗ 
grundlage war auch im zweiten Vertrage, wie ſchon im 
erſten, die Freiheit des Grundſtücks von der Hypothekenlaſt. 
Sie kann für den zweiten Vertrag nicht minder infolge einer 
unvorhergeſehenen Mehrleiſtungspflicht des zweiten Verkäufers 
gegenüber feinem (erfien) Verkäufer erſchüttert werden, wie 
dies bei dem erſten Verkäufer der Fall ſein kann infolge der 
ihn dem Hypothekengläubiger gegenüber unvorhergeſehen tref⸗ 
fenden AufmBelaftung. Die Verbindung mit dem Grund⸗ 
ſtück, dem Gegenſtand des Kaufvertrages, die das BG. nur 
beim Vorliegen beſonderer Umſtände unter dem Geſichtspunkt 


in den Anm. JW. 1930, 81817; 1931, 59317 und 10274 darauf 
hinzuweiſen, wie ſehr die Praxis gerade im Aufwertungsrecht das 
Bedürfnis nach konitanter Rſpr. hat, wie groß die Unſicherheit der 
außergerichtlichen und der prozeſſualen Beratung wird, wenn die Rſpr. 
ſich in jo grundſätzlichen Fragen noch am Ende der Lebensdauer 
eines abſchlußreifen Rechtsgebiekes ändert. Da die Fälle in der Aber⸗ 
großen Mehrzahl abgewickelt ſind, hat die ſchließliche Klärung der 
Apr. des NO. nur noch für einen ganz geringen Bruchteil fördern⸗ 
den Einfluß. Sie zeigt nur, wie viele Fälle, vom Standpunkt dieſer 
Rſpr. aus, unrichtig beraten oder entſchieden find. Die frühere Rſpr. 
der Inſtanzen tritt in den Veroffentlichungen deutlich zutage, z. B. 
in JW. 1930, 20613 (Abweiſung durch das KG.), 1931, 1027 (Ab⸗ 
weiſung in allen Inſtanzen), 1932, 3322 (Abweiſung in ber Ber Inſt.) 
und in der oben abgedruckten Entſch. (ebenfalls Abweiſung in der 
Ber Inſt.). Allen den AuſwGläubigern, die auf Grund dieſer Nſpr. 
ihre Anſprüche nicht durchführen konnten, wird durch die jetzt erfolgte 
Klarſtellung und Anderung der früheren Rſpr. nicht mehr geholfen. 
Auch in den Fällen, in denen ſie nicht geklagt haben, ſondern der 
Rſpr. folgend nur von weiterem Vorgehen abgeſehen, wird bei der 
langen Zwiſchenzeit vielſach wenig Luſt und Chance zum Vorgehen 
beſtehen. Dazu kommt die Frage der Verwirkung Das RG. hat 
zwar gerade hierzu in JW. 1931, 27021? am Schluſſe der Entſch. 
bemerkt, „daß die Klagerhebung bei der ſeitherigen Ungeklärtheit 
der zu entſcheidenden Rechtsfrage keineswegs als verſpätet gelten 
könne“ (veröffentlicht in der JW. v. 26. Sept. 1931). Es wird auch 
bei der außerordentlichen Zweifelhaftigkeit der Rechtsfrage und dem 
Wechſel der Rſpr. Verwirkung im allgemeinen abzulehnen ſein. Die 
Inſtanzen haben ja den Ausgleich zweiter und dritter Folge regel⸗ 
mäßig abgelehnt. Trotzdem bleibt die Sache für neu zu erhebende An⸗ 
ſprüche bedenklich. 

2. In der Anm. von Stoll zu JW. 1931, 270212 iſt zu II 
ausgeführt, es ſei eine begrüßenswerte Tat des 3. Sen., daß er 


1) Inzwiſchen abgedr. RG. 134, 174 — JW. 1932, 381. 
2) Id. 1931, 1027. 3) JW. 1931, 2702. 
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der Geſchäftsgrundlage für den zweiten Kaufvertrag gelten 
laſſen will, beſteht eben darin, daß die durch die Aufw⸗ 
Geſetzgebung nach Abſchluß der Verträge neu geregelte, zu⸗ 
nächſt grundbuchmäßig beſeitigte hypothekariſche Belaſtung des 
den Gegenſtand beider Kaufverträge bildenden Grundſtücks die 
einheitliche Wurzel für die nachträglich die Verkäufer tref⸗ 
fende Mehrbelaſtung gegenüber der Annahme der Parteien 
bei Abſchluß des Vertrages darſtellt. Dem Umſtand, daß 
etwa dieſe nachträgliche AufwRegelung nur noch für die 
perſönliche Forderung des Hypothekengläubigers praktiſchen 
Wert hat, dagegen für das dingliche Recht infolge der Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs un⸗ 
anwendbar wird, kann in dieſem Zuſammenhang entſcheidende 
Bedeutung nicht zukommen. Denn der Ausgleichsanſpruch iſt 
gerade auch für die Fälle anerkannt, wo die dingliche Aufw. 
entweder ganz verſagt iſt oder das Maß der perfönlichen 
Aufw. nicht erreicht. Es iſt daher auch entgegen der Mei⸗ 
nung des BG. für das Beſtehen eines Ausgleichsanſpruchs 
der F. grundſätzlich unerheblich, ob etwa die Anzahlung, die 
der Bekl. der F. mit 400 000 % geleiſtet hat, beſtimmungs⸗ 
gemäß dazu dienen ſollte oder gedient hat, die Ablöſung 
der Hypothek herbeizuführen oder zu ermöglichen. 

In der erneuten Verhandlung wird das BG. den den 
Kl. abgetretenen Anſpruch der F. unter Beachtung des vor⸗ 
ſtehend Ausgeführten und des weiteren Vorbringens beider 
Parteien einer erneuten Prüfung zu unterziehen haben. So⸗ 
weit es dabei nicht nur auf die Höhe der nachträglichen 
AufwBelaftung der Frau A., für die auch ihr Ausgleichs⸗ 
anſpruch gegen die F. von Bedeutung iſt, ſondern auch auf 
die Höhe dieſes Ausgleichsanſpruchs ankommt, wird auch in 
Betracht zu ziehen fein, wie hoch ſich der durch dieſen Aus⸗ 
gleichsanſpruch bedingte etwaige weitere Ausgleichsanſpruch 
der F. gegen den Bekl. bemeſſen wird. Dabei wird insbeſ. 
auch zu beachten ſein, welche Vorteile der Bekl., der heute 
noch Eigentümer des Grundſtücks iſt, etwa durch dieſen Er⸗ 
werb erlangt hat (vgl. RG. 132, 510). 

Die erneute Verhandlung wird dem BG. zugleich Ge⸗ 
legenheit geben, den Sachverhalt weiter zu klären. Bisher 
find beide Vorderrichter davon ausgegangen, daß Frau A. 
der F. gegenüber für die Freiheit des Grundſtücks von der 
hier in Betracht kommenden Hypothek einzuſtehen habe. Ob 
das zutrifft, kann nach dem Inhalt der Grundakten zweifel⸗ 
haft ſein. Die Grundakten haben dem BG. ausweislich des 
Tatbeſtandes vorgelegen, waren übrigens auch bereits vom 
26. herangezogen. Nach der in den Grundakten befindlichen 
Ausfertigung des Angebots v. 2. Sept. 1922 find in § 2 


(im Gegenſatz zum 6. Sen.) die Nike. des RG. von dem unerträg⸗ 
lichen Ergebnis der Ablehnung des zweiten und folgenden Aus⸗ 
gleichsanſpruches loszulöſen ſich bemühe. Hier liegt anſcheinend ein 
Verſehen in der Anm. vor. Die angeführte Entſch. ſtammt ebenſo wie 
die früheren und ſpäteren vom 6. Sen. 

3. Die Frage, ob die erörterte Schwenkung der Rſpr. vorliegt, 
oder ob die neueren Entf. vom Herbſt 1930 bzw. Frühjahr 1931 
ab mit den früheren der Jahre 1929 und 1930 übereinſtimmen, iſt 
vom RO.: JW. 1932, 3312 erörtert. Mügel bemerkt dazu: JW. 
1932, 3312, daß „das RG. jetzt das Urt. JW. 1930, 2412 anders 
auslege, es aber dahingeſtellt bleiben könne, ob dieſe Auslegung in 
der Tat zutreffend ſei“; das, was als Inhalt des Urt. JW. 1930, 
818 früher allgemein angenommen worden ſei, ſei dagegen f. E. 
nicht aus der Begründung zu entnehmen. Eine eingehendere Be⸗ 
handlung kann hier jedoch unterbleiben. Die Frage der Kontinuität 
der Rſpr. iſt m. E. nicht fo ſehr danach zu beurteilen, wie etwa die 
früheren Entſch. bei nochmaliger Nachprüfung vom Standpunkt der 
ſpäteren aus aufgefaßt werden können und wie etwa heute ihre 
Auslegung ſein könnte, wenn eine Wendung der Rſpr. verneint wird. 
Für die Beurteilung der Kontinuität iſt vielmehr m. E. entſcheidend, 
wie der Inhalt der früheren Urt. in der juriſtiſchen Praxis und 
Theorie aufgefaßt worden iſt. Dieſe Auffaſſung iſt offenbar einheitlich 
die obenerörterte geweſen, wie ſich ſowohl in der Rſpr. der Inſtanz⸗ 
gerichte wie in den Bemerkungen zu den früheren Entſch. zeigt. 

4. Mügel kommt zum Schluſſe ſeiner Ausführungen a. a. O. 
darauf, daß die Trennung zwiſchen dem Ausgleichsanſpruch, der in⸗ 
folge nachträglicher Anderung der Geſetzgebung geltend gemacht 
wird, und demjenigen, der ſich auf die Anderung der Recht⸗ 
ſprechung ſtützt, gerechtfertigt ſei. Er ſtützt dies darauf, daß der 
AufwAnſpruch nur begründet werden könne mit dem Willen des 
Geſetzgebers, eine bewußt gelaſſene Lücke des Aufwcz. durch die 
Rſpr. auszufüllen. Für die Fälle der freien Aufwertung fehle die 


9 JW. 1927, 2702. 
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eingehende Beſtimmungen über eine anrechnungsweiſe zu ber 
wirkende Übernahme von Hypothekenſchulden der Frau mi 
durch ihre Abkäuferin, die F., getroffen. Möglicherweiſe 15 
danach die F. als Erfüllungsübernehmerin gemäß 3 *- 
Abſ. 3 BGB. anzuſehen. Dann würde fie auch bereits aus 
dieſem Geſichtspunkt von dem Eingreifen der Aufwöeſetz⸗ 
gebung betroffen werden (vgl. RG. 133, 63 )). Des weite⸗ 
ren aber iſt nach den Grundakten auch zwiſchen der F. Be, } 
dem Bekl. in 8 2 des Kaufvertrages v. 11. Okt. 1920 eine 
eingehende Vereinbarung über die Übernahme von ST 
thekenſchulden durch den Bekl., wie auch über die bereits 0 
Kaufvertrag zwiſchen der Frau A. und der F. vorgeſehen 
Umſchuldung getroffen worden. Sache der Vorinſtanz wir 
es ſein, zu prüfen, inwieweit dadurch etwa eine andere B 
urteilung hinſichtlich einer Beteiligung des Bekl. an der u 
löſung der hier in Betracht kommenden Hypothek geboten 
ſein könnte, falls die Sachanträge der Kl. zu erneuter rü 
fung auch dieſer Frage Veranlaſſung geben ſollten. 

(U. v. 21. Dez. 1931; 326/31 VI. — Berlin.) I. 


3. 8 823 BGB. 

1. Die Annahme einer Fahrläſſigkeit er“ 
fordert nicht, daß der Täter angenommen hat, 
daß die Sache ſo verlaufen würde, wie ſie dl 
verlaufen iſt, es genügt vielmehr, daß die 
Möglichkeit zwar nur felten und ausnahmsweif 
eintreten mochte, aber doch erkennbar war un 
nicht jenſeits aller Erfahrung lag. 0 

2. Die Vorſchr. einer Berufsgenoſſenſchaf⸗ 
ſind der Niederſchlag der allgemeinen Erfah 
rung über die Gefährlichkeit einer Handlunh, 
Es bedeutet eine Außerachtlaſſung der erfor 
derlichen Sorgfalt, wenn ein Berufstätiger 9 
Vorſchr. nicht kennt oder nicht beachtet, falls 1 
einmal eine in ſein Fach ſchlagende Arbeit nich 
zu Erwerbszwecken ausführt. f) 


Der Bekl. führte auf dem nur wenige Meter großen 
Hofe eines Grundſtücks Arbeiten an einem Motorrade aus, 
wobei er eine feſtgezogene Schraubenmutter durch Hammer” 
ſchläge zu löſen fuchte Dabei zerfprang nach der Dar 
ſtellung des Kl. eine abgenutzte Unterlegeſcheibe dieſer Mutter, 
ein Teil davon flog dem in der Nähe ſtehenden, da 
4½ Jahre alten Kl. ins Auge und zerſtörte es. Der Kl. 
verlangte vom Bekl. Schadenserſatz. 

LG. und OLG. wieſen die Klage ab. RG. hob auf. 


ſtillſchweigende Ermächtigung des Geſetzgebers, fo daß die verſchieden 
Behandlung der freien und geſetzlichen Aufwertung in Beziehung au 
den Ausgleichsanſpruch gerechtfertigt ſei. Ich möchte dem nicht hes 
treten. Auch die rechtsſchöpferiſche Entwicklung des Ausgleicgge 
anſpruches hat die allgemeine Grundlage des § 242 BGB. Sie erfüll 
das Bedürfnis nach dem Ausgleich unberechtigter Laſten, die dung 
die AufwBeſt. des Gef. oder die Aufwꝗiſpr. der Gerichte nachträglic 
eingetreten ſind und eine unerträgliche Veränderung der Geſchä 3 
grundlage darſtellen. Bei dieſer Begründung des Ausgleichsanſpruche 
iſt eine beſondere Rechtfertigung der rechtsſchöpferiſchen Tätigkeit 1 
Gerichte aus einer ſtillſchweigenden Ermächtigung des Geſetzgebers 75 
ſpeziellen Fall, des Geſetzgebers bei Erlaß des Aufwcc., weder 12 
wendig noch zutreffend, ſondern eine mit vielen Unbilligkeiten ‚ver 
knüpfte Beſchränkung des allgemeinen Gedankens. Die rechtsſchö 7 
riſche Neubildung muß gleichmäßige Geltung für den geſetzlich 155 
regelten wie den auf der Grundlage des § 242 BGB. freigeſtaltete 
Teil des AufwRechts haben. 
RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 
5) JW. 1931, 2708. 


Zu 3. Für das bürgerliche Recht bedeutet Fahrläſſigkeit min 
deſtens in ſehr vielen, vielleicht in den meiſten Fällen lediglich 
eine „Verſtandesſchuld“, welche Be ee der Fa 15 
läffigkeit man jetzt für das Strafrecht ablehnt; nämlich daß Faß 
läſſigkeit, nur bedeute Mangel an Vorausſicht in die Kauſalität De 
eigenen Tuns nicht eine Vorwerfbarkeit dieſes Tuns, Berftoher 
gegen eine einzelne Norm. Mindeſtens kann bei Bejahung alu" 
rechtlicher Fahrläſſigkeit die Vorwerfbarkeit dieſes Verhaltens 1 
geringfügig ſein (in lege Aquilia etiam levissima culpa), daß 15 
ethiſches Werturteil und damit die darin liegende Gefahr = 
Subjektivität praktiſch völlig ausſcheidet und die Frage ſich ihr 
ſchränkt auf die der Kauſalität; ähnlich wie häufig bei dem m 3 
wirkenden Verſchulden des $ 254 BGB. auf die Frage des N 
wiegenden Verurſachens; hier alſo ob der Handelnde do 


1 
je 


1. Jahrg. 1932 Heft 13] 


f Das OLG. verneint ein Verſchulden des Befl.; es hält 
11 0 erwieſen, daß der Bekl. an der Unterlegeſcheibe ſelbſt 
eder mit einem Meißel noch mit einem Hammer gearbeitet 
ve und entnimmt aus dem Gutachten des Sachverſtändigen, 
ah die Arbeit ſachgemäß ausgeführt worden ſei und in 
9875 Weiſe, auch nicht vom Bekl., auf Grund ſeiner Vor⸗ 
bi ung und Fachkenntniſſe, habe erwartet werden können, daß 
18 Schraubenmutter oder andere Teile des Motorrades, 
beſ. die Unterlegeſcheibe, habe abſpringen und Schaden 
erurſachen konnen. 
bi Dieſe Begründung legt dem Gutachten des Sachverſtän⸗ 
aner einen Inhalt bei, den es nicht hat. Der Sachver⸗ 
ndige hat ſich nur darüber ausgeſprochen, daß die Ab⸗ 
erung der Unterlegeſcheibe von außen nicht einwandfrei er⸗ 
unbar geweſen ſei, daß aber, ſelbſt wenn dieſes der Fall 
geweſen wäre, mit einem Wegſpringen der Scheibe nicht 
ne gerechnet werden müſſen. Der Sachverſtändige hat aber 
Bat verneint, daß bei den Hammerſchlägen das Abſpringen 
gendwelcher Teile habe vorausgeſehen werden können. Der 
(öcchverſtändige überſieht, indem er bei Prüfung einer Fahr⸗ 
äſſigkeit nur die Möglichkeit des Abſpringens von Teilen 
55 Unterlegeſcheibe erörtert, daß es für den Rechts⸗ 
biff der Fahrläſſigkeit nicht darauf allein antommt, ob die 
eſondere ſchädliche Wirkung vorausſehbar war, die ein⸗ 
getreten iſt, ſondern darauf, ob bei der erforderlichen 
orgfalt erkennbar war, daß irgendeine Gefahr in der Rich⸗ 
nt des eingetretenen ſchädlichen Erfolgs einer Körperver⸗ 
gung beſtand. Nun verneint allerdings das BG., daß mit 
ber ſolchen Gefahr zu rechnen war. Es berückſichtigt dabei 
10 00 nicht. daß der Sachverſtändige von der leichten Mög⸗ 
möfeit ſpricht, daß bei der Bearbeitung mit Hammer und 
1 eißel irgendwelche Metallſtücke auf 4—6 m abfliegen kön⸗ 
er. daß der ſtarke Druck der Mutter auf die ausgehöhlte 
Scheibe das Abſpritzen verurſacht hat und dieſe Folge vom 
Sachverſtändigen als durchaus natürlich in Rechnung ge⸗ 


benen Tätigwerden oder Unterlaſſen das Urteil — nicht Werturteil, 
ndern logisches Urteil — hatte fallen müſſen, ob fein Verhalten 
ladehentlich die dadurch angeſtoßene Urſachenreihe nicht ſo ver⸗ 
aufen konnte, wie ſie dann verlaufen iſt. Die Vorſtellung ur⸗ 
chlichen Zuſammenhangs (Kauſalität) zwiſchen einem fruheren 
pronteinem ſpäteren Zuſtand, alſo ob das posthoc wirklich ein 
lebterhoe iſt, haben wir lediglich durch Selbſtbeobachtung am Er⸗ 
0 nis des logiſchen Schluſſes — Denkgrund und Folgerung — und 
0 motivierten Entſchluſſes — Beweggrund und Handlung — in 

erem Bewußtſein. Dieſe Vorſtellung übertragen wir auf in der 
ſußenwelt beobachtete Veränderung oder zeitliche Aufeinanderfolge. 
Cha ſetzen, um dieſe erklären zu können, um die Vielheit, das 
5 aos der Erſcheinungen in Begriffe und Geſetze zu bannen, auch 
er Ummelt voraus, daß das posthoc ein propterhoc ſei, wie 
8 das bei unſeren Bewußtſeinserlebniſſen einwandfrei beobachten. 
aht deſſen, nämlich für dieſe Übertragung aus innerer Er⸗ 
ob rung auf die äußere, iſt der naive Ausdruck „Naturgeſetz“; als 
ko die Urſache in der Umwelt ſo wirke, wie auf das Zuſtande⸗ 
al men unſerer Entſchlüſſe in unſerem Bewußtſein der Beweggrund; 
hund die Furcht vor dem durch das Geſetz im Falle des Anders⸗ 
5 elns angedrohten Nachteil. Jene Erwägung lag der Skepſis 


fand Humes zugrunde, der freilich begründeten Skepſis am 
Verſalitätsgeſetz wir erfahren dieſes nur am Nacheinander von 


a er derungen im Bewußtſein; für das Zeiterleben gewinnen wir 
kin niemals ein Maß zum Vergleichen, wenn wir das Nach⸗ 
nd nicht irgendwie in eine räumliche Wahrnehmung um⸗ 
Par können (Sonnenbewegung, Uhrzeiger). Dielen begründeten 
in eifel Humes, der Kant nach feinem eigenen Bekenntnis den 
5 Anatifchen Schlummer durchbrochen hat, überſpannte dann Kant, wie 
ih Leo XIII. in Enzyklika v. 8. Sept. 1899 einmal zutreffend 
für endete, zum Zweifel auch am Erlebnis des Nebeneinander; 
übe das wir in unſerem Körperlichen einen Maßſtab haben und 
in das wir uns mit anderen Bewußtſeinsweſen auseinanderſetzen 
1 während unſer Zeiterleben (vgl. die völlig falſchen Schätzun⸗ 
ür des Beitverlaufs beim Träumen, in der Bemußtloſigbeit) 
ben ſich allein — nämlich wenn es uns nicht gelingt, den Zeit⸗ 
eitauf in Erlebniſſe des Nebeneinander, wie den Lauf des Uhr⸗ 
e der Sonne umzuſetzen — eines zuverläſſigen Maßes, alſo 
i Allgemeingültigkeit völlig entbehrt. Deshalb bedeutet jede Aus⸗ 
110 über einen urſächlichen Zuſammenhang der Außenwelt nichts 
e als daß der Urteiler darin zum Ausdruck bringt, ihm, 
er em Denken, ſei der nachfolgende Zuſtand erklärt, ſobald 
urſächn jenem vorhergehenden Zuſtande weiß; alſo die Behauptung 
6 chlichen Zuſammenhangs bedeutet nur, daß dem Ausſagenden 
ein Wiſſen von der Urſache eine causa sufficiens cognoscendi für 

en Denkſchluß bot; daß er nach dem Wiſſen von jenem früheren 
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ſtellt zu fein ſcheint. Wenn der Bekl. nach dem Gutachten 
auch nicht annehmen konnte, daß die Scheibe vorausſicht⸗ 
lich abfliegen würde, ſo war die Frage doch für die Be⸗ 
urteilung einer Fahrläſſigkeit nicht ſo zu ſtellen, ſondern 
dahin, ob dieſe Möglichkeit zwar nur ſelten und ausnahms⸗ 
weiſe eintreten mochte, aber doch erkennbar war und nicht 
ienfeit3 aller Erfahrung lag. Dieſe Erkennbarkeit und Er⸗ 
fahrung war nach objektivem Maßſtab zu beurteilen, eine 
ungewöhnliche Unerfahrenheit würde den Bekl. nicht ent⸗ 
ſchuldigen. Im Gegenteil muß der ſchärfere Maßſtab an⸗ 
gelegt und diejenige Sorgfalt verlangt werden, die dem 
Bekl. als Schloſſer nach ſeinem Beruf oblag. Es war daher 
zu fragen, ob ein Schloſſer nicht ebenſo wie der Sachver⸗ 
ſtändige bei der Bearbeitung mit Hammer und Meißel mit 
dem Abfliegen von Metallſtücken rechnen und daher ſolche 
Arbeiten in gefahrdrohender Nähe anderer unterlaſſen mußte. 

Dazu kommt noch folgendes: Wenn auch für die Frage, 
ob ein Schutzgeſetz verletzt worden iſt, von Bedeutung ſein 
mag, ob es ſich um gewerbliche Arbeiten gehandelt hat, ſo 
Sind doch die Vorſchr. der Berufsgenoſſenſchaft der Nieder⸗ 
ſchlag der allgemeinen Erfahrung über die Gefährlichkeit einer 
Handlung, und es würde daher eine Außerachtlaſſung der 
erforderlichen Sorgfalt ſein, wenn Berufstätige die Vorſchr. 
nicht kennen oder nicht beachten, falls ſie einmal eine in 
ihr Fach ſchlagende Arbeit nicht zu Erwerbszwecken aus⸗ 
führen. Die Vornahme von Handlungen unter Außeracht⸗ 
laſſung der für ſie vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln müßte 
in jedem Fall als Fahrläſſigkeit angerechnet werden. 

19. 


(U. v. 17. Nov. 1931; 312/31 IK. — Köln.) 
** 4. 88 128, 114b StPO. Die Beſtimmung des 
8 114b StPO. über die für die Vorführung des 


auf Grund Haftbefehls ergriffenen Angeſchul⸗ 
digten vorgeſehene eintägige Friſt findet auch 


Zuſtand nun nicht mehr weiter nach einer Erklärung für den 
ſpäteren fragt. Ob er das tut oder nicht, hängt freilich durchaus 
von dem geiſtigen Zuſtande des Urteilers ab; der einfältigere Ver⸗ 
ſtand wird im einen Fall ſehr viel eher mit Fragen aufhören, etwa 
bei einem deus ex machina, als der Einſichtigere; in anderen 
Fällen aber wird umgekehrt auch erſt der höchſte Stand der 
Wiſſenſchaft zu dem Ümſtand vordringen können, der ihm die 
Enderſcheinung „fraglos ſtellt“ (Rehmke); wie z. B. der Frank⸗ 
furter Mordfall, ais ein Arzt feiner Frau Typhusbazillen ins 
Eſſen gemiſcht hatte, einer früheren Zeit niemals aufklärbar ge⸗ 
weſen wäre. Da man die Kette des Zuſammenhangs in der Umwelt 
niemals beobachten kann — Bezeichnungen wie Anziehungskraft 
der Erde, Schwerkraft überhaupt ſind ja nur Bilder. Anthropomor⸗ 
phismen gleich denen der Mythologie — können wir auch nicht die 
„den Umſchwung bewirkende“ Urſache beſtimmen unter den un⸗ 
zähligen mitwirkenden Bedingungen, die zu jedem Enderfolg ge⸗ 
hören. Jeder einzelne kann nur, nach dem Schatze ſeiner freilich 
durch wiſſenſchaftliche Überlieferung ungeheuer erweiterbaren Er⸗ 
fahrungen über Erlebniſſe von Veränderungen in der Außenwelt 
von häufigem posthoc aus das Urteil wagen, daß jene zeitlich 
frühere Tatſache den Eintritt der unterſuchten ſpäteren, des End⸗ 
erfolgs, generell wahrſcheinlicher machte: daß dieſer mit einer ge⸗ 
wiſſen Wahrſcheinlichkeit die zeitliche Nachfolge jener erſten Tat⸗ 
ſache der ſog. Urſache darſtellen konnte, keineswegs mußte, 
oder dieſe Veränderung in der Außenwelt beziehentlich die be⸗ 
obachtete zeitliche Nachfolge reiner Zufall war, das heißt für uns 
unerklärlich. Das iſt der Kern der Hume ſchen Skepſis; und 
dieſer Zweifel war durchaus begründet; er liegt auch letzten Endes 
zugrunde unſeren juriſtiſchen Erörterungen über das Kauſalitäts⸗ 
problem; ich glaube, man hätte ſich die annähernde Löſung, die wir 
jest mit der ſog. Theorie der adäquaten Verurſachung gefunden 
zu haben glauben, durch jene einfache philoſophiſche Beſinnung 
etwas erleichtern können. 

Das NG. ſagt richtig in den Gründen des Urt., das den 
Anlaß zu dieſen Betrachtungen gegeben hat, dieſe Frage, ob der 
Eintritt der Verletzung des Kl. in dieſem Falle „nicht jenſeits 
aller Erfahrung lag“, fei „nach objektivem Maßſtab zu beurteilen“, 
und könnte durch eine etwaige ungewöhnliche Unerfahrenheit des 
Bekl. nicht entſchuldigt werden. Richtig iſt auch ſicher, daß be⸗ 
ſtehende Vorſchr. einer Berufsgenoſſenſchaft den Niederſchlag all⸗ 
gemeiner Erfahrungen bilden und daher auch eine wichtige Unter⸗ 
lage für jenes, um das noch einmal zu betonen, Verſtandesurteil, 
ob eine Fahrläſſigkeit vorliegt, d. h. eine die Abwälzung des 
Schadens rechtfertigende „Nichtkeuntnis der verurſachenden Be- 
deutung des Tuns“. 

Prof. Dr. Erich Jung, Marburg a. d. 1 
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auf die Vorführung des gem. § 127 StPO. vor⸗ 
läufig Feſtgenommenen Anwendung. 

In Übereinſtimmung mit den Vorinſtanzen iſt auf Grund 
der beſonderen Umſtände des Einzelfalles ſowohl die Feſt⸗ 
haltung des Kl. über den 19. Juni hinaus als eine objektiv 
unberechtigte zu erachten, als auch das Verſchulden der für 
die Feſthaltung verantwortlichen Beamten des Bekl. zu 
bejahen. 

Es iſt zwar der Rev. darin beizutreten, daß die Frage, 
ob die Vorführung des vorläufig Feſtgenommenen innerhalb 
der eintägigen für die Vorführung auf Grund Haftbefehls 
im Geſetz vorgeſehenen Friſt ($ 114 b Abſ. 1 StPO.) zu er⸗ 
folgen hat, durch eine höchſtrichterliche Rſpr. noch nicht ge⸗ 
klärt iſt. Es ergibt ſich aber aus der vom Ber. zutreffend 
gewürdigten Bedeutung der in § 178 Abſ. 1 StPO. enthal⸗ 
tenen Vorſchr., daß die Vorführung regelmäßig ſchleunigſt 
und in kürzeſter Friſt zu erfolgen hat, nachdem der Zweck 
einer ſolchen Friſt, insbeſ. durch aktenmäßige Vorbereitung 
dem Richter eine Entſch. über die Frage der Verhaftung oder 
Entlaſſung zu ermöglichen, erreicht iſt. 

Die Beſtimmungen der 8$ 127, 128 StPO. ſtellen eine 
durch die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung gebotene notwendige Ergänzung der Beſtimmungen 
über die Verhaftung (§8 112 ff. StPO.) dar. Für das Ver⸗ 
ſtändnis aller dieſer Beſtimmungen muß zunächſt grund⸗ 
legend betont werden, daß ſie eine Ausnahme von dem wich⸗ 
tigen perſönlichen Grundrecht, dem Recht auf Gewährleiſtung 
der perſönlichen Freiheit (Art. 114 R Verf.) bedeuten. Art. 114 
Abſ. 1 RVerf. beſtimmt ausdrücklich: „Die Freiheit der Per⸗ 
ſon iſt unverletzlich. Eine Beeinträchtigung oder Entziehung 
der perſönlichen Freiheit durch die öffentliche Gewalt iſt nur 
auf Grund von Geſetzen zuläſſig.“ Es enthält alſo die 
Vorſchr. des § 128 Abſ. 1 SPD. daß der Feſtgenommene 
unverzüglich dem Richter vorzuführen iſt, einen Geſetzes⸗ 
beſehl, deſſen Ausführung innerhalb der Grenzen des Ge⸗ 
ſetzes der StA. und ihren Hilfsbeamten obliegt, ohne daß 
ihnen darüber hinaus ein eigenes Ermeſſen über die Frage 
der weiteren Feſthaltung eingeräumt iſt. In § 114 b StqpßO., 
der die Frage der Vorführung auf Grund einer Verhaftung 
regelt, iſt nun beſtimmt, daß der Angeſchuldigte unverzüg⸗ 
lich, ſpäteſtens am Tage nach der Ergreifung, dem zuſtändigen 
Richter vorzuführen iſt. Dieſe Beſtimmung iſt nebſt § 1146 
StPO. an Stelle des durch die Nov. v. 27. Dez. 1926 auf⸗ 
gehobenen $ 132 StPO. getreten, welcher noch nicht die 
unverzügliche Vorführung erwähnte, ſondern in anderer Wort⸗ 
faſſung beſtimmte, daß der Ergriffene, ſofern er nicht ſpäte⸗ 
ſtens am Tage nach der Ergreifung vor den zuſtändigen 
Richter geſtellt werden könne, auf ſein Verlangen ſofort dem 
nächſten Amtsrichter vorzuführen ſei. Auch in $ 114 SPD. 
iſt die Notwendigkeit der unverzüglichen Vorführung vor 
den nächſten Amtsrichter betont, welche ebenſo wie in $ 114 b 
SED. ſpäteſtens am Tage der Ergreifung zu geſchehen hat. 

Dieſe beiden Veſtimmungen (vgl. auch ferner 88 115, 
129, 135 StPQ.) legen es nahe, die zeitliche Grenze, welche 
in beiden Beſtimmungen geſetzt iſt, rechtsähnlich auch für 
die Vorführung aus § 128 Abſ. 1 StPO. zur Anwendung 
zu bringen. Denn, wenn ſchon für die Ergreifung auf Grund 
eines richterlichen Haftbefehls ($ 114 Abſ. 1 StPD.) eine 
gewiſſe äußerſte Friſt für die unverzügliche Vorführung ge⸗ 
ſetzt iſt — trotzdem ja in dieſem Falle die Frage des Grundes 
der Freiheitsentziehung ſchon richterlich bei Erlaß des Haft⸗ 
befehls geprüft iſt —, ſo muß eine ſolche Friſt für den Fall 
der Vorführung auf Grund vorläufiger Feſtnahme um fo 
mehr Geltung beanſpruchen können, als hier die Feſtnahme 
nach § 127 Abſ. 2 StPO. ohne vorhergehende richterliche 
Prüfung erfolgen kann, wenn nach dem pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen der StA. oder ihrer Hilfsorgane die Vorausſetzungen 
eines Haftbefehls vorliegen und Gefahr im Verzuge obwaltet. 

Denn in beiden Füllen verfolgt die Vorführung den 
ohne weiteres in die Augen ſpringenden Zweck, dem ſeiner 
Freiheit beraubten Angeſchuldigten eine alsbaldige Gelegen⸗ 
heit zu ſeiner Verteidigung und etwaigen Entkräftung der 
gegen ihn ſprechenden Verdachtsmomente zu gewähren. Es 
muß alſo dieſer finnfällige Zweck des Geſetzes, welches in 
§ 114 b StPO. durch die Anordnung einer in jedem Falle 
unverzüglich zu erfolgenden Vorführung die frühere Beſtim⸗ 
mung des $ 132 StPO. wenn nicht verſchärft, jo doch in⸗ 
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haltlich näher beſtimmt und die Friſt von 24 Stunden ME 
als äußerſte Grenze bezeichnet hat, wegen der Gleichheit 11 
Rechtsgrundes auch zur Auslegung der in 8 128 Abl. 
SED, geforderten Unverzüglichkeit herangezogen werden. ’ 
Trotzdem wird dem Umſtande, daß das Geſetz — ine 
auch in der Nov. v. 27. Dez. 1926 (vgl. die Abänderung u 
Anträge Nr. 1219 und 1283 durch den Reichstagsausſchen 
(RT Druckſ. 3. Wahlp. 1924/26 Nr. 2779) — es ſich ae 
ſagt hat, in 8 128 Abſ. 1 StPO. die gleiche äuferite Gr 
zu ſetzen, und lediglich die unverzügliche Vorführung ‚ber 
geordnet hat, eine gewiſſe Bedeutung nicht verſagt we 
können. Wie noch weiter unten darzulegen ſein wird, kr 
der Zweck der vorläufigen Feſtnahme ſelbſt in Verbinden 
mit der in die Hand der Hilfsbeamten der StA. gelegt 1 
Pflicht, ſtrafbare Handlungen zu erforſchen und alle 7 
Aufſchub geſtattenden Anordnungen zu treffen, um die 1 
dunkelung der Sache zu verhüten (§ 163 Abſ. 1 Steh. ger 
Ausnahmefällen rechtfertigen, die Feſthaltung auch! 1 
den nächſten Tag hinaus auszudehnen. Trotzdem wird rege 
mäßig auch bei der Vorführung auf Grund vorläufiger Gel 
nahme dieſe Friſt die äußerſte Friſt bilden müſſen, inne 
deren dem Feſtgenommenen durch Vorführung vor dem R 
ter Gelegenheit gegeben werden muß, ſich gegenüber * 
ausgeſprochenen Verdacht zu verteidigen. Stets mülle Ir 
den Begriff der Unverzüglichkeit der ebenfalls ſinnfällige we 
der Feſtnahme überhaupt und die für ihre Vornahme 1 
derlichen geſetzlichen Vorausſetzungen vor Augen gehal 
werden. 0 
Die vorläufige Feſtnahme darf — abgeſehen von * 
vorliegend nicht intereſſierenden Fall der Feſtnahme 27 
Grund friſcher Tat (8 127 Abſ. 1 StPO.) — gem. 55 
Abſ. 2 StPO. nur erfolgen, wenn die Vorausſetzungen es 
Haftbefehls vorliegen. Dieſe Vorausſetzungen können aber, 
wie ohne weiteres einleuchtet, nur wegen einer beſtimm 116 
Straftat gegeben fein. Das Geſetz erſordert ſomit d 
vorläufigen Feſtnahme gem. § 112 StPO. hinſichtlich 
beſtimmten Straftat dringenden Tatverdacht und je r 
Flucht⸗ oder Kolluſionsverdacht, wobei, falls die betreffen 
Tat nur mit Haft oder Geldſtrafe bedroht iſt, die Une, 
ſuchungshaft nur bei Fluchtverdacht und außerdem nur da 1 
verhängt werden darf, wenn der Angeſchuldigte — abgeſehen 
von den Fällen der Überweiſungsbefugnis an die Land 
polizeibehörde — zu den in § 112 Nr. 2 oder 3 S 
bezeichneten Perſonen gehört, alſo Ausländer iſt, oder je 
über feine Perſon nicht ausweiſen kann. Es müſſen mith 
bevor die in 8 127 Abſ. 2 StpßO. genannten Beamten übe 0 
haupt zur vorläufigen Feſtuahme ſchreiten dürfen, für ® 


rner 


beſtimmte Straftat ſchon greifbare Anhaltspunkte vorliegeg 
welche einen dringenden Tatverdacht ergeben. Eine By 


nahme, die ohne dringenden Tatverdacht erfolgt, wäre 9 in 
weiteres ungeſetzlich. Das Geſetz ſelbſt ergibt alſo ſchon . 
ſinnfälliger Weiſe, daß die zwiſchen Feſtnahme und Bor 
rung liegende Friſt regelmäßig nicht gegeben ſein kann, 5 
noch weiteres oder gar neues Beweismaterial zu ſamme 

damit erſt dadurch der erforderliche dringende Tatverda 

begründet werde. Vielmehr kann dieſe Friſt nur dazu dien 25 
neben der Aufnahme eines Protokolls mit dem Beſchuldigte 
und der Erledigung der für die Feſtſtellung ſeiner Perſe 
lichkeit erforderlichen Formalitäten das vorhandene Mater" 
zu ſichten, gegebenenfalls zu ergänzen und aktenmäßig nie 
zulegen, um es dem Vorführungsrichter unterbreiten > 
fönnen, damit diefer entſcheiden kann, ob er den Vorgefiih 
ten verhaften oder in Freiheit ſetzen will. Über die Erreichunt 
dieſes klaren Zwecks der vorläufigen Feſtnahme und 555 
haltung hinaus darf aber der Angeſchuldigte keinesfalls = 
richterliche Anordnung feiner Freiheit beraubt werden, Kin 
es kann nicht zweifelhaft ſein, daß ein Verkennen Die) 

Zwecks eine Verletzung der dem Feſtgenommenen gegen! 6 
obliegenden Amtspflicht bedeutet. Es wird auch in der * 
die Friſt des $ 114 b StPO. vollauf genügen, um die en 
führung eines wegen dringenden Tatverdachts feſtgenommen 

Angeſchuldigten vor den Richter ausreichend vorbereiten 7 
können. Daß ferner, wie von dem Bekl. geltend gene 
eine gewiſſe mit dem Vorführungsrichter für den et 
mäßigen Amtsverkehr verabredete Vorführungszeit, keine jr“ 
nahme, insbe. keine Verlängerung der Vorführungsfriſt un 
fertigen kann, liegt auf der Hand, da hierdurch der Geſetze 
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agel daß die Vorführung unverzüglich zu erfolgen hat, 
Eu eunbert werden würde. Nur in Ausnahmefällen, insbeſ. 
ſoweit ſich neben einer die vorläufige Feſtnahme rechtferti⸗ 
genden Straftat noch Anhaltspunkte weiterer Straftaten er⸗ 
geben, deren Unterbreitung dem Richter nach dem pflicht⸗ 
deren Ermeſſen der Vorführungsbeamten dringend erfor⸗ 
die ich erſcheint, kann es geboten und zuläſſig ſein, auch die 
masbezüglichen Beweismittel zu ſichten und aktenkundig zu 
kaachen. In ſolchen Ausnahmefällen mag der Zweck der vor⸗ 
deufigen Feſtnahme eine mäßige Überſchreitung der 24⸗Stun⸗ 
nit rechtfertigen. Aber auch in dieſen Fällen muß ber 
885 ie Augen ſpringende Zweck der Beſtimmung, einen Schutz 
des Beſchuldigten gegen ungebührliche Beſchneidung feiner 
autibeit zu gewährleiſten, beachtet werden. Es darf ſich ſomit 
55 inſoweik ſtets nur um eine in kürzeſter Friſt durchführ⸗ 
I Herbeiſchaffung und Sichtung von weiteren Beweis⸗ 
mitteln handeln. Denn anderenfalls würde der hervorgeho⸗ 
ene Sinn der Beſtimmung, die Vorführung wegen einer be⸗ 
immten Straftat, hinſichtlich deren dringender Tatverdacht 
gegeben ſein muß, vorzubereiten, in ſein Gegenteil verkehrt. 
(u. v. 19. Jan. 1932; 122/31 III. — Kaſſel.) (Sch. 


. 8 826 BGB. Auch die Außerachtlaſſung 
5 im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kann in 
deſonders gearteten Fällen einen Verſtoß gegen 
55 guten Sitten enthalten, und auch hierbei 
f an ſich der Handelnde ebenſogut der Möglich⸗ 
eit des Eintrittes einer Vermögensbeſchädi⸗ 
gung bewußt fein, wie in dem Falle argliſtigen 
Handelns. f) 

1 Der Bekl., der als „Kgl. Baurat“ zeichnet und gericht⸗ 
ch beeidigter Sachverſtändiger ift, hat eine Werttaxe für die 
Villenkolonie“ der „T.⸗bau“ Terrain⸗ und BauGmbh. in 
und gefertigt und „verſichert, daß er ſie nach beſtem Wiſſen 
wien mit Bezug auf den von ihm ein für allemal 
eleiſteten Sachverſtändigeneid erſtattet habe“. Der Kl. hat 
deitend gemacht, daß der Bekl. den Wert des Terrains grob 
uahrläſſig viel zu hoch angegeben habe und daß er Schaden 
de urch erlitten habe, daß er im Vertrauen auf die Richtigkeit 
er Schätzung der „I.-bau Kredit eingeräumt habe. 

R Das BE. teilt die Auffaſſung des LG., daß der Bekl. 
aus § 826 BGB. für den Schaden hafte, den der Kl. da⸗ 
Be erlitten habe, daß er bei der Zwangsverſteigerung der 


eine Ju 5. Das BOB. nimmt „nicht, wie das römische Recht, 
15 Schadenserſatzpflicht nur für beſtimmte unerlaubte Handlungen 
Ha ſondern regelt die Vorausſetzungen der Haftung bei ſolchen 
fi dungen auf allgemeiner Grundlage. Andererſeits begnügt es 
mit aber auch nicht, nach dem Vorgange des franzöſiſchen Rechts 
deck der Aufſtellung des unbeſtimmten Grundſatzes, daß, wer wider⸗ 
ic aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit einem anderen Schaden 
0 gt, dieſem zum Erſatze des Schadens verpflichtet iſt. Viel⸗ 
f hr begrenzt es die Vorausſetzungen der Schadenserſatzpflicht 
inter, um dadurch eine feſte geſetzliche Grundlage für die richter⸗ 
wü, Entſch. zu schaffen“, heißt es in der Denkfhrift zum 3. Ent⸗ 
urf S. 100. 
un Immer wieder aber tauchen Fälle auf, die dieſe Regelung als 
vollkommen erſcheinen laſſen. Insbeſ. zeigt ſich dies, wenn ein 
gs Amdgensichade verſchuldet iſt, ohne daß die Vorausſetzungen des 
Niles oder ſonſtiger beſonderer Schadensverbote vorliegen. Der 
er richtet ſich dann hiljeſuchend nach 8 826. Man fragt ſich, ob 
ſort nach dem Rechtsgefühle eine Schadenserjappflicht unabweisbar 
dernde Tatbeſtand nicht auf ihn, wenn auch zur Not gewiſſer⸗ 
aßen als fein Proleruſtesbett ausgebreitet werden kann. 
wid Nach 8 828 iſt ſchadenserſatzpflichtig, wer einen anderen ſitten⸗ 
didrig und vorſaßlich ſchädigt. Nach feſtſtehender Rſpr. bezieht ſich der 
lh. c auf den Schaden. Abſicht der Schädigung iſt nicht erforder⸗ 
Mö. Bedingter Vorſatz in dem Sinne, daß der Schädigende die 
oͤglichkeit des Schadens gebilligt hat, genügt. 
0 „Zum Tatbeſtand des Vorſatzes ift nicht erforderlich, daß 
der Handelnde von der Abſicht der Schädigung geleitet worden 
fi. Er muß ſich aber bewußt geweſen fein, daß die Handlung 
den ſchädlichen Erfolg haben werde oder wenigſtens haben könne, 
und er muß dieſen Erfolg als den möglichen Erfolg in ſeinen 
illen aufgenommen haben“ (JW. 1927, 892). 
S Fahrläſſigkeit, auch grobe Fahrläſſigkeit in bezug auf den 
Haben genügt nicht. Aber unter beſonderen Umſtänden kann ein ſehr 
wif Grad von Fahrläſſigkeit, nicht nur Leichtfertigkeit, ſondern Ge⸗ 
pe lenlofigkeit ſittenwidrig fein, mit anderen Worten: zwar nicht das 
Dalbnliche. aber das gegenſtändliche Merkmal des 8 826 erfüllen. 
iſt nach der Rſpr. (. z. B. RONKomm. 8 826 A. 2, auch JW. 
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Grundſtücke der „T⸗bau“ mit feiner Forderung ausgefallen 
ſei. Es weicht inſofern von ihm ab, als es hierbei die An⸗ 
gaben der Taxe des Bekl. über die Größe der Grundſtücke 
außer Betracht läßt, weil dem Bekl. nicht zu widerlegen ſei, 
daß er die wahre Größe des der „T.⸗bau“ gehörigen Grund⸗ 
beſitzes mangels Einſichtnahme in das Grundbuch und das 
Kataſtermaterial nicht gekannt habe. Er legt aber an Hand 
der im Tatbeſtand enthaltenen Angaben über die Größe der 
Grundſtücke der Geſellſchaft dar, daß der Bekl. hierbei als 
„Kgl. Baurat, beeidigter Sachverſtändiger und unter Be⸗ 
rufung auf ſeinen Sachverſtändigeneid“ grob fahrläſſig 
gehandelt habe, wenn er dieſe Größe mit zirka 60 000 qm 
ſtatt mit 20 662 qm angenommen habe. „Allein in dieſer 
Hinſicht laſſe ſich ein auch nur bedingter Vorſatz des Bekl. 
nicht feſtſtellen.“ Die Auffaſſung des BG., bei einem nur 
grob fahrläſſigen Verhalten des Bekl. könne von einer ab⸗ 
ſichtlichen Schadenszufügung und von einem Verſtoße gegen 
die guten Sitten nicht die Rede ſein, iſt rechtlich bedenklich. 
Der 8 826 BGB. erfordert vorſätzliche Schadenszufügung in 
einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe. Was die 
guten Sitten erheiſchen, iſt aus dem herrſchenden Volks⸗ 
bewußtſein, aus dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden unter Berückſichtigung der Eigenart des Einzel⸗ 
falls zu entnehmen. Es kann daher ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten nicht ſchon deswegen verneint werden, weil die 
Handlung ſelbſt keine argliſtige, der Handelnde der Sitten⸗ 
widrigkeit ſeiner Handlungsweiſe ſich nicht bewußt iſt. Ein 
ſolches argliſtiges Verhalten wird zur Annahme eines Ver⸗ 
ſtoßes wider die guten Sitten nicht erfordert; auch die Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kann in 
beſonders gearteten Fällen einen ſolchen Verſtoß enthalten, 
und auch hierbei kann ſich der Handelnde ebenſogut der Mög⸗ 
lichkeit des Eintritts einer Vermögensbeſchädigung bewußt 
ſein, wie in dem Falle argliſtigen Handelns. Damit würden 
die Vorausſetzungen des $ 826 BGB. gegeben ſein (RG. 72, 
175). Es wäre alſo die Auffaſſung, daß die auf grober Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhenden falſchen Angaben des Bekl. über die 
Größe der abzuſchätzenden Grundſtücke den Tatbeſtand des 
8 826 erfüllen konnten, weil fie von ihm als beeidigten Sach⸗ 
verſtändigen und unter Berufung auf ſeinen Eid gemacht 
ſind, nicht von der Hand zu weiſen. 

Die gegenteilige Anſicht des BG. beſchwert aber den 
Revͤl. nicht. Vom Standpunkt des RevBekl. aus braucht 


1917, 540 Anm.) vor allem dann der Fall, wenn über einen an⸗ 
deren, ſeine Eigenſchaften, ſein Verhalten, ſeine Verhältniſſe, je⸗ 
mand Außerungen macht, vor allem eine Auskunft gibt, dem wegen 
ſeines Berufes beſonders ſtark vertraut zu werden pflegt. „In 
fahrläſſig falſcher Auskunftserteilung it nur unter beſonderen 
Umftänden, fo insbeſ. dann, wenn der Auskunft um der Berufs⸗ 
ſtellung des Erteilenden willen ein beſonderes Anſehen bei⸗ 
gemeſſen wird, und nur bei einer beſonders zu qualifizierenden 
Fahrläſſigkeit ein Verſtoß gegen die guten Sitten, gegen das An⸗ 
ſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden zu finden 
Gegen das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden ver⸗ 
ftößt nicht jedes der erforderlichen Sorgfalt entbehrende, leichtfertige 
Urteil; regelmäßig dann erſt, wenn es gewiſſenlos genannt zu wer⸗ 
den verdient, wirb man von einem Verſtoß gegen die guten Sitten 
ſprechen können. Dieſen Vorwurf wird derjenige verdienen, der, 
wo er berufen iſt, ein für die Exiſtenzintereſſen eines anderen ent⸗ 
ſcheidendes Urt. abzugeben, ohne ſachlich eindringende Prüfung, 
weiter aber auch ohne ausreichendes Verantwortlichkeitsgefühl, ohne 
billig denkendes Mitempfinden für die Geſchicke anderer urteilt 
und fein Urt. äußert (JW. 1914, 8310.“ Vgl. auch z. B. Lg. 1952, 
2508: „Für die Frage, ob das Vorgehen gegen die guten Sirten 
verſtößt, kann es unter Umſtänden auch auf die Geſinnung bes 
Täters entſcheidend ankommen, wobei aber keineswegs immer be⸗ 
wußte Bosheit erforderlich iſt, ſondern ſchon gewiſſenloſe Leicht⸗ 
fertigkeit genügen und eine zurechenbare falſche moraliſche Ein⸗ 
ſtellung niemals zur Entlaſtung gereichen Kann.“ 

8 wi die vorſtehend umriſſene Rſpr. iſt das neue Urt. anzu⸗ 
ieder n. 

} Der Kl. hatte auf Grund der falſchen Taxe des Bekl. Grund⸗ 
ſtücke beliehen und war in der Zwangsverſteigerung ausgefallen. 
Der Bekl. zeichnete als Kgl. Baurat, war gerichtlich beeidigter 
Sachverſtändiger für die LG. in Berlin und das RO. und hatte 
verſichert, die Taxe nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen mit Bezug 
auf den von ihm ein für allemal geleiſteten Sachverſtändigeneid 
erſtattet zu haben. 8 826 führte zur Verurteilung des Bekl. In 
dem neuen Urt. heißt es u. a.: „ .. auch die Außerachtlaſſung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt kann in beſonders gearteten 
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darauf nicht weiter eingegangen zu werden, weil die Gründe 
des BG. ſeine Entſch. ohnedies tragen. Es geht davon aus, 
daß die Angaben des Bekl. über den Wert der Grundſtücke 
offenbar unrichtig ſeien. Die von ihm angenommenen 
Werte von 15 und 12 % je qm ſeien derart ungeheuer⸗ 
lich, daß dem Bekl. die Unrichtigkeit zum Bewußtſein hätte 
kommen müſſen und auch gekommen ſei. So habe der Bekl. 
auch gewußt und in ſeine Vorſtellung aufgenommen, daß der 
Leſer dieſer Taxe über den wahren Wert des Grundſtücks 
getäuſcht und dadurch geſchädigt werden könne. Er habe alſo 
mit dem fog. dolus eventualis gehandelt. Daß ein derartiges 
Verhalten gegen das Anſtandsgefühl aller gerecht und billig 
Denkenden verſtoße, bedürfe keiner weiteren Ausführung. 
(Das wird unter Zurückweiſung erhobener Prozeßangriffe 
weiter ausgeführt.) 

(U. v. 2. Dez. 1931; 309/1931 IX. — Berlin.) [H.] 


6. §8 826, 852 BG B. 

1. Die Erhebung einer unbegründeten Forde⸗ 
rung iſt nicht dann immer ſittlich einwandfrei, 
wenn der Fordernde glaubt, für ſie einen unan⸗ 
fechtbaren Rechtstitel zu haben. Vielmehr kann 
jener Glaube den Fordernden dann nicht vor dem 
Vorwurf eines Verſtoßes gegen die guten Sitten 
ſchützen, wenn gegenüber dem Vorgehen, wodurch 
er die Forderung erworben zu haben vermeint, 
ſelbſt jener Vorwurf gerechtfertigt iſt. Es handelt 
ſich dann nur um eine Fortſetzung des damaligen 
unſittlichen Handelns. 


Der Erblaſſer der Kl. hatte zu der Bekl. in einer i. J. 1910 
errichteten Urkunde 5000 000 % verſprochen und ſich über 
dieſen und andere Anſprüche mit ihr dahin verglichen, daß er 
in einer Urkunde v. 31. Aug. 1914 anerkannte, ihr 4000 000% 
zu ſchulden, wovon 760 000 % alsbald gezahlt wurden, der 
Reſt Zug um Zug gegen Auslieferung von Schriftſtücken, die 
ihn ſittlich ſchwer bloßzuſtellen geeignet waren, gezahlt, bis 
dahin aber mit 4% jährlich verzinſt werden ſollte. 

J. J. 1924 forderte die Bekl. die Kl. zur Zahlung Zug 
um Zug gegen Empfang der Schriftſtücke auf. Die Kl. traten 
darauf durch den RA. F. mit der Bekl. in Verhandlungen. 
Hierbei lehnten ſie eine freiwillige Zahlung ab und erklärten 
ihren Rücktritt von den Verträgen. 

Am 3. Jan. 1925 erhob die Bekl. gegen die Kl. wegen 


Fällen einen ſolchen Verſtoß enthalten, und auch hierbei kann ſich 
der Handelnde ebenſogut der Möglichkeit des Eintritts einer Ver⸗ 
mögensbeſchädigung bewußt ſein, wie in dem Falle argliſtigen 
Handelns. Damit würden die Vorausſetzungen zur Anwendung des 
§ 826 BGB. gegeben fein (RG. 72, 175). Es wäre alſo die Auf⸗ 
faſſung, daß die auf grober Fahrlaſſigkeit beruhenden falſchen 
Angaben des Bekl. über die Größe der abzuſchätzenden Grundſtücke 
den Tatbeſtand des § 826 erfüllen könnten, weil fie von ihm als 
beeidigten Sachverſtändigen und unter Berufung auf ſeinen Eid 
gemacht find, nicht ohne weiteres von der Hand zu weiſen“. 

Es fällt auf, daß das vorſtehende Urt. auf „die Außeracht⸗ 
laſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ... in beſonders 
gearteten Fällen“, auf grobe Fahrläſſigkeit, nicht aber auf „eine 
beſonders große Fahrläſſigkeit, „nicht nur Leichtfertigkeit, ſondern 
Gewiſſenloſigkeit“, abſtellt. Soll das eine Erleichterung der Annahme 
einer Sittenwidrigkeit bei Fahrläſſigkeit und damit eine Erleich⸗ 
terung der Anwendung des $ 826 bedeuten, oder iſt es nur eine 
weniger genaue Faſſung? Auch JW. 1922, 1390 5 war ſchon i. S. 
einer ſolchen weiteren Auslegung des 8 826 aufgefaßt worden. 
RGRäͤKomm. 8826 A. 3 gaben dann aber die Erläuterung, JW. 
1922, 13905 ſei zwar „nur von Fahrläſſigkeit ſchlechthin die Rede, 
aber durch Anziehung der Urt. RG. 72, 175; 90, 106 (werde) be- 
zeugt, daß auch hier eine beſonders grobe Fahrläſſigkeit gemeint 
iſt“. Auch das neue Urt. weiſt auf RG. 72, 175 hin. Jedenfalls 
würde es m. E. ein Fortſchritt, eine Vereinfachung der Rſpr. be⸗ 
deuten, wenn die Anwendbarkeit des § 826 bei großer Fahrläſſig⸗ 
keit erleichtert würde. Das neue Urt. lenkt auch wieder die Auf⸗ 
merkſamkeit auf die Schwierigkeit, bei beſonders großer Fahr⸗ 
läſſigkeit des Schädigenden den Schaden in ſeinen Vorſatz, wenigſtens 
ſeinen bedingten Vorſatz einzubeziehen. Gewiß, oft wird ſich be⸗ 
dingter Vorſatz ohne Künſtelei annehmen laſſen, aber ebenſooft 
wird nur die Fiktion, als ob wenigſtens bedingter Vorſatz vorläge — 
nach Nietzſche find „aber die falſcheſten Annahmen uns gerade die un- 
entbehrlichſten“ —, zu dem vom Rechtsgefühl erforderten Ergebniſſe 
der Verurteilung des Schädigers führen. 

RA. Dr. Plum, Köln. 
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einer Teilforderung von 50000 Mb Klage, fie wurde jedoch 5 
allen Inſtanzen abgewieſen, weil das Schuldverſprechen . . 
1910 formungültig, das Abkommen von 1914 aber mit! nd 
ſicht auf feinen Inhalt und die Weiſe feines Zuſtandekommeen 
wenigſtens in Höhe der Reſtforderung wegen Verſtoßes geg 
die guten Sitten nichtig ſei. ne 
Unter dem 19. Nov. 1929 wandte ſich darauf namens 2 
Kl. RA. F. an die Bekl. mit der Aufforderung, anzuerken ein 
daß ihr auch über die abgewieſene Teilforderung hinaus er 
Anſpruch gegen die Kl. zuſtehe, und die durch die ler 
ſpondenz aus dem J. 1925 entſtandenen Unkoſten zu bezah eid 
und erinnerte unter dem 26. Nov. 1929, da er keinen Beide 
erhielt, unter Klageandrohung an die Beantwortung die! 
Schreibens, jedoch vergeblich. Ar: 
Mit der gegenwärtigen Kl. begehren die Kl. die Befrein 8 
von ihrer angeblichen Verpflichtung, an RA. F. für ihre 110 
ratung und Vertretung vor jenem Prozeſſe und währ! it 
ſeine Gebühren zu zahlen. Sie begründen den Anſpruch dai 
daß die Bekl. durch ihr Vorgehen gegen fie, das ſie zu ", 
Zuziehung des rechtskundigen Beraters genötigt habe, 99, 
die guten Sitten verſtoßen und fie vorſätzlich geſchädigt a 
Das BG. geht von der Annahme aus, 8 826 BORD. Ir 
nur anwendbar, wenn der Schädigende um die rechtliche ig. 
erlaubtheit feines Handelns gewußt habe. Das iſt unriche N 
Wiſſen und Wollen des Täters, nämlich ſein Vorſatz, brauch 9 
ſich nur auf die Schädigung bezogen zu haben. Eine ſolche 2 
ſätzliche Schädigung eines anderen macht allerdings bloß er 
erſatzpflichtig, wenn fie in einer gegen die guten Sitten Bor. 
ſtoßenden Weiſe erfolgt ift, und für die Frage, ob das Pon, 
gehen gegen die guten Sitten verſtieß, kann es unter beit 
deren Umſtänden auch auf die Geſinnung des Täters ent”) 4 
dend ankommen, wobei aber keineswegs immer bewußte feit 
heit erforderlich ift, ſondern ſchon gewiſſenloſe Leichtfertig 10 
genügen und eine zurechenbare falſche moraliſche Einſtelll 
niemals zur Entlaſtung gereichen kann. — 
Es trifft ferner nicht zu, daß die Erhebung einer hen 
begründeten Forderung immer dann ſittlich einwandfrei W 
wenn der Fordernde glaubt, für fie einen unanfechtba en 
Rechtstitel erlangt zu haben. Vielmehr kann jener Glaube ne⸗ 
Fordernden dann nicht vor dem Vorwurfe eines a 
gegen die guten Sitten ſchützen, wenn gegenüber dem eint, 
gehen, wodurch er die Forderung erworben zu haben vermeie 
ſelbſt jener Vorwurf gerechtfertigt iſt. Denn dann ſtellt i 
jetzige Geltendmachung des Anſpruches nur eine Fortſeb ge 
des damaligen unſittlichen Handelns dar und iſt als Niger 
ohne weiteres mit dem gleichen Makel behaftet. Ein Bet = 
verſtößt damit, daß er den durch argliſtige Täuſchung iu, 
ſchlichenen Wechſel einklagt, nicht weniger gegen die guten ſels 
ten, als durch die Erwirkung der Unterzeichnung des Wen der 
ſelbſt, mag er auch noch ſo ſehr von der Rechtswirkſamkeil n 
Unterſchrift oder ihrem Nichtangefochtenwerden überzeugt! 95 
Hier hatte die Bekl. durch den Abſchluß des Vertr. 
von 1914 ſowohl wegen deſſen Inhalts, wie auch wege ten 
erpreſſeriſchen Weiſe ſeines Zuſtandebringens gegen die ger 
Sitten verſtoßen. Dann hat die Bekl. aber auch mit der 
folgung ihrer Anſprüche aus dieſem Vertrage unſittlich bat 
handelt, gleichviel ob ſie ihn für rechtswirkſam gehalten 
oder nicht. BR: 
Das muß um fo mehr gelten, als die Bekl. die für der 
Andenken des Erblaſſers und das Anſehen der Familie he⸗ 
Kl. höchſt gefährlichen Briefe immer noch in ihrem Wehren 
halten hatte und deren Herausgabe von der Befriedigung u 
Anſprüche abhängig machte. 2 
Das BG. meint ſchließlich, ſelbſt wenn die Vorausſet un, 
gen des 8826 BGB. vorlägen, könnte die Klage doch 
durchdringen, weil der Anſpruch verjährt ſei. Denn zur sn ? 
nis des Schadens, mit deren Erlangung die dreijährige chen 
jährungsfriſt beginne, genüge das Wiſſen von den ſchär nini 
Folgen der Handlung im allgemeinen. Dieſe KEN non 
aber hatten die Kl. zum mindeſten im Laufe der Jahre 
und 1926 gehabt. „ für 
Nun iſt dem KG. zwar darin beizupflichten, daß es 0b 
den Beginn der Verjährung nicht darauf ankommen kane ar⸗ 
die Kl. erſt durch den Ausgang des Vorprozeſſes völlige Tr 
heit über die richterliche Beurteilung der Forderung der ehen 
erlangt haben. Denn die geſamten Umſtände, die das Vorge 
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= Bekl. ihnen gegenüber als eine ſittenwidrige, zum Schadens⸗ 
115 verpflichtende Handlung erſcheinen laſſen mußten, und 
1 ſchädigende Folgen für ſie waren ihnen ſchon vorher 
1 Das BG. hat aber nicht beachtet, daß die der Bekl. 
0 Laſt fallende unerlaubte Handlung ſo lange andauerte, 
0 ſie an der Geltendmachung ihrer Forderung feſthielt und 
e die Kl. zur Beibehaltung des rechtskundigen Beraters 
ut und daß die Verjährung erſt mit ihrem Ab⸗ 
dat, uſſe beginnen konnte. Die Verjährungseinrede könnte 
1 0 nur dann begründet ſein, wenn die Bekl. den nicht ein⸗ 
en Teil ihrer Forderung bereits vor der Beendigung 
Vorprozeſſes fallen gelaſſen haben ſollte. 
(U. v. 4. Nov. 1931; IX 290/31. — Berlin.) [9.] 
* 
4. 8 852 BGB. Der ſtrafrechtliche Begriff 
lic fortgefegten Handlung iſt für das bürger⸗ 
Na Recht nicht anwendbar. Einzelne Schadens⸗ 
kiandlungen, auch wenn ſie auf einen einheit⸗ 
jenen Entihluß zurückzuführen ſind, haben ihre 
lelbſtändige Schadenswirkung, der Anſpruch aus 
0 einzelnen Handlung iſt der Verjährung 
5 terworfen, ſobald für ihn dieſe Vorausſetzun⸗ 
N eingetreten ſind. f) 
55 Die Kl. hat unter Hinweis darauf, daß in dem zurückver⸗ 
x ſenden Revllrt. mit Bezug auf die Verletzungshandlungen 
= „fortgeſetzter Handlung“ geſprochen wird, die Anſicht ver⸗ 
Ha en, die Klage könne noch auf den ganzen Komplex der 
in lungen der Bekl. geftügt werden, auch ſoweit dieſe zeit⸗ 
wa ſo weit zurücklägen, daß ſie, wenn ſie Einzelhandlungen 
ien, wegen Ablaufs der Verjährungsfriſt nicht mehr zur 
undlage von Anſprüchen gemacht werden könnten. Der Kl. 
bt dabei der Gedanke einer Übertragung der von der 
fanfrechtlichen Rſpr. entwickelten Grundſätze über die Schaf⸗ 
90 8 des Begriffs einer fortgeſetzten Handlung im Strafrecht 
Un Das BG. ſteht aber unter Hinweis auf eine Reihe von 
ürt. des RG. (JW. 1912, 31; Warn Jahrb. Erg Bd. 7, 269; 
5 1919, 322) auf dem Standpunkt, daß die Grundſätze, 
905 ſich in der ſtrafrechtlichen Rſpr. in bezug auf das fort⸗ 
rote Delikt, insbeſ. in bezug auf die Verjährung der 
uf afverfolgung ſolcher Delikte herausgebildet haben, nicht 
al die Tatbeſtände des bürgerlichen Rechts übertragbar ſind, 
S für letzteres vielmehr fortgeſetzte Handlungen mit ihren 
Schadensfolgen nicht als eine einzige Handlung gelten kön⸗ 
Auf mögen ſie auch auf einen einheitlichen Entſchluß zurück⸗ 
mibren, ferner gleichartig ſein und zeitlich ſich mehr oder 
1 unmittelbar aneinander anſchließen. Es handelt ſich 
wä ihnen, wie das BG. in Übereinſtimmung mit den er⸗ 
baumten Urt. des RG. weiter ausführt, nicht um die Fort⸗ 
Ha er der ſchädigenden Einwirkungen ein und derſelben 
Nindlung, ſondern um mit neuen Schädigungen verbundene 
11, Derholungen der ſchädigenden Handlung ſelbſt. Deshalb 
uff, wie das BG. weiter im Einklang mit den genannten 


den Zu 7. Die Bekl. hat in der Zeit von Mai 1918 bis Mai 1930 
Prei leichen. und Ausſtattungsſchutz der Kl. durch Zeitungsinſerate, 
bat deerzeichniſſe uſw. vorſätzlich und planmäßig verletzt. Die Kl. 
erhohes halb im Jan. 1929 Klage auf Zahlung von Schadenserſatz 
auf en, geſtützt u. a. auf 8 826 BGB. Bei der Entſch. kam es dar⸗ 
chung ob der Schadenserſatzanſpruch in Anſehung derjenigen Ver⸗ 
gang gen, die in der Zeit von Mai 1918 bis Anfang 1924 be⸗ 
die 2 — worden ſind, bereits verjährt war. Für die Beantwortung 
Bert Frage iſt es von Bedeutung, ob man in dem Verhalten der 
u, unerlaubte Handlung oder eine Mehrheit von un⸗ 
über ten Handlungen erblickt. Mit Recht lehnt das RC. die Her⸗ 
in ‚nahme des ſtrafrechtlichen Begriffs der fortgeſetzten Handlung 
art Zivilrecht ab; denn die Bedürfniſſe, die im Strafrecht zur 
nicht sbildung dieſes Begriffes geführt haben, ſind im Zivilrecht 
Sal vorhanden (über abweichende frühere Entſch. des RG. vgl. 
einer here 23. 1919, 126 ff.) Im vorl. Fall hat man es alſo mit 
tun Mehrheit von Handlungen („wiederholten“ Handlungen) zu 
Apr von denen jede einzelne einen beſonderen Schadenserſatz⸗ 
Jufolach und damit auch eine beſondere Verjährung zur Folge hat. 
derje gedeſſen kommt das RG. zu dem Ergebnis, daß in Anſehung 
ſin 1 Verletzungen, die bis Anfang 1924 begangen worden 
die e Einrede der Verjährung durchgreift. Es fragt ſich nur, ob 
Straf tſch. bei Annahme eines „fortgeſetzten“ Delikts im Sinne des 
ve, techts anders ausgefallen wäre. Die Verjährung der Straf- 
mit del ung eines fortgeſetzten Delikts beginnt allerdings erſt 

em Ende des fortgeſetzten Handelns; die Verjährung des 
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Urt. des RG. annimmt, in ſolchen Fällen für den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus jeder Handlung die Verjährungsfriſt be⸗ 
ſonders. Daher müſſe eine Forderung auf Schadenserſatz als 
verjährt angeſehen werden, inſoweit ſie ſich auf Handlungen 
gründe, die länger als drei Jahre vor der Klagerhebung 
zurücklägen, dagegen ſeien die ſpäteren nicht verjährt. 

Dieſe Begr. des BG. iſt rechtlich zutreffend. 

In übereinſtimmung mit der Rſpr. des RG. (z. B. RG. 
80, 436) iſt zunächſt grundſätzlich daran feſtzuhalten, daß der 
durch die ſtrafrechtliche Rſpr. geſchaffene, den beſ. Bedürf⸗ 
niſſen ſtrafrechtlicher Praxis dienende Begriff der fortgeſetzten 
Handlung, welche Einheitlichkeit des Vorſatzes, Gleichartigkeit 
der Begehungsform, Einheit des angegriffenen Rechtsgutes 
und eine gewiſſe nicht zu ferne Aufeinanderfolge der Einzel⸗ 
akte verlangt, mit ſeinen Rechtswirkungen nicht in das Zivil⸗ 
recht zu übernehmen iſt. Die durch die Schaffung dieſes Be⸗ 
griffs, der in Wahrheit nur eine künſtliche Konſtruktion der 
Rſpr. iſt, ſich ergebende Möglichkeit der Feſtſetzung einer ein⸗ 
heitlichen Strafe für alle in dem oben angegebenen Rah⸗ 
men liegenden ſtrafbaren Handlungen des Täters mit der 
Wirkung, daß der ſtaatliche Strafanſpruch für eine ſolche 
erſt nach der Straffeſtſetzung für die übrigen den Gegenſtand 
des Verfahrens bildenden bekannt werdende Handlung als 
konſumiert gilt und daß die Verjährung der Strafverfolgung 
bezüglich aller Einzelakte nicht vor Begehung des letzten 
beginnen kann, mag ein Bedürfnis der Rſpr. in Strafſachen 
ſein. Für das bürgerliche Recht kann von alledem keine Rede 
ſein. Für dieſes liegen die Verhältniſſe vollkommen anders. 
Jene Umſtände, die im Strafrecht in gewiſſem Umfange zu⸗ 
gunſten des Täters nach der dortigen Rſpr. berückſichtigt 
werden ſollen in Anknüpfung an die Regelung des anderen 
Falles, nämlich des Vorliegens mehrerer ſelbſtändiger ſtraf⸗ 
barer Handlungen (8 4 StGB.), fehlen im bürgerlichen 
Recht. Hier iſt nicht einzuſehen, weshalb bei einer ſchaden⸗ 
ſtiftenden unerlaubten Handlung Beginn und Beendigung 
der Verjährung anders behandelt werden ſollen, je nachdem 
ob dieſe Handlung die einzige geblieben iſt oder ob ihr noch 
andere gefolgt ſind als Ausfluß eines einheitlichen Ent⸗ 
ſchluſſes. 

Durch die Ablehnung der Möglichkeit, den ſtrafrechtlichen 
Begriff der „fortgeſetzten Handlung“ auf das bürgerliche 
Recht zu übernehmen, iſt aber die Verwendung dieſer Be⸗ 
zeichnung nach allgemeinem Sprachgebrauch für den Fall, 
daß eine Reihe von ſchadenſtiftenden Verletzungshandlungen 
in Frage ſteht, die auf einen von vornherein auf ihre Be⸗ 
gehung gerichteten und ſich in der mehr oder weniger ger 
gebenen Gleichartigkeit derſelben vollziehenden Willen zu⸗ 
rückzuführen ſind, auch im bürgerlichen Recht nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Man könnte dieſe auch „wiederholte Handlungen“ 
nennen, um von vornherein jeden Gedanken an einen Zu⸗ 
ſammenhang mit den ſtrafrechtlichen fortgeſetzten Handlungen 
auszuſchließen. Bei dieſen „wiederholten Handlungen“ ver⸗ 


Schadenserſatzanſpruchs beginnt aber nach § 852 Abi. 1 
Halbſ. 1 BGB. in dem Zeitpunkt, in dem der Verletzte von dem 
Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Da 
nun nach der Rſpr. der Friſtbeginn nur Kenntnis des Schadens 
überhaupt, nicht auch feines Umfanges verlangt, läßt ſich die An⸗ 
ſicht vertreten, daß der aus einem „fortgeſetzten“ Delikt im Sinne 
des Strafrechts entſpringende Schadenserſatzanſpruch teilweiſe ver⸗ 
jähren kann, noch ehe das Delikt beendet iſt. > 
Nicht ganz glücklich iſt es, wenn das Urt. weiter ausführt, 
von den „wiederholten“ Verletzungshandlungen könne man die 
„Dauerhandlungen“ als eine beſondere Art abtrennen. Nach der im 
Strafrecht gebräuchlichen Ausdrucksweiſe iſt das Dauerdelikt (wie 
z. B. Freiheitsberaubung) nicht eine Unterart des fortgeſetzten De⸗ 
likts; vielmehr ſteht es im Gegenſatz zu dieſem. Danach iſt „der 
fortwährende Gebrauch einer verwechflungsfähigen eingetragenen 
Firma“ keine Dauerverletzung, ſondern eine „wiederholte“ Ver⸗ 
letzung. Dagegen hat man wohl mit Salinger: 23. 1919, 134 f., 
180 in dem bloßen Eintragenlaſſen einer verwechſlungsfähigen 
Firma ein Zuſtandsdelikt, in dem Anbringen und Hängenlaſſen 
eines Schildes mit der verwechſlungsfähigen Firma ein Dauerdelikt 
zu erblicken. Nach Salinger a. a. O. ſoll die Verjährung des 
Schadenserſatzanſpruchs aus Dauerdelikt — ebenſo wie die Ver⸗ 
jährung der Strafverfolgung — erſt mit ſeiner Beendigung be⸗ 
ginnen. Es gilt aber auch hier, was oben zur Verjährung des 
Schadenserſatzanſpruchs aus einem „fortgeſetzten“ Delikt im Sinne 
des Strafrechts bemerkt wurde. Prof. Dr. Heldrich, Jena. 
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körpert jede einzelne Handlung den Tatbeſtand der Verletzung 
des Berechtigten, und damit beginnt auch der Lauf der Ver⸗ 
jährung des aus ihr fließenden Schadenserſatzanſpruchs, 
Kenntnis von der Handlung, der Perſon des Verletzers und 
des Schadenseintritts (8 852 BGB.) vorausgeſetzt. Wenn 
aber Beginn und Ende der Verjährung bez. der erſten Hand⸗ 
lung ſo geregelt iſt, ſo iſt nicht einzuſehen, weshalb das mit 
der zweiten Handlung und jeder etwa noch folgenden nicht 
auch in gleicher Weiſe der Fall ſein ſollte. Hier kommt noch 
hinzu, daß die einzelnen Verletzungshandlungen in der Art 
ihrer Ausführung durchaus nicht immer gleich ſind. Es 
handelt ſich nach der Behauptung der Kl. um Verletzungen 
durch gelegentliche Zeitungsinſerate, durch Preisverzeichniſſe, 
durch Anbringung der beanſtandeten bildlichen und wörtlichen 
Bezeichnungen auf Tonnen und Olkannen durch die Bekl. 
ſelbſt, ferner aber auch durch Verhalten ihrer Agenten in ver⸗ 
ſchiedenen Orten Norwegens. 

RG. 80, 4361), ferner Mu W. XIX, 227; XXXI, 276 hat 
ſich auf den gleichen Rechtsſtandpunkt geſtellt. In der erſten 
Entſch., in der es ſich um den fortdauernden Gebrauch einer 
im Handelsregiſter eingetragenen verwechſelungsfähigen Firma 
handelt, iſt für die Auffaſſung, daß ſich mit jedem Gebrauchs⸗ 
akt der Anſpruch erneut, noch beſonders hingewieſen auf die 
Begr. zum § 11 des Entw. des UnlWG. a. F., wo es heißt: 
„Es bedarf nicht des beſ. Ausdrucks, daß jede wiederholte 
Zuwiderhandlung einen neuen Anſpruch erzeugt, der einer 
beſ. Verjährung unterliegt.“ Ebenſo wird in MuW. XIX, 
227 ausgeführt: „Jede Einzelhandlung in der Geſamt⸗ 
reihe der fortgeſetzten Handlung hat für ihren Teil der 
Kl. durch Diskreditierung der echten Ware, Kundenentziehung, 
Abſatzminderung und Erſchwerung des loyalen Wettbewerbs 
Schaden zugefügt. Eine jede ſolche wiederholte Zuwider⸗ 
handlung erzeugt danach auch einen neuen, einer beſ. Ver⸗ 
jährung unterliegenden Anſpruch (RG. 80, 4362); 74, 
4343); JW. 1901, 620; 1907, 833; 1908, 11).“ Weiter 
wird in Übereinſtimmung mit den obigen Grundſätzen in 
RG.: MuW. XXXI, 276 ausgeführt, daß, wenn auch eine 
fortgeſetzte unerlaubte Handlung aus § 14 UnlWG. durch 
unwahre betriebsgefährdende Behauptungen über Waren und 
gewerbliche Leiſtungen eines Mitbewerbers durch Inſerate, 
Proſpekte, mündliche und ſchriftliche Erklärungen der Bekl. 
oder ihrer Handelsvertreter mit Wiſſen der letzteren vorliege, 
ſo könne dieſe mit ihren ſchädlichen Folgen doch nicht als eine 
einzige Handlung gelten, vielmehr müſſe für die Geltend⸗ 
machung der durch die einzelnen Tätigkeitsakte verurſachten 
ſchädlichen Folgen Beginn, Unterbrechung und Vollendung 
der Verjährung nach den allgemeinen Grundſätzen gelten. 

Von ſolchen ſich wiederholenden Verletzungshandlungen 
mit mehr oder weniger gleichartiger Ausführung kann man 
mit Baumbach, 2. Aufl., S. 106 f. die Dauerhandlungen 
als eine beſ. Art abtrennen und darunter diejenigen Hand⸗ 
lungen verſtehen, „die ununterbrochen verletzen, ſolange der 
durch ſie hervorgerufene Zuſtand andauert“, z. B. der fort⸗ 
währende Gebrauch einer verwechſelungsfähigen eingetragenen 
Firma (RG. 80, 436). Hier äußert ſich, wie Baumbach 
a. a. O. zutreffend ſagt, der Wille, der den Erfolg verurſachte, 
ſtändig neu im Dulden und Ausnutzen des Zuſtandes. RG. 
80, 436 ſpricht auch in ſolchem Fall von einer „fortgeſetzten 
Handlung“. 

Die mit der des BG. und der zit. Rſpr. des RG. über⸗ 
einſtimmende Auffaſſung, daß jede Einzelhandlung in der 
Geſamtreihe wiederholter Verletzungshandlungen für ihren 
Teil einen neuen Schadenserſatzanſpruch erzeugt, der einer 
beſonderen Verjährung unterliegt, wird auch überwiegend 
vom Schrifttum vertreten, ſo von Staudinger, 9. Aufl., 
8 852 N. 2 Aby; ferner von Planck⸗Flad, 4. Aufl., 
8 852 N. 22 0: „Handelt es ſich um die Schadensfolgen ſich 
wiederholender ſchädigender Handlungen, ſo beginnt für den 
Anſpruch auf Erſatz des durch die neue unerlaubte Handlung 
verurſachten Schadens eine neue Verjährung nach 8 852 
Abſ. 1 BGB.“; ebenſo Warneyer, Komm. z. BGB. 8 852 
N. II a. E.: „Bei fortgeſetzten Handlungen ift die Frage der 
Verjährung immer beſonders für die ſchädigenden Folgen der 
Einzelhandlungen zu beurteilen.“ Auf anderem Standpunkt 
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ſteht Baumbach a. a. O., der nur bei Dauerhandlungen 
annimmt, es beginne während der ganzen Dauer in len 
Augenblick eine neue Verjährung. Dagegen ſoll ſeiner ** 
ſicht nach bei den fortgeſetzten Handlungen, „d. h. ſolchen, ei 
denen eine Reihe gleichartiger Handlungen demſelben * 
ſchluß entfließt, eine einheitliche aus mehreren Teilen die 
ſammengefügte Handlung vorliegen“. „Deshalb begründe 
erſte Verwirklichung aller Tatbeſtandsmerkmale den Anſpr I 
jede Teilhandlung ſchiebe aber den Beginn der Verjährun 
bis zum völligen Abſchluß hinaus.“ 5 

(U. v. 18. Dez. 1931; 161/31 II. — Hamburg.) lau. 
(= NG. 134, 335.) 


48. Art. 7, 8, 10 des deutſch-polniſchen Auf 
wertungsabkommens. 1 
1. Anwendung des Abkommens in der Res 
Inſt., auch wenn das angefochtene Urteil ſche 
vor deſſen Inkrafttreten verkündet war. ger 
icher, 


2. Zum Begriff der hypothekariſch gel 17 
ten perſönlichen Forderung i. S. des Abko 
mens. 


3. Hypothekariſch geſicherte perſönliche F 
derungen unterliegen dem deutſchen Recht, we! 
das belastete Grundſtück im Reichsgebiet lien 
und der Schuldner daſelbſt bei der Begründuf, 
des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz har 
auch wenn er zur Zeit der Klagerhebung 
Polen wohnt. f) 


Da das belaſtet geweſene Grundſtück auch jetzt noch 1 
Gebiete des Deutſchen Reiches liegt und alle Beteiligten 5 
Zeit der Entſtehung des Schuldverhältniſſes Deutſche m 
und in Deutſchland ihren Wohnſitz hatten, ſo kann es uf 
fi) keinem Zweifel unterliegen, daß deutſches Recht dn. 
den Streitfall anzuwenden ift (RG. 101, 1431); 103, 261.0 
107, 46°) und 123); 108, 243; 120, 279); 121, 44% 
Zu prüfen bleibt hiernach lediglich, ob hierin durch das 
16. Febr. 1931 ratifizierte und mithin gem. Art. 
17. März 1931 in Kraft getretene (Bek. v. 25. Febr. n 
im Rl. II, 33) deutſch⸗polniſche Aufwertungsabkomme 


Zu 8. I. Das Urteil, das ſich zum erſtenmal mit der Ane 
dung und Auslegung des deutſch⸗poln. Aufw Abk. befaßt, behalt 
zunächſt die Frage, ob das Aufw Abk. auch auf die zur n 
ſeines Inkrafttretens ſchwebenden Prozeſſe a 
wenden fei. Mit zutreffenden Gründen bejaht RG. dieſe 8 


eine eingehende Begründung erwünſcht geweſen wäre. 
was unter „gerichtlicher Geltendmachung“ Air 
ftehen ſei, ift — wie überhaupt jede Auslegung des Aufw Abl und 
aus dem Abk. ſelbſt zu beantworten, aus ſeinem Zwecs age 
gegebenenfalls aus dem zu ermittelnden Willen beider en 4 
ſchließenden Staaten. Wegen der Einzelheiten über bie * 
legungsgrundſätze darf ich auf meinen Au 
S. 912 verweiſen. Man wird, ſoweit der Wortlaut nicht Ye 
deutig ift, die Rechtsauffaſſung, die in den beiden vertragschließ sver⸗ 
Staaken herrſchte, zu berückſichtigen haben. Eine ſolche Rechts 
gleichung führt zu folgendem Ergebnis: der 
Man muß unterjcheiden zwiſchen der Anmeldung bei pie 
AuftvSt. und derjenigen Inanſpruchnahme der AufmSt., durch 
eine entſcheidende Tätigkeit, alſo z. B. die Feſtſteln g iſt 
Höhe des AufwBetrages verlangt wird. Die Anmeldung ei der 
als eine gerichtliche Geltendmachung nicht anzuſehen. In für 
poln. AufwVO. gibt es keine Anmeldung als Vorausſeß ang echt 
einen AuſwAnſpruch. Aber auch nach deutſchem Ar. 
iſt die AufwSt. grundſätzlich kein Gericht, ſondern nach der 0 2 
des RG. eine reichsgeſetzliche Verwaltungsbehörde "hier 
Aufwqſpr. I, 174). Die Entgegennahme einer Anmeldung kaun ſchen 
nach nicht als eine gerichtliche Tätigkeit in dem Sinne ange 
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5 0 Juli 1928 (Rc Bl 1929, II, 578, vgl. das Rcheſ. 
il 7. Juli 1929 daf. ©. 577) eine Anderung eingetreten 
Eee das Inkrafttreten des Abkommens erſt nach der Ver⸗ 
15 dung des angefochtenen Urteils erfolgt iſt, ſo erhebt ſich 
Rott die Frage, ob die Vorſchriften des Abkommens vom 
es zu beachten find. Mit Rückſicht auf den Zweck des 
Ab ommens und insbeſ. im Hinblick auf § 9 des nach Art. 1 
Sof 1 RGeſ. v. 17. Juli 1929 ebenfalls zum Rcheſ. er- 
(ebenen Schlußprotokolls v. 5. Juli 1928 (MOBL 1929, II, 
06) iſt dieſe Frage zu bejahen (vgl. RG. 107, 373°); 111, 


e Denn nach § 9 Satz 1 daſ. ſollen die allgemeinen 
au mungen des Abkommens ihrem Inhalte nach auch auf 


ige bezogen werden, die in der Vergangenheit liegen, 
Ink nach Satz 3 a. a. O. können, wenn Rechtsverhältniſſe vor 
s rafttreten des Abkommens, insbeſ. durch gerichtliche Ent⸗ 
nildungen (Satz 4) bereits ihre Erledigung gefunden haben, 
08 Berufung auf die Beſtimmungen des Abkommens weder 
gen gehende Anſprüche erhoben noch ſonſtige Einwendungen 
a die Erledigung geltend gemacht werden. Von einer Er⸗ 
Be ung durch gerichtliche Entſcheidung kann aber erit dann 
ſprochen werden, wenn letztere die Rechtskraft erlangt hat. 
bi Von den Vorſchriften des Abkommens können hier nur 
x Art. 6, 7 Abſ. 1, 8 und 10 (vgl. RG. 131, 259, 2605 
n Betracht kommen. Art. 6 ſcheidet aus, da er nur die 
Sale der Aufwertung des dinglichen Rechts behandelt, die 
hier bereits erledigt iſt. Der Art.? Abſ. 1 bezieht ſich auf 
Ypothekariſch geſicherte perſönliche Forderungen, der Art. 8 
er ſonſtige perfönliche Forderungen, erſtere werden der Auf⸗ 
untungsgeſetzgebung desjenigen vertragſchließenden Staates 
pererſtellt, in dem das belaſtete Grundſtück liegt, ſofern der 
berſönliche Schuldner zur Zeit der gerichtlichen Geltend⸗ 
werden, daß in der Anmeldung bereits eine gerichtliche Geltend⸗ 
achung zu erblicken iſt. 
Si Dagegen iſt jede andere Inanſpruchnahme der AufwSt. im 
gi des Rechtes der beiden vertragſchließenden Staaten als 
fol gerichtliche Geltendmachung, und daher auch als eine 
he im Sinne des Aufwalbk. zu betrachten. 
wal Wenn auch die AufmSt. nach deutſchem Recht eine Ver⸗ 
in tungsſtelle ift, fo finden doch nach $ 73 AufwG. auf das Ver⸗ 
ren die Vorſchriften des F G G. ſinngemäß Anwendung; es iſt 
1925 gemäß Art. 72 Aufm®. in Art. 117 Durchf VDO. v. 29. Nov. 
ge im Regelfalle das AG. zur AufwSt. beſtimmt. Die ſinn⸗ 
egen Anwendung des FGG. kann ſich zwar nicht auf die Ent» 
nich nahme der Anmeldung beziehen, da eine ſolche auch ſonſt 
keit Gegenſtand der im Geſetz geregelten freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
Ei iſt, wohl aber auf diejenigen im FGG. enthaltenen Beſtim⸗ 
gn die eine entſcheidende oder ordnende aktive Tätigkeit des 
Aufs vorausſetzen. Inſoweit bedeutet die Inanſpruchnahme der 
ki MWSt. auch nach dem allgemeinen Sprachgebrauch eine gericht⸗ 
che Geltendmachung. 
18 Nach der poln. AufwVO., die, wie erwähnt, eine Anmeldung 
liche AufwAnſprüchen nicht kennt, iſt das AufwVerfahren ein gericht⸗ 
15 es. Nach 88 47ff. Poln Aufw Vo. find die Gerichte zuſtändig, und 
in in erſter Linie die Prozeßgerichte. Iſt der aufzuwertende Anſpruch 
5 at Gegenſtand eines Prozeßverfahrens, ſo geſchieht die Aufw. auf 
kt Gebiete des früheren öſterr. und preuß. Teilgebiets im Wege der 
f iw. Gerichtsbarkeit, in dem früher ruff. Teilgebiet mit gewiſſen gering⸗ 
med Ausnahmen für rechtskräftige Urteile oder gerichtliche oder 
be Vergleiche im Wege einer Klage, alſo wiederum im Prozeß⸗ 
ſialtahren. Lediglich für Darlehnshypothekenforderungen von An⸗ 
‚alten für langfriſtige Kredite genügt eine behördlich beſtätigte Be⸗ 
ag gung dieſer Anſtalt für die Eintragung im Grundbuche, wobei 
Air nach der Rſpr. des Oberſten Gerichts der Schuldner die Aufw. 
9 9 noch im Wege der Klage anfechten kann (vgl. Beſchl. der 3. Kam⸗ 
1058 des Oberſten Gerichts in Warſchau v. 11. Okt. 1927, abgedruckt 
Hawlitzky, Nipr. zum poln. AufwRecht S 225). 
1 Eine Vergleichung des Rechtsſtandes in Deutſch⸗ 
> und Polen ergibt hiernach, daß zur Zeit des Abſchluſſes 
Ve AufwAbk. in Deutſchland nach der kakſächlichen Geſtaltung des 
eorkahrens, in Polen auf Grund des Geſetzes die Geltendmachung 
NE Anſpruches bei der AufwSt. mit dem Ziele, eine Ent⸗ 
g des Gerichtes herbeizuführen, als gerichtliche 
5 worden iſt. Hieraus iſt die Schlußfolgerung geboten, 
Gel auch im Sinne des Aufwertungsabkommens die 
0 tendmachung der Forderung bei den Aufwertungsſtellen in⸗ 
do weit eine gerichtliche Geltendmachung bedeutet. Bei einer ſolchen 
ger aöhtung gelangt man zu dem Ergebnis, daß nicht ſchon dann 
ene Art. 7 und 8 Aufw Abk. das poln. Recht anzuwenden ſei, 
Ann der perſönliche Schuldner zur Zeit der Anmeldung des Aufw⸗ 
Anſpruchs feinen Wohnſitz in Polen gehabt hat — aber zur Zeit der 
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machung der Forderung dort ſeinen Wohnſitz hat, letztere 
unterliegen ſchlechthin der Aufwertungsgeſetzgebung des 
Staates, in deſſen Gebiet zu dieſem Zeitpunkt der Schuldner 
ſeinen Wohnſitz hat. Der Art. 8 iſt hier nicht anwendbar. 
Zwar iſt die eingeklagte perſönliche Forderung zur Zeit nicht 
mehr dinglich geſichert, aber ſie war es noch, als die L.⸗Bant 
am 7. Okt. 1928 den Reſt des dinglichen Auſwertungsbetrages 
zahlte, und man wird den Begriff der hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten perſönlichen Forderung i. S. des Art. 7 Abſ. 1 nicht 
anders auslegen können als den gleichen Begriff in 8 9 
AufwG., und alſo dahin, daß eine hypothekariſch geſicherte 
perſönliche Forderung jedenfalls auch dann noch vorliegt, 
wenn zu der Zeit, als die Zahlung der Hypothek bewirkt 
wurde, die letztere noch im Grundbuch eingetragen war (RO. 
118, 34610); 131, 260: JW. 1929, 1724; Zeiler Nr. 1444). 
Die Vorausſetzungen des Art. 7 Abſ. 1 liegen zwar inſofern 
vor, als das belaſtete Grundſtück in Deutſchland liegt, aber 
der Bekl. wohnte bereits in Polen, als die Kl. im Auf⸗ 
wertungsverfahren die eingeklagte Forderung gegen ihn gel⸗ 
tend machte. Daraus ergibt ſich die Unanwendbarkeit des 
Art. 7 Abſ. 1, und die Frage iſt nun die, ob dieſe Be⸗ 
ſtimmung den Schluß vom Gegenteil dahin notwendig macht, 
daß, ſofern der Schuldner nicht in dem Staate wohnt, in 
dem das Grundſtück liegt, der Wohnſitz des Schuldners für 
das anzuwendende Aufwertungsrecht maßgebend ſein ſoll oder 
ob, weil der Art. 7 nur einen Sonderfall regelt, die all⸗ 
gemeine Beſtimmung des Art. 10 eingreift, wonach es, ſo⸗ 
weit die Art. 6 bis 9 keine Beſtimmungen über das an⸗ 
zuwendende Recht enthalten, es bei den für jeden der ver⸗ 
tragſchließenden Staaten maßgebenden Regeln des inter⸗ 
nationalen Privatrechts ſein Bewenden hat. Aus der Denk⸗ 


Anſtrengung eines ſpäteren Prozeſſes in Deutſchland wohnt. Das 
poln. Recht iſt vielmehr nur dann zur Anwendung zu bringen, wenn 
der perſönliche Schuldner entweder zur Zeit der Zuſtellung der 
Klage im Prozeßverfahren oder zur Zeit eines Antrages bei der 
Aufs St., der die Höhe des AufwAnſpruchs zum Gegenſtand hat, 
oder bei der Geltendmachung des AufwAnſpruchs vor der AufwSt. 
kraft Vereinbarung gem. $ 71 Aufm®., in Polen feinen Wohnſiß hat. 
In allen anderen Fällen iſt deutſches Recht anzuwenden. Ein ſolches 
Ergebnis, das der Abſicht der beiden vertragſchließenden Staaten am 
eheſten entſprechen dürfte, erſcheint auch als durchaus befriedigend. 

III. RG. hat dahin erkannt, daß unter hypothekariſch 
geſicherten perſönlichen Forderungen i. S. des Art. 7 
AufwAbk. auch ſolche Forderungen begriffen ſeien, die nach Loöſchung 
der Hypothek weiterbeſtehen, alſo auch die nicht mehr ge⸗ 
ſicherten Forderungen, wenn die Hypothek zur Zeit, als 
die Zahlung erfolgte, noch im Grundbuche eingetragen war. 
NG. beruft ſich hierfür auf feine Rſpr. RO. 118, 346; 131, 260 
JW. 1929, 127. Es iſt alſo zur Auslegung des Aufw Abk. die 
deutſche Rſpr. zum AufwöG. herangezogen worden. Dies iſt ſchon 
grundſätzlich zu beanſtanden und wird dem Charakter des Abkom⸗ 
mens als eines Staatsvertrages und auch ſeinem Zwecke nicht 
gerecht, da der Staatsvertrag gerade dazu dienen ſollte, die Wider⸗ 
ſprüche in der Rechtsanwendung zu beſeitigen, die 
durch die beiderſeitige Geſetzgebung und durch die 
beiderſeitige Gerichtspraxis entſtanden find. Man 
würde den Zweck des Abkommens vollkommen illuſoriſch machen, wenn 
jeder der beiden Staaten in denjenigen Rechtsfragen, die das Abkommen 
regelt, ſich zu deſſen Auslegung wieder auf die eigene Ripr. be⸗ 
rufen wollte, deren Widerſpruch mit dem Rechte des anderen Staates 
ja gerade das Abkommen notwendig machte. Ich möchte auch in 
dieſer Beziehung auf meinen Aufſatz oben S. 912, insbeſ. auf 
den Abſchnitt über die Auslegungsgrundſätze hinweiſen. Fur die Be⸗ 
ſtimmungen über das anzuwendende Recht gibt die Denkſchrift des 
MT. auch eine vollkommene Aufklärung über den Zweck. Wenn 
NG. in einem anderen Zuſammenhang einzelne Teile dieſer Denk⸗ 
ſchrift S. 34 anführt, ſo mögen zum Beweiſe für die hier vertretene 
Auffaſſung aus ihr folgende Sätze wiedergegeben werden: 

„Eine beſondere Regelung hat die Frage des anzuwendenden 
Rechts erfahren. Darüber, wann deutſches, wann poln. Recht zur Une 
wendung gelangt, beſtehen nicht nur zwiſchen dem deutſchen und dem 
poln. Standpunkt, ſondern auch innerhalb der deutſchen Rechts⸗ 
lehre und Rſpr. weitgehende Verſchiedenheiten. (Dies wird unter Hin- 
weis auf die widerſpruchsvolle Behandlung der Frage, ob das Auf⸗ 
wertungsrecht Währungsrecht oder privates Schuldrecht ſei, an der 
Hand der Rſpr. des Reichsgerichts im einzelnen dargelegt, und es 
heißt ſodann:) Daß die verſchiedenen Meinungen auch zu verſchieden⸗ 
artigen Ergebniſſen führen können, bedarf keiner Ausführung, eben⸗ 
ſowenig, daß eine Regelung der Frage des anzuwendenden Rechts im 
hohen Maße geeignet iſt, die Durchführung der Aufwertungsanſprüche 
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ſchrift, mit der das Abkommen dem Reichstag vorgelegt 
worden iſt (Verhandl. d. RT. 4. Wahlperiode 1928 Bd. 436 
Nr. 1182), kommen für die Entſcheidung dieſer Frage nur 
die folgenden Sätze (S. 34) in Betracht: „. Eine Regelung, 
die die Frage (des anzuwendenden Rechts) von Grund auf 
klärte und für alle vorkommenden Fälle gültige Rechtsgrund⸗ 
ſätze aufſtellte, iſt allerdings nicht zuſtande gekommen. Es ſind 
nur einige Sonderbeſtimmungen getroffen und im übrigen 
die innerſtaatlichen Rechtsgrundſätze unberührt gelaſſen .. 
Was die Frage anlangt, nach welchem Recht ſich die Auf⸗ 
wertung der perſönlichen Forderung zu richten habe, fo ſoll 
hierfür nach näherer Maßgabe der Art. 7, 8 der Wohnſitz 
des Schuldners zur Zeit der gerichtlichen Geltendmachung der 
Forderung als der gegenwärtige Schwerpunkt der Lebens⸗ 
tätigkeit des Schuldners entſcheidend ſein. Dabei wird für 
hypothekariſch geſicherte Forderungen vorausgeſetzt, daß der 
Schuldner ſeinen Wohnſitz in dem vertragſchließenden Staat 
hat, in dem das belaſtete Grundſtück liegt, während es für 
hypothekariſch nicht geſicherte Forderungen genügen ſoll, daß 
der Schuldner ſeinen Wohnſitz in dem einen oder dem an⸗ 
deren vertragſchließenden Staate hat...” In dem Bericht 
des Reichstagsausſchuſſes (a. a. O. Bd. 437 Nr. 1290) wird 
lediglich mitgeteilt, daß der Vorlage unverändert zugeſtimmt 
worden ſei, und im Plenum des Reichstags haben Einzel⸗ 
erörterungen nicht ſtattgefunden (a. a. O. Bd. 425 S. 2891, 


zwiſchen den Angehörigen der vertragſchließenden Staaten zu er⸗ 
leichtern und zu beſchleunigen.“ 

Im Anſchluß daran enthält die Denkſchrift die im obigen Urteil 
wiedergegebenen Sätze, in denen es wörtlich heißt: „Es ſind nur 
einige Sonderbeſtimmungen getroffen und im übrigen die 
innerſtaatlichen Rechtsgrundſätze unberührt gelaſſen worden.“ 

Gerade weil es ſich um Sonderbeſtimmungen handelt, deren 
Zweck dahin gekennzeichnet iſt, den Widerſpruch des deutſchen und 
des poln. Rechts durch poſitive Beſtimmungen geſetzlich zu 
befeitigen, verbietet es ſich m. E., das Aufw Abk. nach den Grund⸗ 
ſätzen auszulegen, die in dem einen Staate in deſſen Rechtſprechung 
entwickelt ſind, im anderen Staate aber nicht anerkannt ſind. Dies 
gilt, wie die Denkſchrift in den auch im Urteil wiedergegebenen 
Sätzen hervorhebt, im beſonderen Maße für die perſönliche Forde⸗ 
rung einer Hypothek. Danach iſt der Begriff der hypothe⸗ 
kariſch geſicherten perſönlichen Forderung im Sinne 
des Art. 7 nur aus dem Abk. ſelbſt zu entnehmen. 
Auch der Wortlaut des Abk. läßt — wenn man ihn unbefangen 
lieſt — erkennen, daß Art. 7 nur perſönliche Forderungen behandelt, 
für die Hypothek noch eingetragen iſt. Denn es ſoll für ſie die Geſetz⸗ 
gebung des Staates gelten, in dem das belaſtete Grundſtück liegt, 
ſofern der perſönliche Schuldner dort feinen Wohnfis hat. Man 
kann bei einer ſolchen Formulierung und in dieſem Zuſammenhaug 
von einem „belaſteten“ Grundſtück dann nicht ſprechen, wenn das 
Grundſtück nicht mehr belaſtet iſt. 

Dieſer natürliche Begriff einer durch Hypothek geſicherten 
Forderung ſtimmt auch mit der Begriffsbeſtimmung nach deut⸗ 
ſchem Recht überein, und zwar ſowohl mit der in 8 9 
Aufwb. enthaltenen, als auch mit der des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes. Wegen des Begriffs der hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten Forderung nach dem AufwG. ſei auf die Darlegungen von 
Mügel S. 586—587 zu 8 9 verwieſen. Eine hypothekariſch ge⸗ 
ſicherte Forderung iſt hiernach begrifflich eine ſolche, für die zur 
Zeit des Inkrafttretens des Aufwertungsgeſetzes 
eine Forderung noch beſtand. In dieſer Beziehung herrſchte eigentlich 
eine Meinungsverſchiedenheit nur darüber, ob die Hypothek zur 
Zeit des Inkrafttretens der III. StNot VO. beſtanden haben müſſe. 
RO. hat dieſen Standpunkt in dem vielfach erörterten Urteil JW. 
1926, 2357 ff. bis zu der Konſequenz vertreten, daß bei vorbehalt⸗ 
loſer Annahme einer auch nach dem 15. Juni 1922 zurückgezahlten 
und zur Zeit des Inkrafttretens des AufwG. gelöſchten Hypothek 
die freie Aufwertung der Hypothekenforderung, alſo über den geſetz⸗ 
lichen Aufwertungsſatz hinaus von Hypotheken erfolgen könne. Wenn 
RG. ſpäter mit Rückſicht auf die Kritik über das unbefriedigende Er⸗ 
gebnis dieſer Rſpr. feine Auffaſſung geändert und in dem Urt. 
RG. 118, 346 = FW. 1928, 237 die in dem früheren Urt. ZW. 1926, 
2357 ausgeſprochenen Grundjäße ausdrücklich nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten hat (JW. 1929, 172 und R®. 131, 260 — JW. 1931, 2690), 
ſo beruht die veränderte Rſpr. doch nur auf der Auslegung des 8 15 
Aufv®., betr. die Aufwertung kraft Rückwirkung. Eine ſolche Aus⸗ 
legung iſt gerechtfertigt nach dem Zweck der Ausnahmebeſtim⸗ 
mung und findet auch darin ihre Stütze, daß § 15 Abf. 1 AufwG. 
den Zeitpunkt der Leiſtung für weſenklich erklärt. Dieſe 


Erwägung führte dann dazu, daß im Sinne der Ausnahme⸗ 


beſtimmung eine tatſächlich nicht hypothekariſch geſicherte For⸗ 
derung doch als eine ſolche behandelt wird. Inſoweit ent⸗ 
hält § 15 eine Ausnahme von der Regel des 89 AufwG., der im 


2892, 3094). Hiernach iſt die Frage in letzterem Sinne 50 3 
ſcheiden. Denn die Denkſchrift ſtellt ausdrücklich feſt, daß WET 
Abſ. 1 eine Sonderbeſtimmung enthält und daß die in 75 
Abkommen nicht geregelten Fälle nach innerſtaatlichen Reach 
grundſätzen zu beurteilen ſind. Das ſteht im Einklang die 
der Faſſung der Art. 7, 8 und 10. Hierzu kommt, daß N 
gegenteilige Auslegung das fehlende Wort „nur“ in zuliche 
Abſ. 1 („... unterliegen ... nur, ſofern der persone. 
Schuldner ...“) ergänzen müßte, daß Art. 8 lauten müßte, 
„Im übrigen unterliegen alle perſönlichen Forderungen 0 
und daß dann für eine Anwendung des Art. 10 kaum — 
Raum bliebe, ſoweit die Art. 6 bis 8 in Betracht komm 
Demnach ift der Streitfall nach deutſchem Recht zu entſcheid 

(U. v. 29. Juni 1931; 164/31 VI. — Berlin.) Ku.) 
RE. 133, 184.) 


9. $1 Unt WG. Die Verwirkung des Wett. 
bewerbsanſpruchs tritt ein, wenn der Verlel. 
ſeinen mit Mühe und Koſten erlangten Beſe 
ſtand für einen vom Kl. erlaubten halten bu 
Hierbei ift die Kenntnis des Kl. keine notwe 
dige Vorausſetzung. f) — 

Für die Kl. ift ſeit 1895 das Wortzeichen „Hun, 
Janos“ für Bitterwaſſer, Bitterſalz und Abführmittel © z 
getragen. Sie vertreibt ſeit 1865 unter dieſer Bezeichm 


übrigen eine zur Zeit des Inkrafttretens des Au 
evtl. der III. StRotVO. noch beſtehenden Hypothek zur Voraus 
hat. Dieſe Gedankengänge werden beſtätigt durch die Ausführungen en 
RG. in RG. 131, 260 = JW. 1931, 2960, in dem RG. ſich mit dis 
Urt. v. 25. Mai 1929, V 201/28 (Zeiler, Aufmg. Nr. 1760), Lor 
einanderſetzt, das wiederum als eine hypothekariſch geſicherte 1 5 
derung eine ſolche erklärt hatte, für die die Hypothek noch beit, 
Betrachtet man den $ 9 i. Verb. m. $ 15 AufwG., ſo gen. 
man zu der Erkenntnis, daß auch nach dem d eutſchen Auf de⸗ 
eine durch Hypothek geſicherte perſönliche Kon po⸗ 
rung begrifflich eine ſolche iſt, bei der die DU 
thek noch beſteht. — 
Für das poln. Recht kommt aber eine Begriffsbeſtimn nn 
wie ſie das RG. erſt in ſeiner ſpäteren Rechtſprechung in Gegen 
zu ſeiner früheren entwickelt hat, gar nicht in Frage. Eine ue 
wertung kraft Rückwirkung kennt das poln. Recht nicht: dh 
Wiedereintragung der gelöſchten Hypotheken iſt außerdem ausdre 
lich verboten (8 40 PolnAufwVO.). Diefer ganze Frahren 
komplex iſt in der poln. Geſetzgebung vollkom me. 
anders geregelt als in der deutſchen Rechtſprechſoen 
Der Vergleich zwiſchen den Rechtsnormen der be 5 
vertragſchließenden Staaten verbietet es daher m. E. ae 
gend, für die Auslegung der Frage, was unter einer hypothe kane 
geſicherten perſönlichen Forderung i. S. des Art. 7 Auf Abt 2 
verſtehen ſei, nur die gegenwärtige Rſpr. des RG. über die 
legung des § 15 des deutſchen AufwG. zu verwerten. 
Legt man den Art. 7 i. Verb. m. dem Art. 8 des Auf 
ſo aus, wie er nach ſeinem klaren Wortlaut, dem üblichen Sp nur? 
gebrauch, und ja in dem Regelfalle auch nach deutſchem Rechte, zu en. 
ſtehen iſt, ſo gelaugt man zu durchaus befriedigenden Ergebil li, 
Solange die Hypothek zur Zeit der gerichtlichen Geltendma golen 
noch eingetragen iſt, iſt, ſofern das belaſtete Grundſtück noch in 7 
liegt und der Schuldner zu dieſem Zeitpunkt auch in Polen weicht 
das poln. Recht anzuwenden. Iſt die Hypothek zur Zeit der gen u 
lichen Geltendmachung bereits gelöſcht, und wohnt der Schuldne an? 
diefem Zeitpunkt in Polen, fo iſt gleichfalls das poln. Rech ſche 
zuwenden. In beiden Fällen würde, ſelbſt wenn dee sch 
Gerichte anders entſcheiden würden, dies praß! 6 
belanglos ſein, weil auf Grund der deutſchen Urteile meien 
Gegenſeitigkeit eine Zwangsvollſtrechung in Polen nicht Ka for 
kann. Die deutſchen Gerichte haben ſich mit den in 88 7 u. 8 rden 
Abk. geregelten Fragen bisher meiſt in den Fällen befaßt und werden 
dies auch künftig tun, in denen der perſönliche Schuldner zur Aan 
der gerichtlichen Geltendmachung in Deutſchland wann. 5 
dieſem Falle iſt aber nach dem Aufw Abk. deutſches Rech Kall, 
zuwenden. Nur für den jetzt verhältnismäßig ſeltenen 05 
daß eine Klage aus einer perjönlichen Forderung einer bere 
löſchten Hypothek gegen einen in Polen wohnenden Se, ger 
Deutſchland, etwa in dem Gerichtäftand des Vermögens, gelee Art. 8 
macht werden kann, wird die Notwendigkeit beſtehen, gemäß br, 
AufwAbk. poln. Recht anzuwenden. Man kann nicht ſagen, daß h 
ſolches Ergebnis den e ee Staaten 
utſch⸗poln. Aufw Abk. widerſpricht. je 
dem Zwecke des de en Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 
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Zu 9. I. Die vorl. Entſch. verdient deshalb besondere t 
achtung, weil ſie auf die Dogmengeſchichte der Verwirkung, beſor 
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En bekanntes, aus den Hunyadi Janos⸗Quellen ſtammendes 
künteswaſſer in Flaſchen. Die Bekl. ſtellt ſeit 1880 trockene 
alaſtliche Mineralwaſſerſalze her und bezeichnet eines davon 
— ein künſtliches Ofener Salz, das auf Grund der Analyſe 
er Hunvadi Janos⸗Brunnen dargeſtellt iſt. Die Kl. fordert 
nterlaſſung. 
0 Die Bekl. gebraucht die beanſtandete Kennzeichnung ihrer 
Wide auf ihren Glasbüchſen ſeit annähernd 50 Jahren ohne 
vederſpruch der Kl. Die Bekl. iſt daher in ihrem mittler⸗ 
ie begründeten und durch ihre Tätigkeit aufgebauten Be⸗ 
öltand zu ſchützen. Darauf, ob die Kl. von der Warenkenn⸗ 
nung der Bekl. erfahren hat, ob ihre etwaige Unkenntnis 
990 grober Fahrläſſigkeit beruht und ob es der Bekl. darauf 
angekommen ſei, den Markt zu verwirren und die Kl. um die 
chte ihrer Arbeit zu bringen, kommt es entſcheidend nicht 
wl Gewiß geht namentlich die frühere Rſpr. bzgl. der Ver⸗ 
Wirkungsfrage von der Vorausſetzung aus, daß der klagende 
Teil von dem fein Recht verletzenden Verhalten des anderen 
enntnis erlangt hat oder in grob fahrläſſiger Unkenntnis 
geweſen iſt und der Beſitzſtand des Bekl. redlich begründet 
192 den iſt (RG. 111, 192); 114, 3602); MuW. 1926, 255; 
1927/28, 488, 343; 1929, 544; GewRSch. 1929, 493; 1930, 
31; JW. 1929, 1206). Indeſſen beruht der Gedanke der jog. 
erwirkung im Wettbewerbs⸗ und dem einen Teil davon bil⸗ 
denden Warenzeichenrecht nicht auf erſitzungsähnlichen Ge⸗ 
uchtspunkten (ſo Seligſohn: GewRSch. 1930, 93 ff.), auch 
15 auf dem Erfordernis, daß dem Kl. bei Verfolgung ſeines 
(Aſdruchs eigener unlauterer Wettbewerb zur Laſt falle 
zwaumbach: GewRch. 1930, 251 f.), ſondern auf dem 
Te ganze Wettbewerbsrecht beherrſchenden Grundſatz von 
reu und Glauben, der der Rechtsverfolgung entgegenſteht, 
Denn fie fo ſpät erfolgt, daß der andere Teil ſeinen inzwi⸗ 
hun orrenzeichenzecht, etwas näher eingeht und damit zu einer Klar⸗ 
8 ng der allgemeinen dogmatiſchen Grundlagen der 
erwirkung anregk. Dazu ſei folgendes bemerkt: 
10 Der Ausdruck „Verwirkung“ in dem hier in Frage kom⸗ 
e Sinne als einer kraft Geſetzes eintretenden Rechtsminderung 
as untätigen Verhaltens des Berechtigten wird zuerſt in der 
r. zur fog. freien Aufwertung verwandt; der Sache nach iſt eine 
erwirkung aber ſchon viel früher anerkannt worden, nämlich als 
1 „illoyale Verſpätung“ (vgl. z. B. die Nachw in Ro.: JW. 
an 2143 mit Anm. von Heilbrunn; dazu ſchon ROG. 28, 
Ir I.; auch Hamburger, Treu und Glauben S. 84 f.). Die dogma⸗ 
eh Rechtfertigung der Verwirkung wurde bisher allgemein in der 
fili doli erblickt, bisweilen wurde auch die Lehre vom gegen⸗ 
on Verhalten (Riezler) herangezogen. Das verdient Zu⸗ 
m mung, ſoweit damit 8 242 zur Grundlage der Verwirkung ge⸗ 
acht worden iſt. In dem näheren Ausbau dieſer Grundlage und 
115 daraus zu ziehenden Folgerungen beſtanden und beſtehen aber 
och Unklarheiten und Lücken. 


d., II. Die Verwirkung muß m. E. aufgebaut werden auf der 
in de. von der unzuläſſigen Rechtsausübung. 8 242 kommt dann 
bas feiner Funktion als (das geſamte Privatrecht, zum Teil auch 
Hi öffentliche Recht beherrſchende) Schranke der Rechtsausübung 
lich Anwendung, indem eine gegen Treu und Glauben mit Ride 
m auf die Verkehrsſitte verſtoßende Ausübung von Rechten für 
mizuläſſig erklärt wird. Damit iſt zunächſt klargeſtellt, daß die 
Lerwirkung niemals ein Rechtsvernichtungsgrund fein kann: dahin 
chende Außerungen im Schrifttum (z. B. Heinemann: 23.1928, 
a vgl. auch Staudinger⸗Werner, III 2 zu § 242: „Ver⸗ 
tung J formal begründeter Rechte“) ſind alſo unzutreffend. 
Herner ergibt ſich aus dieſer Grundlage, daß das Vorbringen der 
erwirkung einen von Amts wegen zu beachtenden „Einwand“, alſo 
nde Einwendung in materiellrechtlichem Sinne, aber auch nicht etwa 
eine Einrede bedeutet. — Das Verhältnis des 8 242 zu den anderen 
Fedanken der Rechtsausübung geſtaltet ſich folgendermaßen: Während 
15 26 rein ſubiektiv⸗individualiſtiſch aufgebaut iſt und 8 826 durch das 
ſorfordernis des Vorſatzes immerhin noch ſubjektiv gebunden er⸗ 
echt, iſt der Maßſtab des 8 242 rein objektiv, indem er den ſozial⸗ 
jeden Wert eines Verhaltens ſchlechthin entſcheiden läßt. Sub⸗ 
lektive Momente können und müſſen dabei natürlich auch eine Rolle 
n ſie ſind aber nicht notwendig erheblich und können durch 
iu dichtigere obiektive Momente verdrängt werden. (Soweit 8 242 
{ Ausdruck „Einrede der Argliſt“, 


5 Frage ſteht, ſollte alſo der 
doppelt falſch, unbedingt vermieden werden.) 

0 III. Die vraktiſchen Folgen des derartigen dogmatiſchen Auf⸗ 
„aus der Verwirkung als einer Folge unzuläſſiger Rechtsausübung 
5 ich habe dieſe grundſaͤtzlichen Fragen näher in meiner Antritts⸗ 
orleſung behandelt, die baldmöglichſt im Druck erſcheinen wird — 


) JW. 1925, 2453. ) JW. 1927, 108. 
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ſchen mit Mühe und Koſten geſchaffenen Beſitzſtand für einen 
vom Kl. geduldeten und erlaubten anſehen durfte. Entſcheidend 
ſind danach die Umſtände des Einzelfalles, und zwar nicht auf 
ſeiten des Kl., ſondern des Bekl. (jo Seligſohn a. a, O. 
S. 97; RG. 127, 323 8)). So hat der Sen. die Möglichkeit der 
Verwirkung in neueren Entſch. auch gegenüber urſprünglich 
ſittenwidrigen Wettbewerbshandlungen anerkannt (Mu W. 
1930, 440, 560; 1931, 91), und fo bildet auch die Kenntnis 
des Kl. von der Wettbewerbshandlung des anderen für die 
Beurteilung der Verwirkung keine notwendige Vorausſetzung 
(Seligſohn a. a. O.). Was den Beſitzſtand der Bekl. anlangt, 
ſo hat die Bekl. in ihren Proſpekten und bei ihrer Flaſchen⸗ 
ausſtattung das Erforderliche getan, um für das Publikum die 
Beſchaffenheit ihrer Ware klarzuſtellen. Für den auf dieſe 
Weiſe erlangten Beſitzſtand konnte nur ein Widerſpruch der 
Kl., nicht aber die Eintragung ihres Zeichens an ſich ab⸗ 
träglich ſein. Gerade die Tatſache, daß das Zeichenrecht der 
Kl. gegen die Bekl. nicht geltend gemacht wurde, war das 
deren Beſitzſtand beſtärkende und die Rechtsverwirkung der 
Kl. begründende Moment. Die Vorinſtanz ſtellt tatſächlich feſt, 
daß die Wirkung des Kunſtproduktes der Bell. der des natür⸗ 
lichen Bitterwaſſers der Kl. gleichwertig iſt, und danach die 
Beſchaffenheitsangabe der Bekl., wie ſie die Intereſſenten ver⸗ 
ſtünden, nach den mediziniſchen Erfahrungen der Gegenwart 
und der Auffaſſung des Verkehrs, der ſich an der Gleichheit 
der weſentlichen ſpezifiſchen Wirkungen genügen laſſe, 
ohne volle Übereinſtimmung zu erfordern, nicht irreführend 
ſei. Daß in der Kennzeichnung der Ware durch die Bekl. eine 
Täuſchung des Publikums enthalten ſei, wird vom BG. gerade 
verneint. Dann kann ſich die Bekl. — abgeſehen davon, daß 
ſie von vornherein für ihr Erzeugnis eine Kennzeichnung ge⸗ 
wählt hat, die nicht verkehrsverwirrend war — um ſo mehr 


werden beſonders deutlich gerade im Wettbewerbs⸗ und Waren⸗ 
zeichenrecht. 

1. Wie die Entſch. zutr. ausführt, kann die Verwirkung nicht 
mit der Erſitzung in Zuſammenhang gebracht werden. Das 
NG. hat allerdings mit feiner hier üblichen Wendung, es käme dar⸗ 
auf an, ob die Nichtgeltendmachung für den Gegner einen „wert⸗ 
vollen Beſitzſtand“ habe entſtehen laſſen, ſelbſt zu einer derartigen 
Auffaſſung angeregt. Sie iſt aber aus dem allgemein dogmatischen 
Geſichtspunkte abzulehnen, daß die Verwirkung eine Ausübungs⸗ 
ſchranke darſtellt und in dem Syſtem der Rechtserwerbs⸗ und »ver⸗ 
luſtgründe keinen Raum finden kann. 

2. Mit Recht ſtellt die Entſch. den 8 242 auch hier in den 
Vordergrund. Von Rſpr. und Schrifttum ſind bisher in den Fällen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes meiſt nur 8 826 BGB. oder 8 1 Unl⸗ 
WG. herangezogen worden. Das bedeutete zwar keine verſchiedene 
ſyſtematiſche Grundauffaſſung, führte aber dazu, ſubjektive Mo⸗ 
mente weit mehr in den Vordergrund zu ſtellen, als es im Intereſſe 
der Verkehrsſicherheit wünſchenswert erſchien. Erſt in neueſter Zeit 
hat die Rſpr. der durch 8 242 gebotenen rein ſozialethiſchen Wer⸗ 
tung auch praktiſch Rechnung getragen, und zwar zutreffend in 
doppelter Hinſicht. Einmal iſt Kenntnis oder wenigſtens fahrlaſſige 
Unkenntnis des Berechtigten von der Verletzung nicht erforderlich; 
es kann ihm ſogar ſchon bei unverſchuldeter Unkenntnis die Ver⸗ 
wirkung entgegengehalten werden (vgl. ſchon RG. 131, 283 JW. 
1931, 2706; anders noch, außer den Nachw. in der Entſch. ſelbſt, 
Reimer: JW. 1928, 2067f.; auch RG. 127, 321 = SW. 1930, 
1694). Sodann iſt nicht erforderlich, daß der Verletzende gutgläubig 
war oder gar noch iſt; eine Verwirkung kann auch gegenüber ur⸗ 
ſprünglich ſittenwidrigen Wettbewerbshandlungen anerkannt werden 
(vgl. auch OLG. Köln: JW. 1930, 1230 mit Arm. Kirchberger). 

Bedenklich iſt hier nur die Wendung des RG., entſcheidend ſeien 
die Umſtände des Einzelfalles, und zwar „auf ſeiten des Bekl.“ 
Das iſt nur inſofern richtig, als das Verhalten des Kl. zunächſt ein⸗ 
mal vom Standpunkt des Bekl. gewertet werden muß; ſchon dabei 
iſt aber eine Berückſichtigung auch der „Umſtände“ beim Kl. zu 
verlangen. Ferner darf aber nicht überſehen werden, daß 8 242 
auch die Berückſichtigung der Verkehrsſitte vorſchreibt. Beſſer er⸗ 
ſcheint jedenfalls die Wendung, daß es auf die Geſamtheit der Um⸗ 
ſtände ankomme (RG. 131, 233), denn nur bei Abwägung aller 
hier beteiligten Intereſſen kann eine gerechte Loſung gefunden wer⸗ 
den. Daß eine in ſolcher Weiſe zu findende Entſch. immer nur auf 
den einzelnen Fall zugeſchnitten ſein kann, iſt eine notwendige 
Folge jeder Wertung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte. Es laſſen ſich aber hierzu gewiſſe Leitſätze aufſtellen, 
die die Gefahr einer Unſicherheit im einzelnen Falle mindern, im 
Gegenteil geeignet ſind, in der Anwendung und Auslegung gewerb⸗ 
licher Schutzrechte feſte Grenzen und eine Sicherheit der Praxis zu 
erzielen. Zur näheren Entwicklung dieſer Leitſätze fehlt hier der 
Raum. Priv Doz. Dr. W. Siebert, Halle. 

) 3%. 1930, 1694. 
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darauf berufen, daß ihr im Laufe der Jahrzehnte geſchaffener, 
von der Kl. nicht angefochtener Beſitzſtand als ein redlicher 
anzuerkennen ſei, und die Kl., ſofern wirklich noch die Mög⸗ 
lichkeit einer Verkehrsverwirrung in Betracht komme, dieſe 
Gefahr nach Treu und Glauben in Kauf nehmen muß (RG.: 
JW. 1929, 3075). 

(U. v. 27. Okt. 1931; 25/31 II. — Berlin.) 
= NG. 134, 38.) 


[Ku.] 


II. Verfahren. 

10. 88 97 Abſ. 2, 441, 529 ZPO.; 8 242 BGB. 

1. Die Verwendung von Vergleichsſtücken für 
eine Schriftvergleichung hat zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß ſie zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden ſind. 

2. Die Bezugnahme auf Schriftſtücke, die ſich 
in anderen Akten befinden, kann nur genügen, 
wenn im Urteil kenntlich gemacht wird, welche 
Schriftſtücke zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden ſind. Es verſteht 
ſich unter Umſtänden von ſelbſt, daß nicht die ge⸗ 
ſamten Schriftſtücke eines umfangreichen Akten⸗ 
bandes vorgetragen worden ſind. 

3.8 97 A bſ. 2 3 PO. kann anwendbar ſein, auch 
wenn der Tatbeſtand des § 529 ZPO. nicht ge⸗ 
geben iſt. 

4. Die Prüfung der Vorausſetzungen des 
Ausgleichsanſpruchs hat ſich nicht auf die Prü⸗ 
fung des Mißverhältniſſes zu beſchränken, ſon⸗ 
dern muß die geſamten Verhältniſſe des Einzel⸗ 
falles umfaſſen. 

5. Iſt ein die Aufw Pflicht berührendes Ab⸗ 
kommen erſt nachträglich getroffen, jo iſt beſon⸗ 
ders ſorgfältig zu prüfen, welches der wirkliche 
Wille der Parteien war, und ob der durch das 
Abkommen Begünſtigte einer etwaigen Auf⸗ 
klärungspflicht genügt hat. 7) 

Der Kaufmann M. kaufte im Okt. 1922 ein Grundſtück 
in B. zu einem in der notariellen Urkunde angegebenen 
Preiſe von 800 000 %. M. übernahm in Anrechnung auf 
den Kaufpreis die auf dem Grundſtück eingetragene perſön⸗ 
liche Darlehnsforderung der L.⸗Anſtalt in G., deren Rechts⸗ 
nachfolgerin die Kl. iſt, in Höhe von 289 000 46. Er zahlte 
der Kl. das Darlehn im Mai 1923 unter Zuſchlag eines Auf⸗ 
geldes von 1800000 % zurück. Am 15. Sept. 1924 wurde 
die Hypothek gelöſcht. Am 19. Sept. 1924 verkaufte M. das 
Grundſtück an den Bekl. zum Preiſe von 28000 GM., den 
er bar bezahlte. Zugleich erfolgte die Auflaſſung. Am 25. Okt. 
1924 wurde der Bekl. als Eigentümer eingetragen. In dem 
Kaufvertrage übernahm der Bekl. als Selbſtſchuldner die 
in Abt. III noch eingetragene Reſthypothek von 6000 % im 


Zu 10. I. 1. Das BG. hatte die Echtheit einer Urkunde durch 
Schriftvergleichung feſtgeſtellt; drei andere Urkunden waren dabei ver⸗ 
wertet worden. Bei zwei dieſer Urkunden beanſtandet das RG. die 
Heranziehung. Mit Recht kommt es dann zu dem Ergebniſſe, man 
könne nicht ſicher jagen, ob der Ber. auch auf Grund der einen 
noch bleibenden Vergleichsurkunde zur Überzeugung von der Echtheit 
gekommen wäre. 2. Mit Recht wird weiter bei der einen der Ver⸗ 
gleichsurkunden die Verwertung bemängelt. Sie befand ſich in zur 
Information beigezogenen Akten. Ob ſie zum beſonderen Gegenſtand 
der Verhandlung gemacht war, ergaben die Feſtſtellungen des Tat⸗ 
ſachenrichters nicht. Bei dieſer Sachlage durfte ſie nicht benutzt werden. 
Zwar kann man bezweifeln, ob es in jedem Falle notwendig iſt, im 
Urteilstatbeſtand die aus vorliegenden Akten vorgetragenen Beſtand⸗ 
teile „genau zu bezeichnen“, wie es in der vom RG. angezogenen 
Entſch. RG. 102, 330 — JW. 1923, 835 verlangt wird; manches Mal 
wird man ohne weiteres davon ausgehen dürfen und müſſen, daß 
zum Gegenſtand der Verhandlung gemachte Akten in vollem Umfang 
zur Erörterung der Streitteile ſtanden. Aber ſicher iſt nicht ohne 
weiteres anzunehmen, daß über die Echtheit jeder einzelnen Urkunde 
der Beiakten in einer Weiſe verhandelt wurde, welche die Urkunde 
als Vergleichsmaterial bei der Beweisführung auf Grund des 8 441 
8PO. benutzen ließe. Wo nämlich Akten lediglich zur Aufhellung des 
Tatbeſtandes herangezogen ſind, muß im allgemeinen noch beſonders 
über jeden Beſtandkeil dieſer Akten verhandelt werden, der als echte 
Urkunde der Schriftvergleichung zugrunde gelegt werden ſoll. 3. Be⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Schätzungswert von noch nicht 100 GM., ohne Rückſicht 7 
auf, ob dieſe Hypothek noch zu Recht beſtehe und in welch 
Höhe ſie etwa zu bezahlen ſei. 9 

Die Kl. meldete im Sept. 1925 ihre AufwAnſprüche wege 
der Hypothek von 289 000 % an mit 25% — 72 250 Hm. JE 
doch abzüglich des Werts der Zahlung von 2089 000 . FU 
nahm zunächſt die Voreigentümer des M., dann dieſen P f 
ſönlich in Anſpruch, verfolgte dieſen Anſpruch jedoch zunäch 
nicht weiter; das AufwVerfahren ruht. Am 11. Nov. u 
trat M. ſeinen Ausgleichsanſpruch gegenüber dem Bekl. 1 
die Kl. ab. Dieſe behauptet, daß das Grundſtück einen ** 
von 150 000 RM habe, und verlangt Zahlung von 50000 # 
nebſt Zinſen, wobei ſie in bezug auf die Zahlungsart 55 
-zeit verſchiedene Hilfsanträge ſtellt. Das LG. verurteilte 1 
Bekl. zur Zahlung von 45075 AM nebſt Zinſen und 1 
den weitergehenden Anſpruch ab. Gegen dieſes Urteil legte 
beide Parteien Ber. ein. Das BG. wies die Klage in vol 
Umfange ab, legte jedoch dem Bekl. nach 8 97 Abſ. 2 90. 
die Koſten feiner Ber. auf. Das RG. hat zurückverwie 

1. Die Rev. erhebt zunächſt eine Prozeßrüge. Sie 9. 
zieht ſich auf folgendes: Das BG. hat in ſeinem Urteil 5 
ſcheidende Bedeutung einem die Unterſchrift des Zedenten d 
Kl., M., tragenden Brief v. 20. Sept. 1924 beigemeſſen, ſſen 
der Bekl. erſt im zweiten Rechtszuge vorgelegt und deſſe 
Echtheit die Kl. beſtritten hat. Das BG. führt aus, daß 0 
die Echtheit der Unterſchrift des M. aus einer Vergleichun 
dieſer Unterſchrift mit denen unter der Abtretungsurkun 
v. 11. Nov. 1929, der Urkunde v. 20. Sept. 1921 in DE 
„Grundakten“ Bl. 210 und der vom Bekl. vorgelegten Det 
tung v. 19. Sept. 1924 entnehme. Mit Recht rügt die u 
Verletzung des 8 441 ZPO. Die Kl. hatte die Echtheit 9 
Briefes beſtritten. Das BG. erörtert die Echtheit der Un 
ſchrift. Wäre letztere echt, ſo würde ſich allerdings aus 5 
ZPO. die Folgerung ergeben, daß die in der Urkunde 12 
haltene Erklärung von dem Zedenten abgegeben worden it 
Nach 8 441 kann der Beweis der Echtheit durch Schul, 
vergleichung geführt werden; in dieſem Falle hat der Bent, 
führer zur Vergleichung geeignete Schriften vorzulegen arif 
erforderlichenfalls den Beweis der Echtheit dieſer 5 
ten anzutreten. Daß der Bekl. die Vorlegung der vom ck 
richt zur Schriftvergleichung benutzten Urkunden bewirkt 2 
iſt aus dem Tatbeſtand nur bezüglich der Quittung von 
19. Sept. 1924 zu entnehmen. Wie die Verhandlungsniedg z 
ſchrift v. 22. Juni 1931 ergibt, iſt dieſe Urkunde dane 
vorgelegt worden; was für eine Erklärung der Proz Bev. der 
Kl. in jener Verhandlung, in der er alleiniger Vertreter / 
Kl. war und auf Grund deren das Urteil noch in demſelb, 
Termin verkündet worden iſt, auf die Vorlegung der Urkun 
abgegeben hat, iſt weder aus der Niederſchrift noch aus 755 
Bl. zu entnehmen. Daß die Echtheit dieſer Vergleichsurkun 
die lediglich die Form der Privaturkunde trägt, von 25 
Proz Bev. der Kl. nicht beſtritten worden iſt, iſt nicht 94, 
weiteres anzunehmen; denn die Kl. hat ihren Sitz in W.! in 
Proz Bev. hatte keine Gelegenheit mehr, ſeiner Auftraggebe 
denklich erſcheinen die Gründe, mit denen das RG. die Berti 
einer im Schlußtermin vorgelegten Urkunde beanſtandet. Daß rat 
Echtheit bezweifelt wurde, ergab ſichtlich der berufungsrichterliche 
beſtand nicht. Dann griff § 314 ZPO. ein; es war feſtgeſtellt, de 
die Echtheit unbeſtritten geblieben war (RG. 4, 420). Die Urk! 
war darum als echt anzufehen, wenn nicht die Abſicht des Beſtreen gg 
der Echtheit aus den übrigen Erklärungen zu entnehmen war. 603) 
Abſ. 2 ZPO., der auch hier anwendbar iſt, vgl. GruchBeitr. 29, 1 len, 
Eine ſolche Beſtreitungsabſicht war keinesfalls deshalb anzunehn die 
weil der Prozeßbevollmächtigte keine Gelegenheit gehabt halle, An 
Urkunde der Partei vorzulegen. Auch ſonſt fehlte für eine ſolcht . 
nahme, ſoweit erſichtlich, dem Nev®. die genügende Grundlage. " ſo 
aber mußte von der Echtheit der Urkunde ausgegangen werden 
daß die Heranziehung des Schriftſtücks bei der Schriftvergleich 
nicht zu bemängeln war. 1 Abl. 2 

II. Die Vorausſetzungen der Koſtenbelaſtung nach sa * ur 
BRD. können ſehr wohl gegeben fein, wenn die Vorbedingungen 5 
Zurlickweiſung nach 8 529 Abſ. 2 BRD. fehlen; das wird vom duch 
mit Recht ausgeſprochen und ſollte außer jedem Zweifel ſtehen. 
nach 88 100 und 494 3POeEntw. ſoll es dabei bleiben, daß der . 
fiegenden Partei die Berufungskoſten auferlegt werden können, 
ſie bei einem nachträglichen Vorbringen irgendein Verſchulden 
während die Zurückweiſung eines nachträglichen Vorbringens 
mindeſten grobe Fahrläſſigkeit verlangt. 


* 
III. Sachlich⸗rechtlich ſpricht das RG. aus, der auf Grund de 
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die Urkunde vorzulegen. Daß das gleichfalls die Form der 
ſcc aturkunde tragende Schriftſtüc v. 20. Sept. 1921, das 
Ich nach dem Tatbeſtand auf B. 210 der „Grundakten, be⸗ 
met, zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht 
orden ift, iſt aus dem BU. nicht zu erſehen. Es erhellt aus 
ieſem nicht einmal, daß die Grundakten in der mündlichen 
erhandlung vorgelegt worden ſind. Die in dem Tatbeſtand 
lic Bu. erfolgte allgemeine Bezugnahme auf das landgericht⸗ 
übe Urteil kann jedenfalls für die hier in Betracht kommende 
lende nichts ergeben; denn das landgerichtliche Urteil be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Bemerkung, daß die Grundakten zum 
Zwecke der Information herbeigezogen worden ſind und 
i genstand der mündlichen Verhandlung waren und daß auf 
en Inhalt Bezug genommen werde. Abgeſehen davon, 
vb die Urkunde, deren Echtheit durch Vergleichung mit ande⸗ 
en Urkunden nachgewieſen werden ſollte, erſt im zweiten 
echtszuge vorgelegt worden iſt, kann die Bezugnahme auf 
10 riftſtücke, die ſich in anderen Akten befinden, nur genügen, 
enn im Urteil kenntlich gemacht wird, welche Schriftſtücke 
Am Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht worden 
ind (RG. 102, 330 )). Es verſteht ſich von ſelbſt, daß nicht 


905 geſamten Schriftſtücke des umfangreichen Grundakten⸗ 
andes vorgetragen worden ſind. Die im landgerichtlichen 


teil enthaltene Bezugnahme auf Grundakten iſt alſo wir⸗ 
ungslos. Damit muß aber auch die vom BG. aus den 
tuandakten herangezogene Urkunde als Vergleichungsſchrift⸗ 
kück prozeſſual ausscheiden. Das Prozeßgericht iſt nicht be⸗ 
ſugt, Vergleichungsmaterial nach feiner Wahl ohne Anhörung 
er Parteien zu benutzen. Geſchieht das trotzdem, ſo wird 


gegen die Grundſätze der 88 128, 286 ZPO. verſtoßen (RG: 


GWarn. 1919 Nr. 27 S. 42; RG.: JW. 1916, 964). Die 
Au merkung des BG., daß es auf Grund des eingenommenen 
fegenſcheins an der Echtheit des Briefes v. 20. Sept. 1924 
einen Zweifel habe, kann nicht ergeben, daß die Urkunde 
5. 20. Sept. 1921 zum Gegenſtand der mündlichen Ver⸗ 
tundlung gemacht worden iſt. Jede Benutzung von Ur⸗ 
kunden ſeitens des Prozeßgerichts ſetzt naturgemäß die Ein⸗ 
lichtnahme voraus. 

l Es bleibt hiernach als prozeſſual einwandfrei zur Ver⸗ 
gleichung benutzter Urkunden nur die Abtretungsurkunde 
9. 11. Nov. 1929 übrig, die die Kl. ſelbſt vorgelegt hat. 
Allein, es iſt aus dem Bu. nicht zu entnehmen, daß das 
20 zur Überzeugung von der Echtheit der Urkunde vom 
20. Sept. 1924 auch dann gelangt wäre, wenn ihm nur die 
urkunde v. 11. Nov. 1929 vorgelegen hätte. Die Benutzung 
weier weiterer Urkunden ſpricht für das Gegenteil. Schon 
ieſe Rüge der Rev. mußte zur Aufhebung des BU. führen. 
. 2. Die Rev. bittet ferner um Nachprüfung, ob das BG. 
it Recht die Benutzung der Urkunde v. 20. Sept. 1924 zu⸗ 
waaſſen hat, oder ob es die Zuläſſigkeit der prozeſſualen Ver⸗ 
wenung nach $ 529 3PO. hätte verneinen müſſen. Die Rev. 
weiſt darauf hin, daß das BG. dem Bekl. die Koſten ſeiner 

er, auferlegt hat, weil die Verſpätung der Vorlegung der 
zwtunde nicht zu entſchuldigen ſei. Allein ein Widerſpruch 

iſchen den Ausführungen des BG. iſt nach dieſer Richtung 
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eDbotfiekenaufiertung in Anſpruch genommene frühere Eigentümer 
da es verkauften Grundſtücks habe gegen den Grundſtückskaufer nur 
0 120 einen Ausgleichsanſpruch, wenn die Geſamtheit der Verhältniſſe 
18 als billig erſcheinen laſſe. Der Satz ergibt ſich ohne weiteres 
wei 5242 BGB., der Rechtsgrundlage des Ausgleichsanſpruchs. Daß 
daterhin eine den Ausgleichsanſpruch beſeitigende, nach Abſchluß des 
urlſvertrags angeblich erklärte Übernahme der Aufwertungspflicht 
5 rch den Verkäufer nicht leicht anzunehmen iſt, leuchtet gleichfalls 
N weiteres ein. Aus dem letztbezeichneten Grundſatze leitet das 
ſolle Folgerungen weſentlich tatſächlicher Natur ab, die darlegen 
de en, daß der BerR. ohne erſchöpfende Prüfung angenommen habe, 
. Verkäufer habe vertraglich die Aufwertung übernommen. Dieſe 
ein Uhrungen begegnen Bedenken. Der Käufer hatte dem Verkäufer 
n Schriftſtück zugeſandt, in dem der Verkäufer, freilich unter andern 

t enden, die Erklärung abgab, „eine eventuelle Aufwertung der Hypo⸗ 
no en — ausſchließlich der (nach dem Kaufvertrag vom Kaufer über⸗ 
briamenen) 6000 % — geht zu meinen Laſten“. In einem Begleit⸗ 
ief hatte der Käufer noch beſonders bemerkt, der Verkäufer ſolle 
der beiliegenden Erklärung „das Riſilko einer eventuellen Auf⸗ 
tung übernehmen“, Man möchte glauben, daß damit auch für einen 
cht beſonders geſchäftserfahrenen Verkäufer klar war, der Käufer 


) JW. 1923, 835. 


nicht anzuerkennen. Die Anwendung des 8 529 ZRD. ſetzt 
voraus, daß das Beweismittel in der Abſicht der Prozeß⸗ 
verſchleppung oder aus grober Nachläſſigkeit nicht früher 
vorgebracht worden iſt. Ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, hat 
das BG. nach freier Überzeugung zu entſcheiden. Daß das 
BG. bei Verneinung dieſer Vorausſetzungen ſeine Über⸗ 
zeugung auf rechtlich fehlerhafter Grundlage gewonnen hat, 
iſt aus dem Urteil nicht zu entnehmen. In $ 97 Abſ. 2 da⸗ 
gegen handelt es ſich lediglich darum, ob eine Partei auf 
Grund eines neuen Vorbringens in der BerInſt. obſiegt, das 
ſie nach freiem Ermeſſen des Gerichts in erſter Inſtanz gel⸗ 
tend zu machen imſtande war. Dieſe Frage konnte das BG. 
bejahen, ohne zugleich den Tatbeſtand des 3 529 anzunehmen. 

3. In ſachlich⸗ rechtlicher Beziehung ſtützt das BG. die 
Entſch. allein auf das Schreiben v. 20. Sept. 1924. Der Bekl. 
hat nach ſeiner Darſtellung nach Abſchluß des Kaufvertrages 
mit M. v. 19. Sept. 1924 an dieſen ein Schreiben gerichtet, 
mit dem er ihm Entwürfe für zwei Schreiben überſandte. 
In dem Überſendungsſchreiben wird der Inhalt der Entwürfe 
dahin angegeben: I. Ein Schreiben an das Grundbuchamt 
mit der Mitteilung, daß der Bekl. jetzt Eigentümer ſei; 
2. ein Schreiben „an mich, in dem Sie das Riſiko einer evtl. 
Aufw. übernehmen und mir beſtätigen, daß ich die Hypotheken⸗ 
briefe in Empfang nehmen kann“. Beide Schreiben tragen 
das Datum v. 20. Sept. 1924. In dem an den Bekl. ge⸗ 
richteten Schreiben wird auf die Überſendung der Hypotheken⸗ 
briefe an das AG. hingewieſen und zum Schluß bemerkt: 
„Eine evtl. Aufw. der Hypotheken (ausſchl. der 6000 46) geht 
zu meinen Laſten“. Das BG. nimmt an, daß durch die Ab⸗ 
ſendung dieſes Entwurfs ſeitens des Bekl. an M. und die 
Vollziehung und Rückſendung des Schreibens durch M. ein 
Vertrag zuſtande gekommen ſei; da er nur privatſchriftlich, 
und zwar nach der Auflaſſung geſchloſſen worden ſei, könne 
er nicht als Ergänzung des notariellen Kaufvertrags oder als 
Nebenabrede zu dieſem angeſehen werden. Für die Anwen⸗ 
dung des 8 313 Satz 2 ſei kein Raum. Demnach ſei das 
AufwaAbkommen rechtswirkſam. An ſich habe es mit der Ver⸗ 
pflichtung zur Übertragung des Eigentums ſeitens des M. 
nichts zu tun. In zweiter Reihe verwendet das BG. das 
Abkommen v. 20. Sept. 1924 als Mittel der Auslegung des 
8 3 des Kaufvertrages; da der Bekl. die etwaige Aufw. der 
Hypotheken von 6000 % übernommen habe, ſei der Umkehr⸗ 
ſchluß gerechtfertigt, daß M. die Aufw. der übrigen Hypo⸗ 
theken übernommen habe. Mindeſtens aber ergebe das privat⸗ 
schriftliche Abkommen, daß die Parteien zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes mit einer ſpäteren Aufw. auch der gelöſchten 
Hypotheken gerechnet hätten. 

Der Rev. iſt darin zuzuſtimmen, daß dieſe Ausführungen 
dem Sachverhalt nicht völlig gerecht werden. Abgetreten iſt 
an die Kl. der Ausgleichsanſpruch des Verkäufers M. gegen 
den beklagten Käufer. Ein ſolcher Anſpruch wird in der Rſpr. 
des NG. lediglich aus 8 242 BGB. abgeleitet; er betrifft 
nicht einen nach dem Willen der Vertragſchließenden begrün⸗ 
deten Anſpruch, ſondern eine Mehrleiſtung gegenüber den 
vertraglich feſtgelegten Leiſtungen (RGUrt. v. 8. Dez. 1930, 


denke an die — zur fraglichen Zeit freilich im allgemeinen 
noch nicht erwartete — Aufwertung gelöſchter Hypotheken, und die 
Gefahr dieſer Aufwertung ſolle er (der Verkäufer) auf ſich nehmen. 
Dieſe Übernahme erklärte er. Damit gab er eine durchaus eindeutige 
Willensäußerung ab. Alle vom RG. hervorgehobenen Geſichtspunkte 
vermögen, wie mir ſcheint, nichts an der Tatſache zu ändern, daß der 
Verkäufer die Auſwertungsgefahr zu tragen hat. Die dahingehende 
klare Erklärung könnte vielleicht — wie das RG. am Ende über⸗ 
zeugend hervorhebt — einer einſchränkenden Auslegung deshalb unter⸗ 
liegen, weil der Umfang der Gefahr im entſcheidenden Zeitpunkt noch 
nicht zu überſehen war; aus dieſem Grunde mußte in der Tat die 
Frage aufgeworfen werden, ob nicht nach dem wahren Parteiwillen 
nur ein Teil der ſpäter vom Geſetze feſtgelegten Aufwertungsverbind⸗ 
lichkeit den Verkäufer zu treffen hatte. Daß aber der Verkäufer üͤber⸗ 
haupt keine Aufwertungspflicht übernommen habe — was das RO. 
als möglich anſieht —, ſcheint mir mit dem unmißverſtandlichen In⸗ 
halt der abgegebenen Erklärung ſchwerlich vereinbar. Und es iſt auch 
nicht zu erſehen, was der Käufer, der in ſeinem Schreiben in einer 
für den Verkäufer nicht wohl irgendwie unklaren Weiſe zum Aus⸗ 
druck brachte, er denke an die Möglichkeit weiterer Aufwertung, noch 
überdies nach Treu und Glauben dem Verkäufer hätte mitteilen müſſen, 
um ſeiner vertraglichen Aufklärungspflicht zu genügen. 
SenPräſ. Dr. Otto Levis, Karlsruhe. 
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VI 116/302): AufwRſpr. 1931 Nr. 22 S. 65; v. 30. Nov. 
1931, VI 344/31). Der für die Begründung des Ausgleichs⸗ 
anſpruchs leitende Gedanke iſt, daß das Verhältnis der 
Gleichwertigkeit zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, wie es 
für den Vertragsſchluß der Regel nach vorausgeſetzt werden 
kann, und damit die Geſchäftsgrundlage durch die nach⸗ 
folgende Geſetzgebung über die Aufw. in einer dem Grund⸗ 
ſatz des § 242 BGB. widerſprechenden Weiſe erſchüttert wird. 
Die Prüfung der Vorausſetzungen des Ausgleichsanſpruchs 
hat ſich aber nicht auf die Prüfung des Mißverhältniſſes zu 
beſchränken, ſondern muß entſprechend der allgemeinen Faſ⸗ 
fung des § 242 die geſamten Verhältniſſe des Einzelfalls 
umfaſſen (RGUrt. v. 2. März 1931, VI 440/315): Aufwgtſpr. 
1931 Nr. 1560 S. 434). Legt man den von der Kl. vor- 
getragenen Sachverhalt zugrunde, ſo wird eine Erſchütterung 
der Geſchäftsgrundlage in dem angegebenen Sinne nicht be⸗ 
zweifelt werden können, ſoweit die Leiſtungen gegenſtändlich 
miteinander verglichen werden. Der Käufer — Bekl. — hat 
ein Grundſtück zum Preiſe von 28 000 GM. erworben, das 
jetzt einen Wert von mindeſtens 150000 RM haben ſoll; der 
Käufer ſoll eine Aufw. vornehmen, die nach der Darſtellung 
der Kl. mindeſtens 72 000 RM beträgt. Der Verkäufer würde 
alſo ein Mehrfaches des Kaufpreiſes aufzuwenden haben, um 
der AufmPflicht zu genügen. Das BG. beſchäftigt ſich mit 
dieſem Teil des Prozeßſtoffs nicht, weil es für allein ent⸗ 
ſcheidend ein Abkommen der Vertragſchließenden hält, wonach 
der Verkäufer nach der Annahme des BG. das Aufwgiſiko 
übernommen hat. 

Nun iſt richtig, daß der oben erörterte Regelfall der 
Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage dann nicht vorzuliegen 
braucht, wenn bereits bei Vertragsabſchluß von den Par⸗ 
teien die künftige Aufw. in den Kreis der Erwägung gezogen 
worden iſt; dann kann die Rechtslage ſo ſein, daß die Aufw. 
bereits in das Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung 
einbezogen iſt und eine Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage 
i. S. der Vertragſchließenden durch die AufwöGeſetzgebung 
nicht mehr erfolgt. Das BG. ſtellt aber feſt, daß das Ab⸗ 
kommen über die Aufw. erſt nach der Vertragſchließung über 
den Verkauf des Grundſtücks erfolgt iſt, alſo zu einer Zeit, 
in der Leiſtung und Gegenleiſtung bereits vertraglich feſtgelegt 
waren, die Grundlage für die Prüfung des Ausgleichsanſpruchs 
als einer Mehrleiſtung gegenüber dem Vertrage bereits feſt⸗ 
gelegt war. Freilich kann auch nachher ein Abkommen über 
die Aufw., wie ſie der ſpäteren Geſetzgebung entſpricht, ge⸗ 
troffen werden, und es iſt rechtlich möglich, ſowohl eine neue 
ſchuldrechtliche Verpflichtung mit dieſem Inhalt zu begründen 
— dieſen Fall nimmt das BG. wohl in erſter Linie an —, 
als auch ein ſolches Abkommen zur Auslegung des Kauf⸗ 
vertrages in dem Sinne zu verwerten, daß ſchon damals in 
Wirklichkeit die AufwFrage geregelt worden iſt. Aber die Er⸗ 
mittelung, wie ein ſolches Abkommen ſelbſt auszulegen iſt, 
wird beſonders ſorgfältig vorzunehmen und auf alle in Be⸗ 
tracht kommenden Umſtände und auf die Belange beider Teile 
zu erftreden fein. 

Der Rev. ift darin zuzuſtimmen, daß dieſe Prüfung vom 
BG. nicht in erſchöpfender Weiſe vorgenommen und deshalb 
$ 286 3PO. i. Verb. m. § 242 BGB. von ihm verletzt wor⸗ 
den iſt. Zunächſt drängt ſich die Frage auf, welche wirtſchaft⸗ 
lichen Gründe den Käufer veranlaſſen könnten, nachträg⸗ 
lich ohne Gegenleiſtung eine neue ſchuldrechtliche Verpflich⸗ 
tung auf ſich zu nehmen und insbeſ. in dem Maße, wie es 
ſich im vorl Falle herausgeſtellt hat, und zu einer Zeit (Sept. 
1924), in der mit einer Anderung der AufwGeſetzgebung, 
die eine Aufw. gelöſchter Hypotheken nicht zuließ, jedenfalls 
im allgemeinen noch nicht gerechnet wurde (vgl. z. B. RG.;: 
AufwRſpr. 1931 Nr. 84 S. 236). Dabei kann in Betracht 
kommen, daß der Bekl. ſeinem Käufer den Entwurf eines 
Schreibens zuſchickte, der zunächſt eine andere Angelegenheit 
betraf und als kurzen Schlußſatz die Beſtimmung enthielt, 
von der das BG. die Entih. abhängig macht. Es hätte ſich 
die Möglichkeit geboten, den Zuſammenhang dieſer Dinge, 
nötigenfalls unter Ausübung der Fragepflicht, näher auf⸗ 
zuklären. Im Zuſammenhang damit iſt auf folg. henzuweiſen: 

Die Kl. hat behauptet, daß bei den Kaufverhandlungen 
über eine Aufw. nicht geſprochen worden iſt und daß M. den 


) JW. 1931, 590. 5) JW. 1931, 3263. 
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Vertrag nicht unter den vereinbarten Bedingungen en: ii 
ſchloſſen Hätte; die Kl. ift in der Ber nſt. darauf in ein, 
gehender Darftellung zurückgekommen. Der Bekl. hat uc 
Hinweis auf eine von ihm vorgelegte, von dem BG. noch 1101 
gewürdigte Urkunde Beweis für das Gegenteil angelte n 
Dabei würde in Frage kommen, wieweit es ſich um die 1 
der noch nicht gelöſchten Hypothek von 6000 % oder auch 18 
die gelöſchte Hypothek gehandelt hat. Je nach dem Ergen ge 
einer Beweisaufnahme über dieſe Frage würde es W 9 
deutung ſein können, daß der Bekl. im Schriftſatz v. 31. 41 
1931 ©. 8 vorgetragen hat, er ſei in feiner Eigenſchaſt ad 
Bücherreviſor, der auch mit Grundſtücksangelegenheiten u 3 
Grundſtücksgeſellſchaften zu tun habe, ſtändiger Leſer oa 
„Grundeigentums“ geweſen und dadurch auf die AufwFrag 
hingewieſen worden; er hat zum Beweiſe dafür, daß in 1 — 
Zeitſchrift die weitere Hypothekenaufwertung im Som 135 
1924 dringend verlangt worden und in jener Zeit die Roch 
lage der Hypothekenſchuldner in bezug auf die Aufw. übe e 
unſicher geweſen ſei, auf eine Anzahl von Artikeln jener 1 
ſchrift Bezug genommen. Hier entſteht zunächſt die 3 
warum die Gefahr der Hypothekenaufwertung nicht ſchon z 5 
Gegenſtand des Kaufvertrages gemacht worden iſt, der 8 ns 
vielmehr nachher dem Käufer den Entwurf eines Schreibe 
zugeſchickt hat, in dem am Schluß in einem kurzen Saß ah 
Angelegenheit erwähnt wurde. Ferner würde der Bekl. unf 
feiner Darſtellung von einer Auffaſſung der Hypotheken 1 
wertung ausgegangen ſein, die, wie oben dargelegt, in lager 
Zeit nicht der allgemeinen Auffaſſung entſprach. Iſt at 
über die Aufw., wie die Kl. unter Beweis ftellt, bei den Ae 
verhandlungen nicht geſprochen worden, und iſt M. auch gel 
nicht — entgegen der durch Beweisantritt belegten Dare 
lung des Bekl. — über die Rechtslage unterrichtet geweſ 2 
jo würde die von der Würdigung des zu ermittelnden ie 
verhalts abhängende Frage entitehen, ob nicht dem Bekl. 
Aufklärung ſeines Vertragsgegners nach Treu und Glau 
oblag, ehe er ihm eine ſo weitgehende Laſt aufbürdete. 5 
Zum mindeſten aber würde die Feſtſtellung der f ir 
nahme der Aufwertungsgefahr durch M. von der pe 
fung der Frage abhängen, in welchem Maße im ei 
tember 1924 eine Aufw. bei verftändiger Würdigung der de 
maligen Verhältniſſe überſehen werden konnte. Die Über 
nahme der Gefahr ſetzt voraus, daß der fie übernehmende * 
dieſer Gefahr bewußt iſt (RG. 119, 137 u. a.) ), und 29 
gilt auch für das Maß der Aufw. (Rch.: DI. 1927, 225 
1926, 1493 u. a.). Der Wortlaut des Abkommens v. 20. = 
1924 zwingt nicht zur Annahme einer uneingeſchränkten . 
fahrübernahme. Wieweit die vom Bekl. für dieſe Annahme 
angeführten, aber ſtreitigen Umſtände zu einer ſolchen 115 
nahme führen könnten, muß der Beurteilung des Tatſache 
richters überlaſſen bleiben. 10 


(U. v. 4. Jan. 1932; 422/31 VI. — Berlin.) 


8 b) Straffacen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 


11. 8 21 StGB. Bei der Umwandlung eine! 
der Art nach ſchwereren Freiheitsſtrafe in 1 
leichtere iſt an die Stelle eines hierbei erre 1 
neten halben Monats der Zeitraum von 14 (ni 
15) Tagen zu ſetzen. 15 

Die Nachprüfung des Urteils hat einen Verſtoß im RT 
ausſpruch inſoweit aufgedeckt, als die an Stelle der verwir nie 
Zuchthausſtrafe von 3 Monaten zu ſetzende Gefängnisſtreg 
von 4½ Monaten auf 4 Monate und 15 Tage bemeſſen 1 
Dieſer auch in RGSt. 43, 320 vertretene Standpunkt iſt * 
RG. in feiner neueren Rſpr. verlaſſen. Mit Rückſicht auf * 
Möglichkeit der Strafverbüßung im Februar iſt der 995 
Monat nur mit 14 Tagen zu berechnen (vgl. Rur 
24. Jan. 1924, 2 D 1186/23, und das Urt. des erk. Se 


) JW. 1928, 886. 


1. Jahrg. 1932 Heft 13] 


4 20. Dez. 1915, 3 D 837/15). Der Fehler konnte — dem 
0 des Oberreichsanwalts entſprechend — von hier aus 
erichtigt werden. 


(3. Sen. v. 25. Juni 1931; 3D 324/31.) A.] 


wirft. 88 46 Nr. 1, 176 Nr. 1, 177 Steh B. Der frei⸗ 

f illige Rücktritt des Täters vom Notzuchtsver⸗ 

ag läßt die ſchon eingetretene Strafbarkeit 
ach 8176 Nr. 1 StGB. unberührt. 


di Der Vorderrichter ſtellt feſt, daß der Angekl. verſucht hat, 
nö; Zeugin L. mit Gewalt zur Duldung des Beiſchlafs zu 
ötigen, und daß er dadurch ſich eines verſuchten Verbrechens 
der Notzucht i. S. des 8 117 StGB. ſchuldig gemacht hat. 
5 it dieſer Annahme iſt aber die weitere Feſtſtellung des LG. 
unvereinbar, daß der Angekl., ehe er fein Glied in die Scheide 
der Zeugin eingeführt hatte, von ihr abgelaſſen hat. Der 
doorderrichter erörtert nicht, aus welchem Anlaß der Angekl. 
on der Vollendung ſeiner beabſichtigten Notzuchtstat Abſtand 
genommen hat; ob insbes. die Freiwilligkeit der Aufgabe i. S. 
85 8 46 Nr. 1 StGB. vorlag. Dieſe Frage wird der Vorder⸗ 
richter erneut zu prüfen haben. Kommt er zur Bejahung die⸗ 
fre Frage, ſo wird er erwägen müſſen, ob nicht gegen andere 
ſrafgeſetzliche Beſt. verſtoßen iſt, ob z. B. nicht der Tatbeſtand 
des § 176 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. erfüllt iſt, da deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen auch dann gegeben ſind, wenn die vom Täter beab⸗ 
Nchtigte Notzucht nicht zur Vollendung gelangt. Daß der 
Rücktritt vom Verſuch eines Verbrechens ein in ſonſtiger Hin⸗ 
ſict schon vollendetes Verbrechen kroß g 4e Nr. 1 Sic. 
282 1 macht, iſt anerkannten Rechts (vgl. RGSSt. 


(1. Sen. v. 20. Okt. 1931; 1823/1.) A. 


13. 88 222, 230 St G B. 


„1. Denjenigen, der durch ſein Verhalten 

zelbſt den Anlaß zu einem Mißverſtändnis ge- 

Waffen hat, das die Gefahr eines ſtrafbaren 

Erfolges begründet, trifft die Rechtspflicht, 

derem Mißverſtändnis mit Sicherheit vorzu⸗ 
Agen. 

2. Die Annahme des Urſachenzuſammenhan⸗ 
ges zwiſchen einer fahrläſſigen Unterlaſſung, 
ate in Beziehung zu einem vorausgegangenen 
wun ſteht, und dem rechtsverletzenden Erfolg 
u nicht ſchon durch den bloßen Zweifel daran, 


f Zu 13. Der Entſch., die ſich nach der Schuldſeite hin abſchließend 
ur bei Kenntnis weiterer Einzelheiten würdigen ließe, wird im Er⸗ 
beönis zuzuſtimmen ſein. Bedenken erwecken nur die Ausführungen 
rt. über den Urſachenzuſammenhang. 
N Daß der Angekl. den Zuſammenſtoß verurſacht hat, ſcheint frei⸗ 
55 ſicher. Die Feſtſtellung, daß der Angekl. dem Dienſtbefehl den 
f Weiterfahren lautenden Zuſatz hinzugefügt und den zweiten Zug 
zhineingenommen“ hat, hätte ausgereicht, um den Kauſalzuſammen⸗ 
10 darzutun. Es war alſo gar nicht erforderlich, das Unterlaſſen 
nn ſpäteren abweichenden Anordnung noch einmal für ſich auf ſeine 
arſächliche Bedeutung hin zu prüfen. Dieſe Eventualausführungen 
hen, jedenfalls rechtlich nicht unbedenklich. Anfechtbar ſcheint 
auslentlich die Annahme, daß der Urſachenzuſammenhang nur dann 
usgeſchloſſen ſei, „wenn mit einer an Sicherheit grenzenden Wahr⸗ 
Seſmichteit Verſuche des Angekl., den D 39 im Bahnhof zum 
N ehen zu bringen, erfolglos geweſen fein würden“. Dieſe Stellung⸗ 
Gabme entſpricht allerdings dem ſchon in RGSSt. 15, 151 (153) und 
Ur 211 (213/14) vertretenen Standpunkt, wonach dann, wenn das 
wuterlaſſen im Zuſammenhang ſteht mit einem tatſächlich wirkſam ge⸗ 
aurdenen Tun, die bloße Möglichkeit, daß der Erfolg auf Grund 
daderer Urſachen auch bei pflichtgemäßem Handeln eingetreten wäre, 
en Urſachenzuſammenhang nicht ausſchließt. 
1 Die Unterlaſſung iſt das Gegenſtück zum poſitiven Handeln. Legt 
an auch da die bis heute kaum ernſtlich erſchütterte „Bedingungs⸗ 
Be: zugrunde, ſo wäre die materiellrechtliche Frage dahin zu jtellen, 
oh die Unterlaſſung hinweggedacht, d. h. das erwartete Verhalten 
hinzugedacht werden kann, ohne daß der Erfolg entfiele. Sit das 
laß Fall, ſo fehlt es am Urſachenzuſammenhang zwiſchen Unter⸗ 
Sun und Erfolg, ſomit an einem weſentlichen Tatbeſtandsmerkmal. 
5 Verurteilung iſt alſo verfahrensrechtlich notwendig, daß das Ge⸗ 
11 die Überzeugung (8261 StPO.!) von dieſem Zuſammenhange 
a nt, Mit Recht wird allerdings hervorgehoben, daß es hierfür eine 
1 ſolut ſichere Gewißheit im mathematiſchen Sinne nicht gebe, daß alſo 
auf Höchſtmaß von Wahrſcheinlichkeit für die Annahme des Kauſal⸗ 
zehammenhanges ausreicht (Hellmig: GerS. 88, 417 ff., Mezger, 
+. Sachverſt. u. a. 27 Anm. 46, 80 ff., 161 f.; RG. 15, 338). Auf 
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ſondern erſt durch die an Gewißheit grenzende 
Wahrſcheinlichkeit ausgeſchloſſen, daß das 
pflichtgemäße Verhalten des Täters ohne Er⸗ 
folg geblieben wäre. ) 

Der Unfall iſt in erſter Linie darauf zurückzuführen, daß 
in dem ſchriftlichen Befehl, den der Angekl. L. dem Angekl. M. 
hat aushändigen laſſen, nicht nur die Einfahrt in den Bahn⸗ 
hof angeordnet, ſondern beigefügt war „und durchzufahren“. 

Bei Würdigung des Vorgehens 2.3 kommt das LG. zu 
dem Ergebnis, daß der Zuſatz nicht nur überflüſſig, ſondern 
auch irreführend war, daß es aber ferner Sache des Angekl. 
geweſen wäre, ſich klar und deutlich, in einer Mißverſtänd⸗ 
niſſe ausſchließenden Weiſe auszudrücken. Darin, daß der 
Angekl. jenen Zuſatz gemacht hat, erblickt das LG. eine Fahr⸗ 
läſſigkeit. 

Eine weitere Fahrläſſigkeit hat das LG. zugleich in dem 
ſich anſchließenden ferneren Verhalten 2.3 gefunden: 

Als der Angekl. L. den ſchriftlichen Befehl ausſtellte, war 
er der Meinung, der Zug D 39 werde bei planmäßigem Ein⸗ 
treffen durch die Bahnhofsanlage R. durch ſein, bis der 
Zug J 389 in der entgegengeſetzten Richtung eintreffen würde. 
Unter dieſer Vorausſetzung hätte tatſächlich D 39 nicht nur 
in den Bahnhof einfahren, ſondern gleich durchfahren kön⸗ 
nen, ohne Schaden anzurichten. Aber währenddem, daß D 39 
in den Bahnhof einfuhr, erkannte L. bereits, daß dieſer Zug 
im Bahnhof bleiben müſſe, wenn es nicht zu einem Zu⸗ 
ſammenſtoß mit dem fait gleichzeitig eintreffenden D 389 kom⸗ 
men ſollte. Er „ſtellte ſich um“, richtete das Ausfahrſignal E 
nicht, wie er bei der damaligen Sachlage urſprünglich be⸗ 
abſichtigt hatte, auf freie Fahrt, ſondern ließ es auf Halt 
und rechnete damit, der Lokomotivführer von D 39 werde, 
ſtrenger Vorſchr. gemäß, wegen des Signals ſeinen Zug im 
Bahnhof anhalten. 

Wurde nun die Weiſung wörtlich aufgefaßt, wie ſie im 
schriftlichen Befehl ſtand, dann war ſie durch die Anderung 
der Verhältniſſe überholt und war unzutreffend geworden, 
gleichgültig hierfür, ob der Angekl. von vornherein darin 
ſchuldhaft handelte, daß er jenen Zuſatz „und durchzufahren“ 
in den Befehl aufnahm. 

Ta:ſächlich ift, wie das LG. feſtſtellt, M. durch den In⸗ 
halt der Weiſung, und zwar durch jenen Zuſatz, irregeführt 
und, entgegen der ihm wohlbekannten Vorſchr. ein Haltſignal 
nicht zu überfahren, veranlaßt worden, Dampf aufzugeben 
und mit zunehmender Fahrgeſchwindigkeit den Bahnhof zu 


die Unterlaſſung übertragen, würde das heißen: Es muß ein Höchſt⸗ 
maß von Wahrſcheinlichkeit dafür beſtehen, daß das erwartete Ver⸗ 
halten den Erfolg abgewendet hätte (ſo Mezger, Strafrecht 136, 138 
gegen das RG. ). 

Dieſen Standpunkt hat gelegentlich auch das RO. in ſeinen 
ſtrafrechtlichen Entſch. eingenommen. So wird RGSt. 51, 127 der Fall 
erörtert, daß ein Kind nicht rechtzeitig in ärztliche Behandlung ge⸗ 
geben wird und ſpäterhin ſtirbt. Das RG. verlangt zwar Reine Feſt⸗ 
ſtellung dahin, daß „dieſe Rettung oder Verlängerung des Lebens 
unbedingt eingetreten wäre“, wohl aber den Nachweis, „daß 
bei ſachgemäßer und rechtzeitiger ärztlicher Behandlung eine an 
Sicherheit grenzende Wahrſcheinlichkeit für die Rettung oder doch 
Verlängerung des Lebens beſtanden hätte“. Ganz ähnlich RES. 58, 
130 (131). Hiernach würde nur der poſitive Nachweis genügen, 
daß das pflichtmäßige Handeln den Erfolg abgewendet hätte, nicht 
ſchon das Fehlen eines Nachweiſes dafür, daß der Erfolg auch bei 
pflichtgemäßem Handeln eingetreten wäre. 

Aus praktiihen Gründen ſcheint allerdings eine gewiſſe Ein⸗ 
ſchränkung dieſer Regel unumgänglich. Die Feſtſtellung, daß ein 
poſitives Verhalten den Erfolg höchſtwahrſcheinlich verurſacht hat, 
bietet in der Regel keine allzu großen Schwierigkeiten. Der wirk⸗ 
liche Verlauf der Dinge in der Außenwelt iſt verhältnismüßig 
leicht erkennbar. Schwieriger iſt die Entſcheidung darüber, wie die 
Dinge verlaufen wären, wenn etwas, was nicht geſchehen iſt, wirklich 
geſchehen wäre. Die Zweifel ſind hier nach der Lebenserfahrung in 
der Regel größer, die denkbaren Möglichkeiten zahlreicher. Daher 
ſcheint es richtiger, an ein ſolches hypothetiſches Urt. nicht allzu ſtrenge 
Anforderungen zu ſtellen und den Urſachenzuſammenhang nur dann 
zu verneinen, wenn Möglichkeiten dafür, daß auch das erwartete 
Verhalten den Erfolg nicht abgewendet hätte, deutlich ſichtbar ſind. 
Mit dieſer Einſchränkung ſcheint mir die Bemerkung von Engiſch, 
Kauſalität S. 30 Anm. 2 zutreffend, daß die Anſicht des RG. theoretiſch 
unhaltbar, aber praktiſch richtig ſei. Nur geht es m. M. n. zu weit, 
wenn der Nachweis höchſter Wahrſcheinlichkeit dafür ver⸗ 
langt wird, daß das Ereignis auch bei poſitivem Handeln eingetreten wäre. 

Priv Doz. Dr. Dahm, Heidelberg. 
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verlaſſen, nachdem er durch die Bahnhofanlage ſelbſt langſam 
gefahren war. 

Es fragt ſich alſo, ob es L. zum Verſchulden anzurechnen 
ſei, daß er die Möglichkeit eines nunmehr bei M. beſtehenden 
Mißverſtändniſſes nicht erkannt und daß er nach der Ande⸗ 
rung der Sachlage nicht alles getan habe, das Unheil zu 
verhüten, das den beiden gegeneinanderfahrenden Zügen 
drohte. 

Die im angefochtenen Urteil zu dieſer Frage gemachten 
Ausführungen, die im weſentlichen auf dem Gebiete des tat⸗ 
ſächlichen liegen, ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. Danach 
hätte ſich der Angekl. nach der Annahme des LG. gegen⸗ 
wärtig halten müſſen, daß der nun einmal tatſächlich erteilte 
Befehl, ſoweit er auf Durchfahren lautete, im Widerſpruch 
mit der veränderten Sachlage und dem auf Halt ſtehenden 
Ausfahrſignal ſtand, und daß M. nicht wiſſen konnte, daß 
der Zug D 389 „hereingenommen“ war. Ohne rechtliches 
Bedenken iſt im beſonderen, was das Urteil über die Mög⸗ 
lichkeiten ausführt, die der Angekl. L. gehabt hätte, dem Un⸗ 
fall vorzubeugen. Nicht richtig wird es zwar ſein, wenn das 
Urteil ſagt, der Angekl. habe ſich, indem er ſich auf den 
Bahnſteig II begab, „um die Möglichkeit gebracht“, den Zug 
D 39 rechtzeitig zum Halten zu bringen. Denn eine Mög⸗ 
lichkeit, auch von dort aus durch Zurufe oder durch Zei⸗ 
chen den D 39 zum Anhalten zu bringen, hätte wohl an⸗ 
geſichts deſſen beſtanden, daß der Zug D 39 durch den Bahn⸗ 
hof langſam gefahren iſt. In Wirklichkeit wird alſo das 
Eingreifen L.s dadurch erſchwert oder ein Erfolg unſicherer 
gemacht worden ſein. Indeſſen iſt der Punkt deshalb neben⸗ 
ſächlich, weil das Weſentliche des Verhaltens darin liegt, daß 
der Angekl. überhaupt nichts unternommen hat, den D 39 
im Bahnhof zum Stehen zu bringen, deshalb, weil er ſich 
darauf verließ, daß der Lokomotivführer ſchon ſelbſt unter 
Beachtung der Dienſtvorſchriften vor dem geſchloſſenen Signal 
halten werde. Wenn in dieſer nicht mit der Möglichkeit eines 
Mißverſtändniſſes rechnenden Annahme eine Fahrläſſigkeit 
des Angekl. L. gefunden wurde, ſo läßt ſich dies nicht be⸗ 
anſtanden. Die Pflicht des Angekl., einem Mißverſtändniſſe 
mit Sicherheit vorzubeugen, konnte das LG. ohne Rechts⸗ 
irrtum einerſeits aus der Stellung L.s als Fahrdienſtleiter 
und andererſeits aus der Tatſache entnehmen, daß er ſelbſt 
den ſchriftlichen Befehl gegeben hatte, der den Anlaß zu 
einem Mißverſtändnis bilden konnte. 

Weiter kommt es dann allerdings darauf an, ob der zur 
Annahme einer ſtrafbaren Handlung erforderliche Urfachen- 
zuſammenhang rechtsirrtumsfrei nachgewieſen iſt. Hier iſt 
gegenüber der Rev Begr. hervorzuheben, daß in dem ſpäteren 
Verhalten L.s nicht ein reines Unterlaſſen lag. Der Angekl. 
hat vielmehr, wegen der veränderten Sachlage „ſich um⸗ 
ſtellend“, den Zug D 389 „hereingenommen“, und die dem⸗ 
entſprechenden Maßnahmen getroffen, nämlich das für dieſen 
Zug gültige Einfahrſignal von Ei. her auf Fahrt und auf 
Halt in der Station geſtellt. Damit hat er eine Bedingung 
dafür geſetzt, daß die beiden Züge zuſammenſtoßen konnten, 
und hätte, wenn er den Zug D 389 in den Bahnhof herein⸗ 
ließ, vorſorgen müſſen, daß nicht zu derſelben Zeit D 39 
hinausfahre. Beides gehört untrennbar zuſammen. War es 
unſicher, ob dem Zug JD 39 die notwendige weitere Weifung 
gegeben werden könne, ſo durfte nicht D 389 hereingelaſſen 
werden. Es kommt hiernach für die rechtliche Beurteilung 
nicht darauf an, ob es dem Angekl. mit Sicherheit gelungen 
ſein würde, dem D 39 die weitere Weiſung zu geben, die 
pflichtmäßig geſchehen mußte, oder ob hierfür nur eine Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit beſtand. Aber ſelbſt wenn die unterlaſſene Wei⸗ 
ſung an D 39 rechtlich für ſich betrachtet werden dürfte, läge 
doch keine reine Unterlaſſung vor, ſondern ein Verhalten, 
das in Beziehung zu einem vorhergegangenen Tun des An⸗ 
geklagten ſtand, und ſo wäre die Annahme des Urſachen⸗ 
zuſammenhangs zwiſchen der Unterlaſſung und dem eingetre⸗ 
tenen Ereignis nur dann ausgeſchloſſen, wenn mit einer an 
Sicherheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit Verſuche des Angekl., 
den D 39 im Bahnhof zum Stehen zu bringen, erfolglos ge⸗ 
weſen ſein würden. Ein bloßer Zweifel hieran würde den 
Urſachenzuſammenhang nicht ausſchließen (RGSt. 63, 211, 
214; andererſeits die Entſch. des erk. Sen. v. 10. März 1931, 
1D 956/30). 


(1. Sen. v. 2. Mai 1931; 1D 342/31. A. 


14. S 227 StGB. 10 

1. Die Einheit der Schlägerei kann erhalte" 
bleiben, auch wenn ſie ſich in verſchiedenen 5 
lich und örtlich getrennten Einzelvorgängen a t 
ſpielt. Artet ein von mehreren unternommen“ 
Angriff unmittelbar in eine Schlägerei aue! 
ſo können und werden in der Regel beide zuſam 
men eine Einheit bilden. 


2. Zur Annahme der Beteiligung an 9 
Schlägerei genügen alle auf Fortſetzung e 
Förderung des Streites abzielenden Hanblun: 
gen, wie das Ergreifen oder Hochheben ei 
Gegenſtandes zum Wurf oder Schlag, die 1 
munterung der anderen zum angriffsweiſen 3 55 
ſchlagen, ſelbſt das freiwillige Verbleiben 10 
der Menge, verbunden mit dem Willen, des 
eigene Partei durch das Dabeiſein zu unte! 
ſtützen und im rechtswidrigen Handeln zu *. 
ſtärken oder die Gegenpartei zu ſchwächen ode 
einzuſchüchtern. 7) 

In dem angefochtenen Urteile iſt im weſentlichen folgen 
des feſtgeſtellt: Bei einem Feſt der Turn⸗ und Spielvereint 
gung P. in Pn. waren eine größere Anzahl Puter Burſche 
zugegen. Während des Tanzes beläſtigten die Angeklagten 
die zu den Pn.er Burſchen gehörten, die Tanzenden, ua 
fie ihnen ein Bein ſtellten. Dabei gab es zwiſchen J., der vos 
S. bei jeder Runde in dieſer Weiſe geſtört wurde, und dieſen 
eine Auseinanderſetzung, „die in eine Schlägerei ausartet l 
S. verſetzte dem J. einen Stoß und faßte ihn an der Gu 1 
Im Verlaufe der Schlägerei, in der die Leute mit Fäusten 
aufeinander ſchlugen, wurde K., der den Streit ſchlichte 
wollte, durch ein geworfenes Bierglas ſo unglücklich getroffen, 
daß er ein Auge einbüßte. Unter den Streitenden befand 
ſich die Angekl. und ihre „Anhänger“. une 

Im Anſchluß an die Darſtellung des Sachverhalts füt, 
das Urteil nur aus: „Bei dieſer Sachlage hat das BG., — 
Angekl. G. und S., die beſtreiten, ſich an der Schlägerei b 
teiligt zu haben, freigeſprochen.“ An⸗ 

Dieſe Begründung reicht zur Freiſprechung von der * 
klage nach 8 227 StGB. nicht aus. Es iſt nicht zu erkennen 
ob das BG. den Sachverhalt erſchöpfend gewürdigt und in 
beſ., ob es den Begriff der Schlägerei und der Beteiligung 
an einer Schlägerei richtig aufgefaßt hat und ob es ſich vi 
mußt war, welche Anforderungen das Geſetz an den urſoc 
lichen Zuſammenhang zwiſchen der Schlägerei und dem eh 
getretenen rechtsverletzenden Erfolg (hier Verluſt des Se 
vermögens auf einem Auge) ſtellt. 5 

Die Einheit der Schlägerei kann erhalten bleiben, aug 
wenn ſie ſich in verſchiedenen zeitlich und örtlich getrennik 


— * 
Zu 14. Die Rpr. iſt bemüht, bei jeder Art des Maſſenvef 
brechens in ſtrengſter Weiſe jeden irgendein Beteiligten zur S 
zu ziehen. Der Kreis der Beteiligten wird weit gezogen und uB 
Begriff der Beteiligung anders beſtimmt als in 88 47ff. St ö 
Das entſpricht durchaus dem Geſetz. In dieſer Hinſicht können e 
Bedenken gegen das Urt. des RG. nicht erheben; es iſt in 125. 
klang mit der richtigen herrſchenden Auskegung des 8 227 (zu = 
etwa die den $125 betreffende zu vergleichen iſt). 8227 iſt ſe 
Weſen nach Gefährdungsdelikt, das iſt die durchaus herrſchende * = 
faſſung (vgl. Frank, II 2 zu 8227; Lpfomm. 1 zu 8 227), 2 
der ich auch bei Binding (Beſ. Teil, 2. Aufl., I S. 74f.) 2 
Abweichung ſehe. Aus dieſem Weſen des Delikts folgt die weite 1 
dehnung des Kreiſes der Beteiligten. — Auch dem iſt zuguftimen! 
daß es nichts ausmacht, ob die Streitenden während des Streites 
Platz im Saale wechſelten. den 
Dagegen bedürfen ſehr ſorgfältiger Nachprüfung die folgen eit 
Sähe: „Bei S. kommt noch weiter hinzu, daß ſich an feinen Ste 
mit J. unmittelbar zunachſt ein Angriff mehrerer auf dieſen anſchiſeh 
In der neuen Verhandlung wird deshalb zu prüfen ſein, 0 E. 
S. auch noch während dieſes Angriffs irgendwie feindſelig gegen 8 
benahm, ſei es auch nur dadurch, daß er mit den anderen gegen m, 
vordrang, als er gegen die Türe geſchleppt wurde. Dabei iſt recht 5 
zu beachten, daß, wenn ein von mehreren gemachter Angriff beit 
mittelbar in eine Schlägerei ausartet, beide zuſammen eine Ein 
bilden können und in der Regel bilden werden, ſo daß der, wel 
ſich nur an dieſem Angriff beteiligt, für einen bei und dure 
die Schlägerei verurſachten ſchweren Erfolg i. S. des 8224 St. 
nach 8 227 StGB. ſtrafrechtlich verantwortlich fein kann.“ 8. 
Richtig iſt hier zunächſt geſchieden zwiſchen dem Angriff des 


1. Jahrg. 1932 Heft 13] 
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Finzelvorgangen abſpielt (RGSt. 3, 236). Der Umſtand, 
oh die Streitenden während des Streites den Platz im Saale 
echſelten, ſtand daher der Annahme, daß eine einzige fort⸗ 
geſebte Schlägerei vorlag, um ſo weniger entgegen, als nicht 
inmal eine Unterbrechung des Streites eingetreten iſt und 
offenbar der ganzen Rauferei derſelbe Anlaß zugrunde lag. 
Daß beide Angekl. nicht ohne Verſchulden in die Schlä⸗ 
gerei hineingezogen worden find, ſcheint das BG. angenom⸗ 
Ben zu haben, wenn es ſich darüber auch nicht ausſpricht. 
ei dem feſtgeſtellten Benehmen der Angekl. iſt das rechtlich 
icht zu beanſtanden. 
„Dagegen iſt die Auffaſſung, daß fie id, an der Schlägerei 
nicht beteiligt haben, mit den getroffenen Einzelfeſtſtellungen 
aum zu vereinbaren. Aus ihnen ergibt ſich, daß ſich aus 
em von S. veranlaßten Streit mit J. eine Schlägerei, 
Side ein in gegenſeitige Körperverletzungen übergegangener 
treit zwiſchen den Pn.er Burſchen und den Mitgliedern des 
auswärtigen Vereins entwickelt hat. Es hat ſich ein „Men⸗ 
chenknäuel“ gebildet, in dem die Leute einander mit Fäuſten 
hlugen. Unter den Streitenden haben ſich beide Angekl. be⸗ 
Buben, Schon hiernach liegt es nahe, daß fie ſich an der 
Hlägerei „beteiligt“ haben. Denn die Beteiligung ſetzt nicht 
ein Juſchlagen voraus. Dazu genügen alle auf Fortſetzung 
oder Förderung des Streites abzielenden Handlungen, wie 
as Ergreifen oder Hochheben eines Gegenſtandes zum Wurf 
oder Schlag, die Ermunterung der anderen zum angriffs⸗ 
weiſen Zuſchlagen, ſelbſt das freiwillige Verbleiben in der 
enge, verbunden mit dem Willen, die eigene Partei durch 
as Dabeiſein zu unterſtützen und im rechtswidrigen Han⸗ 
eln zu beſtärken oder die Gegenpartei zu ſchwächen oder ein⸗ 
zuſchuͤchtern. Ob nicht wenigſtens dieſe naheliegende mildere 


—. 


auf J. und dem daraus folgenden Angriff mehrerer anderer Burſchen 
auf J. Dieſe beiden Angriffe bilden keine Einheit. Die Einheit 
ann nicht etwa daraus gefolgert werden, daß der eine Angriff den 
anderen veranlaßt. Der erſte Schlag des S. gegen J. war Einzel⸗ 
angriff. Nicht dieſer, ſondern nur der von mehreren unternommene 
pie Angriff konnte den Tatbeſtand des § 227 erfüllen. Dieſer Tat⸗ 
eſtand kennt nur Angriffe, zu denen — einſchließlich des An⸗ 
gegriffenen — mindeſtens drei gehören (Binding, Beſ. Teil, 
2. Aufl., 1902, I S. 75). Der Raufhandel⸗„Angriff“ iſt alſo ſtreng 
zu ſcheiden von dem vorhergehenden Einzelangriff. Und es ißt Gewicht 
auf den Nachweis zu legen, daß S. ſich nach ſeinem Einzelangriff 
auch noch an dem Raufhandelangriff beteiligt habe lalſo, miubeſtens, 
ſreiwillig in der Menge der neuen Angreifer geblieben ſei mit dem 
Willen, fie zu unterſtützen). — Ob bei ſeinem Einzelangriffe S. etwa 
* Notwehr, alio in Verteidigung und nicht im Angriff war, geht 
eus dem Sachverhalte nicht hervor. Sollte es der Fall ſein, fo ware 
hier die Regel zu beachten, die Binding (Beſ. Teil S. 76) zu voll⸗ 
ommenem Ausdruck bringt: „Eine Verkümmerung des Notwehr⸗ 
rechts — etwa weil es im Tumulte auszuüben wäre — iſt nicht 
zutfernt vom Geſetze beabſichtigt “ (Binding, Bel. Teil S. 76). 
15 etwa S. von J. angegriffen und hat er ſich verteidigt, ſo 
lie chte er nicht wegzulaufen, bloß weil jetzt mehrere hinzukamen. 
nd natürlich könnte ein durch Notwehr gerechtfertigter Schlag oder 
toß des S. nie als Bedingung für eine ſtrafbare Schlägerei und 
en durch ſie verurſachten Erfolg gewertet werden. Andererſeits iſt 
ebenſo zu beachten: „Ein ſchuldhafter Teilnehmer wird aber nicht 
adurch ſtraflos, daß er in einem beſtimmten Moment ſchlug oder 
KB, um ſich zu wehren (NG. v. 27. Nov. 1880, E. III ©. 266 ff). 
Rab: Notwehrrecht ruht — ich möchte ſagen — innerhalb des 
tahmens des konkreten Raufhandels. Wenn es ſich bisher um eine 
einfache Prügelei gehandelt hat und plötzlich von einer Seite töb- 
an Waffen benutzt werden, fo ſcheint mir dagegen die Notwehr nicht 
erſagt werden zu können. Ebenſo, wenn derjenige, der vom Handel 
zurückzutreten beſchloſſen und dies zu erkennen gegeben hat, nun 
och weiter angegriffen wird” (Binding a. a. O.) 
5 Während der ſcharfen Scheidung, die das RG. macht zwiſchen 
901 Einzelangriff des S. und dem folgenden Raufhandelangriff, 
en zuzuſtimmen iſt, ruft Bedenken hervor der Satz, welcher die 
Einheit von Angriff, daraus folgender Schlägerei und dadurch ber⸗ 
voſachter ſchwerer Körperverletzung behauplet. Ginge man bei dem 
orliegenden Sachverhalt weit genug zurück, ſo könnte und müßte 
man wohl falls der Satz des NÖ. richtig wäre — auch alle die 
5 urſchen faſſen, die den Tanzenden ein Bein geſtellt oder ſie ſonſtwie 
eläſtigt haben und müßte ſie nach § 227 beſtrafen, ganz gleich, 
5 ſie an der eigentlichen Schlägerei beteiligt waren oder nicht, 
weil nach dem RG. „der, welcher ſich nur an dem Angriff beteiligt, 
ür einen bei und durch die Schlägerei verurſachten ſchweren Erfolg 
1 S. des 8 229 StGB. nach 8 227 S:SB. ſtrafrechtlich verantwort⸗ 
ich ſein kann“. 
Wohl war das Beinſtellen ein Angriff und wohl war es 


Form der Beteiligung bei den Angekl. vorlag, hätte der Er⸗ 
örterung bedurft, da fie zu den Puter Burſchen gehörten, 
die durch die der geſchäftlichen Beſprechung im Verein voraus⸗ 
gegangene Ausweiſung aus dem Saale verſtimmt waren und 
da ſie es geweſen ſind, die durch ihr ungehöriges Verhalten 
Unfrieden geſtiftet haben. Bei S. kommt noch weiter hinzu, 
daß ſich an ſeinen Streit mit J. unmittelbar zunächſt ein 
Angriff mehrerer auf dieſen anſchloß. In der neuen Ver⸗ 
handlung wird deshalb zu prüfen ſein, ob ſich S. auch noch 
während dieſes Angriffs irgendwie feindſelig gegen J. be⸗ 
nahm, ſei es auch nur dadurch, daß er mit den anderen gegen 
J. vordrang, als er gegen die Türe geſchleppt wurde. Dabei 
iſt rechtlich zu beachten, daß, wenn ein von mehreren gemachter 
Angriff unmittelbar in eine Schlägerei ausartet, beide zu⸗ 
ſammen eine Einheit bilden können und in der Regel bilden 
werden, jo daß der, welcher ſich nur an dieſem Angriff 
beteiligt, für einen bei und durch die Schlägerei verurjachten 
ſchweren Erfolg i. S. des § 224 StGB. nach $ 227 StGB. 
ſtrafrechtlich verantwortlich ſein kann. 

Der Urſachenzuſammenhang zwiſchen der Schlägerei und 
der ſchweren Körperverletzung des K. iſt ſchon dann gegeben, 
wenn dieſe die Folge der Schlägerei war, d. h. wenn der Er⸗ 
folg ohne die Schlägerei nicht eingetreten wäre. 

(2. Sen. v. 23. März 1931; 2 D 4/31.) A.] 


15. § 263 StGB. Zur Annahme einer be⸗ 
trügeriſchen Vermögensſchädigung genügt 23 
nicht, daß der Geſchädigte für die Gegenleiſtung 
des Täuſchenden bei Kenntnis des wahren Sach⸗ 
verhalts nur einen geringeren Betrag aufge⸗ 
wandt hätte, als er tatſächlich gezahlt hat; viel⸗ 


conditio sine qua non für die Schlägerei. Und ſchließlich war die 
Schlägerei conditio sine qua non für den Erfolg des § 227. Aber 
es entſpricht nicht dem Willen des Geſetzes, daß der wegen Teil⸗ 
nahme am Raufhandel beſtraft wird, der mit einer an ſich viel- 
leicht ziemlich harmloſen Neckerei die Urſachenreihe begann. Bin ⸗ 
ding hat zwar betont: „Übrigens gehen „Angriff und „Schlägerei 
begrifflich ineinander über“ (a. a. O. S. 75). Aber er ging dabei 
von einem anderen, enger ſein wollenden Urſachenbegriffe aus als 
das RG. (S. 78, 8). Wir bejahen im Gegenſatz zu Binding den 
Urſachenbegriff des RG. — können das aber nur im vollen Be⸗ 
wußtſein ſeiner Weite tun. Aus Weite wird jedoch Uferloſigkeit, 
wenn wir nicht dabei ſtehen bleiben, allein die Schlägerei ſelbſt als 
conditio sine qua non des Erfolges anzuſehen, ſondern wiederum 
nach der conditio sine qua non diefer conditio, nämlich nach dem 
voraufgegangenen Angriff fragen. Nur einmal darf in derſelben 
Gedankenreihe mit der conditio sine qua non gearbeitet werden, 
entweder beim Angriff, der aber dann unmittelbar die conditio 
sine qua non des Todes oder der ſchweren Körperverletzung ſein 
muß; oder bei der Schlägerei, die ein ebenſolches Bedingungsver⸗ 
hältnis zum Erfolge herſtellt. — Die Bedingungslehre des RG. tt 
eine ſtrafrechtliche Arbeitshypotheſe. Wir finden mit ihrer Hilfe 
ein Mindeſtmaß von äußerem Tatbeſtand; — nicht mehr. 
Manchmal müſſen wir uns mit dieſem Mindeſtmaß begnügen, ſo 
häufig da, wo der Kern des Tatbeſtands nichts weiter als ein farb⸗ 
loſes Tätigkeitswort iſt, zu dem auch nach dem Sprachgebrauch des 
Lebens keine beſtimmte Ausführungshandlung oder perſönliche Täter⸗ 
eigenſchaft gehört. Meiſt aber iſt der Tatbeſtand lebendiger und 
reicher ausgeſtaltet. Das überſehen Mezger und m. E. trotz 
„reſtriktiven Taterbegriffs“ (JW. 1932, 366 f.) auch Grünhut, die 
ſich mit vielen Behauptungen leider anſchicken, unſerer Teilnahme⸗ 
lehre das tatbeſtandliche Rückgrat auszubrechen. Das überſehen 
ferner alle, die — um ein Beiſpiel herauszugreifen — Notzucht 
in mittelbarer Täterſchaft durch eine Frau für möglich halten. So 
kommt man über die beſonders von Beling begründete Lehre vom 
Tatbeſtand nicht hinweg. Der Tatbeſtand iſt mehr als Bedingung⸗ 
ſetzen für einen Erfolg. Er iſt ein Handlungstypus, ein dem Täter 
äußerlich und innerlich zurechenbares typiſches Geſchehen. Die conditio 
sine qua non ſpielt keine allbeherrſchende Rolle in ihm, ſondern 
iſt nur ein Anknüpfungspunkt. Und oft gibt der Tatbeſtand einen 
Hinweis darauf, daß natürlich nicht bei Adam und Eva und den von 
ihnen geſetzten Bedingungen, ſondern bei einem anderen beſtimmten Er⸗ 
eignis mit der Anknüpfung zu beginnen iſt⸗ So iſt in § 227 StG. 
die „Schlägerei“ genannt, als ein ſolcher beſtimmter Ausgangspunkt. 
So ſteht auf der anderen Seite der „Angriff“: Es find zwei Tate 
beſtände, nebeneinander genannt, alternativ feſtzuſtellen. Innerhalb 
des § 227 find es zwei mögliche erſte Akte eines zweiaktigen Ver⸗ 
gehens. Der zweite Akt iſt ein nur durch das Bedingungsverhältnis 
des conditio sine qua non mit dem erſten verbundener. Aber er 
iſt nicht aufgebaut auf einem Gemiſch von Angriff und Schlägerei, 
ſondern entweder auf einen „Angriff“ oder einer Schlägerei. 
Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 
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mehr muß dieſer ſubjektive Standpunkt all- 
gemeiner Übung entſprechen. f) 

Täuſcht jemand bei ſeiner Anſtellung einen beſſeren Aus⸗ 
bildungsgang vor, als er ihn tatſächlich gehabt hat, ſo kann 
eine Beſchädigung des Vermögens des Gegners auf dreifachem 
Wege erfolgen. Einmal dann, wenn die Leiſtungen des An⸗ 
geſtellten wegen Fehlens jenes Ausbildungsganges minder⸗ 
wertiger ſind, als ſie geweſen wären, wenn er ordnungsmäßig 
ausgebildet worden wäre. Der Vorderrichter unterſtellt aber 
als wahr, daß der Unterricht des Angekl. ordnungsmäßig und 
korrekt geweſen iſt. 

Der Umſtand, daß Dr. R. dem Angekl. nicht den höhe⸗ 
ren Satz von 3% für die Stunde gezahlt hätte, wenn er die 
mangelhafte Ausbildung des Angekl. gekannt hätte, genügt 
zu einer Vermögensbeſchädigung i. S. des 8 263 StGB. 
noch nicht. Es wäre vielmehr eine allgemeine Übung 
erforderlich, mit dem höheren Betrag nur Angeſtellte mit 
der beſſeren Ausbildung zu bezahlen (RGSt. 64, 37). Es 
iſt nicht entſcheidend, welche Sätze ein einzelner gewährt, ſon⸗ 
dern, ob derartige Geſichtspunkte für die Entlohnung auch 
Gepflogenheit auf dem Arbeitsmarkte ſind (U. v. 17. Febr. 
1930, 2 D 103/30). 

Drittens könnte die Vermögensbeſchädigung auch dann 
gegeben ſein, wenn die Eltern der Schüler des Dr. R. den 
Angekl. wegen ſeiner nicht ordnungsmäßigen Ausbildung als 
minderwertige Lehrkraft angeſehen hätten, fo daß dadurch 
die Schule ſelbſt in der Bewertung der Elteruſchaft an An⸗ 
ſehen verlor. 

(1. Sen. v. 24. Nov. 1931; 1D 717/31.) A.] 


16. SS 350, 351 StGB. 

1. Eine Zueignung kann darin gefunden wer⸗ 
den, daß ein Beamter in amtlicher Eigenſchaft 
empfangene Gelder unter Verheimlichung der 
betreffenden Zahlungen äußerlich durch die Art 
der Buchung oder die Nichtbuchung des Ein- 
gangs erkennbar zur Deckung eines von ihm zu 
erſetzenden Fehlbetrages zur Kaſſe abführt. 

2. Zur Erfüllung des Begriffs der Empfang⸗ 
nahme in amtlicher Eigenſchaft genügt es, weun 
die Empfangnahme mit der Ausübung des Amtes 
derart in Zuſammenhang ſteht, daß entweder 
der Beamte irrig ſeine Zuſtändigkeit für ge⸗ 
geben erachtet oder daß umgekehrt die Hingabe 
an ihn in der Meinung geſchieht, der Beamte 
ſei zur Empfangnahme berechtigt, und daß der 
Beamte dies erkennt und trotzdem annimmt. 

3. Trägt der Beamte zum Vollzug und zu⸗ 
gleich zur Verdeckung einer derartigen Unter⸗ 
ſchlagung geringere als die in Empfang genom- 


Zu 15. Die vorl. Eutſch. illuſtriert mit bemerkenswerter Deut⸗ 
lichkeit die Bewertung des zum Tatbeſtand des Betruges erforder⸗ 
lichen Vermögensſchadens nach objektivem Maßſtab, wie es 
der wirtſchaftlichen Vermögensauffaſſung entſpricht. Seit der 
berühmten Plenarentſch. v. 20. April 1887 (RGSt. 16, 1 ff.) ſteht 
dieſer Zuſammenhang in der Rſpr. feſt; vgl. aus der neueren Judi⸗ 
Ratur RGG.: JW. 1926, 2186 u. 2296 mit Bem. ebendort. RG. 
64, 37 und die vorl. Entſch. wenden den objektiven Maßſtab auf 
Stellenbewerbungen mit fingierten akademiſchen Titeln an. Der Ar⸗ 
beitgeber iſt nicht nur dann geſchädigt, wenn die Arbeitsleiſtung 
minderwertig iſt oder das Unternehmen an Wertſchätzung verliert, 
ſondern wenn eine höhere Entlohming des Akademikers objektiv ge⸗ 
boten und üblich iſt. Denn damit erhält die Arbeitsleiſtung des 
Akademikers generell im wirtſchaftlichen Leben einen beſtimmten, 
objektiven Wert. Dagegen genügt der Umſtand, daß die angebliche 
akademiſche Ausbildung des Bewerbers für den Arbeitgeber ein per⸗ 
ſönliches Motiv für höhere Bezahlung war, vom Standpunkt einer 
objektiven Beurteilung nicht zur Begr. eines wirtſchaftlichen Ver⸗ 


mögensſchadens. 
Prof. Dr. Max Grünhut, Bonn. 


Zu 16. Zum Teil 2 der Entſch. find Bemerkungen nicht er- 
forderlich. Die Begründung iſt einwandfrei und ſteht auch im Ein⸗ 
klang mit der Auslegung, welche die Worte „in amtlicher Eigen⸗ 
ſchaft empfangen“ in den führenden Komm. erfahren haben. Im 
erſten Teil der Entſch. dagegen ſcheint mir das Rh. den Begriff der 
Zueignung verkannt zu haben. Der Sachverhalt ſtellt feit, daß 
der Angekl. die vereinnahmten Stenerbeträge voll der amtlichen 
Kaſſe zugeführt und ſie auch in der Heberolle richtig verbucht hat. 
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menen und in die Kaſſe gelegten Beträge 7 10 
Kaſſebuch ein, ſo ſind die Vorausſetzungen fü 
die Anwendung des § 351 StGB. gegeben. f) 

Das angef. Urteil iſt auf die allgemeine Rüge der Ver⸗ 
letzung der 88 350, 351 StGB. nachgeprüft, ein dem Angel 
nachteiliger Rechtsirrtum aber nicht gefunden worden. 5 

In dem als ſchwere Amtsunterſchlagung 55 
urteilten Falle ſteht zunächſt außer Zweifel und wird auc) 
nicht beſtritten, daß der Angekl. die an ihn gezahlten Grund⸗ 
und Gewerbeſteuerbeträge in amtlicher Eigenſchaft empfangen 
hat. Nach den weiteren Feſtſtellungen hat der Angell. 05 
vier Steuerpflichtigen zwar die gezahlten Steuerbeträge de 
Kaſſe zugeführt und die Bezahlung in der Heberolle richtig 
vermerkt, im Kaſſenbuch aber geringere Beträge als Eingang 
gebucht. Er tat dies in der Abſicht, einen in der Kaffe vor 
handenen Fehlbetrag, für den er nach ſeiner zutreffenden 
Annahme erſatzpflichtig war — anſtatt mit eigenen Mitteln 
— mit den in amtlicher Eigenſchaft empfangenen Geldern 
abzudecken. Das BG. hat dieſes Verhalten dahin beuzteilt, 
daß der Angekl. hierdurch die Abſicht betätigt habe, die nich 
verbrauchten Teile der Steuergelder wirtſchaftlich für ſich zu 
verwenden, ihren Wert dem eigenen Vermögen zuzuführen und 
ſie ſich auf dieſe Weiſe rechtswidrig zuzueignen. Gegen dieſe 
Beurteilung beſteht kein rechtliches Bedenken. Nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. kann eine rechtswidrige Zueignung 
ſehr wohl darin gefunden werden, daß ein Beamter in amt⸗ 
licher Eigenſchaft empfangene Gelder unter Verheimlichung 
der Zahlungen — äußerlich durch die Art der Buchung oder 
die Nichtbuchung des Eingangs erkennbar — zur Deckung 
eines von ihm zu erſetzenden Fehlbetrags an die Kaſſe ab⸗ 
führt. Dies gilt auch dann, wenn der Beamte die Abſicht hat, 
ſpäterhin der Kaſſe eine den nicht verbrauchten Beträgen ent⸗ 
ſprechende Summe aus eigenen Mitteln zuzuführen und ſo 
den Schaden auszugleichen. Ob eine andere Beurteilung dann 
in Frage kommen könnte, wenn der Beamte — etwa aus 
Anlaß einer bevorſtehenden Rev. — nur zu einer ganz vor⸗ 
übergehenden Verdeckung der Tatſache, daß ein Fehlbetrag 
beſteht, und mit der Abſicht, die Kaſſe alsbald mit eigenen 
Mitteln in Ordnung zu bringen, in der geſchilderten Weiſe 
verfahren würde, braucht nicht erörtert zu werden; denn 
dieſen Fall hat das BG. nicht für gegeben erachtet (vgl. 
RGSt. 22, 175; 61, 228 [233]; 64, 414; RGürt. b. 
24. Jan. 1927, II 1136/26 Recht 1927 Nr. 762; RGurt. 
v. 8. Nov. 1928, II 948/28; RGurt. v. 28. Febr. 1930, 
1886/29 Recht 1930 Nr. 1856). Es beſteht auch kein Be⸗ 
denken gegen die Annahme, daß der Angekl. in Beziehung 
auf die Unterſchlagung das von ihm zu führende, zur Ein⸗ 
tragung der Einnahmen beſtimmte Kaſſenbuch unrichtig ge⸗ 
führt und dadurch die im § 351 StGB. vorgeſehene Straf? 
ſchärfung verwirkt hat. In dem Augenblick, in welchem er 


Soweit iſt daher eine rechtswidrige Zueignung amtlich vereinnahm⸗ 
ter Gelder ſchlechterdings nicht erkennbar. Im Kaſſenbuch ſind frei? 
lich die an die Kaſſe abgeführten Gelder nicht in voller Höhe ver⸗ 
bucht. Dieſe Buchung geſchah aber nicht zur Verdeckung einer Unter“ 
ſchlagung, fondern um zu verhüten, daß ein ſchon vorher und nicht 
durch Unterſchlagung entſtandener Fehlbetrag entdeckt würde. Wenn 
das RG. feſtſtellt, die Buchung geringerer als tatſächlich verein“ 
nahmter Beträge ſei geſchehen, um das Defizit mit Geldern ab⸗ 
zudecken, die der Beamte in amtlicher Eigenſchaft empfangen habe, 
ſo ſteht das mit den eigenen unmittelbar vorhergehenden Feſt⸗ 
ſtellungen in unlösbarem Widerſpruch. Auch das BG. iſt in den 
Fehler verfallen, in dem Verhalten des Angekl. eine Zueignung 
nichtverbrauchter Teile der Steuergelder zu ſehen. Die Steuergelder 
ſind ordnungsgemäß und in voller Höhe „verbraucht“. Der Angekl- 
hat von dieſen Geldern keinen Pfennig, auch keinen entſprechenden 
Wert ſeinem eigenen Vermögen zugeführt, ſondern einen Täu⸗ 
ſchungsverſuch gemacht, um keinen Vermögensverluſt zu erleiden. 
Durch die falſche Buchung ſollten die nachprüfenden Beamten in 
den Irrtum verſetzt werden, daß die Steuerkaſſe in Ordnung In 
und ſollten es unterlaſſen, den Angekl. zur Abdeckung des del 7 
betrages mit eigenen Mitteln in Anſpruch zu nehmen. Dieſer Täu⸗ 
ſchungsverſuch iſt anſcheinend entdeckt und die Vermögensbeſchä⸗ 
digung der Stadt, beſtehend in dem Verluſt des Erſatzanſpruches, ab⸗ 
gewendet worden. Iſt dieſe Vermutung richtig, dann wäre eine Anklage 
und Verurteilung wegen Betrugsverſuches am Platz geweſen. Der 
erſchwerten Amtsunterſchlagung aber hat ſich der Angekl. durch ſein 
Verhalten, wie es in der Enkſch. beſchrieben iſt, nicht ſchuldig ge⸗ 
macht. Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 
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de don ihm für die Steuerkaſſe in Empfang genommenen 
1 der in die Kaſſe einlegte, entſtand für ihn die Verpflich⸗ 
ben diefen Eingang in dem zur Eintragung der Einnahmen 
unten Kaſſenbuch voll zu verbuchen. Indem er geringere 
wi rüge verbuchte, führte er das Kaſſenbuch unrichtig, Hieran 
9 dadurch nichts geändert, daß er ſchon bei der Einlegung 
N verbrecheriſchen Willen hegte und durch die unrichtige 
mung zum Ausdruck brachte, einen Teilbetrag unter rechts⸗ 
Er riger Zueignung zur Deckung eines Fehlbetrages zu ver⸗ 
e Die unrichtige Buchung geſchah gerade zum Zwecke 
1930 erdeckung dieſer Unterſchlagung (vgl. RGuUrt. v. 28. Febr. 

0, 1886/29 — Recht 1930 Nr. 1856). 
gell In den Fällen R. und L. ift feſtgeſtellt, daß der An⸗ 
5 zwar zur Entgegennahme der für die Stadtkaſſe be⸗ 
nen Mietzinſen bzw. der Getränkeſteuerbeträge (L.) nicht 
10 7 war, daß ihn aber R. und L. für zuſtändig ger 
15 und ihm mit Rückſicht hierauf das Geld übergeben 
5 en. Im erſten Falle iſt weiter ausdrücklich feſtgeſtellt, 
G. habe die dienſtliche Ermächtigung zur Entgegennahme der 
0 er annehmen müſſen und der Angekl. habe dieſe An⸗ 
name bezweckt, da er die Quittungen wenigſtens anfänglich 
ne „Stadtkämmerei“ und „Stadthauptkaſſe“ unter Beifügung 
ns Namens unterzeichnet habe. Auch im zweiten Falle 
and. die Annahme des L., daß der Angekl. zum Empfang 
Mtfich berechtigt ſei, darauf geſtützt, daß er vom Angekl. 
uittungen erhalten habe, die mit amtlichen Formularen her⸗ 
gestellt geweſen ſeien. Daß dies der Angekl. bezweckt oder doch 
die hierdurch hervorgerufenen Irrtum des L. in bezug auf 
0 amtliche Zuſtändigkeit erkannt habe, iſt zwar hier nicht 
Id ausdrücklich jeitgeftelft, aber offenſichtlich vom BO. in 
weicher Weiſe und aus dem gleichen Grunde angenommen 
orden, wie im Falle R. Bei ſolcher Sachlage iſt aber das 
enkmal der Empfangnahme in amtlicher Eigenſchaft erfüllt; 
ben nach der ſtändigen Rſpr. des RG. geht dieſer Begriff 

er den der Zuſtändigkeit hinaus, und es genügt zu ſeiner 
füllung, wenn die Empfangnahme mit der Ausübung des 
11 N derart im Zuſammenhang ſteht, daß entweder der Be⸗ 
ne irrig ſeine Zuſtändigkeit für gegeben erachtet oder daß 
Bedekehrt die Hingabe an ihn in der Meinung geſchieht, der 
ane ſei zur Empfangnahme berechtigt, und daß der Be⸗ 
151 dies erkennt und trotzdem annimmt (RGSt. 1, 153 
(154, 155]; 51, 113 [116]). Unerheblich iſt hierbei, ob die 
obngabe und Entgegennahme an einem Ort, zu einer Zeit 
er unter ſonſtigen Umſtänden geſchieht, welche trotz der 
nahme der Zuſtändigkeit die Entgegennahme gerade unter 
„den Umſtänden als eine Gefälligkeit erſcheinen laſſen. An⸗ 
2 wäre dann zu entſcheiden, wenn R. und L. dem Angekl. 
55 Rückſicht auf das ihm als Beamten geſchenkte Vertrauen, 
er in Kenntnis ſeiner Unzuſtändigkeit Gelder zur Übermitt⸗ 
zung an die zuständige Stelle übergeben und der Angell. 
x nur in dieſem Sinne entgegengenommen hätte; in ſolchem 
Valle wäre das Merkmal der Empfangnahme in amtlicher 
igenſchaft nicht erfüllt (RGSt. 2, 84; 4, 154; 21, 53). 
1 dieſe Vorausſetzungen hat aber das BG. im Hinblick 
uf die Art der Quittungserteilung nicht für gegeben erachtet. 


(FerSen. v. 24. Juli 1931; 1D 785/31.) A.] 


— 


2. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


p 17. 88 BD. des RPräſ. zur Bekämpfung 
witifcher Ausſchreitungen v. 28. März 1931. 
1937 des Oberpräf. der Rheinprovinz v. 4. April 
5 31. Ein Uniformverbot, das ſich auf 88 VO. 
28. März 1931 gründet, muß ſich gleichmäßig 
gegen alle politiſchen Vereinigungen richten. 
5 Die Rev. nimmt einen Verſtoß des 8 8 VD. des RPräſ. 
9. 28. März 1931 (RGBl. l, 79) gegen Art. 109 Abſ. 1 
al erf. nach dem alle Deutſchen vor dem Geſetze gleich ſind, 
f 8. gegeben an und erblickt dieſen darin, daß nach ihrer Auf⸗ 
aſſung der 8 8 VO. v. 28. März 1931 dazu beſtimmt und 
arauf gerichtet fei, eine Handhabe zu einem einſeitigen 
zorgehen gegen eine beſtimmte politiſche Partei oder Ver⸗ 
einigung zu bieten. Der Senat legt den 8 8 nach ſeinem Wort⸗ 
aute und Sinn dahin aus, daß er nur zu einem einheit⸗ 
tich en, allgemeinen, ſich gleichmäßig gegen alle poli⸗ 
ſchen Vereinigungen richtenden Vorgehen durch Erlaß ſog. 
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Uniformverbote, nicht aber zu einem Vorgehen in dieſer 
Richtung gegen eine einzelne ſolche Vereinigung ermäch⸗ 
tigen will. Nichts in der VO. des RPräſ. deutet darauf hin, 
daß mit ihrem § 8 eine Handhabe zum Einſchreiten gegen 
eine einzelne politiſche Vereinigung geſchaffen werden 
ſollte. Vielmehr iſt die VO. erkennbar von dem Geiſte ge⸗ 
tragen, der allgemeinen politiſchen Befriedung zu 
dienen und zu dieſem Zwecke den politiſchen Kampf und die 
politiſche Herausforderung, wie ſie namentlich durch das 
Tragen von Uniformen politiſcher Vereinigungen hervor⸗ 
gerufen werden kann, aus der Offentlichkeit, insbeſ. von der 
Straße, verſchwinden zu laſſen. Von dieſer Abſicht der VO. 
aus kann aus deren Wortlaut „für politiſche Vereinigungen“ 
nur die Ermächtigung zum Erlaß eines allgemeinen 
Uniformverbots entnommen werden. Von einer gleichen Aus⸗ 
legung des 8 8 iſt erſichtlich auch das Bay Inn M. ausge 
gangen, wenn es durch Bek. v. 10. Juli 1931 mit ſofortiger 
Wirkung für das ganze Staatsgebiet für alle politiſchen 
Vereinigungen das Tragen einheitlicher Partei- oder Bundes⸗ 
kleidung ſowie entſprechender einheitlicher Abzeichen verboten 
hat. Auch die auf Grund des § 8 VO. v. 28. März 1931 er⸗ 
laſſene Anordnung der Polizeidirektion in München v. 1. Juli 
1931, durch die das Tragen einheitlicher Kleidung oder Ab⸗ 
zeichen bei beſtimmten Gelegenheiten verboten wurde, richtete 
ſich gleichmäßig und ausnahmslos gegen alle politiſchen 
Vereinigungen. Bei dieſer Auslegung beſtehen keine Be⸗ 
denken gegen die Verfaſſungsmäßigkeit des 8 8 a. a. O. Iſt 
aber bei der erörterten Auslegung der 88 rechtlich nicht zu 
beanſtanden, ſo ſetzt ſich die Bek. des Oberpräſ. der Rhein⸗ 
provinz v. 4. April 1931 (Amtsbl. d. Reg. zu Düſſe. dorf 
1931, 86) mit dem Sinn und Inhalt der Ermächtigung des 
88 inſofern in unlöslichen Widerſpruch, als ſie auf Grund 
dieſer Vorſchr. ein Vorgehen nur gegen eine beſtimmte einzelne 
politiſche Vereinigung, nämlich gegen die N.⸗Partei einſchließ⸗ 
lich ihrer Unter⸗, Hilfs⸗ und Nebenorganiſationen durch Ver⸗ 
bot des Tragens ihrer Parteiuniform oder Bundeskleidung 
anordnet. Dieſes einſeitige Verbot findet im 88 Vo. vom 
28. März 1931 keine rechtliche Grundlage. 

Soweit in den Beſchlüſſen des 4. StrSen. des RG. vom 
8. Mai 1931 (XII V Nr. 24/31), ferner v. 11. Juni 1931 
(XII V Nr. 42/31), v. 7. Aug. 1931 (XII V Nr. 62/31; DIZ. 
1931, 1235), v. 19. Aug. 1931 (XII V Nr. 94/31) ſowie vom 
29. Sept. 1931 (XII V Nr. 143/31) eine hiervon abweichende 
Rechtsauffaſſung vertreten worden iſt, bindet dieſe den jetzt 
erk. Sen. nicht, weil der 4. StrSen. nicht RevSen. iſt, ſon⸗ 
dern die angeführten Beſchlüſſe im Verwaltungswege und in 
Erfüllung der ihm durch 8 13 Abſ. 2 VO. v. 28. März 1931 
zugewieſenen Aufgaben erlaſſen hat. 


(3. Sen. v. 30. Nov. 1931, 3D 585/31.) A.] 

* 18. 88 1 und 3 WaffMißbr VO. v. 25. Juli 1930. 
Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der vor⸗ 
bezeichneten Vorſchr. Begriff: „Gemeinſam.“ 

Der Angekl. hat am 12. Sept. 1930, demnach zur Zeit 
der Geltung der VO. des RPräſ. v. 25. Juli 1930 gegen 
Waffenmißbrauch mit einer Stoßwaffe eine öffentliche Wahl⸗ 
verſammlung aufgeſucht. Seine Verurteilung wegen eines 
Vergehens nach §1 XD. iſt unbedenklich. Das LG. lehnt 
es ab, ihn auch wegen eines Vergehens nach 8 3 VO. zu ver⸗ 
urteilen. Die Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung hält es 
deshalb nicht für gegeben, weil der Angekl. nur die zu er⸗ 
wartenden Reden habe anhören wollen, dagegen mit den an⸗ 
deren Verſammlungsteilnehmern keine gemeinſchaftliche Sache 
gemacht, zu ihnen in keinen Beziehungen, in keinem „Zu⸗ 
ſammenhalt“ geſtanden habe. 

Die Rev. der StA. iſt begründet. 

Das LG. folgt bei feinen Ausführungen den Gedanken⸗ 
gängen, die auch im Schrifttum hervorgetreten ſind. Danach 
wird zur Anwendung des 8 3 a a. O. gefordert, daß der Be⸗ 
waffnete mit den übrigen Erſchienenen i. S. gemeinſamer 
politiſcher Zielrichtung verbunden ſei. Die Vertreter dieſer 
Anſchauung nehmen den Wortlaut der Beſtimmung für ihre 
Meinung in Anſpruch und weiſen auf die Begründung zum 
amtlichen Entwurf des WaffMißbrG. hin, in dem als Zweck 
des 83, der im Entwurf denſelben Wortlaut hat wie in 
der vorausgegangenen VO. v. 25. Juli 1930, nur die wirk⸗ 
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ſame Bekämpfung des bewaffneten politiſchen Bandentums 
bezeichnet werde. 

Zu dem letzteren Punkte ſei bemerkt, daß im Entwurf als 
weitere Gründe für die Aufſtellung der Strafbeſtimmung des 
$3 auch ganz allgemein die Bekämpfung politiſcher Gewalt⸗ 
tätigkeiten und die Befriedigung des polttiſchen Lebens auf⸗ 
geführt ſind. Danach iſt alſo die Bekämpfung des bewaffneten 
politiſchen Bandentums nur der nächſtliegende Zweck des 8 3, 
auf den die Bedeutung dieſer Beſtimmung nicht beſchränkt 
werden ſollte. Ganz abgeſehen hiervon dient die Beſtimmung 
dieſem Zwecke nicht nur dann, wenn ſie die Strafe für den 
Fall androht, daß die bewaffnete politiſche Bande bereits 
gebildet iſt, dies geſchieht noch viel mehr dann, wenn ſie der 
Bildung von Banden mit bewaffneten Teilnehmern vorbeugt. 
Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß ein Zuſammen⸗ 
ſchluß mehrerer auch erſt im Laufe einer politiſchen Ver⸗ 
anſtaltung eintreten kann, ja daß der Bewaffnete ſogar darauf 
ausgehen kann, hierbei für ſeine Auffaſſung Anhänger zu 
werben und gegebenenfalls ſich mit ihnen an Ort und Stelle 
zu verbinden. 

Die Begründung des Geſ. zwingt alſo durchaus nicht zu 
der vom LG. und zum Teil auch im Schrifttum vertretenen 
Auffaſſung, ſie weiſt vielmehr auf eine größere Reichweite des 

3 a. a. O. hin. Der Sinn einer geſetzlichen Vorſchr. iſt aller⸗ 
dings nicht bloß aus der ihr durch die zuſtändigen Stellen 
gegebenen Begründung, ſondern auch aus anderen Umſtänden 
zu ermitteln, vor allem aus ihrem Wortlaut. Auch dieſer 
wird zu Unrecht von der Gegenmeinung für ihre Auffaſſung in 
Anſpruch genommen. Aus ihm iſt vielmehr ebenfalls die An⸗ 
wendbarkeit der Beſtimmung auf Fälle der hier vorl. Art 
zu entnehmen. Das Wort „gemeinſam“ bedeutet nichts weiter 
als gemeinſchaftlich. Welcher Art dieſe Gemeinſchaftlichkeit 
ſein muß, kann nur dem Zuſammenhang entnommen werden. 
In 83 VO. (und auch in dem 83 des inzwiſchen erlaſſenen 
Geſ.) iſt das Wort „gemeinſam“ i. Verb. m. den Worten 
gebraucht: „mit anderen zu politiſchen Zwecken (an öffent⸗ 
lichen Orten) erſchienen iſt“. Daß „Erſcheinen“ dasſelbe iſt 
wie „zugegen fein“, ſteht feſt (vgl. RGSt. 44, 140 [141]; 
65, 162). Dabei mag ausdrücklich dahingeſtellt bleiben, ob 
die Erſchienenen Dritten ſichtbar geworden ſein müſſen oder 
nicht. Der Bewaffnete muß alſo gemeinſchaftlich mit anderen 
(an öffentlichen Orten) zugegen ſein. Es widerſpricht weder 
dem Wortlaut noch der natürlichen Auffaſſung, dieſe Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit rein körperlich aufzufaſſen. Der Sinn einer 
inneren Verbundenheit liegt in dem Ausdruck „gemeinſam 
mit anderen“ nicht. 

Es kann ſich alſo nur darum handeln, welche Bedeutung 
dem Worte „gemeinſam“ i. Verb. m. den Worten „zu poli⸗ 
tiſchen Zwecken“ zukommt. Auch dieſe Verbindung nötigt nicht 
zu der Auffaſſung des LG. Sie läßt zwanglos die Deutung 
zu, daß außer dem Bewaffneten auch noch die anderen, mit 
denen er erſchienen iſt, mit ihrem Erſcheinen politiſche Zwecke 
verfolgen. Hätte der Geſetzgeber verlangen wollen, daß die 
Zwecke gemeinſam ſeien, ſo hätte er ſeinem Willen deutlicher 
und beſtimmter dadurch Ausdruck geben können und müſſen, 
daß er der Beſtimmung die Faſſung „zu gemeinſamen poli⸗ 
tiſchen Zwecken“ oder eine ähnliche Faſſung gegeben hätte. 
In der beſtehenden Faſſung iſt ein ſolches Erfordernis keines⸗ 
falls zum Ausdruck gebracht. 

Das LG. fordert allerdings zur Anwendung des 83 BD. 
die Verfolgung gemeinſamer politiſcher Zwecke nicht ge⸗ 
radezu, ſondern läßt einen gewiſſen Zuſammenhalt als lockerſtes 
Band der geiſtigen Gemeinſchaft genügen. Vorausſetzung ſei, 
fo führt es im Urt. aus, „ein Zuſammenhalt der Er⸗ 
ſcheinenden, der ſogleich oder unter gewiſſen Vorausſetzungen 
zum Ausdruck gebracht werden ſoll“. Die Verwendung des Be⸗ 
griffes „Zuſammenhalt“ würde trotz der verſuchten näheren 
Erläuterung durch den Nebenſatz eine Unklarheit in die hier 
ſprochene Vorſchr. hineintragen, die ihr an ſich nicht anhaftet; 

vor allem würde dieſer Begriff die ſcharfe Abgrenzung des 
ſtrafbaren Tuns von dem ſtrafloſen nahezu unmöglich machen. 
So wäre z. B. ſchwer einzuſehen, warum das LG. das Be⸗ 
ſtehen eines ſolchen Zuſammenhalts in dem vorl. Fall ver⸗ 
neint hätte, in dem der Angekl. mit den anderen Erſchienenen 
die Redner des Abends anhören und ſich über ihre politiſchen 
Anſchauungen und Abſichten unterrichten laſſen wollte. Der 
Zuſammenhalt würde doch genügend dadurch zum Ausdruck 
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gebracht worden ſein, daß ſich der Angekl. mit den anden 
in einem Raume zuſammengefunden und auf das Auftre ei 
der Redner gewartet hätte. Sollte aber das LG. einen 2 
ſammenhalt i. S. eines Zuſammenſtehens gegen Dritte je 
langen wollen, jo wäre ein ſolcher hier ebenfalls denkbar, etw. 
dann, wenn der Angekl. bereit und willens geweſen wäre, M 
den anderen für den ungeſtörten Verlauf der Verſamm tua 
einzutreten. Der Angekl. hätte doch auch — unbeſchadet rs 
ſonſtigen politiſchen Geſinnung — hieran Intereſſe ha 8 
können, da er ja mit den anderen die Redner des Abends ant 
hören wollte. 15 

Verſagen fo die vom LG. für feine Rechtsauffaſſung a 
gegebenen Gründe, ſo können für die hier vertretene Mein 
auch noch andere aus Sinn und Zweck des Gef. herzuleiten 
Erwägungen ins Feld geführt werden. Das Erſcheinen 1 
einzelnen Bewaffneten in der Offentlichkeit bedeutet auch dan 
eine Gefahr für den öffentlichen Frieden, wenn die mit W 7 
Erſchienenen nicht ſeine Geſinnungsgenoſſen, vielleicht joga 
feine politiſchen Gegner find. Der Einzelgänger, der ſich I 
politiſchen Auftreten anderer angeſchloſſen hat, kann gers 
wegen des Hervortretens einer den anderen Teilnehmern mit 
liebigen Auffaſſung leicht in Tätlichkeiten hineingezogen 1 
zum Waffengebrauch veranlaßt werden. Auch damit wilt 
die Waffe in den Kampf der Meinungen eingeführt werben, 
was gerade durch die hier beſprochene Vorſchr. verhütet — 
den ſoll. Wäre die Gegenmeinung richtig, ſo würde ein en 
Teil der Fälle, in denen jemand bei öffentlichen politiſche, 
Veranſtaltungen bewaffnet erſcheint, aus dem Verbot de 
§3 a. a. O. herausfallen. Es beſtünde dann ſogar die nah 
Möglichkeit, daß eine ſolche Auslegung des Geſ. bewußt Dr 
nutzt würde, um das Gef. zu umgehen. Denn das Vorbringen 
als Einzelgänger an der Veranſtaltung teilgenommen d 
haben, würde ſich oft ſchwer widerlegen laſſen und für 5 
der bewaffnet aufgegriffen würde, eine bequeme Ausré 
bilden. 

Eine Stütze findet die hier entwickelte Rechtsauffaſſung, 
die bereits BayObLG. v. 16. Dez. 1930 (DRZ. 1931 Nr. 150) 
vertreten hat, ferner in der Beſtimmung, die dem 83 9 
zum Vorbild diente, d. i. die Strafbeſtimmung des § 19 Nr. 2 
Ver. Danach wird jeder beſtraft, der (unbefugt) in einer 
Verſammlung oder in einem Aufzuge bewaffnet erſcheint. 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf Verſammlungen und von 
züge jeder Art. Die Strafandrohung des Verl. ſollte gend 
für politiſche Verſammlungen und Aufzüge durch den 83 88. 
und des ſpäteren WaffMißbrG. verſchärft und außerdem 2 
jedes politiſche Auftreten mehrerer in der Offentlichkeit 12 
gedehnt werden. Das Ver®. macht an der genannten S570 
die Beſtrafung des Bewaffneten nicht davon abhängig, da 
er zu den anderen in der Verſammlung oder beim Aufzug 
Erſchienenen Beziehungen irgendwelcher Art habe oder M! 
ihnen in irgendeinem Zuſammenhalt ſtehe. Es kann daher au 
nicht angenommen werden, daß in der hier zur Erörterung 
ſtehenden Beſtimmung dem Ausdruck „zu politiſchen Zwecken 
eine andere Bedeutung zukomme als lediglich die, daß die Ver 
ſammlung oder der Aufzug oder das ſonſtige Auftreten 
mehrerer politiſch ſein muß. 

Das LG. hat die Verurteilung des Angekl. aus 83 22. 
aus Rechtsirrtum unterlaſſen. Dieſes Vergehen trifft mit 
dem einwandfrei feſtgeſtellten Vergehen nach §8 1 BD. 0 
Tateinheit zuſammen. Die Feſtſetzung der Strafe auf Grun 
x veränderten Rechtslage muß dagegen dem LG. überlaſſen 
bleiben. 

(1. Sen. v. 18. Dez. 1931; 1 D 985/31.) D. 


19. 88 1, 3 Waff MißbrV O. v. 25. Juli 1930; 
88 73, 74 StGB. 

1. Ein Taſchenmeſſer kann nur dann au?” 
nahmsweiſe die Eignung einer Waffe i. S. der 
BD. erhalten, wenn ihm bei feiner Herſtellung 
eine von der ſonſt üblichen Beſchaffenheit ab“ 
weichende, der veränderten Beſtimmung bee 
ders angepaßte äußere Geſtaltung gegeben ur 
5. B. durch Verleihung der Merkmale eines Do 
ches (ungewöhnliche Größe und das übliche Maß 
erheblich überſchreitende Länge und Schärfe der 
Spitze). Dagegen reicht dazu die Tatſache allein, 
daß das Taſchenmeſſer vorn etwas zugeſpitzt II 


x 61. Jahrg. 1932 Heft 13] 
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Tad durch eine Vorrichtung feſtgeſtellt werden 
ann, noch keineswegs aus. 

2. Tatmehrheit liegt vor, wenn der Täter 
die Waffe, die er unerlaubterweiſe fortgeſetzt 
mit ſich führt, bei einer Gelegenheit, wo er ſie 
dergeſtalt mit ſich führt, zur Begehung einer 
anderen Straftat benutzt; dagegen iſt Tatein⸗ 
heit gegeben, wenn ſchon allein das bloße Mit⸗ 
lühren der Waffe ohne Gebrauchmachen von ihr 
mit Rückſicht auf die Umſtände des Mitführens 
die Strafbarkeit oder eine höhere Strafbarkeit 
egründet. 


den. Die Stre. gelangt auf Grund der Erwägung, daß das 
em Angekl. abgenommene Taſchenmeſſer etwa — und zwar 
ermutlich Griff und Klinge zuſammen — 25 cm lang, im 
Griffe feſtſtellbar und vorn zugeſpitzt ſei, zu der Feſtſtellung, 
815 Meſſer ſei „ſeiner Natur nach dazu beſtimmt, durch 
Voß oder Stich Verletzungen beizubringen“ und „alſo als 

affe i. S. der 88 1 u. 3 WaffMißbrVO. v. 25. Juli 1930 
qyaufehen“. Dieſe Ausführung gibt zu Bedenken Anlaß. Eine 
leine iſt ein Gegenſtand, deſſen Beſtimmung darin beſteht, 
demem Beſitzer bei einem Kampfe, in den er verwickelt wer⸗ 
en ſollte, als Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel zu dienen. 
as iſt aber nicht der regelmäßige Zweck eines Taſchen⸗ 
meſſers; vielmehr iſt letzteres ſeiner Art nach dazu beſtimmt, 
190 den zahlreichen kleinen Verrichtungen des täglichen Lebens, 
eren ſchnelle, ſachgemäße und bequeme Ausführung nur 
unter Zuhilfenahme eines ſchneidenden Werkzeuges möglich 
It, für einen ſolchen Gebrauch verwendet zu werden und hier⸗ 
für jeden Augenblick zur Hand zu fein. Nur ausnahmsweiſe 
zunn ein ſolches Meſſer die Eigenſchaft einer Waffe erhalten, 
wenn ihm nämlich bei ſeiner Herſtellung eine von der ſonſt 
üblichen Beſchaffenheit abweichende, der veränderten Beſtim⸗ 
mung beſonders angepaßte äußere Geſtaltung verliehen iſt. 
azu reicht jedoch die Tatſache allein, daß das betreffende 
zaſchenmeſſer vorn etwas zugeſpitzt iſt und durch eine Vor⸗ 
richtung feſtgeſtellt werden kann, noch keineswegs aus. Taſchen⸗ 
meſſer von einer ſolchen Beſchaffenheit ſind von jeher, be⸗ 
onders bei Arbeitsleuten, vielfach im Gebrauch, weil ſie ſich 
5. B. bei der Bearbeitung gewiſſer Arten von Arbeitsmaterial, 
ei der Einnahme von Mahlzeiten und bei ähnlichen Ver⸗ 
richtungen als beſonders brauchbar erwieſen haben. Die bis⸗ 
berigen Feſtſtellungen der Str. laſſen nicht erkennen, daß 
das dem Angekl. abgenommene Meſſer irgendwelche Eigen⸗ 
ſchaften beſitzt, die geeignet wären, ihm den Charakter einer 
Waffe aufzudrücken, daß es z. B. durch eine ungewöhnliche 
Größe und eine das übliche Maß erheblich überſchreitende 
Länge und Schärfe der Spitze die Merkmale eines Dolches 
erhalten hätte. Ebenſo fehlt bisher jeder Anhalt dafür, daß 
etwa der Angekl. das Meſſer bei ſich getragen hat, um es 
entgegen ſeiner natürlichen Beſtimmung bei Kampfhandlungen 
zur Zufügung von Verletzungen, alſo als Waffe zu gebrauchen. 

Das angef. Urt. mußte hiernach aufgehoben werden. 

‚ Für die neue Verhandlung iſt darauf hinzuweiſen, daß 
Je Annahme der Str., es lägen in dem von ihr feſtgeſtell⸗ 
en Verhalten des Angekl. zwei ſelbſtändige Fälle einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen die WaffMißbrVoO. v. 25. Juli 1930, 
05 denen die eine den 8 1, die andere den 8 5 daſelbſt ver⸗ 
etze, auf alle Fälle unhaltbar iſt. Denn das ſtändige Mit⸗ 
ichführen des Meſſers durch den Angekl., wie es die Str. 
als erwieſen anſieht, weiſt die Merkmale einer fort⸗ 
A etzten Zuwiderhandlung gegen $ 1 Abſ. 1 VO. auf. Zu 
ieſer Zuwiderhandlung würde es aber als ein Teil von ihr 
gehören, daß der Angekl. das Meſſer auch am 3. Okt. 1930 
und an dieſem Tag auch in der öffentlichen politiſchen Ver⸗ 
ſammlung der NSDAP. im Kriegervereinshaus in B. bei 
ich getragen hat. Es wäre alſo dasſelbe äußere Verhalten, 
durch welches der Angekl. ſowohl den im $ 3 Abf. 1 wie auch 
den im § 1 Abſ. 1 VO. unter Strafe geſtellten Tatbeſtand 
verwirklicht hat. In der Rſpr. des RG. iſt zwar ange 
nommen, es liege dann Tatmehrheit vor, wenn der Täter 
115 Waffe, die er unerlaubter Weiſe fortgeſetzt mit ſich führt, 
ei einer Gelegenheit, wo er ſie dergeſtalt mit ſich führt, zur 
vegehung einer anderen Straftat, 3. B. eines Widerſtandes, 
Landfriedensbruchs oder Totſchlags benutzt (ROSE. 59, 361; 
rt. v. 6. Jan. 1930, 2 D 1398/29; v. 16. Juni 1930, 2 D 
1073/29: v. 20. Okt. 1930, 2 D 815/30) — dagegen iſt Tat- 


einheit für gegeben erachtet, wenn ſchon allein das bloße 
Mitführen der Waffe, ohne daß von ihr ein Gebrauch ge⸗ 
macht wird, mit Rückſicht auf gewiſſe Umſtände, unter denen 
das Mitführen erfolgt, die Strafbarkeit oder eine höhere 
Strafbarkeit begründet, wie z. B. im 8 243 Ziff. 5 StGB. 
(Urt. v. 25. Juni 1929, 1 D 562/29; v. 6. Jan. 1930, 
2 D 1398/29). Zu den Fällen der letzteren Art gehört auch 
der im 8 3 Abſ. 1 VO. umſchriebene Tatbeſtand. 
(2. Sen. v. 10. Dez. 1931; 2D 555/31.) A.] 


20. 83 Waff MißbrO. v. 25. Juli 1930. Über 
die Frage, ob ein Meſſer eine Waffe i. S. der VO. 
v. 25. Juli 1930 iſt, entſcheidet, ſoweit nicht ein 
beſonderer Wille des Trägers der Waffe in Be⸗ 
tracht kommt, ſein Anfertigungszweck. Zuſam⸗ 
menklappbare, wenn auch feſtſtellbare Taſchen⸗ 
meifer find deshalb keine Waffen in dieſem 
Sinne. ) 

Die Eigenſchaft einer Waffe i. S. des 83 WaffMißbr⸗ 
VO. v. 25. Juli 1930 muß einem im Griff feſtſtehen⸗ 
den, nicht zuſammenklappharen Meſſer dann zugeſprochen 
werden, wenn aus ſeiner Größe und ſonſtigen Beſchaffenheit 
hervorgeht, daß es gleich einem Dolch zwecks Zufügung von 
Verletzungen an lebenden Körpern angefertigt iſt. Dagegen 
fällt ein Meſſer, das als Taſchenmeſſer hergeſtellt, alſo ſo 
geſtaltet iſt, daß es in zuſammengeklapptem Zuſtand in der 
Taſche getragen werden kann, nicht unter den nach dem An⸗ 
fertigungszweck zu beſtimmenden Begriff der Waffe. Denn 
der bei ſeiner Anfertigung maßgebende Zweck richtet ſich nicht 
auf die Zufügung von Verletzungen, ſondern auf den im täg- 
lichen Leben vielfach erforderlichen Gebrauch zum Schneiden 
lebloſer Gegenſtände. Iſt ein zuſammenklappbares Taſchen⸗ 
meſſer mit einer Einrichtung verſehen, die es ermöglicht, dem 
ungewollten Zuſammenklappen im Gebrauch durch Feſtſtellung 
der Klinge vorzubeugen, ſo wird doch der urſprüngliche Ge⸗ 
brauchszweck, der die Einreihung des Taſchenmeſſers unter 
den engeren Begriff der Waffe ausſchließt, hierdurch nicht 
verwandelt. 

(2. Sen. v. 26. Nov. 1931; 2 D 1151/31.) A.] 


II. Verfahren. 


** 21. 8 244 StPO. Ein Beweisantrag iſt auch 
dann, wenn er ſeinem Wortlaut nach in erſter 
Linie auf Beweiserhebung und nur eventuell 
auf Freiſprechung gerichtet iſt, als Eventual⸗ 
antrag zu behandeln und im Falle der Ableh⸗ 
nung erjt in den Urteilsgründen zu beſcheide n. f) 


Ausweislich der Sitzungsniederſchrift hat der Angekl. in 
ſeinem Schlußvortrage beantragt: „Vertagung des Termins 
und Ladung eines Speditionsſachverſtändigen, der bekunden 
wird, daß die in Anſatz gebrachten Auslagen nicht zu hoch 
geweſen find; evtl. bitte ich um Freiſprechung.“ Dieſer An⸗ 
trag iſt in der Hauptverhandlung nicht beſchieden worden. 

Seinem Wortlaute nach iſt der Antrag allerdings in 
erſter Reihe auf Beweiserhebung und nur „evtl.“ auf Frei⸗ 
ſprechung gerichtet. Gleichwohl handelt es ſich um einen hilfs⸗ 
weiſe geſtellten Beweisantrag, um einen ſog. „Eventualantrag“, 
deſſen Beſcheidung nach den vom RG. in ſtändiger Rſpr. feſt⸗ 


Zu 20. Siehe auch RGSt. 65, 159 u. 161; ROLE. v. 25. April 
1931, II 336/31. 


Zu 21. Ein Antrag des Angekl. oder der Verteidigung, prinzi⸗ 
paliter freizuſprechen, eventualiter Beweis zu erheben, wird häufig 
nur auf einer mißverſtändlichen Ausdrucksweiſe beruhen. Denn das 
primäre Intereſſe des Angekl. geht auf feine Freiſprechung und nur, 
wenn ſich das Gericht hierzu auf Grund der Verhandlung nicht 
entſchließen kann, wird ihm regelmäßig an einer weiteren Beweis⸗ 
erhebung gelegen ſein. Weil der Antrag daher in der Norm der Fälle 
genau ſo anzuſehen iſt wie ein Eventualbeweisantrag, habe ich gegen 
die dies leugnenden Entſch. des 4. Str Sen.: Recht 1913 Nr. 442 und 
des OSG. Braunſchweig: Goltd Arch. 72, 393 in meinem „Beweisantrag 
im Strafprozeß“ S. 29 polemiſiert und darf mit Befriedigung kon⸗ 
ſtatieren, daß das RG. nunmehr von dieſer Rechtſprechung abweicht. 

Gegenüber der Begründung des vorl. Urt. muß ich freilich 
einen Vorbehalt machen: Der entſcheidende Grund, weshalb das Gericht 
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gehaltenen Grundſätzen (vgl. u. a. RGSt. 1, 394; 3, 222; 
29, 438) dem Urt. vorbehalten bleiben konnte. Die Natur des 
Beweisantrages als eines hilfsweiſe geſtellten wird durch 
ſeinen angeführten Wortlaut nicht verändert. Auf die Wort⸗ 
faſſung kommt es nicht an, ſondern lediglich darauf, daß über 
den Antrag, ſo wie er geſtellt war, nur im Zuſammenhang 
mit der Urteilsberatung entſchieden werden konnte und nach 
dem Willen des Angekl. auch entſchieden werden ſollte. Dies 
iſt aber von ausſchlaggebender Bedeutung für die Frage, ob 
der Angekl. eine Beſcheidung auf ſeinen Antrag noch vor der 
Urteilsverkündung durch beſonderen Gerichtsbeſchluß erwarten 
konnte oder nicht. 

Daß die Stra. den Beweisantrag als „hilfsweiſe“ ge⸗ 
ſtellt in dem erörterten Sinne angeſehen hat, bedeutet hiernach 
keinen Verfahrensverſtoß. 

Soweit in RG. (4. StrSen.): Recht 1913 Nr. 442 eine 
abweichende Auffaſſung zum Ausdruck gelangt iſt, bindet dieſe 
den jetzt entſcheidenden Sen. nicht, weil der 4. StrSen. als 
RevSen. nicht mehr beſteht. 

(3. Sen. v. 13. Juli 1931; 3 D 490/31.) A.] 


22. § 244 StPO. Wenn auch in der Regel das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts darüber 
entſcheidet, ob eine Augenſcheinseinnahme als 
Beweismittel erforderlich iſt oder ob andere 
Beweismittel ausreichen, ſo bedeutet doch die 
Ablehnung des Antrags auf Augenſcheinsein⸗ 
nahme unter Berufung auf die Zeugenausſagen 
dann eine unzuläſſige Beweisantezipation, 
wenn durch die Augenſcheinseinnahme gerade 
die Zeugenausſagen entkräftet werden ſollen. 


Der Verteidiger hat nach dem Schluß der Beweisauf⸗ 
nahme Freiſprechung, „evtl. Augenſcheinseinnahme an Ort 
und Stelle“ beantragt. Über den Hilfsantrag auf Augen⸗ 
ſcheinseinnahme hat die Str. weder durch beſonderen Be⸗ 
ſchluß noch — was zuläſſig geweſen wäre, in den Urteils⸗ 
gründen befunden. Hiergegen richtet ſich die verfahrens⸗ 
rechtliche Rüge der Rev. ihrem Sinne nach. Sie iſt auch be⸗ 
gründet; denn die Stift. hätte den Hilfsantrag nicht völlig 
übergehen dürfen. Auf der Übergehung kann die Verurteilung 
der BeſchwF. beruhen; denn der Antrag kann deshalb über- 
gangen worden ſein, weil die Str. annahm, daß die Aus⸗ 
ſagen der beiden Zeugen J. und des Zeugen M. über die 
Ortlichkeit — namentlich über die Sichtbarkeit eines Netzes 
vom Standpunkte der beiden J. aus — durch eine Augen⸗ 
ſcheinseinnahme nicht erſchüttert werden könnten. Mit einer 
ſolchen Begr. hätte jedoch der Antrag auf Augenſcheinsein⸗ 
nahme nicht abgelehnt werden dürfen, wenngleich in der Regel 
das pflichtmäßige Ermeſſen des Gerichts darüber ent⸗ 
ſcheidet, ob eine Augenſcheinseinnahme als Beweismittel er⸗ 
forderlich iſt oder ob andere Beweismittel ausreichen. Denn 
im vorl. Falle ſollte die Augenſcheinseinnahme, wie ge⸗ 
gebenenfalls durch Ausübung der Fragepflicht klarzuſtellen 
geweſen wäre, offenbar gerade die Zeugenausſagen entkräften; 
eine Ablehnung des Antrags aus dem bezeichneten Grunde 
hätte ſomit eine unzuläſſige Vorwegnahme des Beweisergeb⸗ 


auch bei einem prinzipalen Beweiserhebungs⸗ und eventualen Sach⸗ 
entſcheidungsantrag von der beſchlußmäßigen Beſcheidung des Beweis⸗ 
antrages abſehen darf, jcheint mir nicht der zu fein, daß über den 
Antrag nach dem Willen des Antragſtellers erſt im Zuſammenhang 
mit dem Urt. beraten werden ſollte, ſondern der, daß der Antrag⸗ 
ſteller dem Gericht die beſondere Beſcheidung ſeines Antrages er⸗ 
laſſen hatte. M. a. W.: nicht der — erklärte oder angenommene — 
Verzicht auf eine geſonderte Beratung, ſondern der Verzicht auf eine 
geſonderte, der Urteilsverkündung vorgelagerte Beſcheidung des An⸗ 
trags (8 244 Abſ. 2 StPO.) iſt das maßgebende. Es laſſen ſich Even⸗ 
tualbeweisanträge denken, bei denen ein ſolcher Verzicht nicht gewollt 
iſt. Auch wenn der Verteidiger in erſter Linie Freiſprechung, in zweiter 
weiteren Beweis (oder umgekehrt) beantragt, kann ſeine Abſicht dahin 
gehen, daß er, falls das Gericht weder freiſprechen noch Beweis erheben 
will, dies vor der Urteilsverkündung durch beſchlußmäßige Ablehnung 
des Antrages erfährt, worauf ihm 8 244 Abſ. 2 StPO. ausdrücklich 
einen Anſpruch gibt. Nur muß er eine ſolche Abſicht deutlich erklären; 
im allgemeinen rechtfertigt jede Verknüpfung des Beweisantrags mit 
dem Schlußantrag die Annahme, daß dem Antragſteller an einer be⸗ 
ſonderen Beſcheidung des Beweisantrags im Ablehnungsfalle nichts ge⸗ 
legen iſt. 
a RA. Prof. Dr. Alsberg, Berlin. 
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niſſes gebildet (RGSt.: JW. 1930, 71417 und 933 4 RGS. 
61, 273). 
(1. Sen. v. 27. Nov. 1931; 1D 1006/31.) A. 
Von 


23. 8244 StPD.; 8 68, 64, 67 G WG. Von 
einem Beſchluß des Präſidiums kann nicht DR 
Rede fein, ſolange nicht ſämtliche an der Ab 
ſtimmung zu beteiligenden Mitglieder ihre 
Stimmen abgegeben haben. ) 

(2. Sen. v. 21. Mai 1931; 2 D 976/30.) 


Abgedr. JW. 1931, 3560. 


Zu 23. A. Anm. Lang, ebenda. 


B. Das Präſidium „entſcheidet nach Stimmenmehrheit“ 71 
GVG. für das vom Präſ. zu beobachtende Verfahren keinerlt! 
weitere Vorſchr. gibt, wird es ſelbſt dieſes in voller Freiheit 
regeln dürfen. Beratung iſt nicht notwendige Vorausſetzung I 
Geſetzmäßigkeit eines Beſchluſſes. Die Entſch. kann ſchriftlich — in 
Wege des Umlaufs — oder in einer Sitzung herbeigeführt werden. 

Wenn RG. darlegt, daß beim Umlaufverfahren ein Beſchſuß 
des Präf. erſt dann vorliegt, wenn „ſämtliche an der Ab, 
ſtimmung zu beteiligende Mitglieder ihre Stimme abgegeben haber. 
ſo wird man dem gewiß für den Regelfall beitreten. Ausnahme 
werden zuzulaſſen ſein: Das Präſ. ſollte im Umlauf entſcheiden, 
ob „anderweit der GerAſſ. E. der Hilfs Stra II (des LG.] Beru 
v. 24. Juni 1930 ab als Mitglied zu überweiſen ſei“. Der an 
24. Juni begonnene Umlauf war noch nicht beendet, als am 3. - 
der GerAſſ. C. in der Str. II bereits als Mitglied wirkte. 155 
ſetzt, es hätten am 3. Juli von den Mitgliedern des Präſ. por 
neun Zehntel zuſtimmend ſich erklärt, war es dann überhaupt er 
forderlich, noch die Stimmen des letzten Zehntels, von dem € 
Widerſpruch doch ſicherlich nicht in Ausſicht ſtand, einzuholen? 15 

Zweifel können entſtehen bei der Frage, wer notwendig au 
der Abſtimmung teilnehmen muß. RG. ſcheint den Kreis „der 4 
beteiligenden Mitglieder“ ſehr weit erſtrecken zu wollen, h 
es ſagt: „Hieran (Stimmabgabe ſämtlicher zu beteiligende 
Mitglieder) würde auch der Umftand nichts zu ändern vermögen 
daß die Zahl der Mitglieder des Präſidiums beim LG. in Berlit 
fo groß iſt, daß ihre Zuſammenberufung zu einer Präſidialſitzung 
in vielen Fällen wegen der damit verbundenen Störung der übrige 
Dienſtgeſchäfte untunlich erſcheinen mag, daß aber die rechtzeitig” 
Erledigung einer Beſchlußfaſſung durch ſchriftliche Abſtimmung * 
eiligen Fällen auf Schwierigkeiten ſtoßen kann; denn alles das 
befreit nicht von der Beachtung von Beſtimmungen, die das GV. 
über die Bildung und Beſetzung der einzelnen Kammern zwinge n 
vorgeschrieben hat.“ RG. hält alſo für ſelbſtverſtändlich Erſcheiner 
zur Präſidialſitzung, auch wenn dadurch die übrigen Dienſtgeſchäfte 
geſtört werden. Dem möchte ich widerſprechen. Wo wäre ſolche“ 
„zwingend beſtimmt“? GVG. gibt der Präſidialtätigkeit des Direk⸗ 
tors keinen Vorrang vor der dienſtlichen Betätigung in feine” 
Kammer. Sitzungen des Präj. werden nach Bedarf ganz unrege! 
mäßig anberaumt, und das Geſetz kann nicht wollen, daß dann 
jede in Tätigkeit befindliche Kammer ihre Arbeit einſtellt, nur um 
dem Direktor die Anweſenheit in der Präſsitzung zu ermöglichen. 
Die Tagesordnung des Praſ. ſteht unter Umſtänden an Bedeutung 
weit zurück hinter einer das öffentliche Intereſſe in Anfprut) 
nehmenden Sitzung des Schw. oder der Str. Pflichtmäßige⸗ 
Ermeſſen des Direktors muß bei Gleichzeitigkeit ihm den Aus- 
ſchlag geben, ob er in das Präs. geht oder in der Kamm 
bleibt. — Wer wegen Krankheit fehlt, wer beurlaubt iſt, geho 5 
felöftverftändli nicht zu den „an der Abſtimmung zu Beteiligen 
den“. Das gleiche muß gelten von jenen, welche dienſtlich . 
hindert find. — In der Kammer ſteht — 8 66 GVG. — bei Der 
hinderung des Direktors der Vorſitz dem dienſtälteſten Mit lied 
zu. Es wird nicht bezweifelt, daß Recht und Pflicht zur Über” 
nahme des Vorſitzes nur ein ſolches Mitglied treffen kann, welche⸗ 
dienſtlich verfügbar, alſo durch Dienſt nicht anderweit in Anſpn 
genommen iſt. Kann man an die Pflicht des Direktors zur Mi 
wirkung im Präſ. ſtärkere Anforderungen ſtellen? . 

Beſchlüſſe des Präſidiums müſſen als geſetzmäßig gelten, wen 
die Möglichkeit der Teilnahme an der Sitzung allen dienſtlich Ve 
fügbaren Direktoren eröffnet war. Beim Vorliegen dieſer Voraus 
ſetzung iſt die Verſammlung beſchlußfähig ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen. Für das Umlaufverfahren muß Entsprechen 
des gelten. Es gibt Fälle, die binnen kürzeſter Friſt einen Beſchluß 
des Präſ. erheiſchen. Dem Direktor, der in ſchwieriger Sitzung 
tätig iſt, kann nicht alle Male zugemutet werden, anzuhalten, 
um von einem Umlauf Kenntnis zu nehmen und ſich zu em“ 
ſcheiden. Der Umlaufbeſchluß iſt gültig, wenn die dienſtlich ver 
fügbaren Direktoren ſich beteiligt haben. — 

Fraglich kann erſcheinen, ob Beſchlüſſe des Präſ. abſolute 
Stimmenmehrheit erfordern oder ob die relative Mehrheit au?“ 
reicht. Turnau, Die Juſtizverfaſſung in Preußen, Roſenberg⸗ 
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de 24. § 244 StPO. Ein Antrag auf Zeugen⸗ 
Zeutehmung kann wegen Unerreichbarkeit des 
gen nur abgelehnt werden, wenn alle an- 

zeigten Nachforſchungen ſorgfältig vorgenom⸗ 
en wurden und ergebnislos verlaufen ſind. 


we d war kann ein Antrag auf Zeugenvernehmung abgelehnt 
Str en, wenn der Zeuge unerreichbar iſt; jedoch hätte die 
. den Zeugen K. nicht ſchon auf Grund der beiden er⸗ 
bprältoſen Zuſtellungen ſowie der Auskünfte des Polizei⸗ 
äſidiums B. als unerreichbar anſehen dürfen. Es ſchwebte 
muB beim Unterſuchungsrichter in F. ein Meineidsverfahren 
en den Zeugen K. Die Stra. hätte daher prüfen müſſen, 
en fi der Zeuge nicht mit Hilfe der ſich ewa aus jenen Akten 
ligebenden Anhaltspunkte und Auskunftsperſonen ermitteln 
a Auch wären Nachforſchungen an feinem früheren Wohn⸗ 
in Betracht gekommen. Auf der Ablehnung ſeiner Ver⸗ 


nehmung kann das Urteil beruhen. 


(1. Sen. v. 23. Juni 1931; 1 D 366/31.) A. 


Sayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Straſſachen. 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchm it II, München. 


find 1. 85 10 Abf. 2, 11 Abſ. 1 Not VO. v. 28. März 1931 
0 nur anwendbar, wenn das Anſchlagen, Ausſtellen 
gän Verbreiten oder das ſonſtige der Offentlichkeit Zu⸗ 
5 laplichmachen an öffentlichen Wegen, Straßen oder 
55 aßen ſtattgefunden hat. Das Aushängen von Plakaten 
Schankwirtſchaften genügt nicht. 
rg Aus 88 10 Abſ. 2, 11 Abf. 1 NotVO. v. 28. März 1931 
Bent 1,79) ergibt ſich mit aller Deutlichkeit, daß die hier zunächſt 
sches, des Zivilprozeßrechts, ſowie Struckmann u. Koch, GG. 
Av en ein für abjolute Mehrheit. Turnau (S. 335, 324) be⸗ 
bründet: „Wenn es auch nicht wie in 8 40 Abſ 5 GIG. aus- 
des lich geſagt iſt, ſo folgt doch aus der allgemeinen Beſtimmung 
m 198 (jest $ 196) Abf. 1 GP,, daß Die abjolıte Gtimmen- 
ſchlrbeit entſcheidet“ und Roſenberg (6.50) ähnlich: „Die Be⸗ 
bia fie des Präſ. erfolgen ... gem. 88 194ff. GVG.“ Mir ſcheint 
fi unmittelbare Anwendung des § 196 GVG. auf das Ab⸗ 
Germungsverfahren des Präſ. unzuläffig. Der ganze 16. Titel 
Koll „„Beratung und Abſtimmung“ ordnet nur das Verfahren der 
1 egialen Gerichtsabteilungen bei ihrer rechtſprechenden Tätigkeit 
8 kann ohne weiteres nicht ausgedehnt werden auf das Präſidium 
du rechtsverwaltendes Organ. — Bei Struckmann u. Koch, 
hie 88 63 (64) GG., beißt es: „Unter Stimmenmehrheit wird 
abe obwohl es nicht ausdrücklich wie in 88 198 (196) gejagt iſt, 
Sue Mehrheit zu verftehen fein (vgl. auch 8 1038 3PO.). Eine 
volung für den Fall, daß ſolche nicht erreicht wird, iſt jedoch nicht 
Reis Jeden.“ Struchmann u. Koch halten mithin den 8 196 
auf g egg für anwendbar auf Beſchlüſſe des Präſ. Ihr Hinweis 
rich 18 1038 3PO., der nur für den Schiedsſpruch mehrer Schieds⸗ 
don er abſolute Mehrheit ausdrücklich vorſchreibt, kann für die 
Be ihnen gewollte Auslegung des § 64 GVG. nicht werben. Die 
ſolmterkung aber, daß für den Fall der Nichterreichung der ab⸗ 
türen Mehrheit eine Löſung nicht vorgeſehen ſei, muß allein ſchon 
Prasſte Bedenken gegen jene Auslegung erwecken. Außerhalb des 
fön gibt es keine Stelle, die bei ſeinem Verſagen eingreifen 
4 as es ſei denn ein Ref. oder eine NotVO. Annehmbar iſt 
dur eine Auslegung, die dem Präs. ermöglicht, ſeine Obliegenheiten 
0 öruführen, und deshalb kann der $ 64 nur die relative Mehr⸗ 
im Auge haben. Den Ausſchlag muß folgendes geben: An 
det Stellen — 8 40, 62, 64, 196 — ſpricht Goch vom Stimm⸗ 
ybältnis In 85 40 und 196 fordert es ausbrüclich abſolute 
borſrheit Wenn dann die einander parallelen 88 62 und 64 nur 
angcchreiben Entſch. „nach Stimmenmehrheit“, ſo iſt hier etwas 
relates gewollt als abſolute Mehrheit. Das einzige bleibt die 
weich ve Mehrheit! — Stütze dieſer Auslegung finde ich — ab⸗ 
8 end von Struckmann u. Koch — in 8 1038 3O.: Wenn 
für . die nur an dieſer Stelle über Stimmverhältnis ſich ausläßt, 
Me geboten hält, ausdrücklich hervorzuheben, daß ſie die abſolute 
8 heheit will, ſo kann dem nur die Annahme zugrunde liegen, 
Me ie dieſe beſondere Anordnung ein Zwang zu abſoluter 
die rheit nicht vorgeſchrieben wäre. — Hätten 88 62, 64 GVG. 
St abſolute Mehrheit gewollt, ſo hätten ſie, wie jene anderen 
Vor len, es ausdrücklich vorgeſchrieben; wäre ohne ausdrückliche 
in rſchr. die abſolute Mehrheit das Selbſtverſtändliche, ſo konnte 
ſolu s 40, 196 Gch, $ 1038 ZPO. das Erfordernis der ab⸗ 
uten Mehrheit nicht beſonders ausgesprochen werden. 
LGDir. i. R. Dr. Lafrenz, Hamburg. 
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genannten Tätigkeiten, wodurch Plakate oder Flugblätter — ihrem 
Inhalt und ihrer Subſtanz nach — einem größeren Perſonenkreis 
zugänglich gemacht werden — „Anſchlagen“, „Ausſtellen“, „Ver⸗ 
breiten“ —, nur beſondere Unterarten des allgemeinen Begriffs „der 
Offentlichkeit zugänglich machen“ find. Schon aus dieſem Grunde 
muß angenommen werden, daß nach den angef. Beſt. der VO. für 
die im allgemeinen gekennzeichnete Tätigkeit — „der Offentlichkeit 
zugänglich machen“ — das nämliche zu gelten hat wie für die be⸗ 
ſonders angeführten Unterarten. Daß die Vorlegungspflicht, ſofern 
Plakate und Flugblätter „angeſchlagen“, „ausgeſtellt“, „verbreitet“ 
werden, nur dann beſteht, wenn das „Anſchlagen“, „Ausſtellen“, „Ver⸗ 
breiten“ „an oder auf öffentlichen Wegen, Straßen oder Pläzen“ vor⸗ 
genommen werden ſoll, kann bei dem klaren Wortlaut der fraglichen 
Beſt. überhaupt nicht bezweifelt werden. Das nämliche muß daher 
gelten, wenn Plakate oder Flugblätter „ſonſt der Offentlichkeit zu⸗ 
gänglich gemacht“ werden ſollen. 

Hätte der Geſetzgeber eine Vorlegungspflicht begründen wollen, 
gleichviel ob die Zugänglichmachung von Plakaten oder Flugblättern 
für die Offentlichkeit, ſoweit ſie ein „Anſchlagen“, „Ausſtellen“, „Ver⸗ 
breiten“ nicht darſtellt, gerade an oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plätzen vorgenommen werden ſoll oder an anderen dem Publikum 
zugänglichen Orten oder überhaupt in einer Weiſe, die einem un⸗ 
beſtimmten Perſonenkreis das Plakat oder das Flugblatt ſeinem Inhalt 
und ſeinem Körper nach zugänglich macht, dann würde er ſicherlich 
nicht beſtimmt haben, daß Plakate oder Flugblätter politiſchen In⸗ 
halts, deren Zugänglichmachung durch Anſchlagen, Ausſtellen oder 
Verbreiten ermöglicht werden ſoll, nur dann der zuſtändigen Behörde 
zur Kenntnisnahme vorgelegt werden müſſen, wenn ſie gerade auf 
öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen angeſchlagen, ausgeſtellt oder 
verbreitet werden. In dieſem Falle hätte er eben beſtimmt, daß Plakate 
und Flugblätter politiſchen Inhalts der zuſtändigen Behörde vor⸗ 
zulegen ſind, ehe ſie „an Orten, die dem Publikum zugänglich ſind“ 
oder ehe fie „öffentlich“ angeſchlagen, ausgeſtellt, verbreitet oder ſonſt 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

8 11 Abſ. 1 der angef. VO. iſt alſo nur dann anwendbar, wenn 
das Anſchlagen, Ausſtellen, Verbreiten oder das ſonſtige der Offentlich⸗ 
keit Zugänglichmachen an öffentlichen Wegen, Straßen oder Plätzen 
ſtattgefunden hat (vgl. auch Häntzſchel, Die VO. gegen polit. Aus⸗ 
ſchreitungen, 2. Aufl., § 10 VO. v. 28. März 1931 Anm. 8). Das 
Aushängen von Plakaten in Schankwirtſchaften genügt nicht; ſie ſind 
zwar öffentliche Orte, aber nicht öffentliche Plätze i. S. der 88 10 
Abſ. 2, 11 Abſ. 1 VO. v. 28. März 1931. 

(BayobsG., StrSen., Urt. v. 28. März 1931, Revfteg. II Nr. 883/31.) 
* 


2. 8 313 StPO. ſtellt eine auch vom Revch. zu prü⸗ 
fende Urteilsvorausſetzung auf. Irrtümliche Bezeichnung 
des Rechtsmittels iſt unſchädlich. Zu der Frage, ob eine 
Mehrheit von Räumen ſich als eine Wohnung i. S. des 
8 361 Ziff. 6a darſtellt. f) 


Die Ber. gegen das Urt. des AR., durch das die Freiſprechung 
von der Anklage wegen einer Übertretung erfolgte, war nach 8 313 
SPD. unſtatthaft. Das LG. hat gleichwohl die Ber. zugelaſſen 
und über die Straftat entſchieden. Dieſes Verfahren verletzt das 
Geſetz. Es handelt ſich nicht um eine nur für die zweite Inſtanz 
geltende Verfahrensvorſchr., die mangels einer geltend gemachten 
Verfahrensrüge nach § 352 SPD. als geheilt erachtet werden 
könnte, ſondern um eine auch vom Rev. zu prüfende Urteils⸗ 
vorausſetzung. Eine zuläſſigerweiſe eingelegte Ber. bildet, wie 
KG.: KJ. 53, 327 mit Recht annimmt, die Grundlage des Be⸗ 
rufungsverfahrens und der in ihm ergangenen Entſch., ß daß 
ebenſo eine Utteilsvorausſetzung in Frage kommt, wie fie das 
Vorhandenſein eines den Vorſchr. der 88 203, 207 StPO. ent⸗ 
ſprechenden Eröffnungsbeſchluſſes darſtellt. Auch Löwe ⸗Roſen⸗ 
berg, Komm. z. StpO., 18. Aufl., zu § 340 k S. 822 iſt nunmehr 
der Auffaſſung, daß die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels in jeder 
Verfahrenslage von Amts wegen zu prüfen iſt. 8 

Die abweichende Auffaſſung: DRZ. 1929, 125 Nr. 312 wird 
nicht aufrechterhalten. Demnach muß der vorliegende Verfahrens⸗ 


Zu 2. 1. Es iſt zu begrüßen, daß ſich das BayoOb G. ebenſo 
wie RGSt. 65, 250 nunmehr der Anſicht des KG.: Johow 53, 327 
angeſchloſſen hat, daß die Zuläſſigkeit der Berufung eine in der 
Revinſt. von Amts wegen nachzuprüfende Urteilsvorausſetzung ift, 
weil die Vorſchr. über die Einlegung der Ber nicht als reine Ver⸗ 
fahrensvorſchr., deren Verletzung nur auf Rüge hin zu berück⸗ 
ſichtigen iſt, gelten können, es ſich hierbei vielmehr um Normen 
handelt, die einem ganzen Prozeßabſchnitt als Grundlage dienen 
und die von maßgebender Bedeutung für den Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des angefocht. erſtinſtanzlichen Urt. ſind. Hiernach iſt es zu 
billigen, daß das OLG. das vom LO. als Ber., die in dieſem 
Fall nach 8 313 StqpO. gar nicht zuläſſig war, angeſehene Rechts⸗ 
mittel als Rev. aufgefaßt und demnach unter Beſeitigung des un⸗ 
wirkſamen landgerichtlichen Urt. als Revcö. gegenüber dem amts⸗ 
gerichtlichen Urt. entſchieden hat. Hierbei könnte höchſtens zweifel⸗ 
haft ſein, ob in der Erklärung des Amtsanwalts, das Rechtsmittel 
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verſtoß berückſichtigt werden, wenn auch in der Reviſion des 
StA. nur Verletzung des ſachlichen Rechts geltend gemacht wird. 
Es ſteht nicht in der Macht der Prozeßparteien, entgegen der 
zwingenden Vorſchr. des 8313 StPO. ein Verfahren in drei Inſtanzen 
durchzuführen, für das das Geſetz nur zwei Rechtszüge vorgefehen hat. 
Im Einklang mit OLG. Hamburg: Goltd Arch. 69, 336; Benneche⸗ 
Beling, Lehrb. des dtſch. StrprR. S. 294 muß ſonach das Urt. des 
ſachlich unzuſtändigen BG. für nichtig erachtet und das rechtsunwirk⸗ 
ſame Urt. der Str. aufgehoben werden. Dem Sen. obliegt die 
vom LG.. außer acht gelaſſene Prüfung, ob das vom Amtsanwalt 
gegen das Urt. des AR. eingelegte Rechtsmittel nicht gem. 88 300, 
334 SPD. als Rev. aufzufaſſen ift. Dieſes Rechtsmittel iſt dann 
vom Rev. ſachlich zu würdigen, falls den Vorſchr. der 88 343, 
344 SPD. genügt wurde. Beide Vorausſetzungen find gegeben. 

Es iſt davon auszugehen, daß der Amtsanwalt das zuläſſige 
Rechtsmittel einlegen wollte, ſo daß nur ein Irrtum in der Be⸗ 
zeichnung des Rechtsmittels vorliegt. Das rechtzeitig eingelegte 
Rechtsmittel wurde auch in ausreichender Weiſe begründet. Nach der 
Sachlage können Verfahrensverſtöße bei der Entſch., die lediglich 
eine Rechtsfrage betrifft, keine Rolle ſpielen. Durch die Erklärung 
des Amtsanwalts, die Ber. werde eingelegt, weil die Augekl. frei⸗ 
geſprochen wurden, iſt demnach ausreichend zum Ausdruck gebracht, 
daß das Urt. wegen Verletzung des fachlichen Rechts angefochten 
werden will. 

Auch der etwa erfolgte Ablauf der Verjährungsfriſt der Straf⸗ 
verfolgung ſteht der ſachlichen Würdigung des Rechtsmittels nicht 
entgegen. Nach feſtſtehender Rſpr. (Lpz Komm. zu 8 68 StGB. 
3.2; Olshauſen a. a. O. 3.17) find auch die vom ſachlich 
unzuſtändigen Richter in der Zeit von der Erlaſſung des erſt⸗ 
inſtanziellen Urt. bis 26. Juni 1931 vorgenommenen, gegen die 
Angekl. wegen der Übertretung gerichteten Handlungen zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung geeignet geweſen. 

Nach den Feſtſtellungen des amtsgerichtl. Urt. befinden ſich im 
zweiten Stock eines Anweſens hinter einer, durch Einhängen ſtets offen⸗ 
gehaltenen Korridortüre, vier an einem gemeinſamen Flur gelegene 
Wohnräume. Die beiden der Treppe zunächſt gelegenen Zimmer hat eine 
Frau H. mietweiſe vom Hausbeſitzer überlafjen erhalten; ſie be⸗ 
wohnt das der Treppe zunächſt gelegene Zimmer, das nächſte dient 
ihrer Untermieterin, der Angekl. T., als Wohnraum. Das dritte 
Zimmer von der Treppe aus hat die Angekl. Ha. als ſelbſtändige 


werde eingelegt, weil die Angekl. freigeſprochen worden ſeien, die 
Rüge der Verletzung materiellen Rechts genügend zum Ausdruck 
gebracht iſt. Man wird dies nur dann bejahen können, wenn man 
den Inhalt des amtsgerichtlichen Urt. heranzieht, wonach die Frei⸗ 
ſprechung nicht aus tatſächlichen Gründen erfolgt iſt, ſondern, weil 
das AG. den Rechtsbegriff der Wohnung i. S. des § 361 Ziff. 62 
SED. nicht für anwendbar gehalten hat. Es iſt aber m. E. nicht 
zu beanſtanden, zur Auslegung einer Rechtsmittelerklärung den 
Urteilsinhalt mit heranzuziehen. Auch die Annahme des OG., 
daß die in einem an ſich unzuläſſigen Berufungsverfahren vor⸗ 
genommenen richterlichen Handlungen jedenfalls zur Unterbrechung 
der Verjährung geeignet ſind, begegnet keinem Bedenken, ſie wird 
auch vom KG. ſtändig vertreten. 

2. Dagegen will es ſcheinen, daß das OLG. den Begriff der 
„Wohnung“ i. S. des 8361 Ziff. 62 StGB. zu weit auslegt, 
wenn es die, ſoweit ſie hier in Frage kommen, untereinander 
in keiner Verbindung ſtehenden Räume nur deshalb als eine 
Wohnung anſieht, weil ihnen ein Flur gemeinſam iſt. Dieſer Flur 
iſt aber nicht in der Weiſe nach außen abgeſchloſſen, daß er mit 
den Räumen eine Wohnungseinheit bildet, er iſt vielmehr von 
dem Treppenhaus nur durch eine ſtets offengehaltene Korridortür 
getrennt, eine Tür, die alſo ebenſogut fehlen könnte. Daß die ge⸗ 
meinſame Benutzung des im Treppenhauſe gelegenen Aborts durch 
die Bewohner der vier Räume noch nicht maßgebend dafür iſt, 
daß ſie in einer Wohnung zuſammenleben, nimmt auch das Urt. 
an. Es kommt alſo lediglich darauf an, ob die gemeinſame Ber 
nutzung des Flurs, von dem aus allein der Zugang zu den vier 
Zimmern möglich iſt, das Vorhandenſein einer gemeinſamen „Woh⸗ 
nung“ begründet. Dies hängt davon ab, ob ſich die gemeinſame 
Benutzung des Flurs von der gleichfalls für den Zugang zu den 
vier Zimmern erforderlichen gemeinſamen Benutzung des Treppen⸗ 
hauſes, durch welche letztere ſelbſtverſtändlich eine Einheit der 
„Wohnung“ nicht herbeigeführt wird, ſo weſentlich unterſcheidet, 
daß hierdurch die Annahme ein und derſelben Wohnung gerecht⸗ 
fertigt wäre. Mit Recht geht das Urt. davon aus, daß für den 
Begriff der einheitlichen Wohnung nicht die mietrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe hinſichtlich der nebeneinanderliegenden vier Räume, auch 
nicht die familiären oder geſellſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den 
Bewohnern maßgebend ſind, ſondern lediglich die räumlichen Ver⸗ 
hältniſſe. Es kann aber nicht anerkannt werden, daß durch den 
gemeinſamen, vom Treppenhaus zwar abſeits liegenden, aber ſtets 
offenſtehenden Flur ein derartiger räumlicher „Zuſammenhang“ 
begründet iſt, daß man von einer allen Bewohnern der vier 
Zimmer gemeinſamen „Wohnung“ ſprechen kaun. Iſt die Flurtür 
nicht verſchloſſen, ſondern ſteht fie immer offen, jo iſt der Flur 
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ſtändige Mieter, die Eheleute L. mit ihren ſechs und vier J 
alten Kindern. Abgeſehen vom Flur ſind die Bewohner 115 
Zimmer nur hinſichtlich des im Treppenhauſe gelegenen Abor n be 
eine gemeinſame Benutzung angewieſen. Nur zwiſchen den vo el 
H. gemieteten beiden Zimmern beſteht im Innern der Räume = 
Verbindungstür, im übrigen ift der Zugang zu ben Räumen die 
vom Flur aus möglich. Die Angekl. T. wohnt ſeit Sept. 192 von 
Angekl. Ha. ſeit April 1930 im Anweſen; fie gehen in ne 
ihnen bewohnten Zimmern gewohnheitsmäßig dem Unzuchts ohn 
nach. Der Aufenthalt der jugendlichen Perſonen im vierten je 
raum wurde ihnen bald nach dem Beziehen der Wohnräume be gehn 
Das amtsgerichtl. Urt. iſt der Auffaſſung, daß die vier W 
räume nicht als eine einheitliche Wohnung i. S. der Vorſchr. des 3 ie 
Ziff. 6a StGB. anzufchen find, letzterer Begriff ſei durch gent 
familiäre und wirtſchaftliche Beziehungen bedingt, die hier 
vorlägen. 5 dich 
Dei Würdigung der Frage, ob eine Mehrheit von Räumen vor 
als eine Wohnung i. S. des 8 361 Ziff. 6a StOB. darſtellt, mig 
allem der vom Geſetzgeber mit der Strafvorſchr. beabsichtigte 1 
maßgebend ſein. Dieſer geht aber dahin, die Gefahr einer per⸗ 
derblichen ſeeliſchen Beeinfluſſung jugendlicher Perſonen zu der 
hüten, wie ſie aus der Beobachtung des unzüchtigen Treibens 
Dirnen für dieſe zu erwachſen droht. ohn 
Unter dieſem Geſichtspunkt kann es, ſobald mehrere WON, 
räume in derartigem Zuſammenhang ſtehen, daß jugendliche W 
jenen durch die Wohnungsgemeinſchaft mit Dirnen ſeeliſch 
fährdet werden können, nicht darauf ankommen, ob zwiſchen Be⸗ 
Bewohnern der Räume auch familiäre oder wirtſchaftliche 
ziehungen, wobei man offenbar an Untermieterverhältniſſe 
dacht hat, beſtehen oder ob dies nicht der Fall iſt. 1 
Es kann auch nicht, wie das AG. anzunehmen ſcheint, a 
Bedeutung fein, ob ſolche Räume auf Grund eines Mietverkt er 
von einer Perſon oder Familie beherrſcht werden oder ob 7 
derartige Räume einer Mehrheit von Mietparteien das Verfügung . 
recht zuſteht, wie es hier der Fall iſt (vgl. Bay obe St. 29, 12 11 
Dieſer Standpunkt iſt auch im Schrifttum unbeſtritten: Herz 
Gef. z. Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten zu 8 16 S. 38 
Schäfer⸗Lehmann a. a. O. S. 220. 361 
Maßgebend für den Begriff der Wohnung i. S. des 8 
nicht in einer ſolchen Weiſe vom Treppenhaus abgetrennt, daß Hi 
eine Wohnungsgemeinſchaft der Fluranlieger begründen könn s 
Dies wäre nur dann der Fall, wenn man vom Treppenhauſe 4 
den gemeinſamen Flur nur dadurch betreten könnte, daß man 1 
weder eine verſchloſſene Flurtür ſelbſt aufſchließen oder 10 
man klingeln müßte, um zu dem Flur Einlaß zu erhal n. 
Wenn das OLG. darauf hinweiſt, daß die Benutzung des gem ier 
ſamen Flurs durch die Dirnen und die im hinterſten der Wr, 
Zimmer wohnenden jugendlichen Perſonen letztere in eine 
rührung mit dem Unzuchtsbetrieb der Dirnen bringen könne, 5 
der Geſetzgeber verhüten wolle, ſo trifft dies auch auf die n 
umgängliche Benutzung ein und desſelben Treppenhauſes zu. W 
er auch letztere hätte verhüten wollen, hätte der Geſetzgebe 
unzüchtige Treiben in jedem Hauſe, wo Jugendliche woh die 
verbieten müſſen. In Anbetracht der geſundheiklichen Gefahren, he 
mit der Benutzung desſelben Aborts durch Dirnen und Sr, 
liche verbunden find, hätte es nahegelegen, das Verbot auf Ping 
mindeſtens jedoch auf Stockwerke auszudehnen, in denen m 5 
liche wohnen. Wenn das Geſetz hiervon abgeſehen und „au 5 
Wohnungsgemeinſchaft, alſo auf verhältnismäßig enge Berührung: 
möglichkeiten mit der Unzucht, abgeſtellt hat, jo darf der Beg 2 
der Wohnung unter dem Gefichtspunkt des legislativen Zwe icht 
der Verhütung der Berührung zwiſchen Dirnen und Kindern N, 
ausdehnend ausgelegt werden. Das vorl. Urt. ſteht in einem ben 
wiſſen Gegenſatz zu dem den 8 361 Ziff. 6a nach einer 1 ail 
Richtung einſchränkend auslegenden Urt. des BayObscg. v. 27. 165 
1928: Goltd Arch. 73, 38, das die Strafvorſchr. des 8 361 Ziff. e 
auf die Ausübung der Unzucht in der eigenen Wohnung, DIE der 
Dirne mit Jugendlichen teilt, beſchränkt, von der Strafbarkeit a. 
den Unzuchtsbetrieb in der von Jugendlichen mitbewohnten — 
nung eines Mannes, mit dem die Dirne mitgegangen iſt, ea, 
ſchließt. Hier wird davon ausgegangen, daß gerade die ber Tell ce 
der Wohnung der Dirne mit Jugendlichen eigentümliche tän! bes 
Beobachtung des unzüchtigen Treibens auf die Seele des Kode 
verderblich einwirkt und daher vom Geſetz 0 werden 1 117 
Die Gefahr ſtändiger Beobachtung des Unzuchtbetriebes iſt aber inet 
in weit höherem Maße gegeben, wenn ein Kind im Innern tiff, 
gemeinſamen Wohnung mit der Dirne fortgeſeßzt zue Auf 
als wenn es ihr und ihren männlichen Begleitern gelegentli 9 
dem gemeinſamen, aber nicht abgeſchloſſenen Flur begegnet, wu. 
dem Weſen der Sache nach nicht anders liegt wie eine Begege e 
im Treppenhauſe. So hat denn auch bei der Beratung des E Im 
des Gef. v. 18. Febr. 1927 Min Dir. Damman auf den gemt! 


5 3 1 
Korridor abſchluß entſcheidendes Gewicht gelegt (He 
Wen a 333). KEN. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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Sit. 6a SGB. kann vielmehr nur die fachliche Beſchaffenheit 
“= Wohnräume fein, und es muß für ausreichend erachtet wer⸗ 
le daß Wohnräume durch die Bauweiſe oder eine ſonſeige bau- 
55 Einrichtung des Wohnhauſes in einem derartigen räumlichen 
tellen menhang ſtehen, daß ſie ſich als Wohnungseinheit dar⸗ 
in len. Letzteres iſt aber ſchon dann der Fall, wenn der Zugang 

den Wohnräumen, mögen ſie untereinander auch in keinem Zu⸗ 
am menhang ſtehen, nur von einem, allen Wohnräumen gemein. 
ift d abſeits des Stiegenhauſes gelegenen Wohnungsflur moglich 
Die am Flur gelegenen Räume heben ſich durch dieſe Lage von 
. befindlichen Wohnungen als Einheit 
die Die Benützung des gemeinſamen Flurs durch die Dirnen und 
ie jugendlichen Perſonen kann letztere in eine Berührung mit 
lte Unzuchtsbetrieb der Dirnen bringen, die der Geſeßtzgeber ver⸗ 

till, 


Meren etwa im Anweſen 


or. Dem Umſtand, daß die vor dem Flur befindliche Korridortür 
fengehalten wird, darf maßgebende Bedeutung nicht beigelegt 
perden. Dieſe Tatſache beſeitigt nicht die innere Juſammengehörig⸗ 
Reit der am Flur gelegenen Wohnräume. Die Möglichkeit der Be⸗ 
debe der jugendlichen Perſonen mit der Dirne und den ein⸗ 
geführten Männern auf dem gemeinſamen Flur iſt davon un⸗ 
d ängig, ob ein derartiges Zuſammentreffen dort nach Offnung 
er Korridortür oder auf dem offenen Flur ſtattfindet. Zutreffend 
ührt allerdings das Urt. aus, daß die gemeinſame Benutzung des 
borts durch die Bewohner der am Gang gelegenen Räume nicht 
ausxreſchend erſcheint, eine Wohnungsgemeinſchaft zu begründen, 
e fie die Vorſchr. des 1 — if. 6 StGB. zur Vorausſetzung 
hat. Denn der Abort befindet ſich in dem der Benutzung aller 
Auweſensbewohner dienenden Treppenhauſe. Anders iſt aber die 
achlage binſichtlich der gemeinſamen Benutzung des Wohnungs 
wars zu beurteilen. Dieſer iſt lediglich dazu beſtimmt, den In⸗ 
vohnern der am Flur gelegenen Raume den Zutritt zu ihren 
immern zu verſchaffen, jo daß die vier Räume durch den gemein 
amen Flur zu einer Wohnungseinheit zuſammengefaßt werden. 
(Baydbsch., StrSen., Urt. v. 3. Nov. 1931, RevReg. I Nr. 45/31.) 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 8 817 Satz 2 BGB. iſt nicht auch auf den Fall des 
g 816 BG B. zu beziehen. Die Übertragung des Eigentums 
an einem Grundſtück auf Geund eines Kaufvertrages, in 
welchem in unzuläſſiger Weiſe die Zahlung des Kaufpreiſes 
in fremder Valuta vereinbart wurde, ſie lit einen Verſtoß 
gegen ein Verbotsgeſet l. S. 8 817 Saß 2 BOB. nicht bat. 

Die Kl. hat an die Behl. i. J. 1923 ihr Grundſtuck veräußert 
und neben einem in Papiermarh beurkundeten Kauſpreis eine weitere 
Zahlung von 5008 vereinbart. Die nach dem Sperrch. erforderlich 
geweſene Genehmigung zum Eigentumserwerb der Bekl. iſt endgültig 
verſagt worden. 

„Die Bekl. hat in der Zwiſchenzeit das Grundſtück an einen gut⸗ 
gläubigen Dritten veräußert, und die Kl. verlangt auf Grund des 
8816 BGB. Zahlung eines Teilbetrages des von der Bekl. erzielten 

eräußerungserlöſes. 

„Die Bekl. hatte eingewandt, die Kl. habe ſich durch die Aus⸗ 
bedingung der Anzahlung in amerikaniſchen Dollars eines Verſtoßes 
gegen die VO. gegen die Spekulation in ausländiſchen Zahlungsmitteln 
9. 12. Okt. 1922 ſchuldig gemacht. Sie könne daher weder das Grund⸗ 
En zurückfordern noch den Erlös herausverlangen. 8 817 Satz 2, 
er für den Fall des Verſtoßes gegen ein geſetzliches Verbot durch 
en Leiſtenden die Rückforderung ausſchließe, ſei eine Rechtsnorm, die 
gegenüber allen Anſprüchen aus ungerechtfertigter Bereicherung Gel⸗ 
tung habe. Dieſer Einwand der Bekl. ift aus folgenden Gründen 
zurückgewieſen worden: 

Der Bekl. ift zwar zuzugeben, daß 8817 Satz 2 BGB. nicht 
nur auf den Fall des 8 817 Abi. 1 beſchränkt iſt, ſondern eine darüber 
hinausgehende Bedeutung hat. Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, 

aß 8 817 Satz 2 auf alle Bereicherungsanſprüche anzuwenden it 
(RB. 99, 166; 105,271; 105, 153). Doch beziehen ſich bie genannten 
Entſch. alle auf den Fall, daß eine Bereicherung aus 8812 BOB. 
geltend gemacht worden iſt. Eine Entſch des RG. daruber, daß ge⸗ 
rade beſonders im Falle des 8 816 ein Verſtoß gegen ein geſetzliches 

erbot den Bereicherungsanſpruch ausſchließe, iſt dem erk. Sen. nicht 
ekanntgeworden. Trotz des Wortlauts der Begrundungen der an⸗ 
fuhrten NSUrL. hat der Senat dem nicht folgen konnen, daß $ 817 

ah 2 auch auf den Fall des § 816 zu beziehen iſt. Nach feſtſtehender 

ſpr. kann er jedenfalls dem Eigentumsanſpruche nicht entgegengehalten 
Herden, ebenſowenig wie einem Schadenserſatzanſpruch (RGRöromm. 
816 Anm. 2). 8 816 gibt aber nur für den Fall der Weiterveräuße⸗ 
rung eines fremden Gegenſtandes den bisherigen Berechtigten einen 
Erſatzanſpruch auf den Erlös. Es iſt kein rechtspolitiſcher Grund ein⸗ 
zuſehen, der es verhindert, daß dem bisherigen Eigentumer einer Sache, 
im Falle einer ihm gegenüber wirkſamen Weiterveraußerung der Ein 
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wand des Verſtoßes gegen ein Verbotsgeſetz joll entgegengeſetzt werden 
Können, während er zur Forderung der Herausgabe des Gegenſtandes 
ſelbſt berechtigt war. Aus der Sondernatur des Bereicherungsanſpruchs 
aus 8 816 BGB. iſt demnach zu ſchließen, daß $ 817 Satz 2 ihm 
gegenüber nicht Platz greift, da es ſich hier ſozuſagen um die Über⸗ 
leitung eines bisher dinglichen Rechts in einen obligatoriſchen An⸗ 
ſpruch handelt. Es widerſpricht dem Rechtsgefühl, wenn der bisher 
zur Herausgabe Verpflichtete durch eine in den meiſten Fällen rechts⸗ 
widrige Handlung dem Berechtigten gegenüber eine beſſere Rechtslage 
ſich ſoll erwerben Können, als er vorher hatte. 

Aber auch abgeſehen hiervon hat die Kl. mit der Auflaſſung und 
übereignung des Grundſtücks nicht gegen ein geſetzliches Verbot ver⸗ 
ſtoßen, ſondern nur mit der Vereinbarung des Kaufpreiſes in fremder 
Valuta. Nach feſtſtehender Rſpr. (RG. 111, 246) bewirkt die Nichtig⸗ 
keit des Grundgeſchäfts noch nicht ohne weiteres auch die Nichtigkeit 
des Erfüllungsgeſchäfts. Eine Ausnahme beſteht nur da, wo ſolche 
durch den Inhalt der anzuwendenden geſetzlichen Beſtimmungen gerecht⸗ 
fertigt wird. Die genannte Entſch. ſpricht aus, daß 8 2 Abſ. 1 
ValSpek BO. v. 8. Mai 1923 (RG Bl. 1, 275) ſich nur gegen das 
Grundgeſchäft und nicht auch gegen das Erfüllungsgeſchäft richtet. Es 
beſteht kein Anlaß, bei den entſprechenden Beſtimmungen der VO. v. 
12. Okt. 1922 (RG Bl. I, 795) eine andere Beurteilung eintreten zu 
laſſen, da ſie inhaltlich im weſentlichen übereinſtimmen. Allerdings 
bezieht ſich die Entſch. nur auf die Frage, ob die Auflaſſung und Über⸗ 
eignung wegen Verſtoßes gegen ein Verbotsgeſetz nichtig ſeien, nicht 
auch darauf, ob ein Verſtoß gegen ein gefegliches Verbot i. S. des 
8817 Satz 2 BGB. vorliege. Doch beſteht kein Anlaß, dieſe Fragen 
verſchieden zu beantworten, da die Grundlage beider Beſtimmungen, 
nämlich Verſtoß gegen ein geſetzliches Verbot, dieſelbe iſt. Ebenſowenig 
wie aus der DeviſO. die Nichtigkeit der Auflaſſung und Übereignung 
gefolgert werden kann, kann angenommen werden, daß ein geſetzliches 
Verbot i. S. des 8 817 Satz 2 in ihr enthalten iſt. 

Dieſe Rechtslage führt dazu, daß § 817 Satz 2 außer Betracht 
zu bleiben hat, da die Kl. mit der Übereignung des Grundſtücks nicht 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßen hat. Es braucht daher nicht 
weiter auf die Frage eingegangen zu werden, ob die Parteien tat⸗ 
ſächlich die Beſtimmungen der DeviſO. gekannt haben. 

(KG,, 29. Ziv Sen., Urt. v. 17. Okt. 1931, 29 U 307/31.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Arthur Elſaß, Berlin. 


* 
München. 
2. 8 823 BGB.; $ 32 ZRD. 


1. Eigentumsverletzung iſt auch die Verfügung fiber 
das Eigentumsrecht, insbeſondere die wirkſame Belaſtung 
eines Grundſtücks durch die Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten oder nur Scheinberechtigten unter der Einwirkung 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. 


2. Ort der Begangenſchaft einer unerlaubten Hand⸗ 
lung iſt auch der Ort, wo ſich der beabſichtigte rechts 
widrige Erfolg vollzogen hat. in) 

Für die Frage, ob es ſich um eine Klage aus unerlaubter 
Handlung handelt, ift nicht die bloße Behauptung des Kl. über das 
Vorliegen einer unerlaubten Handlung maßgebend, vielmehr iſt zur 
Begründung der Zuſtändigkeit nach 8 32 ZPO. die Anführung 
ſolcher Tatſachen zu erfordern, die ſich bei richtiger rechtlicher Würdt⸗ 
ung ihrer Art nach als unerlaubte Handlung darſtellen konnen. Der 
Kl. behauptet nun, daß der Bekl. das Eigentumsrecht an ſeinem 
Grundſtück dadurch vorſätzlich und widerrechtlich verletzt habe, daß 
er die im beiderſeitigen Einverſtandnis nur zum Schein beſtellte und 
deshalb rechtswirleſam überhaupt nicht zuſtande gekommene Hypothek 
(RGRKomm. 8 1177 BGB. Anm. 1) an einen gutglaubigen Dritten 
mit der Wirkung abgetreten habe, daß das Grundſtück des Kl. mit 
einer rechtswirkſamen Hypothek belaſtet worden ſei. Dieſe Tatſachen 


Zu 2. Die Entſch. iſt zutreffend, ſie beruht auf drei in der 
Rſpr. und in der Wiſſenſchaft anerkannten Rechtsſatzen. 

1. Damit der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung (8 32 
ARD.) gegeben fei, genügt nicht, daß der Kl. bloß behauptet, es liege 
eine unerlaubte Handlung vor, ſondern er muß einen Tatbeſtand be⸗ 
haupten, der, wenn er wahr wäre, eine unerlaubte Handlung er⸗ 
geben würde (Warn. 1920 Nr. 60; RG. 129, 179 = JW. 1931, 
46). Dieſe Vorausſetzung iſt im vorl. Falle gegeben. 

2. Verletzung des Eigentums i. S. von 8 823 Abſ. 1 BGB. iſt 
anerlanntermaßen nicht nur die körperliche Verlegung der Sache, au 
der das Eigentum beſteht, ſondern auch die Verletzung des Eigen⸗ 
tums rechts durch rechtswidrige Verfügung darüber (vgl. 8 989 
BGB.). 

3, unter dem „Gericht, in deſſen Bezirk die Handlung be- 
gangen it” (832 ZPO.), iſt zu verſtehen jedes Gericht, in deſſen 
Bezirk ein Stück des Tatbeſtandes der unerlaubten Handlung ver⸗ 
wirklicht iſt, daher jedes Gericht, in deſſen Bezirk der Handelnde 
tätig geworden oder der Erfolg eingetreten iſt. Auch hierüber beſteht 
volles Einverſtändnis. 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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können ſich nach Anſicht des Sen. fehr wohl als unerlaubter Ein- 
griff in das Eigentum des Kl. darſtellen; dabei kann dahingeſtellt 
bleiben, ob ſie gleichzeitig ein Vertragsunrecht enthalten, da es 
nur auf die Konkrete Klagebegründung ankommt, die im vorl. Falle 
auf 8823 BOB. geftügt iſt. Unter dem Begriff des Eigentums i. S. 
des 8823 BGB. iſt aber nicht nur die Eigentumsſubſtanz, d. h. die 
den Gegenſtand des Eigentumsrechts bildende körperliche Sache, ſon⸗ 
dern, wie ſich aus dem Zuſammenhang „das Eigentum oder ein 
ſonſtiges Recht“ ergibt, auch das Eigentumsrecht ſelbſt zu verſtehen. 
Infolgedeſſen kann ein Angriff auf das Recht ſelbſt, insbeſ. eine Ver⸗ 
fügung darüber eine Eigentumsverletzung darſtellen (RGRKomm. 
8823 Anm. 8; Planck 8823 Anm. B II le; Soergel 8823 
Anm. 6; Oertmann 8 823 Anm. 3; Recht 1908 Nr. 744). Als 
eine ſolche Verfügung über das Eigentumsrecht ſelbſt iſt es aber auch 
anzuſehen, wenn durch die Verfügung eines Nichtberechtigten oder 
nur Scheinberechtigten unter der Einwirkung des öffentlichen Glau⸗ 
bens des Grundbuches in der Hand eines Dritten eine wirkſame 
Belaſtung des Grundſtückes und damit eine dingliche Rechtsänderung 
unmittelbar herbeigeführt wird (RGRKomm. 8 893 Anm. 4; RG. 
90, 399). Als Ort der Begangenſchaft einer unerlaubten Handlung 
gilt nach anerkannter Rſpr. auch der Ort, wo ſich der beabſichtigte 
rechtswidrige Erfolg vollzogen hat bzw. wo ſich die vom Handelnden 
in Bewegung geſetzten Kräfte ausgewirkt haben (Stein⸗Jonas 
§ 32 Anm. IV). Eine derartige Fortwirkung der unerlaubten Hand⸗ 
lung iſt aber im Bezirk des angegangenen Gerichts ſchon deshalb ein⸗ 
getreten, weil die gutgläubige Hypothekerwerberin hier die Zwangs⸗ 
vollſtrechung in das Grundſtück betreibt und auch der Verſteigerungs⸗ 
vermerk im Grundbuch eingetragen iſt. 


(OLG. München, 2. Ziv Sen., Urt. v. 2. Nov. 1931, I. 1316/51.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Holzer, München. 


b) Strafſachen. 
I. Materielles Recht. 
Berlin. 1. Strafgeſetzbuch. 


3. 88 186, 194, 196, 61 StGB.; 8 158 Abſ. 2 StPO.; 
DA. für die preuß. Staatsoberförſter v. 1. Okt. 1927. Straf⸗ 
antrag wegen Beleidigung des preuß. Forſtfiskus zu 
ſtellen, iſt Sache der Regierung. }) 

Der in dem Schreiben des preuß. Staatsoberförſters enthaltene 
Strafantrag iſt rechtsunwirkſam. Es fehlt ihm die ſachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit, ſelbſtändig von ſich aus wegen des gegen den Forſt⸗ 
fiskus als ſolchen, nicht gegen den Oberförſter perſönlich oder die 
Oberförſterei, gerichteten Juhalts der Aufſchrift auf der auf dem 
Grundſtücke des Angekl. aufgerichteten Tafel („Mit dieſem Grund⸗ 
ſtück bin ich von dem Forſtfiskus und der Stadt betrogen worden“) 
Strafantrag zu ſtellen. Als der zum Antrag Berechtigte kommt 
hiernach allein der preuß. Forſtfiskus ſchlechthin in Betracht, der 
ja, vertreten durch die Reg., Abt. für dir. Steuern, Domänen und 
Forſten, auch bei der ſelbſtändigen Veräußerung von Forſtgrundſtücken 
nach der Allg Vfg. des JuſtMin. v. 18. Nov. 1904 und LM. v. 
4. Nov. 1904 (JM Bl. 296) ausſchließlich in Frage kam. Der Ober⸗ 
förſter iſt dagegen hierzu weder der geſetzlich berufene Vertreter der 


Zu 3. I. Nach dem Wortlaut der Inſchrift iſt lediglich der 
preuß. Forſtfiskus, nicht auch der örtliche Forſtverwaltungsbeamte, 
beleidigt. Es kann angenommen werden, daß auch die Leſer der In⸗ 
ſchrift dieſe nicht auf den Oberförſter beziehen, daß ſich alſo Wortlaut 
und Sim decken. Unter dieſer Vorausſetzung iſt ausſchließlich die 
preuß. Regierung, Abt. für Domänen .. . uſw., verletzt. Sie allein 
iſt antragsberechtigt. Die Antragsfriſt beginnt mit der Kenntnis des 
zuſtändigen Beamten dieſer Behörde zu laufen. Das ſcheint auch 
der Standpunkt der vorliegenden Entſch. zu ſein. 

II. über den Strafantrag des Oberförſters wegen Beleidi⸗ 
gung des Forſtfiskus iſt zu ſagen: Nach den in der Entſch. an⸗ 
geführten Vorſchr. iſt der Oberförſter nicht allgemein zur An⸗ 
tragſtellung wegen Beleidigung des Forſtfiskus befugt; er kann 
wegen dieſer Beleidigung alſo nur dann wirkſam Strafantrag ſtellen, 
wenn er dazu ſpeziell noch während der Antragsfriſt bevoll⸗ 
mächtigt war. Eine noch während dieſer Friſt erfolgte nachträgliche 
Genehmigung des ſchon vorher ohne Legitimation geſtellten 
Antrags würde einer Bevollmächtigung zur Stellung des Antrags 
gleichſtehen, da ſie noch während der Friſt die Legitimation des Ver⸗ 
treters herſtellt. Wenn aber die Genehmigung erſt nach Ablauf der 
für den Forſtfiskus laufenden Friſt erteilt wird, ſo iſt ſie wirkungslos 
(unbefteitten). — Ob hier die für den Forſtfiskus laufende Friſt 
im Zeitpunkt des Eingangs der Genehmigung bei Gericht ſchon ab⸗ 
gelaufen war, iſt aus der Entſch. ſelbſt nicht mit Sicherheit zu 
entnehmen. 7 . 

III. Das EG. hat auch geprüft, ob die nachträgliche Genehmi⸗ 

ung des Strafantrags des Oberförſters durch die Regierung nicht 
felbſt einen Strafantrag darſtellt. Inhaltlich kann ſie als ſolcher 
aufgefaßt werden; denn fie bringt den Willen der Regierung zum 
Ausdruck, daß eine Strafverfolgung Platz greifen ſolle. Das K. 
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Reg. noch ihr gewillkürter Bevollmächtigter geweſen. Nach der Di 
J. Neumann in Neudamm im Druck erſchienenen (ſonſt umveröffen 8 
Dienſtanweiſung für die Beamten der preuß. Staatsoberförſtereen "7 
1. Okt. 1927 nebſt den fpäter erſchienenen Deckblättern 9 > 
(DA. für die preuß. Staatsoberförſter: DA. IV) S. 49 iſt der ein⸗ 
förſter der örtliche Forſtverwaltungsbeamte ($ 1). Die in den seit 
leitenden Vorſchriften enthaltenen SS 1 und 2 über den Geſchäftsk ain 
und die Dienſtgeſchäfte des Oberförſters ergeben ebenſowenig 3 
Recht dieſes Beamten, wegen einer Beleidigung des Forst z 
Strafantrag zu ſtellen, wie die in den Abſchnitt „Erhaltung B 
Sicherung des Beſitzſtandes der Oberförſterei“ aufgenommenen 5 
ſtimmungen über Forſt⸗ und Jagdſchutz, Verfolgen ſtrafbarer Ge⸗ 
lungen, Forſtſtrafenverzeichnis und Strafgelder. Nur auf dieſes ur 
biet erjtxeckt ſich die im $12 Ziff. 2 DA. IV dem Oberförſter 905 
erlegte Verantwortlichkeit dafür, daß die Strafanträge geſtellt 2 
den, ehe die Strafverfolgung verjährt iſt. Mit dem Strafautrag wehen 
Beleidigung des preuß. Forſtfiskus hat das nichts zu ſchaffen. 15 
zu ſtellen war ausſchließlich Sache der Reg. Dieſem Mangel 56 
das ſpätere Schreiben der Reg., ſie genehmige nachträglich den 75 
dem Oberförſter geſtellten Strafantrag, nicht abzuhelfen. Der Str un 
antrag einer Perjon, die hiernach nicht als dem Geſetz entſprechen, 
beſtellter Vertreter zu betrachten iſt, dem alſo als von einem Rn 
berechtigten ausgehend nach 8 61 StGB. die Wirkſamkeit abzuſpren 
iſt, kann nicht dadurch rückwirkende Kraft gewinnen, daß zu I 
Stellung nach Ablauf der Antragsfriſt der Berechtigte ſeine ps 
nehmigung erteilt (NOS. 36, 416; 12, 329). In dem Schreibt 
der Reg. ſelbſt aber einen rechtswirkſamen Strafantrag zu erblicken 
verbietet ſich ſchon aus dem Grunde, weil es an demijelben Ma 
leidet, wie der Strafantrag der Stadt. Es iſt nämlich von dem Lei 1 
der den Antrag ſtellenden Behörde nicht unterſchriftlich vollzog 
trägt vielmehr nur unter der abſchriftlich wiedergegebenen Name 
unterſchrift den Beglaubigungsvermerk eines Bürobeamten der Reg. 
Mit ſolchen — eine Urſchrift nicht darſtellenden — Schriftſtücken wir 
dem Erfordernis der Schriftlichkeit nach § 158 Abf. 2 SPD. 1995 
genügt (vgl. Urt. des erk. Sen. v. 20. Quft 1929, 2 8 358/29. 
IW. 1930, 9412). 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 6. Jan. 1932, 2 8 689/31.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Berlin. 
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4. 8367 Abſ. 1 Ziff 15 StGB.; 8 151 Gew. Bang 
polizei, Bauherr, Baumeiſter, Bauleiter, Haftung de 
Geſchäftsführers einer Genoſſenſchaft für die Einhaltung 
der Bauvorſchrifte n. +) ’ 

Als „Bauherr“ i. S. des § 367 Abſ. 1 Ziff. 15 StGB. 105 
nach ſtändiger Rſpr. des KG. nur derjenige anzujchen, der auf es 
Rechnung und Verantwortung eine bauliche Maßnahme ver 
anlaßt (vgl. KG. 1 8 109/29; 1 8 290/80; Olshauſen, Sten, 
11. Aufl., S. 2097; LpzKomm., 4. Aufl., S. 1205). Der Angel 5 
der nach den tatſächl. Feſtſtellungen des Vorderrichters nur als de 
ſchäftsführer mit dem Titel Molkereidirektor den Kaufmänniſ her 
Betrieb der Dampfmolkerei e. Gmb. leitet, während die Bau 
arbeiten für den fragl. Schuppen vom Vorſtand der Genoſſenſchafl, 
mehreren Landwirten, beſchloſſen iſt, kann danach nicht als . 
herr im vorl. Falle in Frage kommen. Auch als Baumeiſter c 
Bauleiter kommt er nicht in Frage, da er nach den Feſtſtellunge! 


beanſtandet aber die Form: es ſieht das Erfordernis der Schrift“ 
lichkeit nicht als gegeben an, da der Strafantrag nicht in Ur 
ſchrift eingereicht if. Das KG. befindet ſich dabei in Einklang Mi 
ſeiner eigenen bisherigen Ripr. (Urt. v. 20. Juli 1929: ZW. 1930, 
941; dieſe Entſch. lehnt ſich an RGSSt. 57, 280 an; doch liegt de 
dort behandelte Fall etwas anders; ferner mit Feiſenberger⸗ 
4 zu 8 158 StPO.; Löwe⸗Roſenberg [16], 9a zum erſten Buch 
der StpO.). Dagegen hat das OLG. München in Entſch. v. 22. Jan, 
1926 (HöchſtRſpr. 2, 202) und das OLG. Dresden in Enteg, 
v. 14. Febr. 1928 (JW. 1928, 830) eine beglaubigte Abſchrift als 
genügend angeſehen. — Die Stellungnahme in dieſer Streitfrage . 
nicht ganz einfach. Auf der einen Seite iſt das Erfordernis der 
Schriftlichkeit grundſätzlich ſtreng auszulegen. Wenn aber bei ein 
Behörde die allgemeine Übung beſteht, den Schriftverkehr nach 
außen in der Form beglaubigter Abſchriften zu führen, ſo beſt 
kein ſachliches Gegenintereſſe dafür, im ſtrafprozeſſualen Be 
kehr (bei Stellung von Strafanträgen oder Einlegung von Rechts 
mitteln) die Form urſchriftlicher Vollziehung zu fordern; denn 
die behördliche Ausfertigung einer amtlichen Verfügung bietet die 
vollkommene Gewähr dafür, daß dieſe Verfügung ergangen, daß alſo 
die beglaubigte Willenserklärung erfolgt ift. 

Ich würde ſonach — weniger formſtreng wie das KG. — den 
Strafantrag der Regierung als formell genügend anſehen. 

. Prof. Dr. Kern, Freiburg f. Br. 


Zu 4. 8 367 Nr. 15 StGB. iſt ein ſog. Blankettgeſetz und be⸗ 
droht Bauherrn, Baumeiſter oder Handwerker mit Strafe, welche 
einen Bau, zu dem polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, ohne 
dieſe Genehmigung ausführen oder ausführen laſſen. Die Ergan⸗ 
zung zu dieſer ſtrafrechtlichen Beſt. find die baupolizeilichen Vorſchr , 
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des Vorderrichters nicht derjenige war, der über die Art und Weiſe 
er techniſchen Ausführungen des Baues zu entſcheiden hatte (vgl. 
En 18 222,30; 290/30; Lpz Komm. a. a. O. Anm. XV Ziff. 1 
Aas 367; ferner Goleduurch 50, 390; NGSl. 57, 205; Goltd⸗ 
eicch. 45, 2633 46, 209). Der Ungekl. hat vielmehr mit der Aus 
führung des Schuppenbaus einen Bauunternehmer beauftragt. Er 
Ide jerner ſeinerſeits die Durchführung des Baues vom Standpunkt 
9155 im Intereſſe der Molkereigenoſſenſchaft zu überwachen. Mit 
ieſer vom Vorderrichter feſtgeſtellten Funktion ſind aber in der 
zerſon des Angekl. als auch inſoweit maßgebenden Geſchäfts⸗ 
hrers der Molkereigenoſſenſchaft die Vorausſetzungen des 8 151 
WI, erfüllt. Hierin iſt beſtimmt: „Sind bei der Ausübung des 
weſterdes polizeil. Vorſchr. von Perſonen übertreten worden, 
elche der Gewerbetreibende zur Leitung des Betriebs oder eines 
eils desſelben oder zur Beaufſichtigung beſtellt hatte, ſo trifft die 
l dieſen letzteren.“ Dem Angel. find aber nach den tat⸗ 
un Feſtſtellungen des Vorderrichters als Geſchäftsführer der Ge⸗ 
oſſenſchaft die Ausübung der gewerbl. Handlungen, die mit der 
zeitung und Beauſſichtigung des Molkereibetriebes verbunden 
ind, beſonders übertragen. Damit iſt er auch auf Grund der 
andigen Rſpr. des Senats in Gemäßheit des 8 151 Gewd. für 
601 Einhaltung der baupolizeil. Vorſchr. im vorl. Falle in Ver⸗ 
og des 8367 Abſ. 1 Ziff. 15 StGB. i. Verb. m. ber Baupol. 
5 verantwortlich (vgl. KG. 1 8 150/28; 1 8 252/28; 1 8 
0/30; 1 8 290/30). 
16 Bei der Errichtung des Schuppens (vgl. hierzu Kc. 1 8 
165/29; 475/29; 482/30) handel. es ſich nach den vom Vorder. 
Raten getroffenen ferneren tatſächl ichen Feſtſtellungen, an die das 
Rev. ebenfalls gebunden ift ($ 337 SPD), um eine neue bau⸗ 
iche Anlage über der Erde, die vor dem Errichtungsbeginne bau⸗ 
polizeilich 1. S. der 88 1 A. a, 2 und 3 Baupol O. für den Re⸗ 
ſickrungsbezirk M., gegen die weder formelle, noch auch hinſicht⸗ 
dch der hier in Frage kommenden Beſt. materiellrechtliche Be⸗ 
denken beſtehen (vgl. RO. 1 8 475/29), genehmigt ſein mußte. 
woe Genehmigung iſt nicht eingeholt; der Schuppen aber gleich⸗ 
ohl errichtet worden. 

(KG., Urt. v. 25. Aug. 1931, 1 8 472/31.) 

Mitgeteilt von KGR. Dr. Stienen, Berlin. 
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2 5. 8370 Ziff. 5 StGB. Beſtimmte — zahlenmäßige — 
ngaben über Menge oder Wert von im Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhange gemeinſchaſtlich entwendeten Gegenſtan⸗ 

en ſind zur Verneinung von Mundraub nicht nötig, wenn 
feſtſteht, daß die drei Täter beträchtliche Mengen gefüllter 
Jigarettenſchachteln entwendet haben. Dabei iſt auch nicht 


welche wohl für das ganze Reich, jedenfalls für das Gebiet Preußens, 
berbieten, einen Bau ohne Genehmigung der Baupoltzeibehörde zu 
nehinnen. Verantwortlich für die Beobachtung dieſes Verbotes ſind 
ebeneinander der Bauherr, d. h. derjenige, auf deſſen Rechnung 
und Verantwortung (abgejehen von der techniſchen Seite) ein Bau 
ausgeführt wird, und der Baumeiſter oder Handwerker, der den Bau 
unter eigener techniſcher Leitung und Verantwortung ausführt. Die 
Begriffsbeſtimmung für „Bauherrn“ und „Baumeiſter“, die das KG. 
n der obigen Entſch. gibt, weicht von der im Schrifttum und in 
1955 Ripr. bisher üblich geweſenen nicht ab. Mit Recht hat das KG. 
erneint, daß der Angekl. als Bauherr oder Baumeiſter anzuſehen 
i. Insbeſ. können zwar auch juriſtiſche Perſonen Bauherr ſein, 
ie ſtrafrechtliche Verantwortun trifft aber in dieſem Falle ledig 
bah die geſetzlichen Vertreter (Eosdomm. zu § 367 XV, I). Nach 
em Tatbeſtand war Bauherr eine e®mbY., jo daß aus g 367 Nr. 15 
wegen Verletzung der den Bauherrn treffenden Verpflichtungen nur 
er Vorſtand der Genoſſenſchaft ſtrafrechtlich haftete. Mit Recht iſt 
aber weiter die Strafbarkeit aus 8 151 GewO. bejaht worden. Die 
Poligeitichen Vorſchr., für deren Übertretung die von den Gewerbe⸗ 
reibenden zur Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebes beſtellten 
beſcſonen ſtrafrechtlich belangt werden können, find, da der Tat» 
eſtand des Geſetzes keine Ausnahmen aufführt, polizeiliche Vorſchr. 
aller Art, alſo auch baupolizeiliche Vorſchr. (Landmann, Komm. 
zu 8 151 Anm. 2). Da der Angekl. als Molkereidirektor den kauf⸗ 
männiſchen Betrieb der Molkerei der Genoſſenſchaft leitete und der 
ban des Schuppens zu dieſem Betriebe gehörte, ſo war es Sache 
es Angekl., für Beobachtung der polizeilichen Vorſchr., welche die 
usführung des Baues ohne vorherige polizeiliche Genehmigung 

unterſagen, zu ſorgen. 
Ob neben dem Molkereidirektor auch der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft ſtraftechtlich haftete, hängt nach $ 151 Gewd davon 
» ob die Übertretung mit Vorwiffen des Vorſtandes begangen 
worden iſt, oder ob bei einer nach den Verhältniſſen möglichen 
genen Beaufſichtigung des Betriebes oder bei der Auswahl oder 
er Beaufſichtigung des Molkereidirektors der Vorſtand es an 
15 erforderlichen Sorgfalt hatte fehlen laſſen. Ahnlich iſt die prak⸗ 
Un ſehr wichtige ſtrafrechtliche Regelung bei Verſtößen gegen die 

nſallverhütungsvorſchr. der Ber Gen. nach 8 913 RV. 
NA. Dr. Ernſt Selten, Berlin. 
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etwa von jedem einzelnen Poſten, ſondern von dem Ge⸗ 
ſamtbetrage der von den drei Mittätern fortgeſetzt — ½ Jahr 
lang — entwendeten Zigaretten auszugehen. 
(K., 2. StrSen., Urt. v. 14. Okt. 1931, 2 8 467/31.) 
Mitgeteilt von KR. Körner, Berlin. 


* 
Dresden. 

6. 863 StGB.; § 155 StPO. Für die Verfolgbar⸗ 
keit mehrerer Teilnehmer an einer ſtrafbaren Handlung 
iſt 8 63 StGB. maßgeblich, für die Aburteilungsmöglich⸗ 
keit jedoch $ 155 Abſ. 1 StPO. 

Der vom BeſchwF. zunächſt unternommene Angriff, es wider⸗ 
ſpreche der vom Privatkl. wegen der fraglichen Sachbeſchädigung ger 
ſtellte Strafantrag, da er ausſchließlich gegen ihn und nicht mit wider 
den an der Tötung des Tieres beteiligten H. gerichtet ſei, den Ber 
ſtimmungen in 863 StGB., jo daß es wegen Rechtsunwirkſamkeit 
dieſes Antrages an der Vorausſetzung für die Strafverfolgung und 
damit für das Privatklageverfahren auch gegen ſeine Perſon mangele, 
geht fehl. 863 StGB. bdeſagt nicht, daß, wenn der Strafantrag nur 


gegen einen von mehreren Tatbeteiligten gerichtet wird, dieſer 
Antrag rechtsungültig ſei. Im Gegenteil iſt von ihm in ſeinem zweiten 
Satze ausdrücklich beſtimmt, daß die Wirkung eines Antrages, der 
bloß gegen eine der beteiligten Perſonen geſteut it, gegen 
dieſe und zugleich wider die übrigen Tatteilnehmer ohne 
weiteres ſich äußert. 

Indeſſen normiert 8 63 StGB. lediglich den materiellen 
Wirkungsumfang bei Mehrheit von Tatbeteiligten in dem Sinne, 
daß durch Stellung des Verfolgungsautrages gegen einen von 
ihnen die Verfolgbarkeit im gerichtlichen Verfahren gegen 
alle übrigen, auch ohne daß es zuvor noch einer ausdrücklichen Er⸗ 
ſtrechung des Antrages auf ſie bedarf, begründet wird. Wird 
die Verſolgungs möglichkeit in der öffentlichen Klage 
oder in der Privatklage tatſächlich nicht ausgeſchöpft, in⸗ 
dem mit dieſer oder jener nur derjenige Tatteilnehmer zur 
Rechenſchaft vor Gericht gezogen wird, gegen deſſen Perſon der 
Strafantrag geſtellt worden war, fo greift für das Gericht die 
Prozeßvorſchrift in 8155 StPO. Platz, wonach die gericht⸗ 
liche Unterſuchung und Entſch. ſich allein auf die durch die 
Klage angeſchuldigte Perſon erſtrechen darf. Es gibt demnach bloß 
eine Unteilbarkeit des Strafantrages (5 63 StGB.), nicht auch eine 
ſolche der Klage (8 155 Abſ. 1 StPD.). Durch Stellung des Straf⸗ 
antrages gegen einen der mehreren Tatbeteiligten werden alle 
verfolgbar, zur gerichtlichen Aburteilung im Einzelfalle 
aber kommt nur derjenige von ihnen, der durch die Klag⸗ 
erhebung vor Gericht gefordert worden iſt (vgl. RGSt. 23, 202; 
Löwe⸗Roſenberg, Note 3b zu 8155 SPD.) 

Daß in der vorliegenden Sache der Beſchränkung des Straf⸗ 
antrages auf die Perſon des Angekl. von vornherein der Wille 
des Privatkl. zugrunde gelegen hitte, für den Fall einer etwaigen 
Mitbeteiligung H.s an der Sachbeſchädigung von jeder Strafver⸗ 
folgung wegen der Tat überhaupt Abſtand zu nehmen und jenen 
Antrag bloß unter der Bedingung ſeiner Nichtwirkſamkeit gegen 
andere, insbeſ. gegen H., zu ſtellen — nur bei ſolcher Lage des Falles 
konnte die Wirkſamkeit des gegen den Augelll. allein geſtellten An⸗ 
trages in Frage gezogen werden (ogl. RGSt. 6, 155) —, afür er⸗ 
gibt ſich aus dem Inhalte des Strafantrages oder aus ſonſtigen Um⸗ 
ſtänden um ſo weniger Anhalt, als der Privatkl. im Zeitpunkte der 
Antragſtellung und Privatklagerhebung gegen den Angeli. von der 


Tatbeteiligung H.s überhaupt noch keine Kenntnis gehabt hat. 
(OLG. Dresden, Urt. v. 25. Aug. 1931, 2 OSt 197/31.) 
Mitgeteilt von OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


7. 8134 StGB. Zu den Begriffen „verunſtalten“ 
und „böswillig“. }) 

Die Str. hat verneint, daß der Angekl. durch das Ver⸗ 
hängen des Verbotsſchildes mit einem Sacke dieſe offentlich ange⸗ 
ſchlagene Bek. des Stadtrats „verunſtaltet“ habe, weil die Bek. 
nur unkenntlich gemacht worden ſei, aber keine unwürdige Form 
erhalten habe. Ob dieſe Auffaſſung zutreffend iſt, kann dahin⸗ 


Zu 7. Das Urteil intereſſiert, weil, ſoweit zu überſehen iſt, 
eine obergerichtliche Entſch. zum inneren Tatbeſtand des 8 134 
StGB. noch nicht ergangen iſt. Auch die Rſpr. zu 88 95 (in der 
früheren Faſſ. v. 17. Febr. 1908), 103 a, 135 StGB., wo das 
Erfordernis der Böswilligkeit ebenfalls aufgeſtellt iſt, war bisher 
ſehr wenig ergiebig. 1 

Das Nev®. hat es dahingeſtellt gelaſſen, ob in der Handlung 
des Angekl. eine „Verunſtaltung“ zu erblicken ſei. Dieſe Frage iſt 
wohl unbedenklich zu bejahen. Wenn 9134 StGB. das Abreißen, 
Beſchädigen oder Verunſtalten von, Anſchlägen unter Strafe ſtellt, 
ſo laufen die drei Handlungen auf ein Unkenntlichmachen der be⸗ 
hördlichen Bek. hinaus. Unweſentlich iſt, in welcher Weiſe dieſes 
Ziel erreicht wird. Soll in dem „Verunſtalten“ über die Ver⸗ 
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geftellt bleiben, weil die Strͤ. nicht für erwieſen angeſehen hat, 
daß der Angekl. bei dieſem Verhängen böswillig gehandelt hat. 
Böswillig handelt nach der zutreffenden Auffaſſung der Str. nur 
derjenige, der durch das mit Strafe bedrohte Tun ſeine feind⸗ 
ſelige Geſinnung und ſeine Mißachtung gegenüber der Behörde kund⸗ 
geben und die Bek. in den Augen des Publikums lächerlich machen 
will und über dieſen ſchädigenden Erfolg ſeiner Handlung eine ge⸗ 
wiſſe Genugtuung und Freude empfindet. Daß der Angell. dieſen 
Zweck verfolgt habe, hat aber die Strͤ. nicht für erwieſen an⸗ 
geſehen. Nach ihrer Annahme hat der Angekl. vielmehr durch das 
Verhängen der behördlichen Bek. mit einem Sacke nur ſcharfen 
Proteſt gegen die ſeiner Anſicht nach unzuläſſige Anbringung des 
Verbotsſchildes auf feinem Grundſtück erheben, die behördliche Bek. 
oder die Behörde ſelbſt aber nicht in den Augen des Publikums 
lächerlich machen wollen. Feindſelige Geſinnung und Mißachtung 
der Behörde können allerdings Anzeichen für die Böswilligkeit des 
Handelns i. S. des § 134 SGB. fein. Ob ſolche Anzeichen im 
einzelnen Falle vorliegen, iſt aber allein Beweisfrage. 


(OG. Dresden, Urt. v. 1. Dez. 1931, 2 OSt 272/31.) 
* 


S. 819 StGB. ſchlägt ein, wenn ein Beſtohlener 
einem unbeteiligten Dritten von ſeinem Verdacht gegen 
deſſen Freund Mitteilung macht, um von ihm gegebenen- 
falls Anhaltspunkte dafür zu erhalten, daß fein Verdacht 
gerechtfertigt iſt. 

Weil der Angekl. den Privatkl. im Verdacht hatte, daß er bei 
ihm Kirſchen entwendet habe, fragte er den mit dem Privalkl. be⸗ 


eitfung des Aushangs hinaus noch eine Anderung der behördlichen 
Bek. in unſchöner Form liegen — ſo die herrſchende Lehre —, 
ſo wird ein derartiger Erfolg gerade im vorl. Falle ſeſtzuflellen fein. 

Durch die Forderung der „Böswilligkeit“ für den inneren 
Tatbeſtand iſt unzweifelhaft die Notwendigkeit des Vorſatzes 
begründet; indeſſen genügt die vorſätzliche Handlungsweiſe noch 
nicht. Iſt dem äußeren Tatbeſtand eine Vereitlung des durch den 
behördlichen Anſchlag verfolgten Zwecks weſentlich, ſo fordert die 
innere Tatſeite, daß die Abſicht des Täters gerade auf die Herbei⸗ 
führung des Vereitlungserfolges gerichtet ſein muß. Entw. 1925 
ſowohl wie Entw. 1927 begnügten ſich ſogar für § 134 bzw. 8 163 
ſtatt der „Böswilligkeit“ mit der „Abſicht“. Der 1911 aufgeſtellte 
Gegenentw. hatte in 8 21 Abf. 2 m. R. mehr gefordert, indem er 
die Faſſung vorſchlug: „Iſt Beweggrund die Luſt an dem zum ge⸗ 
ſetzlichen Tatbeſtand gehörigen Erfolg, jo handelt der Täter bös⸗ 
willig“ (vgl. hierüber meine Ausf. in 22.1925, 1187). 

Etwa auf dem Boden dieſes Gegenentw. bewegt ſich die herr⸗ 
ſchende Lehre, wenn ſie über den Vereitlungszweck hinaus noch for⸗ 
dert, daß der Täter ſeine Mißachtung gegenüber der Behörde kund- 
gebe, die Bek. in den Augen des Publikums lächerlich mache oder 
über ſeine Handlung eine gewiſſe Freude empfinde. In der Tat iſt 
auch der Vereitlungszweck zur Erfüllung des inneren Tatbeſtandes 
nicht hinreichend, da, worauf Binding, Lehrb. II, 840, m. R. 
verweiſt, die das Unkenntlichmachen der Bek. bezweckende Hand⸗ 
lung ſehr wohl einer anerkennungswerten Geſinnung entſpringen 
kann, z. B. dann, wenn der Täter eine Beunruhigung der den An⸗ 
ſchlag leſenden Bevölkerung verhindern will. Die Freude an der 
Rechtswidrigkeit, die zum inneren Tatbeſtand des 8 134 ge⸗ 
hört, hat RGSt. 48, 174 zutreffend mit den Worten umſchrieben, 
daß der Täter aus einer „feindſeligen Geſinnung“ heraus gehandelt 
haben muß. 

Das LG. hat die verſchiedenen Umſchreibungen, die für den 
inneren Tatbeſtand gegeben worden find, aneinandergereiht. So⸗ 
weit es damit meinte, der Täter müſſe die Behörde mißachten, 
lächerlich machen, über den Erfolg ſeiner Handlung Freude emp⸗ 
finden und aus einer feindseligen Geſinnung heraus gehandelt 
haben, iſt dieſer unberechtigten Haufung von ſubjektiven Tatbeſtands⸗ 
merkmalen zu widerſprechen. Dem Rev. iſt beizupflichten, daß es 
Beweisfrage iſt, ob im Einzelfalle der Angekl. eine derartige 
Geſinnung hatte, wie fie die Auslegung des $ 134 fordert. Trotz⸗ 
dem hätte aber die Stellungnahme der Strͤk. zu der Willens⸗ 
richtung des Angekl. beanſtandet werden müſſen. Sie verneint auf 
ſeiten des Angekl. die eben erörterten Gedankengänge, weil er 
durch feine Handlung „nur ſcharſen Proteſt“ gegen die Anbringung 
des Schildes habe erheben wollen. Dieſe Gegenüberſtellung enthält 
in Wahrheit keinen Gegenſatz. Die Proteſterhebung ſchließt „eine 
feindſelige Geſinnung“ nicht aus, ſie iſt vielmehr gerade ihr deut⸗ 
licher Ausdruck. Der feſtgeſtellte Sachverhalt zeigt klar, daß der 
Täter die Bek. nicht anerkannte, ſie mißachtete und deshalb den Er⸗ 
folg des Anſchlags zu vereiteln ſtrebte. Wollte der Angekl. gegen 
die behördliche Maßnahme proteſtieren, ohne ſich ſtrafbar zu machen, 
ſo hätte er durch Eingaben an die Behörde ſeinen Standpunkt 
darlegen, auch vielleicht einen Anſchlag an den Plakatpfahl an⸗ 
bringen können; keinesfalls durfte er ſich aber an dem Verbots⸗ 
ſchild ſelbſt irgendwie vergreifen und dieſes durch Verhängen mit 
einem Sacke unleſerlich machen. 

OSt A. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


freundeten G., ob er nicht wiſſe, ob der Privatkl. kirſchen geſtohtet 
habe. Als G. dieſe Frage verneinte, ſetzte er ihn von feinen de 
obachtungen mit dem Hinzufügen in Kenntnis: „Ich nehme an, on 
H. — der Privatkl. — die Aſte von meinem Kirſchbaum abgebrochen hat 
Wegen dieſer Kußerung hat die Streit. den Ungekl. aus 3 er 
StGB. verurteilt und ausgeführt: „8193 StGB. ſchlage hinſichtiile 
dieſer Außerung nicht ein, da fie zur Intereſſenwahrnehmung für — 
Angekl. weder erforderlich noch geeignet geweſen ſei. G. ſei ein un 
beteiligter Dritter geweſen, demgegenüber eine Intereffemvahrnehmunp 
nicht in Betracht gekommen ſei.“ Dieſe Darlegungen vermögen 
Nichtanwendung des $ 193 StGB. nicht zu rechtjertigen. dit 
Es hätte der Erörterung bedurft, zu welchem Zwecke der Ang zu 
die Außerung dem G. gegenüber getan hat, ob und gegebenenfa 
welche Intereſſen er damit hat wahrnehmen wollen. In Frage kön ſe 
dabei insbeſ. kommen, ob der Angekl., der ein begreifliches Inter 4 
daran hatte, feinen Verdacht gegen den Privatkl. zu ergründen, 1 
nach Beſchaffung der erforderlichen Beweiſe Strafanzeige zu he 
geglaubt hat, G. als der über das Treiben des Privatkl. annehmd 1 
unterrichtete Freund desſelben werde eher mit der Sprache herau 
gehen, wenn er ihm den Grund feiner Frage darlegte und dazu IE" 
eigenen belaſtenden Beobachtungen mitteilte. Für die “un je 
$ 198 GtOB. kommt es dabei nicht darauf an, ob die in Fran 
kommende Außerung zur Wahrnehmung der berechtigten Intereſſes 
des Privatkl. objektiv erforderlich und geeignet war, ſondern darauf, 
ob ſie der Täter hierzu für erforderlich und geeignet gehalten hat. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 1. Dez. 1931, 2 OSt 287/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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9. 8 284, 284 a, 285 StGB. Ein einheitliches 92 
gehen des gewerbsmäßigen Glücksſpiels liegt auch dan 
vor, wenn der Täter ſich an verſchiedenartigen Glücks 
ſpielen beteiligt und dabei auf Grund ſelbſtändiger Vor 
ſätze handelt. 2 

Der Angekl. it am 4. Juni 1930 wegen gewerbsmäßigen 
Glücksſpiels nach 88 284 und 285 SGB. rechtskräftig verurlell 
worden, weil er auf eigene Rechnung vom Frühjahr 1927 bis zum 
April 1929 eine Anzahl Geldſpielautomaten von dem Bajazzo⸗Syſten 
in Schankwirtſchaften zur Benutzung durch die Schankgäſte auſgeſie 
hatte. Im gegenwärtigen Verfahren iſt der Angekl. für ſchuldig be 
funden worden, in der Zeit von Oktober 1928 bis zum 7. Mürz 
1930 in Schankwirtſchaften eine Anzahl Geldſpielautomaten von den 
Syſtem „Mint“ zur Benutzung durch das Publikum aufgeſtellt 55 
haben und dadurch gemeinſchaftlich mit anderen gewerbs mä 9 
in Tateinheit ohne behördliche Erlaubnis öffentliche Glücksſpiele 1 
anftaltet und die Einrichtungen hierzu bereitgeſtellt zu haben, JM 
ſich an öffentlichen Glücksſpielen beteiligt zu haben (Vergehen na 
88 284, 284 a, 285, 47, 73 StGB.). 5 

Die Str. hat angenommen, die Strafklage im gegenwänig 
Verfahren ſei nicht durch das rechtskräftige Urt. v. 4. Juni 1 
verbraucht, weil der Angekl. bei Aufſtellung der Bajazzo-Automater 
und der Mint⸗Automaten je auf Grund eines beſonderen Bor 
ſatzes gehandelt habe. Dieſe Stellungnahme beruht auf einer Ber 
kennung des Begriffes der Gewerbsmäßigkeil. Nur die fort 
geſetzte Straftat erfordert begrifflich die Einheit des Vorſatze? 
nicht aber die gewerbsmäßige Straftat. Bei dieſer, wie 
allen Sammeldelikten, werden im Gegenſatz zum fortgeſetzten Delikt, 
wo eine einheitliche Handlung in unſelbſtändigen Einzelakten ver“ 
wirklicht wird, vom Geſetz ſelbſt mehrere gleichartige, an 
ſelbſtändige ſtrafbare Handlungen zu einem einheitlichen Deli 
zuſammengefaßt, weil ſie Ausfluß der gleichen Geneigtheit, bei 
gleichen Lebensrichtung des Täters find. Der Vorſatz iſt bei den zu 
jammengefaßten einzelnen Handlungen neu und ſelbſtändig. 
meinſam iſt nur der Boden, auf dem die verſchiedenen Vorſätze er 
wachſen (Lpz Komm. z. StGB., 4. Aufl., S. 85). Ein einheitliches Ver⸗ 
gehen des gewerbsmäßigen Glücksſpiels iſt daher ſchon dann gegeben, 
wenn die auf ſelbſtändigen beſonderen Vorſätzen beruhenden Bere 
gungen des Täters an verſchiedenen Glücksſpielen von der Abſich 
getragen werden, ſich durch wiederholte Beteiligung an Glücksſpielen 
irgendwelcher Art einen dauernden Erwerb, eine Einnahmequelle 57 
verſchaffen (RGSt. 53, 60). Von dieſer Abſicht hat ſich der Angert- 
ſowohl bei der Aufſtellung der Bajazzo- wie ber Mint⸗Automaten 
leiten laſſen. Die geſamte auf Teilnahme am Glücksspiel gerichtete 
Tätigkeit des Angekl. bei dem Betrieb dieſer Glücksſpielapparate 
ſtellt ſich daher als ein Sammelvergehen nach 8 285 StGB. 97 
das im Frühjahr 1927 begonnen und am 7. März 1930 geende 
hat. Da nun die Verurteilung wegen eines Sammeldelikts Rechts⸗ 
kraft ſchafft auch gegenüber den vor ihr liegenden Einzelfällen, die 
dem erkennenden Richter nicht bekannt waren, fo war die Strafklage 
auch wegen der im angefochtenen Urt. abgeurteilten Einzelfälle ber 
reits durch das rechtskräftige Urt. v. 4. Juni 1930 verbraucht. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Sept. 1931, 2 08t 99/1.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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4 10. 8193 StGB. Die Außerungen: k. habe „geklaut“, 
91881 ein „Mauſedieb“ ſchließen die Anwendbarkeit des 
493 StGB. nicht aus. 
zen, Das LG. vertritt die Rechtsanſicht, die von dem Angekl. ge⸗ 
brauchten Ausdrücke „klauen“ und „Mauſedieb“ ſtellten eine Ver⸗ 
Sion dung und Verdoppelung des an ſich im Rahmen des 8 193 
di GB. hier nicht ſtrafbaren Vorwurf des Stehlens (Diebes) dar und 
welerhalb könne dem Angekl. der Schutz des 8 193 nicht gewährt 
zarden. Dieſe Ausführungen beruhen auf einer unmöglichen Aus⸗ 
gung der Bedeutung der genannten Ausdrücke. 
Nach dem Sprachgebrauch hafte den Worten „ſtehlen“ und 
„Dieb“ ein merklich härterer und ehrenrührigerer Beiklang an als 
15 Worten „klauen“ und „Mauſedieb“. Während das Wort 
planen“ eine vulgäre Ausdrucksweiſe für ſtehlen iſt und ein ge⸗ 
iſſes wohlmeinendes Verſtändnis für die Handlung des Täters zum 
üsdruck bringt, iſt das Wort „Mauſedieb“ eine etwas ſcherzhafte 
des ichnung für einen Dieb, ſtellt aber jedenfalls keine Verſchärfung 
© Begriffs „Dieb“ dar. Beruht hiernach die Feſtſtellung der 
Str., daß der Angekl. den auszudrückenden Gedanken in ein 
hechliches Gewand gekleidet habe, welches dieſen Gedanken unnötig 
laclchärſt wiedergebe, auf einer nach Anſicht des Senats unmög⸗ 
ern, Auslegung, ſo iſt dieſe Feſtſtellung, trotzdem ſie gewiß in 
rheblichem Umfange tatſächlicher Natur iſt, reviſibel. Es wird in 
zer Rſpr. (vgl. vor allem OLG. Dresden: JW. 1928, 2164; OLG. 
240 burg: JW. 1929, 2765 u. insbeſ. OLG. Kiel: 3 tW. 43, 
f 8) auch gemeinhin die Auffaſſung vertreten, daß das Rev. auch 
prüfen hat, ob die fraglichen Außerungen wirklich eine über 
en beleidigenden Inhalt hinausgehende ehrverletzende Form haben, 

alſo der Rechtsbegriff, ob das Vorhandenſein der Beleidigung aus 
r Form der Außerung hervorgeht, nicht verkannt iſt. 

Os. Kiel, StrSen., Urt. v. 28. Okt. 1931.) 


Mitgeteilt von OSR. Dr. Bovenſiepen, Kiel. 


Verlin. 2. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


tun I- Art. 1 88 2, 4 des Notgeſ. v. 24. Febr. 1923. Polizei⸗ 
funde. Auch weiteres Verweilen der Gäſte nach Eintritt 
zer Polizeiſtunde in Nichtunterbrechung des Wirtſchafts⸗ 
etriebes, wenn auch ohne Bewirtung, iſt ſtraf bar. 5) 
Wie das Rev. in ſtäud. Rſpr. annimmt, find als Gäſte im 
anne der Polizeiſtundenbeſtimmungen nur ſolche Perſonen anzuſehen, 
gie in unzuläſſiger Fortſetzung des Gaſt⸗ und Schankgewerbes über die 
Folizeiſtunde hinaus weiter bewirtet werden, ſei es, daß ihnen nach 
intritt der Polizeiſtunde weitere Speiſen und Getränke verabfolgt 
erden, ſei es, daß ſie das Austrinken und Verzehren von bereits 
eb Eintritt der Polizeiſtunde verabfolgten Getränken oder Speiſen er⸗ 
lich über die Polizeiſtunde hinaus verzögern, oder daß ihr wei⸗ 
eres Verweilen vom Wirt überwiegend aus geſchäftlichen, mit ſeinem 
h irtſchaftsbetrieb zuſammenhängenden Gründen (z. B. Geneigtmachen 
Be weiteren Beſuch der Wirtſchaft) geduldet wird, da hiernach der 
ge rieb der Wirtſchaft als ſolcher nicht unterbrochen iſt, ſondern fort⸗ 
Re wird (vgl. Olshauſen, 11. Aufl., S. 2033 Anm 1, 4a; 
N: 22.10, 193; 38e. 46, 172; Höchſtohſpr 1924, 1. 172). 
— die Perſonen find nicht als Gäſte anzuſehen, die ſich nach Ein⸗ 
7 75 der Polizeiſtunde nicht mehr in Fortführung des Wirtſchafts⸗ 
a in dem vorerörterten Sinne, ſondern aus anderen Gründen, 
a lediglich als Privatgäſte des Wirts oder zur Unterhaltung 
85 über die Polizeiſtunde hinaus in den Räumen der Gaſt⸗ oder 
Iehangwirtſchaft aufhalten (vgl. auch Goltd Arch. 69, 421, 461; 70, 
. 342; 71, 100, 141; 72, 299; 73, 44ff.; ſowie bie Urt. 18 


0 Zu 11. Der Entſch. iſt in vollem Umfang zuzuſtimmen. Daß 
© die Beſtimmungen über die Polizeiſtunde nur auf „Gäſte“, d. h. 
de ankgäſte des Wirtes beziehen, entſpricht zweifellos der Abſicht 
S. Geſetzgebers und einer vernünftigen Auslegung. Übereinſtimmend 
re iedermair, PolSt(5B. f. Bayern u. der Übertretungsabſchnitt 
Ban Steed, 1922, S. 174, Anm. 6 zu 8365 Sich B. vgl. auch 
Sin dbsch St. 11,216 und Landmann ⸗Rohmer, GewO, Bd. 1 
984, Anm. 1 zu Art. I § 4 NotG. Auch die vom KG. vertretene 
Zutrenzung dieſes Begriffes halte ich für durchaus zutreffend. 
der effend namentlich auch inſofern, als das Verzehren von vorher 
(„bfolgten Speiſen oder Getränken nach Eintritt der Polizeiſtunde 
ustrinken“) erft dann für ſtrafbar erklärt wird, wenn es erheblich 
Ban die Polizeiſtunde hinaus verzögert wird. Im Ergebnis ebenſo 
uch beet. 13, 82 und befonbers 25, 128 ſowie Urt. desselben Ge⸗ 
mes v. 18, Febr. 1930: BayVerwrl. 1930, 106, gegen Schieder ⸗ 
Roir a. a. O. und BaySbsch St 9. 136; unentſchieden Landmann ⸗ 
Dulhmer a. a. O. Wenn das KG. weiterhin ausführt, daß das 
den von Nichtgäſten nicht ſtrafbar ſein könne, ſo iſt auch dies 
bie billigen (vol. Bay bc St. 18,82). Daß jedoch im vorl. Falle 
„ Vorausſetzungen für eine Verurteilung wegen Polizeiſtunden⸗ 
keinen gegeben waren, unterliegt nach dem mitgeteilten Tatbeſtand 
em Bedenken. RegAſſ. Dr. Emig, Ansbach. 
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421/15; 452495 und 603/26; 226 und 656/27; 245, 308, 518, 
585, 620, 699, 625/29; 104/30). Dabei iſt zu betonen, daß, wer 
einmal als Schankgaſt aufgenommen iſt, regelmäßig auch Schankgaſt 
bleibt, wenn nicht beſondere Umſtände dafür feſtgeſtellt werden, 
daß jedenfalls vom Eintritt der Polizeiſtunde ab die Gäſte lediglich 
als Privatgäſte des Wirts in den Schankräumen verweilt haben 
(Ols haufen a. a. O. S. 2033 Anm. I, 4a; R.: Lg. a. a. O.; KG. 
18 228/11; 18 260/29). In Verfolg dieſer Rſpr. hat der Sen. 
die Beſtimmung von Pol VS., wie fie auch im 81 PolVO. des 
Oberpräſidenten ... enthalten iſt, „. .. vom Eintritt der Polizei⸗ 
ſtunde ab bis 6 Uhr ſind alle Räume für den Verkehr geſchloſſen zu 
halten ...“ in Berückſichtigung des Zwecks, den nächtlichen Wirt» 
ſchaftsbetrieb, insbeſ. den Alkoholgenuß in dieſer Zeit, zeitlich zu be⸗ 
grenzen (vgl. KG.: DIZ. 1929, 998; Olshauſen a. a. O. S. 2039; 
De. Hamburg: DLGSL. 1929, 231), dahin ausgelegt, daß fie ſich 
nur auf den Schankverkehr oder den Schankbetrieb als ſolchen be⸗ 
ziehen, daß es mithin dem Schankwirt nicht ſchlechthin verwehrt ſein 
ſoll, überhaupt noch Perſonen nach Eintritt der Polizeiſtunde in 
ſeinem Schanklokal zu dulden, alſo auch ſolche, die nicht oder nicht 
mehr feine Schankgäſte find (vgl. KG.: Goltd Arch 69, 461 und 18 
625/29). Es iſt eben nicht jede Perſon „Gaſt“ im Sinne des Geſetzes, 
ſondern nur die vom Wirt in Ausübung des Schankgewerbes auf⸗ 
genommene Perſon (vgl. Lpzͤomm. 1929 Anm. 9 zu 8 365 S. 1184). 
Das Dulden von Nicht gäſten in dieſem Sinne über die Polizeiſtunde 
hinaus, iſt nicht unerlaubt (vgl. Olshauſen a. a. O. S. 2040). Im 
vorl. Falle iſt aber aus den tatſächlichen Feſtſtellungen des vorinſtanz⸗ 
lichen Urteils eine unzuläſſige Fortſetzung des Schankbetriebes über 
die Polizeiſtunde hinaus und damit ein Verſtoß gegen die oben be⸗ 
zeichneten Vorſchriften zu entnehmen. 

Dabei kann es dahingeſtellt bleiben, ob der Angekl. den 
Gäſten auch nach Eintritt der Polizeiſtunde Genußmittel, insbeſ. noch 
Getränke verabfolgt haben ſollte, oder ob das Verzehren der vor Ein⸗ 
tritt der Polizeiſtunde verabfolgten Getränke unter Duldung des 
Angekl. unverhältnismäßig lange hinausgezogen und auf dieſem Wege 
tatſächlich eine Verlängerung der Polizeiſtunde erreicht worden iſt. 
Schon das Dulden des weiteren Verweilens der Gäſte, etwa um ſie 
zum weiteren Beſuch der Wirtſchaft geneigt zu machen, ſtellt, wie be⸗ 
reits oben hervorgehoben, eine ſtrafbare Fortſetzung des ſchank⸗ und 
gaſtwirtſchaftlichen Betriebes dar. Das dementſprechend vom Vorder⸗ 
richter feſtgeſtellte Verhalten des Angekl. enthält alſo eine Verletzung 
der obengenannten Beſtimmungen des Notgeſetzes (vgl. Goltd Arch. 70, 
341 ff.; 71, 141; 1 S 625/29; 18 63/30; Olshauſen a. a. O. 
S. 2040 ff.; Lpz Komm. a. a. O. S. 1183). 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 29. April 1930, 1 8 213/30.) 


Mitgeteilt von KR. Dr. Stienen, Berlin. 


Berlin. II. Verfahren. 


12. 88 216, 217 StPO. Erſcheint der verſehentlich 
nicht geladene Angekl. im Hauptverhandlungs termine und 
wird er von dem Vorſitzenden zur Teilnahme an der gegen 
ihn gerichteten Hauptverhandlung aufgefordert, ſo iſt der 
Mangel der in der Ladung enthaltenen Aufforderung ge⸗ 
heilt, und der Angekl. kann nur noch wegen Nichteinhal⸗ 
tung der geſetzlichen Ladungsfriſt gemäß 8 217 Abſ. 2 StPO. 
die Ausſetzung der Hauptverhandlung verlangen (gegen 
RGRſpr. 5, 630). f) 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 21. Nov. 1931, 2 8 568/31.) 
Mitgeteilt von KGR. Körner, Berlin. 
* 


Zu 12. Die Entf. entſpricht zwar ſtändiger Rſpr. Dennoch 
kann man ſich bei ihrer Lektüre eines erheblichen Unbehagens nicht 
erwehren. Die Frage, ob denn der Angekl. von ſeinem Recht, Ver⸗ 
tagung zu verlangen, Kenntnis hatte, wird in der Entſch. ebenſowenig 
wie in früher ergangenen Urt. geprüft. Und doch müßte es hierauf in 
erſter Linie ankommen. Solange nicht feſtgeſtellt iſt, daß dem Angekl. 
ſein Recht, Vertagung zu beanſpruchen, bekannt war, iſt die Feſt⸗ 
ſtellung des Verzichts auf dieſes Recht eine bloße Fiktion (ſo auch 
Mamroth: JW. 1921, 1323). Wendet man dieſe Fiktion ſtändig 
an, ſo führt dies praktiſch, wenigſtens in den Fällen, in denen dem 
Angelkl. eine Verteidigung nicht zur Seite fteht, dazu, daß die Vorſchr. 
des 8217 StPO. nur auf dem Papier ſteht. Denn kein Angekl. wird, 
wenn er aus irgendwelchen Gründen in dem Termin erſchienen iſt, 
ſei es aus Intereſſe an der Sache, insbeſ. an dem Schickſal ſeines 
Mitangekl., ſei es um dieſem als Zeugen zu dienen, und nunmehr 
ſelbſt verantwortlich zun Sache vernommen wird, nicht Rede und Ant⸗ 
wort ſtehen und ſich verteidigen. Ob er aber, wenn er über ſein Recht 
auf Vertagung belehrt worden wäre, es nicht in der Mehrzahl der 
Fälle vorzöge, hiervon Gebrauch zu machen, muß ſo lange dahingeſtellt 
geſtellt bleiben, als die Rſpr. den Richter nicht mindeſtens auf das 
nobile officium einer entſprechenden Rechtsbelehrung hinweiſt und ihn 
hierzu anhält. 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 
121 
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13. 88 305, 237, 13, 4 StPO. Beſchlüſſe über Ab⸗ 
trennung des Verfahrens gegen einen Mitangeklagten 
und über Verbindung zum Zwecke gleichzeitiger Verhand- 
lung durch das erkennende Gericht unterliegen nicht der 
Beſchwerde, weil fie in einem inneren Zuſammenhange 
mit der Urteilsfällung ſtehen. 

(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 16. Jan. 1932 und 19. Dez. 1928, 
2 W 40/32 und 744/28.) 


Mitgeteilt von KR. Körner, Berlin. 
* 


14. 5 388 StPO.; 8 61 StB. Wenn ein Privatklage⸗ 
verfahren wegen Verſtreichens der Dreimonatsfriſt ein⸗ 
geſtellt werden muß, dann iſt auch die nach Ablauf der 
Dreimonatsfriſt erhobene Widerklage unzuläſſig. f) 


Bei der Erhebung der den Strafantrag enthaltenden Privatklage 
iſt die Dreimonatsfriſt des 861 StGB. nicht eingehalten worden. 
861 StGB. beſtimmt in Satz 2, daß dieſe Friſt mit dem Tage be⸗ 
ginnt, ſeit welchem der zum Antrage Berechtigte von der Handlung 
und von der Perſon des Täters Kenntnis gehabt hat. Damit find Be⸗ 
ginn und Ende der Friſt nur dergeſtalt geſetzlich feſtgeſtellt, daß der 
Tag der Kenntniserlangung in die Friſt mit einzurechnen iſt und 
demgemäß die Friſt mit dem Anfange des dieſelbe Zahl tragenden 
Tages des vierten Monats oder mit dem Ablaufe desjenigen Tages 
des dritten Monats ende, welcher dem Tag vorher glich, der durch 
feine Zahl dem Aufangstage der Friſt entſpricht (vgl. RGSt. 1, 402; 
Rſpr. 3, 716). 

Die Privatklage iſt verſpätet beim AG. eingegangen. Infolgedeſſen 
iſt nach 8 260 Abſ. 2 StPO. das Privatklageverfahren einzuſtellen. 

Abf. 1 und 2 des 8 388 StpoO. laſſen erkennen, daß der 
Geſetzgeber die Widerklage grundſätzlich als von der Privatklage 
abhängig geregelt hat; denn die Widerklage iſt nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften nur zuläſſig, wenn der Widerkläger vom Privatkläger 
gleichfalls durch ein im Wege der Privalklage verſolgbares Ver⸗ 
gehen verletzt worden iſt und dieſes mit dem den Gegenſtand der 
Klage bildenden Vergehen im Zuſammenhange ſteht; ferner iſt die 
Widerklage nur bis zur Beendigung der Schlußanträge in erſter 
Inſtanz erhebbar und muß über beide Klagen gleichzeitig erkannt 
werden. Dieſes Abhängigkeitsverhältnis der Widerklage vom Beſtehen 
der Privatklage erleidet nur eine Ausnahme, die infolge ihrer geſetz⸗ 
lichen Regelung zugleich aber auch ein Beleg für den im übrigen un⸗ 
durchbrochenen Grundſatz der Abhängigkeit darſtellt: nach Abſ. 3 des 
8388 StPO. iſt lediglich die Zurücknahme der Klage auf das Ver⸗ 
fahren über die Widerklage ohne Einfluß. 

Aus dieſen Darlegungen folgt für den vorl. Fall alſo, daß in⸗ 
folge der Unzuläſſigkeit der Privatklage auch von vornherein die 


Zu 14. Der Entſch. kann nicht in allen Teilen, insbeſ. nicht 
im Endergebnis zugeſtimmt werden. 

1. Eine Stellungnahme zu der Frage, ob die Widerklage un⸗ 
zuläſſig wird, wenn ſich die Privatklage wegen Mangels des Straf⸗ 
antrags als unzuläſſig herausſtellt, ſetzt die Prüfung der Vorfrage 
voraus, ob auch für die Widerklage eine Antragspflicht beſteht. Da 
die Widerklage ſelbſt nichts anderes iſt als eine Privatklage, ſo kann 
die Antwort nur lauten: Das Erfordernis des Strafantrags beſteht 
auch für die Widerklage, ſoweit nicht durch das materielle Recht Aus⸗ 
nahmen verfügt ſind. Solche Ausnahmen ſtellen die Beſt. der 88 198 
und 232 Abſ. 3 StGB. dar. Hiernach kann bei wechſelſeitigen Be⸗ 
leidigungen und Körperverletzungen auch nach Ablauf der Antrags⸗ 
friſt bis zum Schluß der Verhandlung erſter Inſtanz die Beſtrafung 
des anderen Teils beantragt werden, wenn dieſer rechtzeitig Straf⸗ 
antrag geſtellt hat. Dagegen iſt 8388 StPO. nur eine prozeſſuale 
Vorſchr. und enthält keine allgemeine Befreiung von der Antrags⸗ 
pflicht (OSG. Hamm v. 21. Jan. 1924: Alsberg III Nr. 68). Somit 
iſt die Widerklage nur zuläſſig, wenn rechtzeitig Strafantrag geſtellt 
iſt oder einer der Fälle der 88 198 bzw. 232 Abſ. 3 StGB. vorliegt. 

2. Ergibt ſich nun in Fällen, in denen von ſeiten des Widerkl. 
ein Strafantrag nicht geſtellt, die Widerklage aber gem. 88 198 bzw. 
232 Abſ. 3 StGB. zuzulaſſen war, daß die Privatklage ſelbſt nicht 
ordnungsmäßig erhoben war — etwa weil der Strafantrag fehlte oder 
nicht rechtzeitig geſtellt war —, ſo muß auch das Widerklageverfahren 
eingeſtellt werden, wenn nicht ein ſelbſtändiger Strafantrag vor⸗ 
liegt. Denn naturgemäß hat eine ohne Strafantrag gem. 88 198, 232 
Abſ. 3 erhobene Widerklage eine ordnungsgemäß erhobene Privatklage 
zur Prozeßvorausſetzung. i 

3. Kann den Gedankengängen der beſprochenen Entf. inſoweit 
unbedenklich gefolgt werden, fo iſt ihr in dem praktiſchen Ergebnis, 
zu dem fie gelangt, dennoch nicht beizuſtimmen. § 388 Abſ. 2 StPO. 
ſchreibt vor, daß über Klage und Widerklage gleichzeitig zu erkennen 
iſt. Das bedeutet nun zunächſt nicht, daß, wenn z. B. die Privatklage 
ſich als unzuläſſig erwieſen hat, die Widerklage aber weiterhin zu⸗ 
läſſig bleibt, weil ein ordnungsgemäßer Antrag vorliegt, die Wider⸗ 
klage nicht ein ſelbſtändiges Schickſal haben könnte. Zunächſt wird 
zwar gem. 8 388 Abſ. 2 StPO. über die Privatklage durch auf Ein⸗ 
ſtellung lautendes Urteil, über die Widerblage durch Sachurteil gleich⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenschrift 
ounte 
geſetzliche Grundlage für die Widerklage gefehlt hat. Dieſes n 5a 
hier aber auch als Privatklage ſelbſtändig nicht fortbeſtehen, Od. 

ihrer Erhebung am 3. Jan. 1930 die Dreimonatsfriſt des 8 6 

ebenfalls längſt verſtrichen war. 
(KG., 4. Str Sen., Urt. v. 10. Juli 1930, 4 V 177/30.) 0 
Mitgeteilt von RA. Dr. J. H. Gebhardt, Frankfurt a. =" 
* 

15. 8 34 JGG. 8462 StRD.; 873 GVG. Der Ju 
richter iſt zur Entſcheidung über die nachträgliche, di 
ſezung einer Freiheitsſtrafe ($ 11 JGG.) auch zu ee 
wenn ein anderes Gericht in erſter Inſtan erfann 
8 34 36G.). (Vgl. JW. 1925, 996% und 1927, 1223.) 900 

Die Entſch. über dieſe, für die Erziehung und damit m (eg 
geſamte ſpätere Leben des Verurteilten ausſchlaggebende Frag aben 
das JGG. in die Hand des Jugendrichters, der zugleich die 10 8 Auf 
des Vormundſchaftsrichters ($ 19 Abſ. 2 JGG.) zu erledigen ha net: 
dieſe Weiſe befteht die Gewähr, daß das Erziehungswerk des Bor! 
nicht durch Maßnahmen anderer Behörden erſchwert werden 

(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 24. Febr. 1932, 2 Gen XII 2. 
Mitgeteilt von KR. Körner, Berli 
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Dresden. 8 
16. 88 305, 388 StRO.; $ 199 Steg. Ein die Morde 
klage zurückweiſender Beſchluß iſt nicht mit Beſch⸗ g 
anfechtbar. Ein Zuſammenhang i. S. von 8 388 O 
iſt auch dann gegeben, wenn zwiſchen beiden 1 zut 
urſächlicher Zuſammenhang befleht. Der Schuldſprn ner? 
Privatflage wird nicht berührt, wenn infolge eines eint 
fahrensfehlers die Zuläſſigkeit der Widerllage dee 
ird und deshalb eine Aufhebung des Urt. erſolgen ung 
Der Angekl. hat im erſten Rechtszug in der Haupverhgeſchuß 
Widerklage erhoben. Dieſe iſt vom AR. durch verkündeten Be ber 
zurückgewieſen worden. Gegen dieſe Entſch. hat der Angelet chli 
Hauptverhandlung Beſchwerde eingelegt. Der AR. hat die gleich a3 
beantragte Ausſetzung abgelehnt, weil die Beſchw. unzuläſſig jet. dem 
BG. hat die Zuläſſigkeit der Widerklage verneint, weil es an 
in 8 388 StßßO. geforderten Zuſammenhange mit 9 cl. 
Gegenſtand der Privatklage bildenden Vergehen fehle. Der a gab 
hatte die Widerklage erhoben mit der Behauptung, der Privat rn 
im Sühnetermin auf den Vorhalt, er habe von „Lumpen, Ver Das 
und Bonzen“ geſprochen, in bezug auf den Angekl. erwidert: ⸗ 
iſt genau ſo einer, wie die Partei.“ Br 
Die Frage, ob ein die Widerklage zurückweiſender Bes oh 
Beſchw. anfechtbar iſt oder nicht, iſt ſtreitig. Die Frage wird 
; cli 
zeitig erkannt werden. Aber das Urteil zur Widerklage iſt ana 
der Berufung bzw. Rev. fähig, ohne daß der Rechtsmittelinſtanz fil 
mals die Entſch. über das zur Privatklage ergangene Einftellung? 
zuſtände, wenn inſoweil ein Rechtsmittel nicht eingelegt wune ne 
4. Insbeſ. aber bedeutet 8 388 Abſ. 2 StPO. nicht, daß echt 
der beiden zur Privat⸗ und Widerklage ergangenen Urt. in 5 Mi 
Kraft erwächſt, bevor über das andere endgültig entſchieden iſt. val 
nicht zu vergeſſen, daß es ſich ja an ſich um zwei ſelbſtändige 5 ben 
klagen handelt, die nur zur Vereinfachung des Rechtsgangs verbu bein 
find. Wird alſo gegen das zur Privatklage ergangene Urt. ngen 
Rechtsmittel eingelegt, während das Urt. zur Widerklage die uns auf 
durchläuft, ſo kann doch nun keineswegs geſagt werden, daß 155 die 
die Privalklage ergangene Urt. bis zur endgültigen Entid) üb ade 
Widerklage in der Schwebe ſei und nicht in Rechtskraft erw 
Vielmehr iſt nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt eine Anfechtung ch 
Urt. zur Privatklage ebenſowenig möglich wie deſſen Aufhebung fan, 
das lediglich mit der Eutſch. über die Widerklage befaßte angel 
gericht. Dementſprechend war im vorl. Falle, nachdem der 9 das 
des Widerklageverfahrens in der Ber Inſt. nicht bemerkt war N hund 
hierauf ergangene Urt. Rechtskraft erlangt hatte, für eine Aufl) vor” 
desſelben durch die RevInſt. keine rechtliche Grundlage mehr lein 
handen. Die gegenteilige Auffaſſung des beſprochenen Urt., die 1105 
auf die Beft. des § 388 Abſ. 2 StPO. gegründet iſt, iſt mit den Oh. 
prinzipien der StPO. nicht zu vereinbaren. Denn daß mit dieſer zu 
des 8388 Abſ. 2 StPO. die Grundſätze der StPO. über be nen, 
fechtbarkeit und Rechtskraft von Urt. durchbrochen werden 1% ſich 
kann weder aus ihrem Wortlaut entnommen werden noch erwet 4 
ſinngemäß eine ſo weitgehende Schlußfolgerung als gerechtfertigt z 
Schließlich verſtößt die Entſch. auch gegen den Grundſaß ut 
8352 StPO. Von Amts wegen zu prüfende Mängel n £ 
dann Gegenſtand der Urteilsfindung ſein, wenn überhaupt eine ma 9 
rechtliche oder ordnungsgemäß begründete prozeßrechtliche Rüge een 
das Urt. erhoben iſt. Beides liegt hier nicht vor. Auch aus Mi 
weiteren Grunde hätte daher über das zur Widerklage ergangen 926: 
nicht entſchieden werden dürfen (vgl. BayObLG. v. 3. Nov. 
Alsberg III Nr. 26). 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. N 
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an Beling, Diih. RStrProzR., 1928, 458 Anm. 4 und vom 
SIG, Königsberg: DRZ. 1931 Nfpr. Nr. 138. Gegenteiliger Anſicht 
NE das OLG. Hamm: HöchſtaRſpr. 2, 48. Diefer tritt der erk. Sen. 
. Nach 8305 StPO. unterliegen Entſch. der erk. Gerichte, welche 
zer Urteilsfällung vorausgehen, nicht der Beſchwerde. Danach find mit 
Beſchw. anfechtbar ſolche Entſch., welche die Durchführung des 
fanzen weiteren Verfahrens bis zum Urt. verhindern, z. B. die vor⸗ 
ufige oder endgültige Einftellung des Verfahrens (RES. 43, 179). 
u eine ſolche Eutſch. handelte es ſich hier nicht. Dieſer Beſchl. ſtand 
5 ur in einem inneren Zuſammenhang mit der Fällung des den 
linen Rechtszug abſchließenden Urteils. Denn nach dem Inhalte dieſes 
zul. iſt es auf dieſen Beſchl. zurückzuführen, daß mangels Beweiſes 
= den Gegenſtand der Widerklage bildenden Beleidigung des Angekt. 
2 ich den Privatkl. die Anwendung des § 199 StGB. zugunſten des 
ee. vom AR. abgelehnt und für unzuläſſig erklärt wurde. Da 
Nen nicht auszuſchließen iſt, daß das erſte und auch das BU. min- 
1 im Strafausſpruch auf dem Beſchl. beruhte, der die Widerklage 
ber uckwies, ſo konnte deſſen Nachprüfung mit der Berufung und mit 
r Rev. verlangt werden (88 336, 328 Abſ. 2 StRD.). 


bier Die Frage, ob die Beſchw. auch dann auszuſchließen wäre, wenn 
„eier Zuſammenhang zwiſchen Urt. und Beſchl. nicht beſtünde, braucht 
Ger nicht entſchieden zu werden. Sobald eine dem Urt. vorausgegangene 
dh. des erk. Gerichts mit den gegen das Urt. ſelbſt zuläfſigen 
ſofchtemitteln angegriffen werden kann, fehlt ein Bedürfnis nach 
ortiger Sonderanfechtung, und dies iſt der Grund für den Aus⸗ 
Kütup der Beſchw. durch § 305 Satz 1 StPO. Offenſichtlich wollte der 
keletzgeber verhindern, daß Strafverfahren durch Beſchw. gegen ſolche 
5 ch. verzögert werden, auf deren Fehlerhaftigkeit die Anfechtung 
® Urt. ſelbſt geſtützt werden kann. Die Ausſchließung der Beſchw. 
1 die Zurückweiſung der Widerklage entſpricht alſo im vorl. Falle 
155 dem Sinn und Zweck der Regelung in 8305 SPD. Die Zu⸗ 
Nung der Beſchw. würde auch der Prozeßökonomie widerſprechen. 
en das erk. Gericht würde dann gezwungen ſein, die Hauptverhand⸗ 
5.9 zu vertagen, um die Entſch. des BeſchwG. herbeizuführen. Deſſen 
Kr. aber würde das BG. nicht binden, da die Zulaſſung der Wider⸗ 
wiels im erſten Rechtszug das Rechtsmittelgericht ebenſowenig bindet 
Für die Zulaſſung des Nebenkl., vielmehr das Rechtsmittelgericht ſelb⸗ 
dig die Zuläſſigkeit von Widerklage und Nebenklage zu prüfen 
m Ferner wäre es dem Angekl. bei Zulaſſung der Beſchw. jederzeit 
har durch Erhebung einer unzuläſſigen Widerklage in der Haupt⸗ 
andlung die ſpruchreife Entſch. über die Privatklage hinauszuzögern 
R den Prozeß zu verſchleppen. Auch aus 88 383, 390, 210 StPO. 
dann nach Anſicht des erk. Sen. — entgegen der von Beling 
ein O vertretenen Auffaſſung — die Zuläfjigkeit der Beſchw. gegen 
Ne die Widerklage zurückweiſende Entſch. nicht hergeleitet werden, 
vnd der Beſchl. auf Zulaſſung der Widerklage nicht die Bedeutung 
lich den Inhalt eines Eröffnungsbeſchl. hat, ſondern in ſeinem recht⸗ 
u en Charakter der Entſch. über die Zulaſſung der Nebenklage (8 396 
Nr 2 SPY.) gleichſteht (ebenfo OLG. Königsberg: DRZ. 1931 Rſpr. 
er 1939), Hiernach ift es weder rechtlich zu beanſtanden, daß der AR. 
— Antrag des Angekl. auf Ausſetzung der Hauptverhandlung bis 
der Entſch. über die Beſchw. abgelehnt hat, noch daß das BG. ſich mit 
Prüfung der Frage der Zuläſſigkeit der Privatklage befaßt hat. 
die Die Ber. hat die Zuläſſigkeit der Widerklage verneint, weil 
Pri verfolgte Beleidigung mit der Beleidigung, die Gegenſtand der 
Ben atkfage bildet, nicht im Zuſammenhange ftehe. Dabei hat fie den 
fol diff des Zuſammenhangs i. S. des 8 388 StPO. verkannt. Ein 
feier Zuſammenhang iſt nicht nur dann gegeben, wenn die wechſel⸗ 
fern gen Vergehen zeitlich und örtlich zuſammenfallen und auf dem⸗ 
n Gebiete liegen, ſondern auch dann, wenn zwiſchen beiden Taten 
ba urſächlicher Zuſammenhang beſteht, ſo daß die eine als unmittel⸗ 
55 de Folge der anderen erſcheint oder beide unmittelbar eine gemein⸗ 
IR Urfache haben (vgl. OLG. Dresden: JW. 1930, 2596; Bay Ob.: 
1931, 225). Dieſe Vorausſetzungen ſind hier erfüllt. 


und 


gr Averhandlung auf die Widerklage erftrecken oder gem. $ 328 
— 2 SPD. die Sache an die erſte Inſtanz zurückverweiſen müſſen. 
Be: deshalb das BU. aufzuheben, ſoweit es auf dieſem Ver⸗ 
de, Aömangel beruht. Nicht berührt wird von dieſem Fehler 
* chuldſpruch zur Privatklage, weil er in ſeinem Be⸗ 

oil von der Sachentſch. über die Widerklage unabhängig iſt. Auch 
zur Abf. 2 StPO. nötigt nicht zur Aufhebung des Schuldſpruchs 
Se Privatklage. Denn dieſe Beſt. darf nicht ſtarr verſtanden werden. 
beruht auf dem Gedanken, daß wechſelſeitig miteinander im Zu⸗ 

in enhang ſtehende Straftaten, für die die gleichen Beweiserhebungen 
weiftage Kommen, zweckmäßig in einheitlicher Verhandlung abgeurteilt 
daß en. Die Anwendung dieſes Grundſatzes darf nicht dazu führen, 
N die Erledigung der einen Strafſache, welche entſcheidungsreif iſt, 
eine die Rückſichtnahme auf die andere Strafſache, zu deren Klärung 
3 „neue Hauptverhandlung erforderlich it, zwecklos verzögert wird. 

Ruf deshalb in ſolchem Falle für zuläſſig erachtet werden, daß die 
fasste klage zu eigenem Verfahren abgetrennt wird, wie es auch zu⸗ 
ante iſt, im Rahmen desſelben Prozeſſes zuerſt die eine, dann die 
nicht Tat des Angekl. abzuurteilen. Dafür, daß 8 388 Abſ. 2 StPO. 
weis ſchiechthin zwingend ſein ſoll, ſondern nur den Richter dazu an⸗ 
ſen will, eine Trennung der Entſch. über Klage und Widerklage 
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möglichſt zu vermeiden, ſpricht auch der Umſtand, daß der Geſetzgeber 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 388 Abſ. 1 StPO. wohl 
die Widerklage zuläßt, aber den Widerklageberechtigten nicht dazu 
zwingt, ſein Recht in dieſer Klageform zu ſuchen, ſondern ihm ge⸗ 
ſtattet, nach ſeinem Belieben ſtatt der Widerklage eine ſelbſtändige 
Privatklage zu erheben (ebenſo Beling a. a. O. 161; vgl. auch RÖ.: 
JW. 1925, 1034 und Belings Beſpr.; a. M. OLG. Hamm a. a. O.). 
(OG. Dresden, Urt. v. 3. Nov. 1931, 2 OSt 215/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


17. 8313 StPO. Für die Frage, ob eine Übertretung 
den Gegenſtand des Urteils bildet, iſt nicht die Anklage 
allein, ſondern auch der Inhalt des Urteils maßgeblich. 

Die Anklage hatte den Angekl. zur Laſt gelegt, ohne die er⸗ 
forderliche Genehmigung eine öffentl. Geldſammlung ausgeführt zu 
haben, und hatte darin eine Übertretung nach 88 1, 12 SächſV O. über 
öffentl. Geldſammlungen v. 6. Nov. 1929 erblickt. Der AR. hatte die 
Angehl. freigeſprochen, aber den Sachverhalt nur darauf geprüft, ob er 
ein Vergehen nach 88 1, 11 BundRVO. v. 15. Febr. 1917 enthalte. 

„Das LG. hat die Berufung des StA. für unzuläſſig erklärt. 

Die Strͤ. hat nicht genügend berückſichtigt, daß nach 8 264 
SPD. Gegenſtand der Urtßindung die in der Anklage bezeichnete 
Tat ift, jo wie fie ſich nach dem Ergebnis der Verhandlung darſtellt, 
ohne Rückſicht auf die rechtl. Beurteilung, die ſie im Eröffnungs⸗ 
beſchl. erfahren hat. Das von der Anklage umfaßte ganze Tun des 
Angehl., ſoweit es nach natürlicher Auffaſſung einen einheitlichen Vor⸗ 
gang darſtellt, iſt in allen ſeinen ſtrafrechtl. Beziehungen rechtshängig 
geworden und daher Gegenſtand des Urt., nicht etwa nur die von 
der Anklage verwendete rechtl. Einkleidung. Schon aus dieſem Grund⸗ 
ſatz ergibt ſich, daß für die Frage, ob ausſchließlich eine Über⸗ 
tretung Gegenſtand des Urt. i. S. des 8313 StPO. iſt, die Anklage 
allein und insbeſ. ihre rechtl. Beurteilung des angekl. Tatbeſtandes 
nicht maßgebend ſein kann. Vielmehr iſt hierbei auch der Inhalt 
des Urt. zu berückſichtigen. Und die Frage iſt zu verneinen, ſobald 
in der UrtBegründung der feſtgeſtellte Sachverhalt ernſtlich und nicht 
nur beiläufig unter dem Geſichtspunkt eines Vergehens oder eines 
Verbrechens geprüft worden iſt, auch wenn die Anklage nur eine 
Übertretung angenommen hat (vgl. Löwe⸗Roſenberg, Stßd., 
18. Aufl., Anm. 3 zu 8 313; Mogk: SächſRpflArch. 1927, 166). 

Dieſe Auslegung wird auch allein dem geſetzgeberiſchen Zweck des 
8313 StPO. gerecht, die Berufung in Bagatellſachen auszuſchließen. 
Denn ſobald der feſtgeſtellte Sachverhalt den Richter zu der ernſtlichen 
Prüfung veranlaßt, ob ein Vergehen oder ein Verbrechen vorliegt, 
handelt es ſich nicht mehr un eine Bagatellſache. Es würde eine nicht 
aus dem geſetzgeberiſchen Zweck zu rechtfertigende Beeinträchtigung der 
Strafverfolgungsintereſſen bedeuten, wenn man in einem ſolchen Falle 
die Berufung ausſchließen wollte, nur weil die Anklage den — viel⸗ 
leicht zunächſt nur unvollſtändig bekannten — Tatbeſtand als Über⸗ 
tretung angeſehen hat. Es genügt, hierzu auf folgendes Beiſpiel hin⸗ 
zuweiſen: Es iſt Anklage wegen Übertretung nach 8370 Ziff. 5 StGB. 
erhoben. In der Hauptverhandlung ſtellt ſich heraus, daß weder die 
Menge des Entwendeten gering noch ſein Wert unbedeutend iſt. Der 
AR. ſpricht den Angekl. frei, weil er ſeine ſtrafbare Beteiligung an 
der Tat nicht für voll erwieſen anſieht. Bei Ausſchluß der Berufung 
wäre in dieſem Falle eine erfolgreiche Anfechtung des Urt. unmöglich, 
obwohl die Hauptverhandlung ergeben hat, daß es ſich um ein Ver⸗ 
gehen, ja bei Vorliegen der Rückfallsvorausſetzungen des § 244 StGB. 
um ein Verbrechen handelt. Das wäre ein höchſt unbefriedigendes und 
ſicher nicht dem Willen des Geſetzgebers entſprechendes Ergebnis. 


(OLG. Dresden, Beſchl. v. 21. Aug. 1931, 2 08t Reg. 501/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


18. 5 327 StPO. Die Tat- und Rechtsfrage iſt immer 
nur einheitlich zu entſcheiden. Hat das Gericht bei einer 
Berufungsbeſchränkung gegen dieſen Grundſatz verſtoßen, 
ſo hat das RevG. dies von Amts wegen zu berückſichtigen. 

Die Tat⸗ und Rechtsfrage kann immer nur einheitlich ent⸗ 
ſchieden werden. Deshalb kann, wenn der AR. bei Eröffnung des 
Hanptverfahrens wegen mehrerer in Tateinheit miteinander verübter 
ſtrafbarer Handlungen zur Verurteilung nur wegen einer dieſer Hand⸗ 
lungen gelangt, die Berufung, ſoweit es ſich um die Schuldfrage 
handelt, nicht darauf beſchränkt werden, daß wegen der anderen 
in Tateinheit damit begangenen ſtrafbaren Handlungen auf eine 
Verurteilung nicht zugekommen worden ſei, und daß die Strafe, 
ſoweit Verurteilung erfolgt ſei, zu niedrig ſei. Die im vorl. Falle 
ausgeſprochene Beſchränkung der Berufung hat nun zwar das 
Rechtsmittel nicht hinfällig gemacht; die Beſchränkung hätte viel⸗ 
mehr als unbeachtlich Behanden werden müſſen, und zwar der⸗ 
geſtalt, daß die Einſchränkung als nicht vorhanden zu gelten und 
die Prüfung des BG. ſich auf die Schuldfrage nach allen Rich⸗ 
tungen zu erſtrecken hatte. 

Angeſichts der Tatſache, daß die Rev. nur die Verletzung des 
ſachlichen Rechts rügen, fragt es ſich, ob ohne Erhebung einer bo⸗ 
ſonderen Verfahrensrüge das Rev. die Auffaſſung der Str., daß 
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die Beſchränkung der Berufung der StA. wirkſam geweſen ſei, 
etwa von Amts wegen nachzuprüfen hat. Dieſe Frage iſt nicht un⸗ 
beſtritten. Das RG. bejaht ſie mit der Begründung, es ſtehe, wenn 
das ergangene Urt. überhaupt angefochten ſei, nicht in der Macht 
der Beteiligten, auf derartige weſentliche Verfahrensvorausſetzun⸗ 
gen zu verzichten, insbeſ. vermöchten die Beteiligten nicht durch 
ihre Erklärungen oder durch Unterlaſſung ſolcher rückwirkend einen 
Mangel zu heilen, der darin beſtehe, daß ein Teil einer früheren 
Entſch. trotz fehlender Rechtskraft aus dem weiteren Verfahren 
ausgeſchieden und dem angefochtenen Urt. als rechtskräftig zu⸗ 
grunde gelegt worden ſei (RGSt. 62, 13; 63, 343; 64, 17). Dem⸗ 
gegenüber vertritt das KG. und das BayObLG. die Auffaſſung, daß 
die Grundſätze der teilweiſen Rechtskraft zu den Verfahrensnormen 
gehören, deren Verletzung nur auf beſondere Verfahrensrüge zu 
beachten ſei, weil es mit dem Weſen des einheitlichen ſtaatlichen 
Strafanſpruchs unvereinbar ſei, daß ein nur teilweiſe — nur im 
Schuldſpruch — rechtskräftig gewordenes, aber bis zum Abſchluß 
des Verfahrens notwendig unvollſtändiges Urt. ſachlich⸗ rechtliche 
Wirkungen äußere und im entſprechenden Umfange die Strafklage 
verbrauche (HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1955; Recht 1928 Nr. 2219; 
23. 1930, 1510). Gegenüber dieſer Rechtsauffaſſung hat RGSt. 64, 
151 an ſeiner ſtändigen Rſpr. feſtgehalten. 
Der erk. Sen. tritt der letztgenannten Entſch. bei. 
(OG. Dresden, Urt. v. 27. Okt. 1931, 2 08t 214/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


19. $ 397 StPO. Der Nebenkläger hat auch dann 
das Recht, der Hauptverhandlung beizuwohnen, wenn er 
als Zeuge geladen worden iſt. 

Nach 8 397 i. Verb. m. SS 378, 384, 385 StPO. iſt dem Nebenkl. 
ausdrücklich das Recht eingeräumt, in der Hauptverhandlung zu erſcheinen, 
dieſer im ganzen Umfange beizuwohnen, in ihr Beweisanträge zu ſtellen, 
Fragen an Zeugen und Sachverſtändige zu richten und alles vorzubringen, 
was ihm zur Wahrnehmung ſeiner Intereſſen geeignet erſcheint. Dieſe 
Rechte des Nebenkl., die ſich aus der vom Geſetz ihm zugewieſenen 
Parteiſtellung ergeben, dürfen ihm auch durch ſeine Berufung und 
Vernehmung als Zeuge nicht geſchmälert und entzogen werden (vgl. 
RSS. 2, 384; 25, 177; ZW. 1891, 55; 1931, 2505 28), und zwar 
ſelbſt dann nicht, wenn er während der ganzen Verhandlung durch 
einen RA. vertreten wird. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 22. Dez. 1931, 2 OSt 297/31.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 
Hamm. 

20. 8 399 StPO. Ein Nebenklageberechtigter kann, 
wenn die Rechtsmittelfriſt der Staatsanwaltſchaft noch 
nicht verſtrichen iſt, auch dann noch ſich der öffentlichen 
Klage als Nebenkläg er anſchließen und Rechtsmittel ein⸗ 
legen, wenn die Staatsanwaltſchaft auf Rechtsmittel ver⸗ 
zichtet hat. 5) 

Die Rev. rügt, daß die Anſchlußerklärung des Nebenkl. und 
ſomit die vom Nebenkl. allein eingelegte Ber. nicht mehr zuläſſig ge⸗ 
weſen ſei, da zur Zeit der Anſchlußerklärung das Urt. des AR. in⸗ 
folge des Rechtsmittelverzichts der StA. und des Angekl. ſchon rechts⸗ 
kräftig geweſen ſei. 

Der Senat hat in einer früheren Entſch, ebenfalls den Stand⸗ 


Zu 20. Der ausgezeichnet begründeten Entſch. iſt beizutreten. 

Einer Löſung der vorliegenden Streitfrage ſcheinen ſich zunächſt 
unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenzuſtellen. Verneint man das 
Rechtsmittelrecht des Nebenkl. nach erklärtem Verzicht von StA. und 
Angekl., jo iſt die Unvereinbarkeit dieſes Ergebniſſes mit den Beſt. 
der 88 395 Abi. 2 Satz 2 und 401 Abſ. 1 StPO. offenbar. Denn hier⸗ 
nach kann ſich der Nebenkl. der Rechtsmittel unabhängig von der 
StA. bedienen und der Anſchluß auch behufs Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln geſchehen. Bejaht man die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel⸗ 
einlegung, ſo ſcheint der Einwand der Rechtskraft durchzugreifen, da 
ja das Verfahren durch Rechtsmittelverzicht ſamtlicher Prozeßbeteiligten 
rechtskräftig beendet wird. Bei näherer Prüfung erweiſt ſich jedoch 
dieſe Folgerung als Trugſchluß. Denn rechtskräftig beendet iſt ein 
Verfahren erſt dann, wenn ſämtliche Rechtsmittelberechtigten, oder 
beſſer: alle diejenigen Perſonen, die unabhängig voneinander zur Ein⸗ 
legung von Rechtsmitteln befugt ſind, auf dieſe verzichtet haben. Ob 
aber der Nebenkl. nach erklärtem Rechtsmittelverzicht der StA. und 
des Angekl. noch ein Rechtsmittelrecht hat, kann nicht mit der Be⸗ 
hauptung der Rechtskraft beantwortet werden, deren Vorausſetzung 
es ja gerade iſt, daß niemand mehr ein Rechtsmittel gegen die Entſch. 
einlegen kann. Der Hinweis auf die entgegenſtehende Rechtskraft ſtellt 
fomit den typiſchen Fall eines eirculus vitiosus dar. 

Der Ausgangspunkt für die Entſch. iſt in 8 395 Abſ. 1 Satz 2 
zu finden: „Der Anſchluß kann behufs Einlegung von Rechtsmitteln 
auch nach ergangenem Urteil geſchehen.“ Das Geſetz hat ſomit dem 
zur Nebenklage Legitimierten das Recht verliehen, erſt einmal zu⸗ 


punkt vertreten, auf den ſich die Rev. hier ſtellt und der auch in, R. 
v. 26. Sept. 1927: ZW. 1928, 175 Anerkennung gefunden * 1 
Kann dieſen Standpunkt aber nicht aufrechterhalten. Nach 8399 K um 
StPO. kann der nach 8395 Abſ. 1 und 2 und 8 403 Std. gage 
Anſchluß Befugte ſich der erhobenen öffentlichen Klage in jeder 115 
des Verfahrens als Nebenkl. anſchließen und kann der Anſchl * 
behufs Einlegung von Rechtsmitteln auch nach ergangenem Urt 44 


jedoch die Anfechtung der ſchon vor dem Anſchluß ergangenen u 


5 U 
StA. bekanntgemachten Entſch. dem Nebenkl. dann nicht 3 


die Friſt noch nicht abgelaufen, ſondern die StA. hatte nur auf R di 
mittel verzichtet. Das iſt etwas anderes. Das RG. jagt heil lſch 


ſeiner oben angeführten Entſch., die Friſt zur Anfechtung der Rechts. 

le 
mittelfriſt unbenutzt verſtreichen laſſe, ſondern auch dann, wen 
innerhalb dieſer Friſt auf das ihr zuſtehende Rechtsmittel ver uh 
nach dem Sinne des § 399 Abſ. 2 StPO. ſolle der Nebenkl. en 


feinen nachträglichen Beitritt zum Verfahren nur ſo lange auch 
Li 


„ 
EN 


den dem Verfahren noch nicht beigetretenen Nebenklageberechtigte⸗ A, 


hätte es dies ja mit dieſen Worten ſagen können. Es hat bies tl? 


frift der StA. Das Nächſtliegende ift doch, die Vorſchr. aus de ren: 
ſammenhange mit der Vorſchr. des Abſ. 1 desſelben § 399 zu erk nud 


folgendes: Während dem Nebenkl. die Entſch., die nach n jr 

en a 
ſtändige Rechtsmittelfriſt von der Bekanntmachung der Entſch. 
läuft, ſteht ihm ein Anſpruch auf Bekanntmachung der ſchor ch 
ſeinem Anſchluß ergangenen und der StA. bekanntgemachten C fal 
nicht zu; für ihn kann daher bezüglich dieſer Entſch. auch keine ße⸗ 
ſtändige Rechtsmittelfriſt laufen; 
züglich dieſer Entſch. für ihn die für die StA. in Lauf geſetzte 
mittelfriſt gilt und er die Entſch. nicht mehr anfechten kann, , 
dieſe Friſt Schon abgelaufen iſt. Die Vorſchr. trifft alſo nur eine m 
über die Friſtberechnung und über das Erlöſchen des Rechtsmittel 
durch Friſtablauf, jagt aber nichts über ein anderweitiges Erin, 
des Rechts mittelrechts. Die in der angeführten Entſch. geäußerte die 
ſicht des R., daß i. S. des 8 399 Abſ. 2 SPD. für die Sta. d. 
Friſt zur Anfechtung abgelaufen“ ſei nicht nur dann, wenn die dann, 
ihre Rechtsmittelfriſt unbenutzt verſtreichen laſſe, ſondern auch itte 
wenn fie innerhalb dieſer Friſt auf das ihr zustehende Rechten g. 
verzichte, ſteht auch im Widerſpruch mit der Auslegung, die das unt, 
(vgl. RGSt. 5, 50) dem 8 298 SPD. gibt. Dieſer 8 298 been 
daß der geſetzliche Vertreter eines Beſchuldigten, desgleichen der 


5 


es wird daher beſtimmt, DEP uns 
enn 


e 
ſein wird. Hieraus ergibt ſich, daß der zur Nebenklage Berechtigte vor 
„latenter Prozeßbeteiligter“ iſt. Eine Beendigung des Verfahren Ger⸗ 


des zur Nebenklage Berechtigten voraus. Dieſer Schlußfolgerung 2 be- 


5 nd 
gegnen. Denn dort ift nur gejagt, daß dem Nebenkl. die Anſech nn 


laufen wie für die StA. Hieraus ſchließen zu wollen, wie erco 


frühere Rſpr. vielfach tat, daß das Rechtsmittel dem zur Neb 
Berechtigten nur in dem Umfange zuſtehe wie der Sta., bei 


Alsberg 1 
durch nichts gebotene Erweiterung des Geſetzeswortlautes. Es 
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mann einer beſchuldigten Frau „binnen der für den Beſchuldigten 
beenden Friſt“ ſelbſtändig von den zuläſſigen Rechtsmitteln Ge⸗ 
rauch machen können. Nach ſeiner in der oben angeführten Entſch. 
angelegten Anſicht müßte das RG. auch bei der Auslegung des 8298 
BO, ſagen, daß für den Beſchuldigten eine Friſt nicht mehr „Läuft“, 
enn er auf das Rechtsmittel verzichtet hat, und müßte daher auch 
900 geſetzlichen Vertreter und dem Ehemann das Rechtsmittelrecht 
erſagen, wenn, bevor ſie von dieſem Recht Gebrauch gemacht haben, 
20 Beſchuldigte ſelbſt auf Rechtsmittel verzichtet hat. Das tut es aber 
9 t, ſondern es läßt — mit Recht — auch ein erſt nach Rechtsmittel⸗ 
erzicht des Beſchuldigten von dem geſetzlichen Vertreter oder dem Ehe⸗ 
mann eingelegtes Rechtsmittel zu. Der Nebenkl. iſt aber nicht weniger 
ſelbſtändig gegenüber der StA. als der geſetzliche Vertreter oder der 
un gegenüber dem Beſchuldigten. Insbeſ. beſtimmt der 8 401 
N PO. bezüglich des Rechtsmittelrechts des Nebenkl. ausdrücklich, daß 
der Nebenkl. ſich der Rechtsmittel unabhängig von der StA. bedienen 
der Dem RG. Kann auch darin nicht gefolgt werden, wenn es aus 
Re Beſt. des § 397 SPD. herleiten will, daß der Nebenkl. dieſes 
echt erſt nach erfolgtem Anſchluß habe, und dann ſagt, er habe nach 
=, Rechtsmittelverzicht der StA. eben kein Anſchlußrecht mehr. Der 

397 SPD. umgrenzt lediglich den Umfang der brozeſſualen 
jene des Nebenkl., indem er beſtimmt, daß der Nebenkl., ſobald er 
leinen Anſchluß erklärt hat, die prozeſſualen Rechte des Privathl. 
5 Das Rechtsmittelrecht des Nebenklageberechtigten iſt nicht davon 
R hängig, ob er ſich ſchon als Nebenkl. angeſchloſſen hatte; vielmehr 
ann er nach der Vorſchr. des 8 395 Abſ. 1 Satz 2 SPD. ſich ja 
gerade behufs Einlegung von Rechtsmitteln anſchließen. Wenn die Aus⸗ 
ugung des 9399 Abs. 2 SPD. durch das RG. richtig wäre, dann 
Däre dadurch der Nebenklageberechtigte in der Ausübung der ihm ein⸗ 
Sraumten Rechte abhängig gemacht von dem Verhalten der StA. Die 
Eu würde dann ſogar durch reine Willkür dem Nebenklageberech- 
igten feine Rechte nehmen können, indem fie ihrerſeits auf Rechts⸗ 
mittel verzichtete. Ein ſolches Ergebnis iſt untragbar. Es iſt auch Rein 
mnerer Grund erſichtlich, aus dem dem Nebenklageberechtigten das 
echtsmittelrecht durch einen Rechtsmittelverzicht der StA. genommen 
erden müßte. Denn der Nebenkl. kann ja auch dann ſein Rechts⸗ 
19 75 ſelbſtändig durchführen und das Verfahren weiter betreiben, 
enn die StA. die Rechtsmittelfriſt nutzlos verſtreichen läßt es iſt 
SS einzuſehen, weshalb dies anders jein müßte, wenn die St A. ſchon 
10 5 Ablauf der Rechtsmittelfriſt die Erklärung abgibt, daß ſie ihrer⸗ 
90 0 die Entſch. nicht anfechte. Es läßt ſich auch nicht etwa einwenden, 
daß der Nebenklageberechtigte ja, wenn er ſich vor ſolchen ſchlimmen 
olgen einer willkürlichen Erklärung der StA. ſchützen wolle, ſich 
fruher, alſo ſchon vor der evtl. anzufechtenden Entſch., dem Verfahren 
als Nebenkl. anſchließen könne. Denn hiermit würde man dem Nebenkl. 
etwas aufbürden, was das Geſetz ihm nicht hat aufbürden wollen. Das 
eſetz hat ihm ausdrücklich freigeſtellt, mit ſeiner Entſchließung, ob 
er ſich als Nebenkl. anſchließen will, bis nach Erlaß der Entſch. zu 
arten, und ihm geſtattet, ſich erſt behufs Einlegung von Rechts⸗ 
Mitteln anzuschließen. Dieſes ihm vom Geſetz zugeſtandene Recht kann 


9165 nicht einzuſehen, warum das Geſetz, das dem Nebenkl. ein 
igenes Rechtsmittelrecht zubilligt, um ihm eine ſelbſtändige Be⸗ 
dampfung des erſtinſtanzlichen Urt. zu ermöglichen, es wiederum in 
11 07 Ermeſſen der StA. ſtellen fol, ob ſie ihm dieſes Recht willkürlich 
ntziehen will. Schließlich ließe ſich eine ſolche Auslegung des Ge⸗ 
bes mit der klaren Beſt. des § 401 StPO. überhaupt nicht ver⸗ 
migen, wonach ji) der Nebenkl. der Rechtsmittel unabhängig 
1 der Staatsanwaltſchaft bedienen kann. Alle dieſe Über⸗ 
degungen führen ſomit zu dem gleichen Ergebnis, daß die StA. über 
hd Rechtsmittelrecht des Nebenkl. in keiner Weiſe verfügen kann, 
daß alſo auch ein Rechtsmittelverzicht der StA. den Nebenkl. nicht 
Andert, ſolange die Friſt läuft, ſeinerſeits das Rechtsmittel einzulegen. 
44 Die herrſchende Meinung (KG.: GoltdArd. 57, 234 u. 3StW. 
5 „474; Loewe⸗Roſenberg 8399 Anm. 2, weitere Lit. daſ.) 
erkennt zwar die Richtigkeit dieſer Gedankengänge nicht und erklärt 
prinzipiell das Rechtsmittel des Nebenkl. für unabhängig von dem⸗ 
nigen der StA., alſo auch von einem von dieſer ausgeſprochenen 
erzicht. Wenn aber auch der Angekl. verzichtet hat, jo ſoll dann das 
— des Nebenkl. untergehen (KG.: Alsberg III Nr. 126 c und b 
> Loewe⸗Roſenberg a. a. O.). Dieſe Anſicht erweiſt ſich bei 
beherer Prüfung als nicht folgerichtig. Es gibt nur zwei Möglich⸗ 
keiten: Entweder iſt das Rechtsmittelrecht unabhängig von dem der 
Gel, alſo nicht bedingt durch ihren Verzicht; dann ſteht damit feſt, 
aß der Nebenkl. noch bis zum Ablauf der Rechtsmittelfriſt das 
echtsmittel einlegen kann und daß ſomit die Rechtskraft erſt ein⸗ 
tritt, wenn dieſe Friſt abgelaufen iſt oder alle Beteiligten, alſo auch 
er zur Nebenklage Berechtigte, auf ihr Rechtsmittelrecht verzichtet 
gaben. Oder man iſt der Auffaſſung, daß die Rechtsmittelbefugnis des 
ebenkl. nur ſo lange beſteht, als auch die StA. noch zur Einlegung 
es Rechtsmittels befugt ift, alſo erloſchen iſt, wenn die StA. ver⸗ 
Set hat: Dann ift es, wenn die StA. verzichtet hat, gleichgültig, 
10 auch der Angekl. den Verzicht erklärt. Dem Rechtsmittelverzicht 
Au Angekl. kommt daher weder von der einen noch von der anderen 
uffaſſung aus irgendeine Bedeutung zu. 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a M. 


ihm unmöglich durch eine Erklärung der StA. verkümmert werden 
dürfen. Man kann ſchließlich auch nicht etwa ſagen, der Nebenklage⸗ 
berechtigte könne nach Rechtsmittelverzicht der StA. und des Angekl. 
deshalb kein Rechtsmittel mehr einlegen, weil dann das Urt. rechts⸗ 
kräftig ſei. Denn rechtskräftig iſt ein Urt. erſt dann, wenn es nicht 
mehr durch Rechtsmittel anfechtbar iſt. Iſt aber noch der Nebenklage⸗ 
berechtigte zur Anfechtung berechtigt, dann iſt das Urt. eben noch nicht 
rechtskräftig. Nach alledem zwingen weder Wortlaut noch Sinn des 
Geſetzes zu der Anſicht, daß der Nebenklageberechtigte, der ſeinen An⸗ 
ſchluß noch nicht erklärt hatte, durch Rechtsmittelverzicht der StA. 
ſeines Rechtsmittelrechts verluſtig gehe; vielmehr nötigen ſie zu dem 
Satze, daß er von ſeinem Rechtsmiktelrecht Gebrauch machen kann bis 
zum Ablauf der für die StA. mit der Bekanntmachung der Entſch. 
an dieſe in Lauf geſetzten Friſt ohne Rückſicht darauf, ob die StA. eine 


Erklärung bezüglich des ihr zuſtehenden Rechtsmittels abgegeben hat. 
(OLG. Hamm, StrSen., Urt. v. 3. Mürz 1928, S 589/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Schauer, Hamm. 
* 
Karlsruhe. 

21. 8 74 StPO. Zurückweiſung der Ablehnung eines 
Sachverſtändigen wegen Beſorgnis der Befangenheit. 
Nachprüfung durch das RevG. f) 

Die Rüge, daß die Befangenheitsablehnung eines Richters 
zu Unrecht zurückgewieſen worden ſei, führt zu einer Prüfung des 
Ablehnungsantrags nach jeder Richtung, alſo auch zur Prüfung 
der auf tatſächlichem Gebiet liegenden Geſichtspunkte, weil 
eben das Geſetz die Aufführung einzelner Ablehnungsgründe unter⸗ 
läßt (Lö we zu 8 338 [Ziff. 8] StßßO. Note 7 b). Anders liegt der 
Fall bei der Ablehnung eines Sachverſtändigen. Es ver⸗ 
bleibt bei der Regel, daß das RevG. nur die Rechtsgründe 
nachzuprüfen und ſich nicht auf das Tatſachengebiet zu begeben 
hat (Löwe zu § 74 SPD. Anm. 5; R St. 25, 361). Betrachtet 
man den vorl. Fall unter dieſen Geſichtspunkten, ſo kann man 
in der prozeſſualen Rüge eine Rüge aus Rechtsgründen 
ſehen, wenn man aus ihr die Behauptung entnimmt, die Entſch. 
des LG. verſtoße gegen einen Rechtsgrund ſatz, wonach Be⸗ 
amte keine Gutachten in Fällen des eigenen Tätigkeitskreiſes ab⸗ 
geben ſollen, oder wenigſtens gegen den Erfahrungsſatz, 
daß ein Beamter bei ſolcher Gutachtertätigkeit begrifflich notwendig 
einſeitig eingeſtellt und deshalb befangen ſei. 

Eine derartige Rüge iſt aber unbegründet; denn ein ſolcher 
Rechtsgrundſatz beſteht nicht; es fehlt aber auch ein ent⸗ 
ſprechender Erfahrungsſatz; denn es gilt umgekehrt der Grundſatz, 
daß ſich jemand um ſo mehr zum Gutachter eignet, je aus⸗ 
geſprochener der Gegenſtand des Gutachtens ſeinem Tätigkeits⸗ 
kreiſe angehört. 

(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 9. Juli 1931, SR 121/31.) 
Mitget. v. AGR. Dr. Guido Leſer, Heidelberg⸗Mannheim. 
* 
Königsberg. 

22. 8 114 b und e StPO. iſt auf den bereits in Straf⸗ 
haft befindlichen Angeſchuldigten nicht anwendbar. 

Der AR., der dem in Strafhaft befindlichen Ungekl. den Haft⸗ 
befehl verkündet hat, der von einem nicht an dem Sitz des AG. be⸗ 
findlichen LG. erlaſſen iſt, hat es mit Recht abgelehnt, den Angekl. 
zur Sache zu vernehmen. Einen Anſpruch auf Vernehmung durch einen 
Richter hat nach den 88 114 b, 1140 SPD. nur der Angeſch., der 
auf Grund des Haftbefehls ergriffen iſt. Durch dieſe Beſtimmungen 
ſollten die Perſonen geſchützt werden, denen, wie es in Art. 114 Abſ. 2 
Verf. heißt, die Freiheit entzogen iſt. Dieſen ſollte es ermöglicht 
werden, unverzuglich ihre Einwendungen gegen die Freiheitsentziehung 


Zu 21. Von dieſer Entſch. iſt der intereſſanteſte Satz der letzte. 

Dieſer trägt aber die Entſch. nicht. Wenn die Partei den 
Sachverſtändigen ablehnen will, weil er von der Sache nichts ver⸗ 
ſteht, ſo ſagt ihr der Anwalt regelmäßig, daß dies zwar erheblich 
jei für die Prüfung der Glaubwürdigkeit und Zuverläſſigkelt bes 
Sachverſtändigen, daß ihn aber der Mangel des Sachverſtändniſſes 
nicht befangen mache. 

Umgekehrt beſeitigt natürlich das Sachverſtändnis nicht die Mög⸗ 
lichkeit der Befangenheit, und deshalb iſt es kaum verſtändlich, 
wenn das Gericht bei Prüfung der Unbefangenheit es als erfah⸗ 
rungsgemäß hinſtellt, daß ſich jemand um ſo mehr zum Gutachter 
eigne, je ausgeſprochener der Gegenſtand des Gutachtens ſeinem 
Tätigkeitskreis angehört. Das letztere mag ihn ſachverſtändig 
machen, hat aber mit der Frage, ob er befangen iſt, auch nicht 
das geringſte zu tun. Dieſe Frage war daher ſelbſtändig zu prüfen. 
Ob aber ein Beamter in Fällen des eigenen Tätigkeitskreiſes be⸗ 
fangen iſt, das iſt lediglich Frage des einzelnen Falles und wird 
ſich in ſehr hohem Maße nach der Art ſeiner amtlichen Tätigkeit 
richten. Dieſe muß daher dargelegt und geprüft werden, wenn die 
Ablehnung Erfolg haben ſoll. 

Geh. M. Dr. Heilberg, Breslau. 
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vorzubringen, um die Wiedererlangung ihrer Freiheit zu erreichen. 
Eines ſolchen Schutzes bedarf der bereits ſeiner Freiheit beraubte Angeſch. 
nicht. Dieſer hat erſt mit dem Augenblick, in dem der Haftbefehl an 
ihm vollzogen wird, Anſpruch auf Vernehmung durch den nach 88 128, 
129 StPO. zuſtändigen Richter. 
(OLE. Königsberg, Beſchl. v. 21. Sept. 1931, W 405/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
* 


23. J 328 StPO. Eine gleichzeitige Entſcheidung 
über die Berufungen des Angekl. und der StA. iſt nicht 
erforderlich. f) 

Der Angekl. hat wegen des Schuldausſpruchs, die StA. wegen 
des zu geringen Strafmaßes Berufung eingelegt; geladen war der 
Angekl. nur zur Verhandlung über die Berufung der StA. Dieſe 
allein iſt durch das von dem Angekl. angef. Urt. verworfen. Die 
Rev. blieb erfolglos. Der Mangel der Verhandlung und Entſch. 
über die Berufung des Angekl. Rann zur Aufhebung des angef. Urt. 
nicht führen. Selbſtverſtändlich iſt es zwar, daß die Entſch. im Straf⸗ 
verfahren nur eine einheitliche ſein kann. Dieſe Einheitlichkeit bringt 
es mit ſich, daß über die von verſchiedenen Beteiligten — StA., 
Angekl., Nebenkl. — eingelegte Rechtsmittel in der Regel in dem⸗ 
ſelben Termin und gleichzeitig zu entſcheiden iſt. Notwendig iſt eine 
ſolche gleichzeitige Entſch. indeſſen keineswegs, wie beiſpielsweiſe 
8329 StPO. ergibt (vgl. JW. 1931, 1614). Die unterbliebene 
Entſch. über die Berufung des Angekl. wird deshalb in einer beſonders 
anzuberaumenden Hauptverhandlung nachzuholen ſein. Dabei iſt, 
ohne daß es einer Beſeitigung der angef. Entſch. bedarf, eine Ande⸗ 
rung des Urt. erſter Inſtanz noch möglich, weil die Sache mangels 
Entſch. über ſämtliche Rechtsmittel noch nicht rechtskräftig er⸗ 
ledigt iſt. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 21. Mai 1931, S 153/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Berlin. III. Notverordnungsrecht. 


24. 88 1, 2 Not VO. des RPräſ. zur Bekämpfung po⸗ 
litiſcher Ausſchreitungen v. 28. März 1931. Hofgänger als 
politiſche Verſammlungsredner. 

Der Angekl., Mitglied einer polit. Partei, zog mit einer An⸗ 
zahl anderer Parteigenoſſen von Haus zu Haus. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit wurden von den Beteiligten, die ſich dabei abwechſelten, auf 
den Höfen Reden gegen die Regierung gehalten. 

Es iſt nicht genügend aufgeklärt, ob der Tatbeſtaud des § 2 
Ziff. 1 VO. v. 28. März 1931 erfüllt iſt. 

Zwar genügt, um das Vorliegen einer Verſammlung an⸗ 
zunehmen, das Zuſammenſein einer größeren Anzahl von Per⸗ 
ſonen, die eine Kundgebung beabſichtigen und dieſe Abſicht in die 
Tat umſetzen, ohne daß es zu einer Erörterung über dieſe Kund⸗ 


Zu 23. Es iſt zutreffend, daß durch § 329 StPO. die Mög⸗ 
lichkeit geſchaffen iſt, im Falle des Ausbleibens des Angehl. bei 
Beginn der Hauptverhandlung in der Ber Inſt. in getrennten Urt. 
über die vom Angekl. und der StA. eingelegten Berufungen zu ent⸗ 
ſcheiden. Allerdings iſt auch dies nicht imbeftritten und Loewe⸗ 
Roſenberg hat noch bis zum Jahre 1925 den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß die Verwerfung der Berufung beim Ausbleiben des 
Angekl. erſt am Schluſſe der Verhandlung, alſo gleichzeitig mit der 
Entſch. über die Berufung der StA. erfolgen müſſe (vgl. Loewe⸗ 
Roſenberg zu 8 329, 16. Aufl., N. 1a). Aber mag man auch 
mit Rückſicht auf den Wortlaut des Geſetzes der erſteren Anſicht 
den Vorzug geben, ſo iſt damit doch für die Frage, ob auch in anderen 
Fällen in getrennten Urt. und zu verſchiedenen Zeiten über die Be⸗ 
rufungen des Angekl. und der StA. entſchieden werden dürfe, 
nichts gewonnen. Die ſofortige Verwerfung der Berufung aus § 329 
StPO. erfolgt aus einem rein formalen Grunde ohne Prüfung 
ihrer fachlichen Berechtigung. Deswegen kann hier auch ein ſach⸗ 
licher Widerſpruch zwiſchen den beiden vom Gericht gefällten Urt. 
nicht eintreten. Ganz anders iſt es, wenn das Gericht, wie in vor⸗ 
liegendem Falle, auch ſachlich über die beiderſeitigen Berufungen ent⸗ 
ſcheiden muß. Hier ſcheint mir eine getrennte Verhandlung und Ab⸗ 
urteilung aus der Erwägung bedenklich, daß ein einheitlicher Tak⸗ 
beſtand in demſelben Prozeß notwendig eine einheitliche Beurteilung 
ſeitens des Gerichts erfordert. Dieſes Erfordernis iſt aber bei Trennung 
der ſachlichen Entſch. über die Berufung der Sta. und des Angekl. 
nicht gewährleiſtet, und es iſt ſogar die Möglichkeit nicht von der 
Hand zu weiſen, daß gelegentlich dasſelbe Gericht in der Sache in 
Widerſpruch zu ſeinem eigenen inzwiſchen vielleicht rechtskräftig 
gewordenen Urt. treten muß. Deshalb ſollte, wenn auch die pro⸗ 
zeſſuale Zuläffigkeit getrennter Urteilsfällung über die Berufung ver⸗ 
ſchiedener Prozeßbeteiligten nicht unbedingt verneint werden kann, 
außerhalb des Rahmens des § 329 SPD. von dieſer Möglichkeit 
ſeitens der Gerichte Rein Gebrauch gemacht werden. 

IR. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


gebung zu kommen braucht (vgl. v. Jan, Anm. 7 zu 81 Ver 


S. 59; Anſchütz, Anm. 1 zu Art. 123 RVerf.). Es muß I 
nicht nur ein innerer Zuſammenhang zwiſchen den Verſammlung 
teilnehmern beſtehen, der auf einem gemeinſamen Kundgebungen 
willen beruht, ſondern die innere Verbundenheit der Beteilit 

muß auch als ſolche äußerlich erkennbar ſein. Es muß für pr: 
Unbeteiligten auch äußerlich in die Erſcheinung treten, daß n 
Kundgebung nicht vielleicht nur eine ſolche des Redners iſt, f illen 
daß deſſen Worte oder Handlungen von dem gemeinſamen Wi 


der Verſammelten getragen werden; es muß eine gewiſſe räum 
liche Geſchloſſenheit des Zuſammenſeins gegeben ſein. auf 
Es ſteht zwar feſt, daß ſich Parteigenoſſen des Angekl. 


dem Hofe befanden, als er die Anſprache hielt. Sie ſtanden aber 1 
den einzelnen Aufgängen, alſo im räumlichen Abſtande von be 
Angekl. von der Hauswand entfernt. Es wird feſtzuſtellen ſein, 
die Parteigenoſſen des Angekl. von dieſem und voneinander eo 
fo weit entfernt ſtanden, daß mit Rückſicht auf die näher zu T., 
örternden Dimenſionen des Hofes von einem geſchloſſenen 3¹ 
ſammenſein noch geſprochen werden kann. 0 er 

Die Hausbewohner ſelbſt kommen als Verſammlungsteilnehm 
deshalb nicht in Frage, weil bei ihnen die innere Anteilnahme WE 
ſomit der innere geiſtige Zuſammenhang, der begriffsnotwendig 5 
95 aus iſt, nach Lage der Sache nicht feſtgeſtellt we 
en kann. 

Das BG. irrt aber auch injofern, als es die Öffentlichkeit den 
etwa abgehaltenen Verſammlung bejaht. Die Hausbewohner 
keine der Zahl nach unbeſtimmte Menge, und nur die 
bewohner, alſo ein beſtimmter Perſonenkreis, wurde von 
Angekl. und ſeinen Parteigenoſſen für die Propaganda ins Auge 
gefaßt. Daran kann auch ein etwaiges zufälliges Hinzukomme 
anderer Perſonen, das ſich im übrigen aus dem feſtgeſtellten Sach 
verhalt nicht entnehmen läßt, nichts ändern. en 

Dagegen hätte die Verſammlung, wenn eine ſolche vorgelegen 
hat, i. S. des 8 1 Abſ. 1 VO. v. 28. März 1931 unter freien, 
Himmel ſtattgefunden und wäre aus dieſem Grunde als nu 
angemeldet unzuläſſig geweſen. Der Hof iſt nicht ein nach Läng 
Breite und Höhe geſchloſſener Raum und die höchſtrichterliche Mi 
vertritt deshalb den Standpunkt, daß eine auf dem Hofe ein 0 
Hauſes abgehaltene Verſammlung eine ſolche unter freiem Se 
iſt (vgl. Stier⸗Somlo, ARab. S. 131; v. Jan, . 
S. 107). Es genügt, daß der Hofraum der Höhe nach nicht 5 
ſchloſſen iſt, und es iſt gleichgültig, ob ihn der Länge und Bre 
nach nur eine Mauer, über die man ſich hinwegſchwingen Ran 
oder die Flügel des Hauſes ſelbſt begrenzen. Öffentlich braucht o. 
Verſammlung nicht zu ſein, es iſt insbeſ. nicht nötig, daß unbeſtimm 
welche oder wieviele Perſonen in der Lage geweſen wären, die 
ſammlung wahrzunehmen oder ſich ihr anzuſchließen. 

(KG., 3. StrSen., Urt. v. 15. Febr. 1932, 3 S 26/32.) 
Mitgeteilt von KR. Nothmann, Berlin. 
* 


* 
25. 88 1, 2 Not VO. des RPräſ. zur Bekämpfung o, 
litiſcher Ausſchreitungen v. 28. März 1931. Politiſche Ver 
ſammlung als „gemütlicher Abend“. f 
Die „Organiſation“ kann die Verſammlung entbehren. — 
genügt, daß zu dem durch das örtliche Zuſammenſein einer größere! 
Perſonenmehrheit bedingten äußerlichen Band ein bewußt gene 
ſamer Zweck und damit die innere Verbundenheit hinzutritt Rel, 
2% 763, 137% 
(KG., 3. StrSen., Urt. v. 15. Febr. 1932, 3 S 35/32.) 
* 
Dresden. 3 
26. $ 8 3. Not VO. v. 6. Okt. 1931; 8 196 StGB.; 88 3% 
388 SPD. Vor der 3. Not VO. eingelegte Reviſionen I" 
Privatklageſachen ſind zuläſſig geblieben. Juriſtiſche Per, 
ſonen können, abgeſehen von Behörden, nicht beleidig 
werden. Mit dem Wegfall der Privatklage aus verfahrens“ 
rechtlichen Gründen verliert die Widerklage ihre Grund 
lage. 
Die Rev. ſind zuläſſig, da ſie vor dem Inkrafttreten — 
3. Not BO. v. 6. Okt. 1931 eingelegt worden find und die Frog, 
ihrer Zuläſſigkeit ſich nach den zur Zeit ihrer Einlegung geltende, 
geſetzlichen Vorſchr. beftimmt. SI VO. enthält keine Beſt., daß 105 
für bereits eingelegte Rev. Geltung haben ſolle. Vielmehr iſt er 5 
ſeiner Faſſung dahin auszulegen, daß von jetzt ab die Rev., d. 9 
die Einlegung der Rev. unter den dort angegebenen Vorausſetzungen, 
nicht mehr geſtattet ſein ſoll. 1000 
Der Verein als ſolcher war aber zur Einlegung der Rev. == 
legitimiert, da er nicht Prozeßpartei im Berufungsverfahren geweſen 
iſt. Hinſichtlich der vom Verein als ſolchem erhobenen Privatklage 1 
es an einer notwendigen Urteilsvorausſetzung: der Eröffnung des Han 
verfahrens (88 383, 203 StPD.). Auch aus der Tatsache, daß der 1 
bei Eröffnung des Hauptverfahrens die Privatklage des Verein 
übergangen hat, kann für den Verein kein Recht zur Einlegung den 
Rev. hergeleitet werden. Dieſe Geſetzesverletzung begründete für die Ver 
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geter des Vereins nur die Befugnis, die Nachholung der unterlaſſenen 
umoſchließung durch Ergänzung des Eröffnungsbeſchl. zu beantragen 
bei bei „Weigerung des AR., einen Nachtragsbeſchl. zu erlaſſen, oder 
S Jurückweiſung der Privatklage Beſchw. gem. 88 390, 210 Abs. 2 
0 O. einzulegen (vgl. Qöme-Rojenberg, SPD. 18. Aufl., 
5 4 a zu 8 210), Die namens des Vereins eingelegte Rev. war 
Pride als unzuläſſig zu verwerfen. Übrigens hätte der AR. die 
1 watklage des Vereins von vornherein gem. 8383 StPO. zurück⸗ 
Pr en müſſen, da nach der herrſchenden Meinung juriſtiſche Perſonen 
Teig; ſͤlche — abgeſehen von Behörden (8 196 StGB.) — nicht be⸗ 
igt werden können (RGSt. 44, 147). 
re Widerklage ift nach 8388 StPO. grundſätzlich vom Be⸗ 
ng der Privatklage abhängig. Eine prozeſſual zuläſſige Privatklage 
nach Vorausſetzung für die Widerklage. Mit dem Wegfall der 
beldatklage aus verfahrensrechtlichen Gründen verliert die Widerklage 
fe e rechtliche Grundlage. Nur die Zurücknahme der Privatklage iſt 
ut 8388 Abf. 3 StPO. auf das Verfahren über die Widerklage 
zue Einfluß. Eine Ausdehnung dieſer Sondervorſchrift auf andere 
592 der Erledigung der Privatklage iſt nicht angängig (DIZ. 1927, 
Die DRZ. 1931 Ripr. 220; Beling, RStrpProzR. S. 459 Anm. 2). 
= Vorſchr. wird ſchon durch ihre Faſſung und durch ihre Stellung 
" 8388 SHRO. als Ausnahmebeſt. gekennzeichnet. Ihre Ausdehnung 
ürde auch mit Sinn und Zweck der Zulaſſung der Widerklage im 
Abſafprozeß nicht im Einklang ſtehen. Der Inhalt der beiden erſten 
wech des § 388 StcßO. ergibt, daß die Widerklage ermöglichen ſoll, 
Ka hieljeitige Vergehen, die im Wege der Privatklage verfolgt werden 
Anen und im Bufammenhang ftehen, gleichzeitig zur Verhandlung 
Entſch. zu bringen, um eine einheitliche richterliche Beurteilung 
zu er in enger Verbindung miteinander ſtehenden Vorgänge herbei⸗ 
Slühren Diefer Grund für die Einführung der Widerklage in den 
1 afprogeß fällt weg, wenn die Privatklage ſich ohne ſachliche Prü⸗ 
ug erledigt, ſei es, daß fie ſich mangels einer notwendigen Prozeß⸗ 
durcusſeßung als von vornherein unzuläſſig erweiſt, ſei es, daß ſie 
85 Wegfall einer Urteilsvorausſetzung, J. B. durch Zurücknahme 
erforderlichen Strafantrags, undurchführbar wird. Der Beſtand 
iderklage ſollte der Willkür des Privatkl. entzogen werden. 


(ech. Dresden, Urt. v. 13. Okt. 1931, 2 OSt 107/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 


dieſ 


Karls ruhe. 


Den; 27. 8 11 Abf. 1 BD. des RPraſ. zur Bekämpfung 
olitiſcher Ausſchreitungen v. 28. März 1931. Unter den 
egriff „Plakat“ fällt auch die Anſchrift mit Farbe an 
inen unbeweglichen Gegenſtand. 
N Von „Plakaten“ handelt ſowohl der 810 wie der 8 11 der 
19358. zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen v. 28. März 
10 1. Beide Vorſchr. können nicht unmittelbar angewendet werden 
1 Anſchriften, die mit Farbe an eine unbewegliche Sache an⸗ 
dalchrieben werden, alſo in ſich keine Subſtanz haben. Der Gedanke 
go deshalb nahe, für den Begriff „Plakat“ i. S. der genannten 
dertſchr. einen Gegenſtand mit eigener Körperlichkeit zu 
gelangen. Auch das kann zugunſten einer engeren Auslegung an⸗ 
zogen werden, daß NotVO. als Ausnahmegeſetze nicht über ihren 
orklaut ausgedehnt werden dürfen und daß das harmloſere — 
je nur vereinzelt und mit mehr Zeitaufwand mögl. — Anſchreiben 
m unbewegl. Gegenſtände dem gefährlicheren — weil maſſenhaft und 
Aldher mögl. — Anheften handſchriftlich oder mechaniſch hergeſtellter 
Fettel auch innerlich nicht gleichzuſtellen ſei. Auch die Auslegung des 
odanm. von Häntzſchel zu 8 10 NotVO. : „Plakat ift jede Schrift 
Aus bildl. Darſtellung, die zum öffentl. Anſchlagen, Ausſtellen oder 
in legen beſtimmt iſt oder ohne dieſe Zweckbeſtimmung tatſächlich 
de dieſer Weiſe verbreitet wird“, kaun wenigſtens darauf hin⸗ 
fe uten, daß die Verf. der NotBD. ſich unter Plakat einen Gegen⸗ 
and mit eigener Körperlichkeit vorgeſtellt haben. 
Art Trotzdem tritt der Senat dieſer engeren Auslegung des Be⸗ 
gie nicht bei und hält die weitere der Rev. für richtig. Im 
& B. kommt das Wort Plakat nicht vor. Es ift von anderen 
geben verwendet in 8 30 Abſ. 2 PreßG., wobei nach Sachlage nur 
bedruckte Plakate in Frage kommen, und in $$ 80, 81 AusfBeſt. 
Nebels. auch ohne Material für die vorl. Frage zu bieten. 
f er ähnl. Begriffe kommen auch ſonſt in Strafgeſetzen vor. Insbeſ. 
bricht § 184 Abſ. 1 Ziff. 1 Steh B. eine Strafdrohung gegen den aus, 
in unzüchtige Schriften „an Orten, welche dem Publikum zugänglich 
95 . . „ anſchlägt“. Der Senat iſt der Meinung, daß ein ſolcher 
„Anſchlag“ i. S. des § 184 Ziff. 1 SGB. und ein „Plakat“ i. S. 
Per Not BO. v. 28. März 1931 eng verwandte Begriffe find. Zu 
nn Begriff des Anſchlagens hat ASt. 11, 284 entſchieden, daß 
— Ausdruck „jede mechaniſche Tätigkeit in ſich ſchließt, durch 
Tuche eine Schrift oder Abbildung mit einem feſten Gegenſtand als 
räger derſelben derart in Verbindung gebracht wird, daß die Ab⸗ 
daldung oder Schrift auf jenem Gegeihand ſichtbar wird“, und an⸗ 
ſchließend geſagt, daß danach der Ausdruck auch den Fall des 
Keichnens oder Malens au eine Mauer umfaſſen könne. Der Lpz⸗ 
mm. nenut zu 8 184 (Bem. 4) wie zu g 110 (Ben. 7) das An⸗ 
chreiben an eine Mauer als Unterfall des Anſchlagens. Der Senat 


Rechtſprechung 


967 


ſieht keinen Grund, den Plakatbegriff enger auszulegen, und hat 
dabei auch erwogen, daß das Anbringen von Schriften politiſchen 
Inhalts an Hauswänden oder Zäunen mittels großer Schablonen 
od. dgl. mechaniſch erfolgen könnte. Iſt in ſolchen Fällen auch eine 
wörtl. Anwendung der 88 10 (Beſchlagnahme und Einziehung) und 11 
(vorherige Vorlegung) nicht möglich, ſo kann die hier allein in Frage 
ſtehende Vorſchr. des § 11 doch in der Weile erfüllt werden, daß 
der Text der anzuſchreibenden Kundgebung vorher zur Genehmigung 
vorgelegt wird. Eine Ausdehnung des Geſ. über ſeinen Rahmen 
hinaus (8 2 StGB.) ſieht der Senat in dieſer ſinngemäßen An⸗ 
wendung auf einen anderen als den Normalfall ebenſowenig wie das 
NG. (in der angef. Entſch. ausdrücklich). 

(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 12. Nov. 1931, SM 253/31.) 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Jordan, Karlsruhe. 
* 


Königsberg. 

28. 87 Teil 6 Kap. I der Not VO. v. 6. Okt. 1931. Das 
LG. iſt zur Einſtellung des Privatklageverfahrens nicht 
zuſtändig, wenn es nur über eine Beſchw. anderen Inhalts 
zu entſcheiden hat. 

Dem LG. ſtand lediglich die Prüfung der auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens gerichteten Beſchw. zu. Indem es die NotVO. an⸗ 
wandte, ging es über den Rahmen der Beſchw. hinaus und überſchritt 
auch inſofern ſeine Befugniſſe, als die prozeſſuale Vorausſetzung für 
die Einſtellung fehlte. Erſt wenn in erſter Inſtanz ein Urt. ergangen 
und gegen dies zuläſſige Ber. eingelegt wäre, würde das 20. nach 
87 Abi. 1 a. a. O. zuftändig ſein, das Verfahren ſeinerſeits durch 
Beſchl. einzuſtellen. Außerdem konnte das Ag., wenn es die Privat⸗ 
klage abſchneiden wollte, nach der prozeſſualen Lage die Einſtellung 
gar nicht ausſprechen. 

8310 StPO. ſteht der Zulaſſung der weiteren Beſchw. nicht ent⸗ 
gegen, da das LG. zwar formell ſeine Entſch. in der BeſchwInſt. ge⸗ 
fällt, in Wahrheit aber nicht über eine Beſchw. als BeſchwG., ſondern 
als erſtinſtanzliches Gericht über die Einſtellung entſchieden hat. Gegen 
einen ſolchen Beſchl. findet aber nach 8 7 Abſ. 3 a. a. O. die ſofortige 
Beſchw. ſtatt. 

(OLG. Königsberg, StrSen., Beſchl. v. 21. Dez. 1931, 6 W 595/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
* 

29. 8 11 VO. d. RPröſ. v. 28. März 1931. Tatbeſtand 
des Zugänglichmachens von Flugblättern. 

Der Angekl. hat durch einen Dritten Flugblätter politiſchen 
Inhalts, die der zuſtändigen Behörde nicht vorgelegt waren, an 
Siedler eines Bezirks, die nicht Angehörige des Stahlhelms ſind, ver⸗ 
teilen laſſen. Hierin ift mit Recht ein Vergehen gegen 8 10 BD. des 
RPräf. v. 28. März 1931 (RGBl. I, 79) gefunden. § 11, nach dem 
beſtraft wird, wer Flugblätter an oder auf öffentlichen Wegen, Straßen 
oder Platzen anſchlägt, ausſtellt, verbreitet oder ſonſt der Offentlichkeit 
zugänglich macht, iſt ſo zu verſtehen, daß das „ſonſt der Offentlichkeit 
zugänglich Machen“ ſtrafbar iſt, ohne daß dies an oder auf öffent⸗ 
lichen Wegen uſw. zu geſchehen braucht. Eine Auslegung dahin, daß das 
Zugänglichmachen auch auf öffentlichen Wegen uſw. erfolgen muß, 
würde dem gewöhnlichen Sprachgebrauch und dem Sinn der Not VO., 
die beſtimmungsgemäß auf eine möglichſt weitgehende Wirkung ab⸗ 
zielt, widerſprechen. 

Der Begriff der Öffentlichkeit iſt — nicht verkannt. Dieſe iſt 
nicht ſchon dann zu verneinen, wenn durch das Zugünglichmachen nur 
beſtimmte Perſonengruppen erfaßt werden. Es muß hinzukommen, 
daß bei dem ſo Erfaßten außer der Gleichheit der Intereſſen noch per⸗ 
ſönlich wechſelſeitige Beziehungen vorhanden find, was bei Siedlern 
nicht der Fall iſt, ſelbſt wenn die Angehörigen des Stahlhelms aus⸗ 
geſchloſſen waren. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 21. Dez. 1931, 8 530/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 

Bremen. Strafſachen. 

1. 88 405 (369 a. F), 396 (359 a. F.) RAbg O.; 88 267, 
268 StGB. Wiederverwendung bereits verwendeter Lohn⸗ 
ſteuermarken dadurch, daß ſie vom Meiſter in die Steuer⸗ 
karte des Geſellen eingeklebt und unter Abänderung des 
alten mit einem neuen Datum verſehen werden, ſtellt 
feine Urkundenfälſchung dar. f) 

Ein Wertzeichen (alſo auch eine Steuermarke [Becker, 
RAbgd. 8 369 af) als ſolches iſt niemals eine Urkunde (RGSt. 62, 203). 

Jedoch kann der Entwertungsvermerk eine Urkunde ſein, und 
zwar dann, „wenn nach Lage der Sache und mit Rückſicht auf 


Zu 1. Mit Recht hat die Str. angenommen, daß in der 
Handlung des Angekl. eine Urkundenfälſchung nicht zu erblicken 
iſt. Die von ihr herangezogene Entſch des RG. behandelt einen 
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etwa beſtehende beſondere Beſt. über die Form und den Inhalt 
des Entwertungsvermerkes dieſem eine über ſeine gewöhnliche 
Beſt.“ (das Wertzeichen als entwertet zu kennzeichnen) „hinaus⸗ 
gehende Beſt. geworden iſt, wenn er nicht nur die Tatſache der Ent⸗ 
wertung kenntlich machen ſoll, ſondern darüber hinaus noch für 
andere Tatſachen und für andere Zwecke Beweis liefern ſolll.“ 
Urkundeneigenſchaft hat der Entwertungsvermerk in der Regel 
dann, wenn in ihm auch auf Grund beſtimmter beſonderer Vorſchr. 
das Datum der Entwertung aufgenommen werden muß, und in⸗ 
folgedeſſen nicht nur die Tatſache der Entwertung, ſondern auch 
der Zeitpunkt bewieſen werden ſoll“ (RGSt. 39, 370). Für den 
vorl. Fall find die beſonderen Vorſchr. die 88 54 ff. StA DurchfBeſt. 
v. 5. Sept. 1925, in denen genau vorgeſchrieben iſt, wann und wie 
jeweils die Steuermarken zu entwerten find, insbeſ., daß das 
Datum auf die Marken geſchrieben werden muß, wodurch die Recht⸗ 
zeitigkeit der Steuerentrichtung bewieſen werden ſoll. 

Somit iſt der Entwertungsvermerk in dieſem Falle eine Ur⸗ 
kunde, die Umänderung durch Überſchreiben eine Fälfchung. 

In RSSt. 59, 324 führt das RG. hinſichtlich abgelöſter und 
hinſichtlich des Datums umgeänderter Gerichtskoſtenmarken aus: 
„Es kann dies dahingeſtellt bleiben“ (ob die Entwertungsver⸗ 
merke im oben aufgeführten Sinne Urkunden ſind), „da nach dem 
vorl. Sachverhalt die Anderung der Entwertungsvermerke erſt nach 
Ablöſung von den alten Zahlungsbefehlen erfolgte. Dadurch wurde 
weder an der Echtheit der Wertzeichen etwas geändert, noch konnte 
die etwaige Beweiskraft der Entwertungsvermerke für außer ihnen 
ſelbſt liegende Zwecke durch ihre Umdatierung geſchwächt werden. 

Denn eine ſolche kam ihnen höchſtens in Verbindung mit 
den alten Zahlungsbefehlen zu ..“ 

So auch RGSt. 58, 136 hinſichtlich des Poſtſtempels, wo aus⸗ 
geführt iſt: „In dieſem Falle iſt dem Poſtſtempel die Urkunden⸗ 
eigenſchaft, nämlich die Eigenſchaft als Beweismittel, die ihm in 
Verbindung mit dem Poſtſtück ... innewohnte, mit der Trennung 
verlorengegangen, es fehlt ihm ſeitdem die Beſt. und Eignung, für 
irgendeine außer ihm ſelbſt liegende Tatſache Beweis zu erbringen.“ 

Dies muß auch im vorl. Falle gelten. Der Entwertungsver⸗ 
merk auf den Steuermarken hat nur einen Beweiswert für eine 
außer ihm ſelbſt liegende Tatſache, ſolange die Marke auf dem 
Formular klebt, da er nur ſo lange beweiſen kann, daß von 
dieſem Arbeitgeber für dieſen Arbeitnehmer bis zum vor⸗ 
ſchriftsmäßigen Termin die Steuer bezahlt iſt. Die abgelöſte Marke 
kann weder hinſichtlich des Arbeitgebers noch des Arbeitnehmers 
etwas beweiſen, der Entwertungsvermerk verliert ſeine Urkunden⸗ 
eigenſchaft mit der Ablöſung der Marke. 

Er gewann dieſe Eigenſchaft auch nicht wieder durch Aufkleben 


ähnlichen Fall: Wiederverwendung entwerteter Stoftenmarken durch 
Aufkleben auf Zahlungsbefehlen und Anbringen eines neuen Ente 
wertungsvermerkes. Mit der Begründung kann ich mich allerdings 
nur zum Teil einverſtanden erklären. Die Entwertungsvermerke 
ſind Urkunden nur, ſolange die Steuer⸗ (Koſten⸗) Marken mit der 
Steuerkarte (den Zahlungsbefehlen) feſt verbunden ſind. Werden 
die Marken abgelöſt, daun verlieren die Entwertungsvermerke ihre 
Urkundeneigenſchaft. Soweit ſtimme ich mit der Entſch. überein. 
Werden nun die Marken mit den Entwertungsvermerken in die 
neue Steuerkarte (auf neue Zahlungsbefehle) geklebt, ſo gewinnen 
ſie neue Beweiskraft dafür, daß der auf der Steuerkarte vermerkte 
Arbeitgeber die Steuer an den auf den Vermerken angegebenen 
Tagen entrichtet hat (der Gerichtskaſſenbeamte die Koſten durch 
Verkauf der Koſtenmarken an den auf dem Stempel angegebenen 
Tagen vereinnahmt hat). Darauf nimmt die Strͤ. Reine Rück⸗ 
ſicht; ſie leugnet die Urkundeneigenſchaft der alten Entwertungs⸗ 
vermerke, weil fie vom Ungekl. nicht dazu beſtimmt waren, die 
rechtzeitige Steuerentrichtung zu beweiſen. Damit wird die Streit⸗ 
frage berührt, ob zum Begriff der Urkunde die Beſt. des Be⸗ 
kundeten zum Beweiſe gehört. Wäre das der Fall, dann hatte die 
Str. recht. Es könnte ihr auch eingeräumt werden, daß die 
meiſten Urkunden zum Zweck errichtet werden, das, was ſie aus⸗ 
ſagen, gegebenenfalls zum Beweiſe benützen zu können. Aber, daß 
die Beweisbeſtimmung ein der Urkunde weſentliches Begriffsmerk⸗ 
mal ſei, kann ich nicht zugeben. Au meiner vor 30 Jahren ge⸗ 
äußerten Anſicht (Die Urkunde im Strafrecht, S. 285 ff.) halte ich 
heute noch feſt: Die Merkmale, die ein Schriftſtück zur Urkunde 
machen, müſſen aus ihm ſelbſt erkennbar ſein. Sind ſie es, dann 
beſitzt die Schrift Urkundeneigenſchaft, einerlei, ob ſie zum Beweiſe 
beſtimmt iſt oder nicht. Beſchreibt z. B. jemand in einem Brief 
eine von ihm begangene Straftat, etwa um ſich ihrer dem Adreſſaten 
gegenüber zu rühmen oder ihn zur Begünſtigung, zur Hehlerei zu 
beſtimmen, jo iſt ein folder Brief ganz gewiß nicht zum Beweiſe 
beſtimmt, aber, wenn der Ausſteller erkennbar iſt, eine Urkunde. 
Und dieſe Eigenſchaft hat er von Anfang an, einerlei, ob er ſpäter 
einmal als Zufallsurkunde (Binding) zum Beweis verwendet wird 
oder nicht. Und daher darf man den Eutwertungsvermerken auf 
den Gteuermarken, wenn dieſe auf die neue Steuerkarte geklebt 
ſind, mangels ihrer Beweisbeſtimmung nicht die Eigenſchaft als 
Urkunden abſprechen. Ob fie, falls ſie das vergangene Steuerjahr 
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der — bisher unverändert — entwerteten Marke, da er nicht 7 
ſtimmt war, auf dem neuen Bogen, der etwa für ein ganz anden 
als das auf dem Vermerk bezeichnete Jahr gültig war, zum! 
weiſe der rechtzeitigen Steuerentrichtung zu dienen. Ur 
Selbſt wenn man dies annehmen würde, läge eine echte 5 
kunde nicht vor, da der Vermerk nicht von dem ſcheinbaren Al. N 
ſteller — dem auf dem Steuerbogen bezeichneten Angekl. — * n 
rührte, ſondern von dem früheren Arbeitgeber des Angeſtelen 
(RES. 4, 69). Zur Urkundenfälſchung iſt jedoch das Vorlieg 
einer echten Urkunde erforderlich (RGSt. a. a. O.). t- 
Dies gilt auch, wenn man den Steuerbogen mit den 2 
werteten Marken als eine neue Urkunde anſieht. Auch ein a 
gehen nach 8 276 StGB. liegt nicht vor, da hierfür der 9 80 
RAbgO. als lex specialis vorgeht. 4 
Der Angekl. hat ſich gem. 88 369 a und 359 Steuerhinter 
ziehung) RAbgoO. ſtrafbar gemacht. icht 
Weitere Geſetzesvorſchr. hat der Angekl. durch feine Tat nich 
verletzt, insbeſ. liegt eine Urkundenvernichtung (8 274 SLOB.) "5 
vor, da bei dieſem Vergehen ſtets die Abſicht in erſter Linie 5 
auf gerichtet ſein muß, durch die Vernichtung oder Entziehung in 
Urkunde als ſolche einen Nachteil zuzufügen. Niemals liegt 25 
Vergehen nach § 274 vor, wenn der Täter bei der Entziehung 
der Urkunde eine Zueignungsabſicht hatte (Frank 8274 Anm. © 


(Ech. Bremen, Kl. Str. II, Urt. v. 6. Oft. 1931, BerReg. 152 11/1) 
Mitgeteilt von RegAſſ. Dr. Breyhan, Bremen. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin, und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 13 SchwBeſchch. Das Recht des Schwerbeſcha, 
digten auf Wiedereinſtellung beſteht auch nach einem poll 
tiſchen Streik. f) 

Das Geſ. gibt dem Schwerbeſchädigten den Anſpruch auf Wied 
einſtellung, wenn er aus Anlaß eines Streiks entlaſſen worden hr 
Unter Streik verſteht man an ſich die mit oder ohne Kündigung ben 
Arbeitsverhältniſſes erfolgende gemeinſame Arbeitsniederlegung ee 
Mehrheit von Arbeitnehmern in dem ganzen Betrieb oder in Teile 
eines Betriebes mit dem Zweck, durch dieſe Kampfmaßnahme ein 


nennen, einen Beweiswert beſitzen, iſt allerdings ſehr fraglich. den 
hat ja auch der Angekl. richtig empfunden und daher die alte 
inzwiſchen verblaßten Entwertungsvermerke mit neuen über — 
ben. — Weiter meint die Strͤ., ſelbſt wenn man die alten 
merke, nachdem ſie auf die neue Steuerkarte geklebt waren, u 
Urkunden halten follte, läge keine echte Urkunde vor, und = 
ſchon falſche Urkunde könne man nicht verfälſchen. Gegen die abe 
40 Jahre zurückliegende Entſch. des R., auf die ſich die Sant 
beruft, will ich nicht polemiſieren. Und der Str. möchte ich ft 1 
theoretiſcher Ausführungen nur ein Beiſpiel entgegenhalten: W 
Angeſtellter hat ein Rechnungsformular ausgefüllt, an einen Kun 
den adreſſiert, mit dem Quittungsſtempel und dem Namen ſeine 
Prinzipals verſehen, und hat von dem getäuſchten Kunden n 
Geld einkaſſiert. Der Kunde verändert die Angaben und Zahl 
auf der vermeintlich echten Quittung, um vorzutäuſchen, daß 
den Betrag für eine weitere Lieferung bereits bezahlt habe. 22 
Kunde hat ſich doch, wenn er von dieſer Quittung nunmehr 
brauch macht, der erſchwerten Urkundenfälſchung ſchuldig 
macht? — übrigens ſcheint die Str. auf dem Standpunkt a 


ſtehen, daß ſich der Angekl. — die Urkundeneigenſchaft 1 
früheren Entwertungsvermerke vorausgeſetzt — dadurch, da 
fie mit neuen Entwertungsvermerken überſchrieben hat, 


Fälſchung ſchuldig gemacht habe. Auch darin irrt ſie. Der Auger 
hat weder verfälſcht noch falſchlich angefertigt; er hat viell 
eine inhaltlich unwahre, aber echte Urkunde hergeſtellt, 
inſofern als er bekundet, daß er noch nichtverwendete 
marken zur Entrichtung der Steuerſchuld benutzt hat. Der 2 
ſteller dieſer neuen Vermerke iſt nach der Angabe auf der Siege. 
karte der Arbeitgeber, und dies trifft auch tatſächlich zu. Das dert 
hat in ſeiner Entſch. über die Koſtenmarken dieſe Frage unerörte 
gelaſſen, weil eine ſolche Handlung durch die Sonderbeſtimmung 
$ 276 StGB. reſtlos erfaßt wird. Und dies trifft ja auch für e 
vorl. Fall zu. Der 8 405 RAbgdO, bedroht den mit Strafe, on, 
vorſätzlich bereits verwendete Steuerzeichen als gültig wiederve 
wendet. So iſt dem Urt. der Str., das ſich ebenfalls dahin 
ſcheidet, im Ergebnis, nicht aber in der Begründung zuzuſtimm 
Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 1. Das urteil ſtellt in Beſtätigung der vom RArbch. fene 
ſchon eingeſchlagenen Richtung und in Wiederholung der im Schriſtt 
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Nümmtes Ziel zu erreichen. Je nachdem dieſes Ziel wirtſchaftlicher 
ar (Durchſetzung günſtigerer Arbeitsbedingungen) oder politiſcher 
m (Erkämpfung politiſcher Rechte) iſt, unterſcheidet man den wirt⸗ 
chaſllichen Streik und den politischen Streik, Beiben i aber ene 
a, daß fie nach außen durch eine gemeinſame Arbeitsniederlegung 
55 Mehrheit von Arbeitnehmern im Betriebe in die Erſcheinung 
teten. Auch die Abhandlung „Recht und Praxis des Arbeitskampfes 
Schriften der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbande Heft 16) 
eſchränkt den Begriff des Streiks nicht auf den rein wirtſchaftlichen 
hf, ſondern unterſcheidet in gleicher Weiſe zwiſchen wirtſchaftlichem 
an politiſchem Streik. Aus dem Gebrauche des Wortes Streik im 
3 Abſ. 3 SchwBeſchch. allein kann alſo nicht geſchloſſen werden, 
daß, das Gef, die Bedeutung auf den lediglich wirtſchaftliche Ziele 
berſolgenden Streik hat beſchränken wollen. Aber auch aus dem Zweck 
— Geſ., der in der amtlichen Begründung zum Entw. eines Geſ. 
5 Anderung des Geſ. über die Beſchäftigung Schwerbeſchadigter (Verh. 
3 NT., I. Wahlper. 1920 Bd. 375 Aktenſtück Nr. 5295) eingehend 
argelegt iſt, kann das nicht entnommen werden. Dort heißt es auf 
13 u. a. wörtlich: 
„ Die Schwerbeſchädigten waren bisher bei Arbeitskämpfen in 
einer äußerſt ſchwierigen Lage. Erklärten ſie ſich mit ihren geſunden 
Arbeitskameraden ſolidariſch und legten gleichfalls die Arbeit nie⸗ 
er, ſo konnten ſie friſtlos entlaſſen werden und verloren ihren 
Arbeitsplatz, da bei friſtloſen Entlaſſungen der Kündigungsſchutz nicht 
gewährt wird. Blieben ſie in dem Betrieb, um ſich ihren Arbeits⸗ 
platz zu erhalten, der für ſie bei ihrem Körperzuſtand einen noch 
viel höheren Wert hat, als für einen völlig geſunden, Arbeiter, ſo 
ſetzten ſie ſich dem Vorwurf aus, Streikbrecherdienfte zu leiſten. 
us dieſen Schwierigkeiten ſuchen die Beſt. des Entw. einen Aus⸗ 
weg zu finden, indem ſie die Schwerbeſchädigten während der Dauer 
des Streiks oder der Ausſperrung neutraliſieren und ihnen, ſofern 
fie nicht ein ſonſtiges Verſchulden trifft, nach Beendigung des 
Arbeitskampfes ein Recht auf Wiedereinſtellung einräumen. Die 
Schwerbeſchadigten können ſich auf die Vorſchr. jedoch nur be⸗ 
rufen, wenn ihnen lediglich aus Anlaß des Streiles oder der Aus⸗ 
ſperrung friſtlos gekündigt worden iſt, nicht auch dann, wenn ihre 
friſtloſe Entlaſſung auch auf anderen Gründen, 3. B. auf ihrem 
8 Verhalten vor oder nach Ausbruch des Streiks beruht.“ 
88 im Geſ. vorgeſehene Zuſatzbeſt. „Die Wiedereinſtellung kann 
aus einem wichtigen Grunde abgelehnt werden. Über den Anſpruch auf 
iedereinſtellung entſcheidet das Arbch.“ iſt in der Ausſchußberatung 
beſtrichen worden (a. a. O., Bd. 376 S. 2881 Aktenſtück Nr. 5404). 
5 Zweck der Beſt. iſt alſo, die Schwerbeſchädigten für die Dauer 
En einem Betriebe ſtattfindenden Streiks zu „neutraliſieren“ 
ud fie damit mit Rückſicht auf ihre durch die körperliche Beſchaffen⸗ 
wid bedingte beſondere Lage der Verpflichtung zu eutheben, für oder 
er den Streik Stellung zu nehmen, indem ihr Fernbleiben von 
5 Arbeit während eines Streilts allein den Arbeitgeber nicht bes 
aötigen ſoll, die Wiedereinſtellung abzulehnen, wenn ihre Entlaſſung 
5 iglich aus Anlaß des Streiks erfolgt iſt. Beruht ihre friſtloſe Ente 
n ung auf anderen Gründen, z. B. auf ihrem Verhalten vor oder 
ber Ausbruch des Streik3 oder auch, wie ein Regierungsvertreter in 
r Ausſchußberatung (a. a. O., Bd. 375 Aktenſtück 5295 S. 19) er⸗ 
Send hervorgehoben hat, auf ihrem Verhalten während des Streiks, 
greift die Schutzbeſt. nicht Platz. Für den Zweck der Beſt. muß es 
ns gleichgültig ſein, ob der in einem Betriebe ausgebrochene Streik 
5 j wirtſchaftlichen oder politiſchen Motiven beruht und wirtſchaftliche 
99 0 politiſche Ziele verfolgt. Der Schwerbeſchädigte befindet ſich in 
m einen wie in dem anderen Falle in der gleichen Lage, die das 
— 
überwiegenden Gedankengänge feſt, daß für die Anwendung des 8 13 
ir 3 SchwBeſchch. nicht zwiſchen verſchiedenen Arten des Streiks zu 
. erſcheiden iſt. Das gleiche wird auch für die etwaigen Arten der 
leusſperrung zu gelten haben. Mag die gemeinſame Arbeitsnieder⸗ 
gung aus noch ſo verſchiedenen Gründen und zu verſchiedenen Zwecken 
ne gen können, mag deshalb ſoziologiſch zwiſchen Streik (organi⸗ 
N oder wildem) um eigene Arbeitsbedingungen, Sympathieſtreik, 
m itiſchem Streik, Demonſtrationsſtreib uſw. zu unterſcheiden ſein, 
* Unterſchied auch für die Beurteilung einzelner durch den 
Ks aufgeworfener Rechtsfragen wie der nach der Verträglichkeit 
A der (relativen) Friedenspflicht bedeutſam ſein, ſo bleibt doch Streik 
Eis haupt ein einheitliches Phänomen, das durch den einen Begriff 
heitlich umſpannt wird. Wenn die Rechtsſprache ſich — wie im 
palm Lesch. — dieſen Begriff zu eigen macht, ſo können keine Ab⸗ 
Artaden von ihm vorgenommen werden. Die Beweisführung des 
id ICH aus der Geſchichte und aus dem Sinn des Schwerbeſchädigten⸗ 
ua bes iſt erſchöpfend und völlig klar. Unklar bleibt nur, wie aus dem 
ſugrunde liegenden Sachverhalt überhaupt die Behauptung eines po⸗ 
ber Streiks abgeleitet werden konnte. Zugleich beſtätigt der Fall, 
lch ber Streik von Haus aus kein Rechtsbegriff und daß er der recht⸗ 
7 Regelung ungemein ſchwer zugänglich iſt, ſo daß der Geſetzgeber 
daran tut, wenn er überhaupt Rechtsfolgen des Streiks aufe 
81 en muß, ſich Beſchränkung und Einfachheit aufzuerlegen und nicht 


5 ein ausgebautes und differenziertes „Arbeitskampfrecht“ zu 
caffen. 


Prof. Dr. Lutz Richter, Leipzig. 
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Ge. veranlaßt hat, ihn durch die Schutzbeſt. zu neutraliſieren. Zum 
mindeſten muß aber die Schutzbeſt. dann Platz greifen, wenn die Ar⸗ 
beitsniederlegung jedenfalls äußerlich als eine Kampfmaßnahme gegen 
die von der Behkl. beabſichtigte Lohnherabſetzung, alſo als eine wirt⸗ 
ſchaftliche Kampfmaßnahme ſich darſtellt. Dieſer Feftitellung des LArbG. 
ſteht auch die Behauptung der Bekl. daß es ſich in Wirklichkeit um 
einen politiſchen Streik gehandelt habe und daß die ausgeſprochene 
Kündigung nur das Signal zur Auslöſung des von der R. G. O. lange 
Zeit vorher propagierten Streiks geweſen ſei, nicht entgegen. Er⸗ 
fahrungsgemäß wird häufig unter dem äußeren Gewande eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Streiks verſucht, politiſche Kampfziele zu erreichen, indem 
eine Streitigkeit zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmerſchaft zum An⸗ 
laß genommen wird, einen Streik herbeizuführen, der in Wahrheit 
politiſche Ziele verfolgt. Es kann dem Schwerbeſchädigten nicht zu⸗ 
gemutet werden, in ſolchen Fällen zu unterſcheiden, ob es ſich um 
einen rein wirtſchaftlichen Streik oder unter der Decke des wirtſchaft⸗ 
lichen Streiks um einen politiſchen Streik handelt. Ebenſowenig kann 
es aber auch einen Unterſchied machen, ob es ſich um einen ſog. 
wilden Streik handelt oder um einen von den Gewerkſchaften ge⸗ 
billigten Streik. Denn auch im erſteren Falle iſt, ſofern nach den 
Umſtänden des beſonderen Falles die Merkmale eines Streiks i. S. 
einer planmäßigen gemeinſamen Arbeitsniederlegung einer Mehrheit 
von Arbeitnehmern zur Erreichung eines gemeinſamen Kampfzieles 
gegeben ſind, das Schutzbedürfnis für den Schwerbeſchädigten in glei⸗ 
chem Maße vorhanden. 

(RArbGg., Urt. v. 7. Nov. 1931, RAG 187/31. — Duisburg⸗Ham⸗ 
born.) B.] 
* 


2. 8 321 ABO. Über einen bei der mündlichen 
Urteilsbegründung vergeſſenen Teil des Anſpruchs darf 
nicht nachträglich bei der ſchriftlichen Ausarbeitung des 
Urteils entſchieden werden. f) 

Das Urt. gibt ausdrücklich zu: es ſei bei der Urteilsverkündung 
und der mündlichen Bekanntgabe der weſentlichen Gründe von der 
irrigen Auffaſſung ausgegangen, daß der Kl. nur einen Anſpruch 
auf angemeſſene Vergütung für die Zeit v. 15. April 1929 ab 
geltend gemacht habe und habe nur für dieſe Zeit dem Kl. den Urteils⸗ 
betrag zuſprechen wollen. Aus den nachfolgenden Bemerkungen iſt 
zu entnehmen, daß das Gericht in der mündlichen Verhandlung, 
nachdem es von dem Vertreter des Kl. auf ſeinen Irrtum aufmerkſam 
gemacht worden war, an der eben bekannt gegebenen und mündlich 
begründeten Entſch. nichts geändert hat, daß es dann aber bei der 
schriftlichen Ausarbeitung des Urt. alſo nachträglich, über den ur⸗ 
ſprünglich vergeſſenen Teil des Anſpruchs noch erkannt und ihn 
aberkannt hat. Dieſes Verfahren iſt ungeſetzlich. Hatte das Gericht 
einen von dem Kl. geltend gemachten Haupt⸗ oder Nebenanſpruch 
ganz oder teilweiſe überſehen, ſo mußte nunmehr das Verfahren nach 
§ 321 3. eingreifen, d. h. die Partei, deren Anſpruch nicht voll 
berücksichtigt worden war, mußte eine Ergänzung des Urt. be⸗ 
antragen und dieſe mußte auf Grund einer neuen mündlichen Ver⸗ 


Zu 2. Der prozeſſuale Tatbeſtand iſt in den Gründen des dem 
Beſprecher vollſtändig vorl. Urt. inſofern nicht ganz erſchöpfend 
wiedergegeben, als nicht erſichtlich ist, wie das Urt. des LArbch. 
in dem Protokoll derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher 
das Urt. verkündet worden iſt, lautet, insbeſ. ob in dieſem Protokoll 
auch derjenige Teil der Anſpruchsentſcheidung, der bei der mündlichen 
Verkündung weggeblieben war, fehlt. Anſcheinend iſt auch nach dem 
Protokoll nur das unvollſtändige, ſpäter ergänzte Urt. verkündet 
worden. 

In jedem Falle war die Abweichung des abgeſetzten von dem 
verkündeten Urt. prozeſſual vollkommen unzuläſſig. Wurde bei der 
Verkündung des Urt. zufolge einer Aufklärung durch den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Kl. der Mangel erkennbar, ſo gab es zwei Wege 
zur Abhilfe: Entweder das LArbG. hatte die Abſicht gehabt, bezüglich 
desjenigen Teils des Anſpruchs, bezüglich deſſen dann im ſchriftlichen 
Urt. abgewieſen worden iſt, abzuweiſen und hat dies nur verſehentlich 
nicht zum Ausdruck gebracht; alsdann war der Weg der Berichtigung 
aus 8 319 ZBO. gegeben (vgl. hierzu Stein⸗Jonas, Anm, | = 
Abſ. 3 zu § 321). War dies nicht der Fall, jo mußten die Parteien 
angeregt werden, Ergänzungsanträge nach 8 321 BRD. zu ſtellen. Eine 
Ergänzung des Urt. von Amts wegen war ſelbſtverſtändlich ganzlich 
unzuläſſig und erſt recht das vom LArbch. beobachtete Verfahren, das 
ſchriftliche Urt. abweichend von dem mündlich verkündeten ab⸗ 
zuſetzen und damit gewiſſermaßen eine ſtillſchweigende Ergänzung 
ohne Parteiantrag vorzunehmen. Um die Mangelhaftigkeit dieſes 
Verfahrens feſtzuſtellen, bedurfte es kaum eines Hinweiſes auf NG. 
110, 150 = JW. 1925, 953, die das Hinausgehen über die An⸗ 
träge der Parteien als einen die Rev. rechtfertigenden Verſtoß kenn⸗ 
zeichnet. Schließlich kann man kaum ſagen, daß der vorl. Fall ge⸗ 
wiſſermaßen die Umkehr des Verbotes über das Hinausgehen über die 
Parteianträge zur Grundlage hat. Eine ſolche Umkehrung der Rechts⸗ 
lage ſtellt es kaum dar, wenn über Parteianträge überhaupt nicht 
entſchieden wird, wie es im vorl. Tatbeſtand der Fall war. 


IR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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handlung ſtattfinden. Das vom Gericht eingeſchlagene Verfahren ſtellt 
einen Mangel im Urteilsverfahren dar, der ebenſo mit der Rev. 
gerügt werden kann, wie umgekehrt, wenn das BG. über die An⸗ 
träge der Parteien hinausgegangen wäre (RG. 110, 150 1)). Hierzu 
kommt, daß der vom Gericht unzuläſſigerweiſe angefügte Teil der 
Begründung die ganze Urteilsbegründung noch widerſpruchsvoller 
macht. Wenn nun ſchon nach Anſicht des LArbG. die Gehaltsabrede 
nur für den Fall gelten ſollte, daß bis Oktober 1930 keine Kündi⸗ 
gung erfolgte und infolge der Kündigung nunmehr für die ganze 
bisherige Vertragsdauer eine neue angemeſſene Vergütung vom Ge⸗ 
richt ermittelt werden ſollte, ſo berührt es befremdlich, wenn im 
zweiten Teil des Urt. wieder ausgeführt wird, daß dieſe urſprüng⸗ 
liche Gehaltsabrede bis zum 15. April 1929 durchaus angemeſſen 
war. Es muß dabei der Verdacht auftauchen, daß das LArbG. zu 
dieſen Ausführungen im weſentlichen mitbeſtimmt worden iſt, weil 
es an der Urteilsformel nichts mehr ändern Konnte. 


(RArbch., Urt. v. 20. Mai 1931, RAG 647/30. — München.) [B.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


x 1. 58 3 Nr. 2, 14 Abſ. 1 Nr. 2, 42 Erbſch StG. 1925. 

Die Steuerpflicht einer nichtigen, aber ausgeführten 
Schenkung bleibt ſo lange beſtehen, als die nichtige Schen⸗ 
kung in ihren äußeren Rechtsfolgen nicht rückgängig ge⸗ 
macht iſt. f) 

Das BG. hat feſtgeſtellt, daß der Vater des BeſchwF. das 
Grundſtück im eigenen Namen gekauft und ſodann noch vor der Auf⸗ 
laſſung das Grundſtück — oder richtiger den Anſpruch auf Über⸗ 
tragung des Eigentums an dem Grundſtück — feinem Sohne ge⸗ 
ſchenkt hat. Hierauf iſt das Grundſtück unmittelbar von dem Verkäufer 
auf den Beſchenkten aufgelaſſen und auf dieſen im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Das Fin A. hat daher der SchenkSt. den Einheits⸗ 
wert des Grundſtücks zugrunde gelegt. 

Der Einwand, eine rechtswikſame Schenkung ſei nicht zu⸗ 
ſtande gekommen, weil der Vater des Beſchwerdeführers als 
deſſen geſetzlicher Vertreter durch Verhandeln mit ſich ſelbſt keinen 
Schenkungsvertrag habe abſchließen können ($ 181 BGB.), Kann 
nicht zu der verlangten Freiſtellung von der SchenkSt. führen. 
Es Kann dahingeſtellt bleiben, ob im vorl. Falle die Anſicht des 
BeſchwF. zutreffend tft, daß eine rechtswirkſame Schenkung i. S. des 
BGB. überhaupt nicht vorliegt. Das Grundſtück iſt unſtreitig auf 
den Namen des BeſchwF. umgeſchrieben worden. Die Zuwendung iſt 
alſo tatſächlich ausgeführt worden. Die Auflaſſung des Grundſtücks 
von dem urſprünglichen Eigentümer an den durch den elterlichen 
Gewalthaber vertretenen BeſchwF. leidet nicht an dem für das ſchuld⸗ 
rechtliche Geſchäft (den Schenkungsvertrag) geltend gemachten Rechts⸗ 
mangel. An die tatſächliche Ausführung einer Zuwendung knüpft das 
Geſetz die Steuerpflicht. Rückauflaſſung des Grundſtücks wegen 


1) JW. 1925, 953. 


Zu 1. Der RFH. läßt es dahingeſtellt, ob eine wirkſame 
Schenkung im zivilrechtlichen Sinne vorliegt, kommt jedoch zu 
einer Bejahung der Steuerpflicht ſchon mit Rückſicht darauf, daß 
auch bei einer nichtigen Schenkung die Steuerpflicht ſo lange beſtehen 
bleibe, als nicht die äußeren Rechtsfolgen des nichtigen Geſchäftes 
rückgängig gemacht worden ſeien. 

1. Dieſe Behandlung nichtiger Rechtsgeſchäfte iſt von der 
Rſpr. zu einem allgemeinen ſteuerrechtlichen Grundſatz entwickelt 
worden. Vgl. außer dem in der Entſch. mitgeteilten Urt. des RF. 
noch RFH. 16, 177 betr. Nichtigkeit eines Gen VerſBeſchl. und 10, 
241 betr. Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit wegen Formfehler oder 
Willensmängel; ferner Bühler, Allg. Steuerrecht, 1927, 8 14 
113, und Boethke: JW. 1928, 944. 

Es iſt bekannt, daß die Erträge aus unſittlichen oder un⸗ 
erlaubten Handlungen früher nicht zur EinkSt. herangezogen 
wurden, bis Pro G. in der Kriegszeit dieſen Standpunkt verließ. 
Hierin iſt der RFH. gefolgt, weil mit Recht „die ſteuerliche Begün⸗ 
ſtigung der auf verbots⸗ oder ſittenwidriger Grundlage ſich im 
Rechtsgeſchäftsverkehr Betätigenden als Unbill“ empfunden wird. 
Aber ſo ſehr in den genannten Fällen Gerechtigkeit und Billigkeit 
für ein ſolches Vorgehen ſprechen, bleibt es doch fraglich, ob auch 
die gleiche Behandlung der aus anderen Gründen, wie z. B. 
wegen Formmangel nichtigen Rechtsgeſchäfte angemeſſen erſcheint. 
Schließlich iſt doch zwiſchen dem Schieber und dem redlichen Geſchäfts⸗ 
mann eine ſcharfe Trennungslinie am Platze, und wenn man jenem 
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Rechtsunwirkſamſteit der Schenkung ift unſtreitig nicht erfolgt. 10 
Beſchw§. iſt alfo durch das ihm zugewendete Grundſtück tatſäch ie 
bereichert, mag auch im übrigen der der Zuwendung zugrunde IN 
gende ſchuldrechtliche Vertrag rechtsunwirkſam fein. Solange u 
äußeren Rechtsfolgen des nichtigen Geſchäfts nicht rückgängig Kpflicht 
worden ſind, bleibt auch bei einer nichtigen Schenkung die Steuer pf 

beſtehen (RFH- v. 5. Febr. 1920, II A 129/20, RStBl. 1920, 55%. 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 16. Juni 1931, IA 1/31.) 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs, 
verſorgungsgerichts abgedruckt.] 


I. Großer Senat. 30 
** 1. An ber Entſch. des 1. Senats v. 25. Febr. 1 
(RVerſorg Ger. IX, 108 Nr. 27) wird feſtgehalten. Baer 
ein Offizier zu feinem Ruhegehalt einen Zuſchuß Gag 
bezug) erhalten, fo kann, wenn das Ruhegehalt na 1. 
träglich mit rückwirkender Kraft erhöht wird, der be“ 
ſprechende Teil des Zuſchuſſes auf das Ruhegehalt auge 
rechnet werden. Der Einwand der nicht mehr vorliegend 
Bereicherung kommt hier nicht in Betracht. 9 
(RVerſorgGer., Gr. Senat, Urt. v. 3. Febr. 1932, M Nr. 10691/½0% 
Grdſ. E.) 


II. Einzelne Senate. 10 
2. Dienſt in der franzöſiſchen Fremdenlegion 6. 
keine Wiederverwendung im aktiven Militärdienſt i. 
der Ruhensvorſchrift des § 61 Abſ. 1 Nr. 1 Aerſorgc 
(RVerſorgGer., Urt. v. 19. Febr. 1932, M Nr. 12 288/30, 8; 640 ; 
* * 
** O 3. Der Rechtszug vor den Spruchbehörden der Reiche 
verſorgung iſt auch bei Stellung des Verſorgungs antrag, 
vor dem 28. Juli 1930 nicht gegeben, wenn die Vorau 
ſetzungen des Art. 2 Abſ. 2 8. Tit. 4. Abſchn. d. BN 
RBräf. v. 26. Juli 1930 vorliegen und die, weſen tig 
Veränderung der Verhältniſſe erſt nach dem 27. Juli 195 
eingetreten iſt. 
(RVerſorgGer., Entſch. gem. § 34a Verf. 
M Nr. 33814/31, 7, Grdſ. E.) 


v. 15. Jan. 199% 


* 


** O4. Die Klage auf Anerkennung einer Geſund heit, 
ſtörung als Folge einer DB. (K DB.) — Feſiſtellung 
klage — iſt nicht gegeben, wenn nur die Gewährung ein, 
Kannbezuges in Frage kommen kann; denn in einem her 
chen Falle beſteht weder ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung, noch würde die Feſtſtellung . 
Sicherung des Beweiſes für eine etwaige ſpätere Leiſtung? 
klage dienen. 0 
(RVerſorgGwer., Urt. v. 20. Jan. 1932, M Nr. 34978 /0, 1, Grdſ. 


. geil 
aus guten Gründen die Berufung auf die zivilrechtliche Nichtigle 
verſagt, ſträubt ſich im anderen Falle gerade umgekehrt das natür 
Empfinden gegen den Staat, der einem Geſchäft die Rechtswirkung 2 
ſagt und gleichzeitig dafür Steuern erhebt. Auch Boethke hat a. 3 
im Rahmen einer grundſätzlichen Abhandlung über „Steuerrecht 
Privatrecht“ darauf hingewieſen, daß die Regel in ihrer Verald 
meinerung auf alle Nichtigkeitsfälle leicht zu Schwierigkeiten 1 
kann, fo z. B. wenn bei einem nicht in gehöriger Form geile, 
nen Vertrage ein Minderjähriger beteiligt it, der zum rechtswir, 
ſamen Abſchluſſe der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 97 

Die Rſpr. läßt aber derartige Erwägungen nicht gelten we- 
knüpft an den wirtſchaftlichen Vorgang die ſteuerlichen Folgen ſind. 
nigſtens ſo lange, als die Wirkungen nicht rückgängig gemacht |; 

2. Es fragt ſich ſchließlich noch, ob es nötig war, auf * 
Grundſatz zurückzugreifen, oder ob nicht ſchon aus dem A den, 
des § 3 Ziff. 2 Erbſch StG. (freigebige Zuwendung unter Leben er 
ſoweit der Bedachte durch ſie auf Koſten des Zuwendenden bereich fe 
iſt) im vorl. Falle eine Steuerpflicht herzuleiten geweſen wäre. 
Frage iſt zu verneinen. Wenn auch für dieſen ſteuerrechtlichen 


gegeben iſt. - 
RA. Dr. Alexander Philipsborn, Berlin. 
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II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von Sen Präs. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


find Wegerecht. Auch Verträge des öffentlichen Rechts 
10 ſo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
ein die Verkehrsſitte es erfordern. Die dem Eigentümer 
77 Grundſtücks an einem öffentlichen Wege obliegende 
Prierhaltungspflicht iſt keine dingliche Laſt i. S. des 
deſtbatrechts, ſondern eine mit Rückſicht auf den Grund⸗ 
10 zu erfüllende öffentlich⸗rechtliche Leiſtung. Eine 
pflündzäre Wegebaupflicht des ordentlichen Wegebau⸗ 
lich beigen für den Fall, daß der kraft beſonderen öffent⸗ 
ben ehtlichen Titels Baupflichtige leiſtungsunfähig wird, 
ſteht nicht. 
Es handelt ſich um eine Feſtſtellungsklage über die öffentlich⸗ 
T 2 
Laglliche Wegeunterhaltungspflicht nach § 56 Abf. 5 Zuft®. v. 1. Aug. 
are, Ihr Gegenſtand ift in ſtändiger Rſpr. des SVG. dahin um⸗ 
Salt, daß fie nur auf Feſtſtellung der öffentlich⸗rechtlichen Unter⸗ 
de tungspflicht an ſich gerichtet ſein kann, während die Frage nach 
tun materiellen Inhalt oder Umfange, d. h. wieweit die Verpflich⸗ 
8 geht, nur in einem gegen die Wegepolizeibehörde eingeleiteten 
und fahren entſchieden werden kann (OVG. 28, 218/20; 40, 237/41 
d 229/31; PrVerwöl. 31, 445). Auch die Frage nach der finanziellen 
die tungsfähigbeit des Pflichtigen ſcheidet hier aus, denn ſie berührt nicht 
ſrgt bradſetzliche Unterhaltungspflicht, ſonderen deren Erfüllung und 
En. deshalb nur dann zur Entſch., wenn eine pofitive wegepolizeiliche 
aunotberung an den Pflichtigen geſtellt iſt. Es ift ferner darauf hin⸗ 
Bi eiſen, daß nach der ſtändigen Rſpr. des OVG. die Unterhaltungs⸗ 
Er cht an einem Wege oder einer Brücke ſich grundſätzlich nicht auf 
ib haltung desjenigen Zustandes beſchränkt, in dem beide ſich ur⸗ 
ſchulnglich befanden, ſondern daß ſie den Anforderungen des fort⸗ 
Untetenden Verkehrsbedürfniſſes folgt. Der einmal öffentlich⸗rechtliche 
erhaltungspflichtige hat daher auch die Koſten einer Verſtärkung, 
run breiterung oder erhöhten Befeſtigung, ſofern dieſe durch Ande⸗ 
Sagen des Verkehrs bedingt find, zu tragen (Germershauſen⸗ 
Aendel S. 26 und 39; Brauchieſch. Vd. 1, 22. Aufl, S. 136 
am. 15 zu 8 55 Zuſtch. R. u. PrVerwöl. 49, 247/48). Ein⸗ 
„Runge des Kl. gegen jeine alleinige Unterhaltungspflicht wie 
= daß die zu unterhaltende Brücke urſprünglich eine Holzbrücke 
ar, während jetzt an ihrer Stelle eine ſteinerne Brücke errichtet wor⸗ 
9 ſei oder daß jetzt die nach der Mühle des Bell. verkehrenden 
Fioſckraftwagen ſchon unbeladen ein Eigengewicht hätten, das über 
e Tragfähigkeit hinausgehe, die in früheren Zeiten der Brücke 
greif en Brücken zugemutet worden ſei, können deshalb nicht durch⸗ 
n Auch dem neuzeitlichen Kraftwagenverkehr iſt bei der Unter⸗ 
tung öffentlicher Wege und Brücken Rechnung zu tragen. 
teffi Das Hauptargument des Kl. für feinen Anſpruch einer Be- 
Yung des Bekl. an der öffentlich⸗rechtlichen Unterhaltung der 
vo ücken geht nun aber dahin, daß die ſeinerzeit zwiſchen den Rechts⸗ 
roftangern der beiden Parteien über die Brückenunterhaltung ge⸗ 
„ifenen vertraglichen Abmachungen gem. $242 BGB. nach Treu 
o Glauben auszulegen feien. 


Eon Juni 1929 (OVG. 82, 305; 84, 301) bezogen. Das iſt an ſich 
chtig. Der Grundſatz iſt auch für das öffentliche Recht vom OVG. 


601 Ermittlung des beiderſeitigen Vertragswillens nach Treu und 
denden ſtünde auch im vorl. Falle grundſätzlich offen, wenn die 
buchen doch hs Brückenunterhaltungspflicht des Kl. auf einem 


ſenen Vertrage beruhte. Das iſt aber nicht der Fall. 


it öffentlich⸗rechtliche Unterhaltungspflicht begründet werden konnte, 
Sem Rſpr. und Schrifttum anerkannt (Germershauſen⸗ 
Nettedel S. 320; OVG. 45, 239/42; 50, 298/308). Eine dem 
lich tsvorgänger des Bekl. gegenüber vertraglich neugegründete öffent⸗ 
Re rechtliche Brückenunterhaltungspflicht, auf die eine Auslegung des 
Fontragswillens nach Treu und Glauben angewendet werden könnte, 
Mmt alſo nicht in Frage. Der Rechtsvorgänger des Kl. war nach 
it Erbpachtvertrage von 1767 brückenunterhaltungspflichtig und 
es auch nach dem Abverkauf der Olmühle allein geblieben. 
in Endlich hat der Kläger noch die Frage aufgeworfen, ob für 
18 als Eigentümer des Erbpachtgrundſtücks überhaupt eine Rechts⸗ 
Di folge in die öffentlich⸗rechtliche Brüchenunterhaltungspflicht „Kraft 
Nglichkeit” habe entſtehen können. Grundſätzlich jet eine ſolche 
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jedenfalls ausgeſchloſſen, die preuß. Verwaltungspraxis lehne ſie im 
allgemeinen ab, auch verſtoße ihre Aufbürdung wegen der Unüber⸗ 
ſehbarkeit der Verkehrsentwicklung gegen die guten Sitten. Dem⸗ 
gegenüber ſei auf die Ausführungen verwieſen, die das OVG. in dem 
Erkenntnis v. 7. Okt. 1896 (OVG. 30, 253) gemacht hat. Es heißt 
dort (S. 260): 

„Das öffentliche Recht kennt für Abgaben und Leiſtungen, 
welche die Natur öffentlicher Laſten haben bez. der Beſtimmung des 
Subjekts, welchem die Laſt obliegt, nicht lediglich wie das Privatrecht 
den Unterſchied von dinglichen und perſönlichen Laſten, es hat ſich 
vielmehr geſchichtlich noch ein drittes Rechtsverhältnis aus⸗ 
gebildet, nämlich dies, daß Rechte und Pflichten mit Rück ⸗ 
fit auf den Grundbeſitz auszuüben bzw. zu Teiften 
find. Es tritt ein ſolches Rechtsverhältnis auf den mannigfachſten 
Gebieten des öffentlichen Rechts zur Erſcheinung. So u. a. bei 
Dismenbrationen bez. ſolcher Abgaben und Leiſtungen, welche die 
Natur öffentlicher Laſten haben, in 87 Gef. über die Zerteilung von 
Grundſtücken v. 3. Jan. 1845 und in 82 des an ſeine Stelle ge⸗ 
tretenen Geſ. v. 25. Aug. 1876. In einem analogen Verhältniſſe 
ſtehen die dem Gutsherrn als ſolchem obliegenden öffentlich⸗ rechtlichen 
Laſten, wie die Wegebaulaſt zu dem Grundbeſitze des Rittergutes.“ 

Dasſelbe gilt für den vorl. Fall: Nicht als privatrechtliche ding⸗ 
liche Laſt, wohl aber mit Rückſicht auf ſeine Rechtsnachfolge in den 
Beſitz des Mühlengrundſtücks iſt mit dieſem auch die ſeinem Rechts⸗ 
vorgänger obliegende Brückenbaulaſt auf den Kl. übergegangen. 

Hiernach mußte die Klage abgewieſen werden, ohne daß es eines 
Eingehens auf die Frage der Intereſſenbeteiligung der zum Ver⸗ 
fahren Beigeladenen bedurfte. Es ſei jedoch hierzu noch bemerkt, daß 
die dem Beiladungsantrage des Kl. zugrunde liegende Rechts⸗ 
anſchauung, der Fiskus ſei für die Strombrücke und die Gemeinde G. 
für die über den Mühlgraben führende Brücke öffentlich- rechtlich 
unterhaltungspflichtig, ſoweit der Kl. allein oder auch mit dem Bekl. 
zuſammen zur Durchführung der Unterhaltungspflicht leiſtungsunfähig 
fein würde, nicht richtig iſt. Dadurch, daß die Wegebaulaſt einem 
anderen durch beſonderen Titel des öffentlichen Rechtes wirkſam 
auferlegt worden iſt, tritt er an Stelle des ordentlichen Wegebau⸗ 
pflichtigen, der in demſelben Maße davon frei wird (OVG. 17, 
292/308; 24, 194/202; 33, 289/98; Germershauſen, 
Seydel S. 309). Es gibt daher auch keine ſubſidäre Unterhaltungs⸗ 
pflicht nach dem Geſetze Wegeunterhaltungspflichtigen für den Fall, 
daß die Leiſtungsfähigkeit des kraft beſonderen öffentlich- rechtlichen 
Titels Verpflichteten verſagt. Was dann zu geſchehen hat, um eine 
unumgänglich notwendig gewordene Unterhaltungsmaßregel durch⸗ 
zuſetzen, iſt keine Rechtsfrage, ſondern eine Tatfrage des ein⸗ 
zelnen Falles. 

(PrOVG., 7. Sen., Urt. v. 21. Sept. 1931, IV C 44/30.) 


Bayern. 
Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberſtaatsanwalt Klee, München. 


2. 857 Ziff. 3 GewO. Von 8 57 Ziff. 3 Gewd. kann 
eine Befreiung im Gnadenwege nicht gewährt werden. f) 


Zu der ſtrittigen Frage, ob ein gnadenweiſer Erlaß der 
„Straffolge des § 57 Ziff. 3 GewO.“ zuläſſig iſt, hat der VGH. noch 
nicht Stellung genommen. Zur Würdigung dieſer Frage erſcheint es 
notwendig, auf die Entſtehung dieſer Belt. zurückzugreifen. Die 
Geſetzgebungsverhandlungen laſſen folgendes erſehen: 

A. Der Entwurf einer GewO. für den Norddeutſchen 
Bund v. 4. März 1869 (Sten Ber. über die Verh. des RT., Seſſ. 
1869, III S. 94 ff.) lautete in $ 58: „Einem Bundesangehörigen, 
welcher innerhalb des Norddeutſchen Bundes einen feſten Wohnſitz 
hat und frei von auffallenden oder ekelerregenden Krankheiten oder 
Gebrechen iſt, darf der Gewerbeſchein nur dann verſagt werden, 
wenn ihm die Zuverläſſigkeit in Beziehung auf den beabſichtigten 
Gewerbebetrieb fehlt“. Für den ſtehenden Gewerbebetrieb (Tit. II 
SS 15 ff.) wollte der Entw. in § 34 den Landes. die Möglichkeit 
einräumen, gewiſſen Gewerben (Tanz⸗, Feſt⸗, Turn⸗, Schwimm⸗ 


Zu 2. Die Entſch. behandelt eine der wichtigſten und noch 
wenig geklärten Fragen des Gnadenrechts: die Frage, inwieweit im 
Wege der Gnade ſog. Rechtsverwirkungen, d. h. Rechtsnachteile, die 
ein Verurteilter kraft Geſ. mit dem Eintritt der Rechtskraft eines 
auf Strafe lautenden Urt. erleidet, beſeitigt werden können, falls 
ihr Zweck darauf gerichtet ift, die Geſellſchaft vor weiteren Straf⸗ 
taten des Verurteilten zu ſichern. Wenn ſich die Entſch. dabei auch 
in erſter Linie mit der Frage beſchäftigt, ob auf Grund des bay. Gel. 
v. 10. 7. 1861 über die Aufhebung von Straffolgen die gnadenweiſe 
Beſeitigung der in 857 Ziff. 3 GewO. beſtimmten Rechtsnachteile 
möglich iſt, ſo begründet ſie den verneinenden Standpunkt doch 
mit Erwägungen bon allg. Bedeutung, die darauf hinauslaufen, 
daß v*ne Rückſicht darauf, wie die Landesgeſetze die Befugniſſe des 
Trägers des Gnadenrechts in den einzelnen Ländern umgrenzen, 
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unterricht, Feilhalten von Giften, Trödelhandel uſw.) vorzuſchreiben, 
daß diejenigen, die dieſe Gewerbe betreiben wollen, ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit in bezug auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb nachzu⸗ 
weiſen haben. In den Motiven (S. 122 a. a. O.) heißt es zu § 58: 
„Die Forderung der Zuverläſſigkeit in bezug auf den beabſich⸗ 
tigten Gewerbebetrieb beſchränkt das Recht der Verſagung des Ge⸗ 
werbeſcheins auf die durch die beſondere Natur des Gewerbe⸗ 
betriebs im Umherziehen bedingten Grenzen.“ Nach den Vorſchlägen 
der Kommiſſion (3. Bd. S. 434) find in dem an die Stelle des $ 58 
getretenen § 55 unter Ziff. 2 anſtatt des allg. Verſagungsgrundes 
der fehlenden Zuverläſſigkeit die Verſagungsgründe einzeln auf⸗ 
geführt, „wenn der Nachſuchende wegen ſtrafbarer Handlungen aus 
Gewinnſucht, gegen das Eigentum uſw. zu einer Gefängnisſtrafe von 
mindeſtens 6 Wochen verurteilt worden iſt“. Eine ſchriftl. Begr. 
dieſer Anderung liegt nicht vor, da der Bericht über die Verhand⸗ 
lungen der Komm. mündlich erſtattet worden iſt. Bei den Verh. des 
NT. (Sten Ber. 1869, 2. 691 f.) bemerkte der Berichterſt. Dr. Frie⸗ 
denthal, die Komm. habe nur die Schranken gebilligt und aufrecht⸗ 
erhalten müſſen, welche die öffentl. Ordnung und Sicherheit ge⸗ 
bieten; der Gewerbebetrieb im Umherziehen ſolle keine anderen 
Beſchränkungen erleiden als der ſtehende Gewerbebetrieb, ſoweit dies 
nicht in Form beſonderer Ausnahmen feſtgeſtellt ſei. Die Komm. habe 
es ferner für notwendig gehalten, den Begriff der Zuverläſſigkeit 
in bezug auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb aus dem Geſetz aus⸗ 
ſcheiden zu laſſen und feſte Vorausſetzungen an deſſen Stelle zu 
ſetzen. Der Bundeskommiſſär Dr. Michaelis erklärte hierzu (S. 691), 
Tit. III des Entw. gehe von dem Grundgedanken aus, daß der 
Gewerbebetrieb im Umherziehen gewiſſer Garantien für die öffentl. 
Sicherheit und Sittlichkeit entbehre, welche dem ſtehenden Gewerbe⸗ 
betrieb naturgemäß anhaften, daß er ferner vielerlei Gelegenheit 


die Folgen aus 8 57 Ziff. 3 der Gnade entzogen find. Die Entſch. 
hat daher nicht nur für Bayern, ſondern für alle Länder Bedeu⸗ 
tung, in denen der Träger des Gnadenrechts in Übereinſtimmung 
mit einem Teile des Schrifttums (z. B. Köhler, Strafrecht 656; 
Riß: Seuff Bl. 69, 546 f.; Hartung, Das Strafregiſter, Anm. 30 
zu § 5 StrTilgG. v. 9. April 1920) Gnadenerweiſe der fraglichen Art 
für zuläſſig hält und erteilt. Dies gilt namentlich für Preußen, wo 
das preuß. Staatsmin. feit Jahren den Standpunkt vertritt, daß es das 
mit der rechtskr. Verurteilung einſetzende Verbot der Erteilung eines 
Wandergewerbeſcheins oder einer Reiſelegitimationskarte (88 44 a, 
57 Ziff. 3 GewO.) im Wege der Gnade beſeitigen könne, falls die 
Freiheitsſtrafe durch ein preuß. Gericht verhängt worden iſt (vgl. 
Näheres bei Grau-Schäfer, Das Preuß. Gnadenrecht S. 68 ff., 
150 ff.). Gegen die Entſch. des Bay VGH. laſſen ſich Bedenken erheben. 

a) Die Entſch., die ſich auf Binding, Hdb. I S. 876 Anm. 15 
und S. 328 Anm. 14 berufen kann, macht zunächſt geltend, daß 
ausweislich der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchr. der Geſetzgeber die 
in 8 57 Ziff. 3 bezeichnete Rechtsfolge nicht als eine Verſchärfung der 
Freiheitsſtrafe gedacht habe, ſondern daß er damit den Schutz der 
Allgemeinheit vor Perſonen bezwecke, deren Unzuverläſſigkeit durch 
die rechtskräftige Verurteilung zu beſtimmter Strafe erkennbar ge⸗ 
worden ſei. Die Entſch. betrachtet alſo den Ausſchluß vom Wan⸗ 
dergewerbe mit PrOVG. (75, 429; ſ. auch OVG. 81, 414 = 
IW. 1928, 2299) als polizeiliche Sicherungsmaßnahme, als „Maß⸗ 
regel der Sicherung“ i. S. des Entw. des ADS:GB. Es entſpricht 
allerdings der h. M. in Schrifttum und Praxis, daß die Gnade ſich 
nur auf die mit Straſcharakter ausgeſtatteten Folgen der Ver⸗ 
urteilung, nicht aber auf die polizeilichen Maßnahmen der Siche⸗ 
rung erſtreckt (ſtatt vieler v. Liſzt⸗Schmidt, Lehrb.2s 873 II). 
Auch die preuß. Gnadenpraxis hat von jeher an dem Grundſatz feſt⸗ 
gehalten, daß die Gnade ſich zwar über Haupt- und Nebenſtrafen 
hinaus auf alle auf öffentlich⸗rechtlichem Gebiete liegenden Neben⸗ 
folgen die Verurteilung beziehe, daß aber reine Maßnahmen der Siche⸗ 
rung und Beſſerung dem Gnadenrecht entzogen ſeien (Grau⸗ 
Schäfer a. a. O. S. 69); in der Allg Vfg. v. 20. Juni 1923, IMBl. 
450, Abſchn. II Ziff. 1 iſt dies hinſichtlich der in dem JGG. vorge⸗ 
ſehenen Erziehungsmaßregeln ausdrücklich ausgeſprochen. Unzweifel⸗ 
haft iſt dieſer Satz jedoch nicht. Schon Delaquis (von Stengel ⸗ 
Fleiſchmann, Wörterb. des D. Siaats⸗ und Verw., 2. Aufl., 
Bd. I S. 376) hat dagegen Bedenken geäußert. („Erſt die ge⸗ 
nauere Unterſuchung der verſchiedenen Natur von Strafe und 
ſichernder Maßnahme wird ein Urteil erlauben, ob der Satz 
richtig iſt, daß ſichernde Maßnahmen von der Gnade nicht be⸗ 
rührt werden. Ausnahmen erſcheinen hier möglich.“) Es iſt 
freilich zu beachten, daß bei den meiſten Maßnahmen, bez. 
deren zweifelhaft iſt, ob ſie der Gnade unterfallen, der Streit ſich 
weniger um die Geltung des Grundſatzes von der Nichterſtreckung 
der Gnade auf Sicherungsmaßregeln, als darum dreht, ob die betr. 
Maßnahme wirklich als Sicherungsmaßnahme oder als Nebenſtrafe 
anzuſehen iſt. Einziehung, Reichsverweiſung, Unbrauchbarmachung, 
Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht uſw. werden z. B. von der preuß. 
Gnadenpraxis als Nebenſtrafen betrachtet, die im Wege der Gnade 
erlaſſen oder gemildert werden können, während fie in der Lite 
ratur häufig als polizeiliche Sicherungsmaßnahmen bezeichnet wer⸗ 
den. Aber ſelbſt ſolche Maßnahmen, deren Charakter als Sicherungs⸗ 
maßnahme nicht zu bezweifeln iſt, werden von manchen (3. B. 
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biete zur Schädigung des Publikums und Beeinträchtigung — 
öffentl. Sicherheit. Die Vorlage wolle durch die Konzeſſionsphge⸗ 
der das Gewerbe im Umherziehen Betreibenden unlautere gde 
fahrdrohende Elemente ausſcheiden. Die Komm. ſei bei der 
derung der Beſtimmung davon ausgegangen, daß es beſſer ah le 
unzuverläſſigen Elemente durch Feſtſtellung gewiſſer äußerer FT: 
gorien auszuſchließen und ſomit die Konzeſſtonspflicht (richtig che 
Verſagungsbefugnis) auf den Kreis derjenigen zu beſchränken, a 15 
ſich durch Verbrechen in der letzten Zeit oder durch üblen Leu 
als gefahrvoll erwieſen haben. gundcht 

Dr. Friedenthal führte weiterhin aus S. 701): „Aut ber 
ſtimmt ja die KommVorlage mit den Herren Runge und An 
darin überein, daß wir alle es für notwendig erachten, an Slelie 
der Willkür Tür und Tor öffnenden Beſt. der Reg Vorlage ag⸗ 
nach der Gewerbeſchein oder Legitimationsſchein für das WU 
ſieren verſagt werden kann, wenn die Zuverläffigkeit cp 
Beziehung auf den beabſichtigten Gewer beben 
fehlt —, wenn wir an Stelle dieſer Belt. beſtimmte Vor 
ſetzungen haben, welche allein die VerwBeh. berechtigten, den 91135 
werbebetrieb im Umherziehen zu verſagen. Ich muß die wiſſe 
drücklich betonen, weil gerade das wieder maßgebend iſt für gel mim. 
Beſchränkungen, die die Komm. für notwendig erachtet. Die Nou 
hat alſo, entgegen der RegVorlage, gejagt: Alle die, denen ech 
ganz beſtimmte perſonelle Tatſachen entgegenſtehen, haben das Re de. 
zu verlangen, daß ihnen der Gewerbeſchein nicht verſagt wer 12 
Alle die, denen dieſe Hinderniſſe entgegenſtehen, können © vn 
werbeſchein, reſp. Legitimationsſchein bekommen, wenn die ng, 
Beh. ihnen denſelben geben will (S. 702). Wollen Sie die Vern 
binden und ſtatt der bisherigen Lizenz, ſtatt des odiöſen Ausde ben 
„Zuverläſſigkeit“ beſtimmte Kriterien geben, dann geben Sie die 
Köhler S. 649) in den Bereich der Gnade einbezogen. ef 15 
kurzem hat dieſes Problem eine gewiſſe Rolle geſpielt, Gable 
Strafrechtsausſchuß des RT. (Prot. der 61. Sitzung der 4. Wale 
v. 25. April 1929, S. 11 f.) die Frage erörtert wurde, ob 5 
Sicherungsverwahrung des künftigen Rechtes (58 59f. Entw. im 
ADStGB.) — eine Sicherungsmaßnahme par excellence — ein 
Gnadenwege abgekürzt werden könne, eine Frage, die auf 
Rundſchreiben des RIM. hin von einigen Ländern bejaht 
(Grau⸗ Schäfer a. a. O. S. 69 Anm. 2). als 

Aber auch wenn man mit der h. M. Maßregeln der Sichere 
von der Gnade ausgenommen anſieht, ſo wird man der Auffaf 0 
des Bay VGH. nicht folgen können. Denn gerade die Annahme 10 
der Ausſchluß vom Wandergewerbe eine reine polizeiliche Sichern jr 
maßregel ſei, erſcheint bedenklich. Seit geraumer Zeit hat ſich die ie 
Kenntnis durchgeſetzt, daß es neben den Strafen (Haupt- und Nebenitt@lin, 
und den Maßnahmen der Beſſerung und Sicherung eine dritte 5 bie 
von Maßnahmen gibt, auf die der Strafrichter erkennen darf 
ſog. Nebenfolgen. Der Unterſchied zwiſchen Strafe und licher get 
Maßnahme (Liſzt⸗Schmidt S. 363 ff.; daſelbſt weitere Lit.) 
ſich dahin zuſammenfaſſen: Während die Strafe dem Täter ein 7. 
zufügen will, kann zwar auch mit den reinen Maßnahmen der! 125 
rung und Beſſerung die Zufügung eines Übels (3. B. Freien 
entziehung) verbunden ſein, aber es handelt ſich hierbei um ein ird⸗ 
vermeidbares Übel, das dem Verurteilten nur darum zugefügt Wer 
weil der eigentliche Zweck der Maßnahme, die Sicherung der if 
ſellſchaft oder die Beſſerung des Täters, anders nicht erreichbar ach- 
Unter Nebenfolgen dagegen ſind im Anſchluß an den Sf en 
gebrauch des St@WEntw. v. 1927 (88 46 ff.) diejenigen Maß nahen 
zu verſtehen, bei denen der Zweck der Sicherung der Geſellſchaft, nen 
der Beſſerung des Täters zwar im Vordergrund ſteht, bei 510 
aber — im Gegenſatz zu den reinen Maßnahmen der Bee 
und Sicherung — der Strafcharakter, alſo die Abſicht, eh. 
zeitig ein Übel zuzufügen, nicht völlig fehlt (vgl. auch amtl. h 
zum StGBEntw. v. 1927 S. 38 f.). Daß ſich das Gnadenrecht, ben⸗ 
— wegen des darin enthaltenen Strafelementes — auf die Nr den 
folgen erſtreckt, iſt wohl nicht zu bezweifeln. Die Rechtsfolgen aug de 
88 44a, 57 Ziff. 3 GewO. gehören aber nicht zu den reinen hol 
rungsmaßnahmen, ſondern zu den Nebenfolgen, und ſind de ne 
der Gnade zugänglich. Dies ergibt ſich aus folgenden Erwägung 
Vorſchr., die, wie die fraglichen, an die Verurteilung zu Stra ter 
Folge knüpfen, daß der Verurteilte von der Ausübung beſtim a, 
Berufe oder Tätigkeiten ausgeſchloſſen wird, finden ſich auch "tut 
teils im StGB., teils in Nebengeſetzen. Hierher gehört der = te 
der Amtsfahigkeit, der teils als Folge der Verurteilung zu Sahle 
hausſtrafe oder der Aberkennung der bürgerlichen (hrentt ing, 
teils kraft beſonderen Richterſpruches (88 35, 36, 128, 

358 StGB.) eintritt. Ferner findet ſich im StGB. die f 
erkennung der Fähigkeit zur Beſchäftigung im Eiſenbahn⸗ 
Telegraphendienſt (8 319) und die Aberkennung der Fähigbeil, 
Sachverſtändiger vernommen zu werden ($ 161); bie Aberkennung 
in dieſen Fällen eine dauernde. Aus Nebengeſetzen kommt in uch 
tracht die gerichtliche Unterſagung der Führung eines Lebensm 05 
betriebes bei Verurteilung wegen beſtimmter Vergehen gegen die 
Leb Mitt. v. 5. Juli 1927: RGBl. I, 134 (§ 15 a. a. O.), les 
Unterſagung des Handels mit Gegenſtänden des täglichen Bedatı 
(8 25 VO. üb. Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 1923: NÖ 


uch 
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1 daß Sicherheit und Ordnung dabei beſtehen können.“ Die Faſſung 
8 55 nach den RTBeſchl. findet ſich auf S. 707. 
ff Bei der 3. Beratung (StenBer. 2, 1053f.) wurde für das 
Oi ende Gewerbe an Stelle des 831 folgendes Amendement (S. 1089) 
ae Nommen: „2. Abſ. X Die Erteilung von Tanz, Turn- und 
Wes wimmunterricht als Gewerbe darf denen unterſagt werden, welche 
gen Vergehen oder Verbrechen gegen die Sittlichkeit beſtraft ſind. 
15 3. Abſ. Der Handel mit gebrauchten Kleidern (Trödel) oder 
unt Garnabfällen, ferner das Geſchäft eines Pfandleihers kann dem 
2 erſagt werden, welcher wegen aus Gewinnſucht begangener Ver⸗ 
gehen oder Verbrechen gegen das Eigentum beſtraft worden . 
M Hiernach iſt auch beim ſtehenden Gewerbe anjtatt des urſprüngl. 
beiorderten Nachweiſes der Zuverläſſigkeit für beſtimmte Gewerbe⸗ 
5 riebe die Befugnis der Polizeibehörde zur Unterſagung nen ein⸗ 
führt und an die Vorausſetzung beſtimmter Beſtrafungen geknüpft 
lenden. Bei den Verh. zum III. Titel: Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ien (S. 1094 ff.) find bemerkenswerte Außerungen nicht gefallen; 
e Schlußabſtimmung über den Entw. erfolgte ohne Debatte (S. 1142). 
. GewO. nach den endgültigen Beſchl. iſt als Beilage N. 236 
5 Beil Bd., 3. Bd. der Sten Ber. auf S. 723 f. abgedruckt; Tit. III 
eginnt mit 8 55, die Beſt. über die Verſagungsbefugnis enthalt 
Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte erhellt, daß das Merkmal 
er Zuverläſſigkeit für das Wandergewerbe und beſtimmte ſtehende 
An, Derbe nur deshalb fallen gelaſſen wurde, weil Befürchtungen 
egen willkürl. Anwendung dieſes Begriffs durch die VerwBeh. 
eſtanden und daß zur Hintanhaltung von Willkür die Befugnis 
der VerwBeh. zur Unterſagung beſtimmter ſtehender Gewerbebetriebe, 
Ieivie zur Verſagung des Legitimationsſcheins an die Tatſache ge⸗ 
5 iſſer Beſtrafungen geknüpft worden ift. Für dieſe Beſt. war aus⸗ 
ſcließlich die Rückſicht auf die öffentl. Sicherheit, Ordnung und 


0 5 der Ausſchluß vom Amt als Mitglied eines Steuerausſch. oder 
jr Fincher. infolge Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung, Steuer⸗ 
khlerei, Verletzung des Steuergeheimniſſes oder Aufforderung zur 
Gieuerverweigerung (88 50 Abſ. 2, 34 bj. 2 RAbgoO.). In allen 
leſen Fällen iſt der Grund für die Ausſchließung von der fraglichen 
naligkeit der gleiche wie beim Ausſchluß vom Wandergewerbe: 
achdem der Verurteilte durch die rechtskräftig feſtgeſtellte Begehung 
allimmter Taten bewieſen hat, daß ihm die zu einer einwandfreien 
„bung der Tätigkeit erforderlichen Eigenſchaften fehlen, muß er, 
Ta nicht weiteres Unheil anzurichten, für eine beſtimmte Zeit von dieſer 
atigkeit ferngehalten werden. Es handelt ſich alſo, ſo geſehen, um 
aßnahmen zur Sicherung der Geſellſchaft gegen den Rechtsbrecher. 
and doch iſt bei der Mehrzahl dieſer Unrechtsfolgen anerkannt, daß 
m Gnadenwege beſeitigt werden können, weil es ſich nicht um 
eine Sicherungsmaßregeln handelt. Die Amtsunfähigkeit wird 
urchweg als Nebenſtrafe bezeichnet; der Straſcharakter wird als 
eitaus überwiegend angeſehen (OpzKomm. Anm. 1; Schwartz 
Ser Olshauſen, Anm. 1 zu 835; v. Liſzt-Schmidt 
63 h 1 und amtl. Begr. z. StöBEntw. v. 1927 S. 38). Auch 
e Unfähigkeit zum Eiſenbahn⸗ und Telegraphendienſt wird meiſt 
vgl. Olshauſen Anm. 1, Schwartz Anm. 2, v. Liſzt⸗ 
Schmidt 857 II B 3 u. a.) als Nebenſtrafe angeſehen; ein Teil der 
chriftſteller betrachtet ſie allerdings als Maßnahme der Sicherung 
pzKomm., Anm. 1 zu 8319; Franlis, S. 45 unter II 6). 
benſo wird die Unfähigkeit, als Sachverſtändiger eidlich vernom⸗ 
Gen zu werden, überwiegend als Nebenſtrafe angeſehen (v. Bar, 
2305 und Schuld im Strafrecht Bd. 3 S. 471; Oetker: GS. 87, 
9, Wachenfeld, Lebrb. S. 247; a. A. z. B. Lpzgomm. Anm. 3; 
Nich auſen. Anm. 3 zu 8 161; Frank, S. 45 unter II 5; 
BEL 60, 285; Rh.: JW. 1930, 3401). Auch die Fähigkeit zur 
usübung des Amtes als Mitglied eines Steuerausſch. oder Fin⸗ 
er. kann (v. Bitter, Handwörterb. der Pr. Verw., 3. Aufl. 
928, Bd. 2 S 728 IV) im Gnadenwege wieder verliehen werden. 
b auch in den Fallen des 8 15 RebMitt®. und des 8 25 VO. üb. 
Handelsbeſchränkungen das vom Gericht ausgeſprochene Tätigkeits- 
erbot anadenweiſe beſeitigt werden kann (bejahend v. Liſzt⸗ 
Shmid:t 857 II B 3), iſt praktiſch nur von geringer Bedeutung, da 
zu der VerwBeh. die Befugnis zur Aufhebung der getroffenen An⸗ 
nung beigelegt in. (8 15 Abſ. 3 LebMittch. und § 25 Abſ. 5 
8 v. 13. Juli 1923). Da dieſe Befugnis aber erſt drei Monate 
ach der Rechtskraft des Urt. entſteht, könnte mau immerhin 
ragen, ob während dieſes Zeitraumes im Wege der Gnade das 
erbol beſeitigt werden kann — eine Frage, die kaum anders be⸗ 
antwortet werden kann als bei der Unfähigkeit zum Eiſenbahn⸗ 
und Telegraphendienſt. a 
N Wirft man die Frage auf, mit welchem Recht die h. M. bei 
ein Amtsunfähigkeit uſw. den Strafcharalkter betont, jo ergibt ſich 
in deutlicher Fingerzeig, wenn man die in ihrer Wirkung mit 
er Unfähigkeit zur Ausübung beſtimmter Tätigkeiten vergleichbaren 
älle ins Auge faßt, wo eine nach dem Geſetz zur Ausübung einer 
eſtimmten Tätigkeit erforderliche behördliche Erlaubnis ver⸗ 
agt oder zurückgenommen werden muß, wenn der Antragſteller bzw. 
rlaubnisinhaber wegen beſtimmter ſtrafbarer Handlungen verurteilt 
orden iſt. So muß z. B. die Erlaubnis zum Handel mit un⸗ 
edlem Metall zurückgenommen werden, wenn eine rechtskräftige 
erurteifung wegen verbotswidrigen Erwerbs von Minderjährigen 
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Sittlichkeit maßgebend; dagegen enthalten die Verh. keinen Hin⸗ 
weis darauf, daß die Verſagung des Legitimationsſcheins oder die 
Unterſagung eines ſtehenden Gewerbebetriebs als Strafmaßnahme 
oder folge in Betracht gezogen worden wäre. Dagegen ſpricht ſchon, 
daß dieſe rein gewerbepoliz. Verfügungen in das freie Ermeſſen 
der VerwBeh. geſtellt waren. 

B. Spätere Geſetzgebung: Eine weſentliche Umgeſtaltung hat 
Titel III GewO. durch die Nov. v. 1. Juli 1883 erfahren. Ihre 
Begr. (Landmann⸗Rohmer, 8. Aufl., Anm. 1 zu 8 55, S. 673) 
bezeichnet als die für die Anderung maßgebenden Geſichtspunkte: 

„1. Einſchränkung des Kreiſes der Gegenſtande, welche im 
Umherziehen angekauft und feilgeboten, und der Leiſtungen, welche im 
Umherziehen dargeboten werden dürfen; beides unter der in dieſer 
Hinſicht allein maßgebenden Rücksicht auf die Anforderungen der 
öffentl. Sicherheit, Geſundheitspflege, Sittlichkeit und Ordnung. 

2. Aus derſelben Rückſicht einerſeits die Verſchärfung der auf 
die perſönliche Zulaſſung zum Gewerbebetrieb im Umherziehen bezüg- 
lichen Beſt. uſw.“ 

Am Schluſſe bemerkt dieſe Begr., daß die ſchärferen Beſt. des 
Geſcentw. vornehmlich nur die übelbeleumundeten und unzuver⸗ 
läſſigen Elemente treffen. Einen weſentl. anderen Charakter 
hat der Entw. durch die vom RT. beſchloſſenen Anderungen nicht er⸗ 
halten (Landmann ©. 674). Hand in Hand mit den vorerwähnten 
Anderungen ging die des 8 35, wodurch die Unterſagung zahlreicher 
ſtehender Gewerbearten den Beh. beim Vorliegen von Tatſachen, 
welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug 
auf ihren Gewerbebetrieb dartun, zur Pflicht gemacht wurde; für 
dieſe ſtehenden Gewerbearten iſt ſonach der Geſetzgeber wieder auf 
den urſprüngl. Begriff der Unzuverläſſigkeit an Stelle beſtimmter 
Beſtrafungen zurückgekommen. Die durch die Nov. v. 1883 bewirkte 


erfolgt it (8 4 Abſ. 2 Ziff. 3 Unedel Metcß. v. 23. Juli 1926: 
RG Bl. I, 415); die Genehmigung zum Handel mit Schußwaffen 
und Munition darf Perſonen, die wegen beſtimmter Delikte zu 
Strafen von beſtimmter Höhe vururteilt worden ſind, während 
eines Zeitraumes von fünf Jahren ſeit Verbüßung, Verjährung 
oder Erlaß der Strafe nicht erteilt werden ($ 6 SchußwGG. vom 
12. April 1928: RGGBl. I, 143). Inſofern alſo, als der Ver⸗ 
urteilte wegen einer rechtskräftigen Verurteilung von beſtimmten 


Tätigkeitsgebieten ausgeſchloſſen iſt, ſtehen dieſe Fälle der Aberkennung 
der Amtsfähigkeit uſw. gleich. Sie unterſcheiden ſich aber von dieſen 
letzteren Maßnahmen grundlegend dadurch, daß dieſe unabänderlich 
auf Dauer oder für einen feſtbeſtimmten Zeitraum getroffen werden, 
während ſowohl die Genehmigung zum Handel mit Altmetall wie zum 
Waffenhandel ohne zeitliche Beſchrankung wieder erteilt werden kann, 
wenn die zur Erteilung zuſtändige Beh. der Auffaſſung iſt, daß der 
Bewerber wieder die zur Ausübung des Gewerbes erforderliche Zu⸗ 
verläſſigkeit beſitze (5 2 Abſ. 4 Met.; 86 i. Verb. m. 8 16 
Abſ. 3 SchußwG.). In dieſen Fällen handelt es ſich in der Tat 
um reine Sicherungsmaßregeln. Das wird klar, wenn man von 
dem dargelegten Weſen dieſes Inſtitutes ausgeht. Dem Umſtand, 
daß die mit dieſen Maßnahmen verbundene übelzufügung vom Ge⸗ 
ſetzgeber nur in Kauf genommen wird, weil anders der Zweck der 
Maßregel nicht zu erreichen iſt, entſpricht es, daß grundſätzlich die 
Aufrechterhaltung von Sicherungsmaßregeln nur ſo lange zuge⸗ 
laſſen wird, als der mit der Maßnahme erſtrebte Zweck es im 
Einzelfalle erfordert, ein Grundſatz, der in 8 60 Abſ. 1 StGB⸗ 
Entiv. ausdrücklich niedergelegt worden iſt. Wo aber die Daver 
einer Maßnahme ein für allemal durch Gel. oder Richterſpruch 
unabänderlich feſtgeſetzt wird, die Maßnahme alſo auch noch 
beſtehen bleiben und vollzogen werden muß, wenn ihr Zweck im 
Einzelfalle längft erreicht und ein konkretes Sicherungsbedürfni⸗ 
nicht mehr vorhanden iſt, da liegt nach geltendem Recht regelmäßig 
eine Nebenſtrafe eder wenigſtens eine Nebenfolge in dem oben dar⸗ 
gelegten Sinne vor. Denn indem die Maßnahme ohne Rückſicht dar⸗ 
auf aufrechterhalten wird, ob ein Sicherungsbedürfnis im Einzel⸗ 
falle noch beſteht, gibt das Geſ. zu erkennen, daß das zugefügte Übel 
nicht als unvermeidbare Folgeerſcheinung des Sicherungszweckes 
hingenommen wird, ſondern daß es ihm auch darauf ankommt, 
dem Täter ein Übel von beſtimmter Dauer zuzufügen. Es liegt dann 
in der Anerkennung z. B. der Amtsfähigkeit zugleich der Aus⸗ 
ſpruch, daß der Verurteilte während beſtimmter Dauer nicht würdig 
ſei, ein Amt zu bekleiden uſw. Damit kennzeichnet ſich der Ausſpruch 
als Strafe im Gegenſatz zur reinen Sicherungsmaßregel: denn das 
Strafurteil iſt ein ethiſches Unwerturteil über Tat und Täter, es 
enthält eine Mißbilligung der Tat, während bei der Feſtſetzung 
einer Sicherungsmaßnahme nur präventivpoltzeiliche Geſichtspunkte 
ohne ethiſchen Akzent maßgebend find. 

Von dieſem Standpunkt muß die Frage. ob die in 88 44a, 
57 Ziff. 3 GewO. beſtimmten Rechtsfolgen der Verurteilung im 
Gnadenwege zu beheben ſind, bejaht werden, da ein begrifflicher 
Unterſchied zwiſchen dieſem Fall und dem der Amtsunfähigkeit oder 
den übrigen Fällen, in denen die Verurteilung mit dem zeitlich feſt⸗ 
beſtimmten Ausſchluß des Täters von gewiſſen Betätigungsmöglich⸗ 
keiten wegen der durch die Straftat bewieſenen Unzuverlaäſſigkeit 
verbunden ift, nicht beſteht. Es kann alſo dem BSH. nicht zuge 
geben werden, daß der Ausſchluß vom Wandergewerbe rechtlich auf 


Anderung des 8 57 gibt (vgl. Landmann 857 Anm. 1 S. 735) 
den Beh., welche die Wandergewerbeſcheine zu erteilen haben, die 
früher fehlende Richtſchnur dafür, in welchen Fällen ſie zur Ver⸗ 
ſagung des Wandergewerbeſcheins a) unbedingt, b) der Regel nach 
verpflichtet, c) nicht verpflichtet, aber berechtigt find. Dabei dient 
die Ausſcheidung der erſten beiden Kategorien von Verſagungs⸗ 
gründen noch dem doppelten Zwecke, weniger energiſchen Beamten 
gegenüber dem Andrängen der den Wandergewerbeſchein Nach⸗ 
ſuchenden eine feſtere Stellung zu verſchaffen und ſolchen Beamten, 
welche etwa allzuſehr geneigt ſein möchten, läſtiger Elemente durch 
Ausſtellung von Wandergewerbeſcheinen ſich zu entledigen, ihre 
Pflicht unzweideutig vorzuſchreiben (Begr. S. 51). 

Nach dieſer Entwicklung des 8 57 teilt der VGH. die An⸗ 
ſchauung der unteren Rechtsſtufe, daß der Geſetzgeber keineswegs die⸗ 
jenigen, die Strafen der in Ziff. 3 des 8 57 bezeichneten Art er⸗ 
litten haben, noch mit einer weiteren Strafe hat belegen wollen, 
ſondern allein den Schutz der Allgemeinheit vor ſolchen Leuten, deren 
Unzuverläſſigkeit oder Ungeeignetheit für das Wan⸗ 
dergewerbe nach dem Merkmale beſtimmter Beſtrafungen anzu⸗ 
nehmen iſt, wirkſam durchzuführen beabſichtigt und zu dieſem 
Zwecke den zur Ausſtellung von Wandergewerbeſcheinen berufenen 
VerwBeh. zwingende Maßnahmen vorgeſchrieben hat. Den gleichen 
Zweck verfolgt der Geſetzgeber mit der durch $ 35 den Beh. auf⸗ 
erlegten Verpflichtung zur Unterſagung gewiſſer ſtehender Gewerbe⸗ 
betriebe bei nachgewieſener Unzuverläſſigkeit, die ja in der Regel 
auch aus den in Strafgerichtsverhandlungen feſtgeſtellten Tatſachen 
zu folgern iſt. Dem Weſen nach handelt es ſich alſo bei § 57 wie 
bei § 35 um gleichgehende, aus der Unzuverläſſigkeit der Gewerbe⸗ 
treibenden abgeleitete, ausſchließlich gewerbepoliz. Anordnungen, 
nur daß bei 8 57 der Nachweis der Unzuverläſſigkeit allg. 
durch beſtimmte Beſtrafungen erſetzt iſt, während er in 8 35 auf 
tatſächl. Feſtſtellungen beruht. Die gleichen Beſt. wie in 8 35 
gelten auch für die Zurücknahme der Erlaubnis zum Wirtſchafts⸗ 
betrieb. Beruht hiernach 8 57 auf der durch gewiſſe Beſtrafungen 
nachgewieſenen Charaktereigenſchaft der Unzuverläſſigkeit des Be⸗ 
werbers, jo kann ſich ein Gnadenakt begrifflich nicht darauf erſtrecken. 
Es handelt ſich hierbei alſo um eine ſog. indirekte Straffolge, die 


einer Stufe ſtehe mit der in 8 35 Gemd. vorgeſchriebenen Unter⸗ 
ſagung des Betriebs gewiſſer Gewerbezweige, falls ſich die Unzuver⸗ 
läfſigkeit des Gewerbetreibenden herausſtellt. Der grundlegende 
Unterſchied beſteht darin, daß die Unterſagung nur ſo lange ſtatt⸗ 
haft iſt, als die Unzuverläſſigkeit im Einzelfalle vorliegt, während 
der Ausſchluß vom Wandergewerbe ohne Rückſicht auf die Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles ein für allemal während der im Gei. 
beſtimmten Dauer eintritt. Es macht auch keinen Unterſchied, 
daß der Ausſchluß vom Wandergewerbe in der GewO. und 
nicht, wie die Amtsunfähigkeit oder der Ausſchluß vom Eiſen⸗ 
bahn⸗ und Telegraphendienſt, im StGB. vorgeſehen iſt. Denn 
dafür waren lediglich geſetzestechniſche Gründe maßgebend. 8 319 
StGB. z. B. könnte ebenſogut etwa im RBahnperſch. oder 
einem ſonſtigen Geſetze ſtehen, daß die Vorausſetzungen der An⸗ 
ſtellung im Eiſenbahn⸗ und Telegraphendienſt regelt, ohne daß 
das Weſen dieſer Maßnahme irgendwie geändert würde. In all dieſen 
Fällen, gleichviel an welcher Stelle die fragliche Rechtsfolge der Ver⸗ 
urteilung normiert worden iſt, handelt es ſich um den Befehl an 
die in Betracht kommenden Beh., den Verurteilten nicht anzuſtellen, 
ihn nicht zu beeidigen, ihm keinen Wandergewerbeſchein auszu⸗ 
ſtellen uſw. Und ſchließlich iſt es für das Weſen des Ausſchluſſes 
vom Wandergewerbe ohne Bedeutung, daß er kraft Geſ. eintritt, 
während es in den anderen Unfähigkeitsfällen meiſt eines Richter⸗ 
ſpruches bedarf. Auch dies iſt lediglich ein techniſcher Unterſchied. 
Es liegt hier nicht anders, wie wenn das Geſetz vorſchriebe, daß in 
allen Fällen der Verurteilung wegen der in 8 57 Ziff. 3 bezeichneten 
Straftaten zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei Monaten 
zugleich auf Ausſchluß vom Wandergewerbe zu erkennen ſei. Um 
eine Parallele zu gebrauchen: das StGB. ſchreibt für einige Fälle 
die obligatoriſche Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte vor 
(88 161, 181, 302 d); es käme auf dasſelbe hinaus, wenn hier 
der Ehrverluſt kraft Geſ. eintreten würde. In Schrifttum und 
Praxis iſt auch nicht mehr zweifelhaft, daß die kraft Geſ. eintretenden 
Rechtsverwirkungen in gnadenrechtlicher Hinſicht nicht anders zu 
beurteilen ſind als die kraft ausdrücklichen Richterſpruchs eintreten⸗ 
den Unrechtsfolgen (Eb. Schmidt: Hdb. d. DStR. 8 100 S. 569). 

b) Der VG. beruft ſich weiterhin auf Art. 151 Abſ. 3 RVerf.: 


ſich aus der durch die Beſtrafung bewirkten Trübung d 
munds des Verurteilten e dieſe Aufhebung im Gnaden 
wege entzogen iſt, wird auch von Riß: SeuffBl 69, 552 . dell 
erkannt. Dem Bewerber iſt auch nicht etwa durch das Strafurte. 
oder durch 8 57 die Fähigkeit entzogen worden, einen Wa die 
gewerbeſchein zu erhalten, vielmehr iſt lediglich der Verw eh en 
Pflicht zur Verſagung auferlegt worden. Handelt die Verw Beh. d — 
Verpflichtung aus irgendwelchen Gründen zuwider, ſo iſt der 50) 
geſtellte Wandergewerbeſchein bis zur etwaigen Zurücknahme 6 
gültig. ya 
Der VGH. ift daher der Anſchauung, daß das bay. Se. mit 
10. Juli 1861 über die Aufhebung von Straffolgen — deſſen Inhalkan⸗ 
der Überſchrift nicht übereinſtimmt und zu zahlreichen Zweifeln habe 
laß gegeben hat (vgl. den Aufſaß von Riß) — keine San het 
zum gnadenweiſen „Erlaß der Straffolge des $57 GewO. 775 
Im übrigen wäre ein derartiger Gnadenakt auch mit Art. 15¹ 221 
RVerf. nicht vereinbar. Die ſtaatsrechtl. Bedeutung dieſes 605 
darin (vgl. Anſchütz: Komm. zur Verf., 12. Aufl., Anm 4 S 6 5 
daß er es allein der Reichs geſetzgebung erlaubt, Eingriffe e 
Freiheit des Handels oder Gewerbes vorzuſchreiben oder se 
daß er alſo eine ausſchließliche Zuſtändigkeit der Rei jet 
geſetzgebung begründet, fo daß für die Landesgeſetzgebung auf die 
Gebieten kein Raum bleibt. 
(Bay G., 2. Sen., Entſch. v. 5. Juni 1931, Nr. 34/31.) 


2. Sonftige Derwaltungsbehörden und verwaltung 
gerichte. 
Bayern. 
Bayeriſches Landesverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 

3. Seit dem 28. Juli 1930 iſt die Wiedereinſetzu! 
in den vorigen Stand wegen Verſäumung der Berufung 
frift nicht mehr möglich, wenn das VerſorgGer. die * 
rufung als verſpätet zurückgewieſen hat. 4 

(BaydVerſorgGGer., Urt. v. 26. Okt. 1931, II MV Nr. 7834/30, 3.) L. 


10 
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„Die Freiheit des Handels und Gewerbes wird nach Maßgabe ve 
RGeſ. gewährleiſtet.“ Dieſe Vorſchr. wiederholt den ſchon vor bt 
NVerf. geltenden Satz, daß es allein der Reichsgeſetzgebung erla ei⸗ 
iſt, Eingriffe in die Betätigungsmöglichkeiten der perſönlichen dich 
heit vorzuſchreiben oder zuzulaſſen. Aber hier handelt es ſich E 
um die dem Landesgeſetzgeber verbotene Vornahme derartiger er 
griffe, ſondern umgekehrt darum, daß eine reichsgeſetzlich bo. 
geſchriebene Beſchränkung im Wege der Gnade gemildert wird. dann 
aber ſind die Lander befugt, denn die Gnadenbefugniſſe, die ih 
als Träger der Juſtizhoheit zuſtanden, ſollten ihnen durch ai. 
RVerf. nicht gekürzt werden und find nicht beeinträchtigt Mord 
Was die praktiſche Bedeutung der vorſtehend erörterten Frag 
anlangt, jo wird wohl niemand, der die Praxis kennt, bezweiſen . 
daß in beſonders liegenden Ausnahmefällen die ſtarren Sperrfri 
der NGemd. zu erheblichen Unbilligkeiten führen können. den 
„Entw. eines Gef. zur Anderung der Tit. II bis V Gewd.“, 
der RWiM. am 22. Jan. 1930 dem RT. vorlegte (Druckſ. Nr. 157 
4. Wahlp.), wollte Abhilfe ſchaffen durch Einfügung eines ne wir 
§ 57 Abſ. 4, wonach der Wandergewerbeſchein vor Ablauf der Cpl 
friſt ſollte erteilt werden können, „wenn die Verſagung nach den dt. 
ſonderen Umſtänden des Falles eine unbillige Härte bedeuten würde 
Durch die Auflöſung des vorigen RT. iſt dieſe Vorlage gegenſtan ie 
los geworden. Neueſtens hat allerdings die Reichsregierung durch "r 
BO. des RPräſ. v. 8. Dez. 1931 (RGBl. I, 699), 4. Teil Kap, cr 
Art. 2 die Ermächtigung erhalten, den 57 GewO. im Wege 100 
VO. zu ändern. Solange dies nicht geſchieht, bliebe, wenn nun 2 
der Weg der Gnade verſperrt wäre, für ſolche Ausnahmefälle a ef 
falls die Möglichkeit, durch Tilgung der Strafe im Strafregiſter ge ie 
58 GStraftilgG. v. 9. April 1920 der Verſagung des Scheine? 25 
Grundlage zu entziehen (§ 5 Abſ. 2 a. a. O.; ſ. aber auch Ha 
tung, Strafregiſter, Anm. 56 zu 85 StraftilgG.). 5 
AGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 


ge 


Rechtſprechung 


975 


dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Senatspräſident Fuiſting und Miniſterialrat Schlüter, Berlin. 


ih e, Die parlamentariſche Geſepgetung, die im Reiche völlig ſtockt, 
ie But in Preußen nur noch mühſam in Tätigkeit; immerhin liegen 
zt dem Landiage einige bedeuiſame Geſetzentwürfe neben anderen vor. 


5 Entwurf eines Geſetzes betreffend die Rechts⸗ 
erhältnijfe der Studenten und die Diſziplin auf 
den ſtaallichen wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. Drud- 
Indie 8268 Pr L. 
und Das preuß. Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der Studierenden 
ten die Diſziplin auf den preuß. Landesuniverſitäten v. 29. Mai 
tun (GS. 389) iſt, wie von allen Seiten anerkannt wird, verbeſſe⸗ 
Mi gsbedürftig. Es gilt nur für die Univerfitäten und die ſtaat⸗ 
Er Akademie in Braunsberg, während an den übrigen Hochſchulen 
Diſziplinarbeſtimmungen auf Verwaltungsanordnungen beruhen. 
de 3 Diſziplinarverſahren und die Strafen find nicht mehr zeit⸗ 
mat, Der Entwurf, der eine Neuſaſſung bringt, dabei ſich aber 
a, der alten Faſſung anpaßt, bringt neben der Ausdehnung des 
wishes auf alle ſtaatlichen oder unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden 
: Nenfchaftlichen Hochſchulen eine Beteiligung des Miniſters am Ver⸗ 
Ye, neue Verfahrensvorſchriften, eine Berufungsinſtanz und eine 
ud afachung des Strafenſyſtems. Die Rechtsſtellung des Studenten 
dis die Aufgabe der akademiſchen Diſziplin (88 I u. 2) ſind wie 
er (88 1 Abſ. 1, 2) charalkleriſiert; jedoch iſt als Aufgabe hinzu⸗ 
neigt, die Lehr⸗ und Pernfreiheit zu ſchützen. Die Befugnis des Mi⸗ 
ER, die geltenden Vorſchriften über die Diſziplin nach Anhörung 
geit Senats zu ändern und neue zu erlaſſen, bleibt beſtehen. Aus⸗ 
Re wird die Diſziplin fortan durch den Rektor, den Senat und 
nr Berufungskammer (8 J). Die Fälle der Verwirkung der Strafen 
be dieſelben wie bisher, mit der einen Erweiterung durch den Fall 
1 Behinderung der Lehr- und Lernfreiheit (8 5). Unter den Difzi⸗ 
ichearmitteln iſt die Verwarnung durch den Rektor von den eigent⸗ 
oh en Diſziplinarſtrafen getrennt; dieſe find fortan: Verweis, Nicht⸗ 
Auchnung des laufenden Halbjahrs, Entfernung von der Hochſchule, 
fusſchluß vom Hochſchulſtudium; die Karzerſtrafe und das consilium 
F undi find beſeitigt (88 6 u. 7). Verwarnungen können vom Rektor 
60 ein, Diſziplinarſtrafen nur vom Diſziplinargericht auferlegt werden 
05 Die Eröffnung des Diſziplinarverfahreus ſteht dem Rektor 
5 der Miniſter iſt daneben befugt, die Einleitung des Verfahrens 
bezuordnen (8 10). Die erforderlichen Ermittlungen erfolgen durch 
zen Univerſitätsrat; falls der Rektor es verlangt, unter ſeiner Be⸗ 
zeligung (8 8). Das Gericht wird durch den Senat oder einen von 
bern auf drei Jahre beſtellten Diſziplinarausſchuß gebildet, der aus 
m Rektor und mindeſtens vier Profeſſoren beſteht ($ 10 Ubi. 2). 
ei Ankläger iſt der Univerſitätsrat; der Angeſchuldigte darf ſich 
nes Verteidigers bedienen, jedoch muß dieſer dem Lehrkörper der 
eichen Hochſchule angehören. Das Urteil iſt zu begründen und dem 
ugeſchuldigten bekanntzumachen, auch dem Miniſter zuzuſtellen 
85 11 u. 12). Berufung iſt innerhalb zwei Wochen zuläſſig, und 
De ſowohl durch den Verurteilten als auch durch den Miniſter; 
hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Berufungskammer ſetzt 
aus dem Vorſitzenden und zwei Profeſſoren zuſammen; der 
orſitzende wird vom Miniſter auf drei Jahre ernannt; der eine 
keit iber vom Senal der betr. Hochſchule, der andere, der die Fähig⸗ 
auf zum Richteramt haben muß, vom Senat der Univerſität Berlin 
mit ein Jahr gewählt. Das Verfahren entſpricht der erſten Inſtanz 
wi der Maßgabe, daß der Univerſitätsrat vom Miniſter ernannt 
rd (88 13 u. 14). Der Miniſter kann aus beſonderen Gründen 
ui üben, auch die Löſchung der Strafvermerke in den Papieren 
95 Verurteilten auf Antrag des Senats nach Ablauf eines Jahres 
zu onen (88 15—19). Der Staatsrat hatte zahlreiche Anderungen 
mi dem Entwurf für erforderlich erklärt, jedoch hat das Staats⸗ 
miſterium ſolche abgelehnt. 


Entwurf eines Geſetzes über den laſtenfreien 
Patronat. Druckſache 8404 Pr L. 


lich Vei dem Abſchluß der Staatsverträge mit den großen chriſt⸗ 
nals ; Kirchen ift die ſtaatsgeſetzliche Regelung des laſtenfreien Patro⸗ 
ge in Ausſicht geſtellt worden. Das Patronatsrecht iſt bekanntlich 
arsenwärtig nicht einheitlich geregelt. Das ALR. ſchließt ſich zwar 
Ro; as gemeine Recht an, verweiſt aber auf Verträge und rechts⸗ 
ſundlige Erkenntniſſe auf ununterbrochene Gewohnheiten und be⸗ 
e Provinzialgeſetze. Im Gebiet des franz. Rechts iſt das 
das anal aufgehoben, während in den neueren Provinzen vorwiegend 
* gemeine Recht gilt. Art. 83 der preuß. Verfaſſung hat angeordnet, 
di Patronate auf Antrag eines Beteiligten aufzuheben ſind, ſobald 
Be vermögensrechtlichen Verpflichtungen abgelöſt worden find; das 

erfahren und die Grundfäge für die Ablöſung ſollen durch Staats⸗ 
letz geregelt werden. Gegenwärtig erſcheint, ein ſolches Geſetz der 
Slaals regierung noch nicht möglich; denn die Gutsbeſitzer und der 
bet ſelbſi, die den größten Teil der Patronatsinhaber darſtellen, 

linden ſich heute ohnehin in jo großer wirtſchaftlicher Not, daß die 


für die Patronatsablöſung erforderlichen Geldſummen unmöglich 
aufgebracht werden können. Der Gesetzentwurf beſchränkt ſich des⸗ 
halb auf eine Teillöſung. 

Der Entwurf nimmt jedoch in Hinblick auf die in den Staats⸗ 
verträgen mit den Kirchen getroffenen Vereinbarungen das fiskaliſche 
oder Staatspatronat hiervon aus (8 Y) andererſeits behandelt er 
auch die Umwandlung des laſtenpflichtigen Patronats in laſtenfreies 
durch Verzicht (8 2). 

Zu 8 1 wird das laſtenfreie Patronat — der Entwurf gebraucht 
den männlichen Artikel — der kirchlichen Selbſtverwaltung über⸗ 
laſſen. Solange die Kirchen das nicht tun, gilt das jetzige ſtaatliche 
Potronatsrecht fort. Die Aus antwortung an die Kirchen erfolgt 
ſchlechthin; ſie umfaßt auch das Recht, die Patronate aufzuheben. Nur 
iſt dem Patron für den Fall, daß ihm vermögenswerte Rechte zu⸗ 
ſtehen, z. B. Erbbegräbnis, Anſpruch auf angemeſſene Ablöſung ge⸗ 
geben. Dieſer Anſpruch aber kann ſo lange nicht geltend gemacht 
werden, als die Rechte ihm weitergewährt werden (88 I u. 8). 
Auf Wunſch des Staatsrats iſt im Geſetz ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß das Patronat nicht als laſtenfrei gilt, wenn ber Patron kirch⸗ 
liche Laſten auf Grund der VO. v. 11. Nov. 1844 (GS. 698) trägt. 


Die Aufhebung laſtenpflichtiger Patronate kann durch Verein⸗ 
barung der Beteiligten erfolgen; der Entwurf greift hierin nicht ein. 
Die einſeitige Umwandlung ſolcher Patronate in laſtenfreie erfolgt 
durch Verzicht des Berechtigten auf ſeine Anſprüche gegenüber dem 
Patronat, alſo der Kirchengemeinde oder kirchlichen Anſtalt gegen⸗ 
über dem Patron. Der Verzicht muß in der für verpflichtende 
Willenserklärungen kirchlicher Vermögensverwaltungsorgane geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Form erfolgen. Nach der Begründung iſt ferner 
die Genehmigung der kirchlichen Aufſichtsbehörde erforderlich; ſoweit 
das Erfordernis noch nicht beſteht, haben die Kirchen ſolche Be⸗ 
ſtimmungen zugeſagt. Nun gibt es aber Fälle, wo der Patron ſeine 
Laſt ganz oder teilweife abgelöſt hat, das Patronat im übrigen aber 
beſtehen geblieben iſt. In ſolchen Fällen tritt die Regelung für 
laſtenfreie Patronate dann ein, wenn dem Patron ein angemeſſener 
Betrag zurückgezahlt wird. Dabei ſoll grundſätzlich von der früheren 
Abloſungsſumme ausgegangen, jedoch auch der Zeitpunkt der Hin⸗ 
gabe, die Geldentwertung und die Befreiung des Patrons von den 
Laſten der Zwiſchenzeit berückſichtigt werden. Im Streitfall wird 
das ordentliche Gericht über die Angemeſſenheit zu entſcheiden haben. 


Entwurf eines Geſetzes über die Synagogen⸗ 
gemeinden. Druckſache 8391 Pr L. 


Die Rechtsverhältniſſe der Juden find in den berſchiedenen 
Landesteilen Preußens durch eine Neihe voneinander abweichender Ge⸗ 
ſetze geregelt, die größtenteils aus der erſten Hälfte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ſtammen. So gilt in Altpreußen das Geſetz über die Ver⸗ 
hältniſſe der Juden v. 23. Juli 1847 (GS. 263), in Hannover das 
Geſetz über die Nechtsverhältniſſe der Juden v. 30. Sept. 1842 
(Hann®S. I, 211), in Schleswig die VO. betr. die Verhältniſſe der 
Juden (Chronol. Samml. S. 124), für Holſtein das gleichnamige 
Geſetz v. 14. Juli 1863 (GBl. S. 124); beſonders groß iſt die Zer⸗ 
ſplitterung in der Provinz Heſſen⸗Naſſau mit den VO. für Kurheſſen, 


Naſſau, das Amt Homburg, den ehemaligen Gebietsteilen des Groß⸗ 


herzogtums Heſſen und Bayerns und der Sonderregelung für Frank⸗ 
furt, für Sigmaringen und ſchließlich für Waldeck. Alle dieſe Geſetze 
ſtehen mit der RVerf. in vielen Punkten nicht in Einklang; dar⸗ 
über hinaus entſprechen ſie den Zeitverhältniſſen nicht mehr. So 
beſteht das Bedürfnis nach einer Neuregelung, die natürlich nur 
eine einheitliche für ganz Preußen ſein kann. 

Grundlage iſt die Tatſache, daß gegenwärtig nur die einzelnen 
Synagogengemeinden für ſich ſelbſtändig Religionsgeſellſchaſten 
im Sinne des Art. 137 NWVerf. darſtellen, während ſolche höherer 
Ordnung ſich nur in einzelnen kleineren Bezirken, wie Kurheſſen, 
Naſſau und in Hannover finden. Der Entwurf behandelt in 88 1 
bis 15 die Gemeinden, 88 16 u. 17 die Verbände und 88 18-20 
übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. Im einzelnen regeln 88 1 
u. 2 Weſen und Einrichtung der Gemeinden, 88 3—7 die Errichtung 
neuer, 88 8—13 ihre Verfaſſung, 88 14 u. 15 die Staatsaufſicht. 
In 8 1 wird im Einklang mit dem geltenden Recht anerkannt, daß 
die jetzt beſtehenden und die künftigen Synagogengemeinden Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts find; in 8 13 wird ihre Berechtigung 
anerkannt, zur Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe Steuern zu erheben. 
In 8 2 werden zwei Arten von Gemeinden zugelaſſen: die Wohnſitz⸗ 
und die Beitrittsgemeinde. Anſich it jeder Jude Mitglied der 
Synagogengemeinde des Bezirks, worin er ſeinen Wohnſitz hat. 
Neben ſolchen können aber auch Gemeinden beſtehen, deren Mitglied⸗ 
ſchaft nur durch Beitritt oder Abſtammung begründet wird. Bei dieſer 
Regelung fragt es ſich, wie es gehalten werden ſoll, wenn ein 
Jude ſeinen Wohnſitz an einem Orte begründet, wo ſolche verſchiedene 
Gemeinden beſtehen. Nach § 2 Abf. 3 kann er innerhalb drei Mo⸗ 
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nate nach ſeiner polizeilichen Anmeldung ſeinen Betritt zu einer der 
andern Gemeinden gegenüber der Staatsbehörde mit rückwirkender 
Kraft erklären; tut er das nicht, ſo iſt er von Anfang an Mitglied 
der Wohnſitzgemeinde geworden. § 4 Austrittsc J. v. 30. Nov. 1930 
(GS. 21, 119) bleibt daneben beſtehen. Die Gründung einer neuen 
Wohnſitzgemeinde erfolgt durch Urabſtimmung aller Juden, die in 
dem für die neue Gemeinde in Ausſicht genommenen Bezirk wohnen. 
Stimmberechtigt iſt grundſätzlich, wer bei der Abſtimmung 20 Jahre 
alt iſt. Die Abſtimmung iſt herbeizuführen, wenn ein Drittel der 
Stimmberechtigten oder eine der an dem Bezirk beteiligten Gemeinden 
es verlangt. Das Verfahren ſoll von der Staatsbehörde geregelt 
werden. Erforderlich iſt eine Zweidrittelmehrheit der Stimmberech⸗ 
tigten und die Zuſtimmung der beteiligten Gemeinden. Letztere kann 
durch die Staatsbehörde erſetzt werden (8 3). Andere Gemeinden wer⸗ 
den durch Beſchluß und Beitrittserklärung der Gründer gebildet (8 4). 
In beiden Fällen iſt, wie auch bei den Kirchen, ſtaatliche Genehmi⸗ 
gung erforderlich (§ 6). Anderungen erfordern Gemeindebeſchluß 
nach Anhörung der Beteiligten ($ 5). Steht bei dieſen Akten eine 
Vermögensauseinanderſetzung in Frage und können die Beteiligten 
ſich nicht einigen, fo entſcheidet auf Antrag die Staatsbehörde ($ 7). 
Hinſichtlich der Verſaſſung find im Entwurf einige Grundbeſtim⸗ 
mungen über die Einrichtung der Gemeindeorgane und ihre Be⸗ 
fugniſſe vorgeſehen. Organe ſind Vorſtand und Gemeindevertretung. 
Beide gehen aus allgemeiner gleicher, unmittelbarer und geheimer 
Wahl hervor. Um religiöſen Bedenken Rechnung zu tragen, iſt jedoch 
zugelaſſen, daß die Verfaſſung aus beſonderen Gründen ein anderes 
beſtimmen kann. Auch kann die Wahl des Vorſtandes der Ge⸗ 
meindevertretung vorbehalten werden (8 8 Abſ. 1 u. 2). Der Vor⸗ 
ſtand muß mindeſtens drei Mitglieder haben; auch muß ihm wenig⸗ 
ſtens ein Gemeinderabbiner mit beſchließender oder beratender Stimme 
angehören. Für die Gemeindevertretung iſt eine Mindeſtzahl nicht 
vorgeſchrieben; ſie kann auch in ganz kleinen Gemeinden durch die 
verſammelten Wahlberechtigten erſetzt werden. Der Vorſtand iſt 
der geſetzliche Vertreter; die Gemeindevertretung iſt zwingend zu⸗ 
ſtändig für die Verfaſſung und Satzung, Erhebung von Steuern, Ge⸗ 
bührenordnung, Verzichte und Vergleiche, auch kann ihre Zuſtändig⸗ 
keit durch die Verfaſſung erweitert werden (88 8—10). Als Vor⸗ 
ſitzender des Vorſtandes und deſſen Stellvertreter, ferner als Rab⸗ 
biner und Religionslehrer können nur Deutſche beſtellt werden; 
jedoch kann die Staatsbehörde Ausnahmen bewilligen (8 12). 

Die Bekundung der Beſchlüſſe der Organe und die Verpflich⸗ 
tungskraft der Willenserklärung des Vorſtandes iſt im weſent⸗ 
lichen ſo geregelt, wie in dem Geſetz über die Verwaltung des katho⸗ 
liſchen Kirchenvermögens v. 24. Juli 1924 (GS. 585). Auch die 
Regelung der Fälle des Erforderniſſes der Staatsgenehmigung zu 
den Beſchlüſſen der Gemeinden und der Falle der Staatsaufſicht iſt 
der Regelung bei den großen chriſtlichen Kirchen entnommen (58 6, 
10, 14, 15). Hinſichtlich der Gemeindeverbände bringt der Entwurf 
für den größten Teil Preußens grundſätzlich Neues. Mehrere Ge⸗ 
meinden können ſich zu einem Gemeindeverbande zuſammenſchließen. 
Sofern ein ſolcher Verband von der Staatsbehörde als Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts anerkannt iſt, kann er nach Maßgabe des 
öffentlichen Rechts Umlagen erheben. Im übrigen finden auf 
einen ſolchen die Vorſchriften über die Gemeinde im weſentlichen 
Anwendung (58 16, 17). 

Schließlich iſt beſtimmt, daß die beſtehenden Gemeinden, ſoweit 
ihre Verfaſſungen mit dem neuen Geſetz nicht in Einklang ſtehen, 
dieſe zu ändern und die neue Verfaſſung der Staatsbehörde zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen haben. Die bisherigen Judengeſetze werden 
aufgehoben, behalten aber zunächſt noch die Wirkung von Gemeinde⸗ 
verfaſſungen. Für die Bezirke, wo gemeinſame Verwaltungsein⸗ 
richtungen beſtehen, kann die Staatsbehörde beſondere Überleitungs⸗ 
vorſchriften erlaſſen (8 19). 


Entwurf eines Geſetzes über die Regelung 
ſtaatsaufſichtlicher Rechte in den ehemaligen Graf⸗ 
ſchaften Stolberg⸗Stolberg und Stolberg⸗Roßla. 
Druckſache 38 Pr St. 

Als Überreſte einer vergangenen Zeit beſtanden nach der Staats⸗ 
umwälzung noch die fürſtlichen Konſiſtorien in Stolberg und Roßla, 
die im Bereich der Grafſchaften Stolberg⸗Stolberg und Stolberg⸗ 
Roßla jene ſtaatlichen Rechte ausübten, die im übrigen Preußen von 
den Kirchen⸗ und Schulabteilungen der Regierungen wahrgenommen 


werden. Dieſe Einrichtung beruht auf 8 26 der Konzeſſionsurkuuf 
v. 28. März 1836. Inzwiſchen hat der Fürſt Stolberg⸗Stolberg 
die Rechte verzichtet, nicht dagegen der Fürſt Stolberg⸗Roßla. G8. 
Aufhebung bedarf es nach § 21 Adels GG. v. 23. Juni 1920 n 
367) eines Geſetzes. Der vorliegende Entwurf beſtimmt in * 
einzigen Paragraphen die entſchädigungsloſe Aufhebung der N 


Entwurf eines Geſetzes zur 3. Anderung de 
Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes Ins 
Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im Jo 
tereſſe der Volksgeſundheit v. 29. Juli 1922 ( 
213). Druckſache 48 Pr St. 


jagen 
Nach dem geltenden Geſetz laufen die Beſchränkungen des Gilgen 
tümers hinſichtlich des Baumbeſtandes nach zehn Jahren don ihren 
Beginn ab, wenn nicht die Gemeinde die Baumfläche gekauft 65 
Für die Baumbeſtände, die alsbald nach Inkrafttreten des See # 
unter den Schutz geſtellt worden find, ſteht die Vollendung des Bucht 
ablaufs bevor. Gegenwärtig iſt es aber den Gemeinden finanzien 17 
möglich, von ihrem Ankaufsrecht Gebrauch zu machen. Deshalb ſch 
der Entwurf vor, die Friſt um fünf Jahre zu verlängern. 
„ 
Entwurf eines Geſetzes zur Anderung des 7 
ſetzes betr. die Koſten der Prüfung überwachung 
bedürftiger Anlagen v. 8. Juli 1905 (GS. 317). D 
ſache 42 Pr St. a 
Auf Grund des genannten Geſetzes können die Koſten für * 
polizeilich vorgeſchriebenen Unterſuchungen überwachungsbedürfliger 
Anlagen den Beſitzern auferlegt werden, ſoweit ſie durch Polo. if 
geordnet find. Dazu gehören aber miniſterielle Pol VO. nicht, 5 
ſeinerzeit die Miniſter zu ſolchen VO. nicht berechtigt waren. Ge per 
825 des neuen PolVerwch. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) will 7, 
Entwurf auch den Miniſtern dieſe Befugnis verleihen. Ferner a 
er vor, den zuſtändigen Miniſter im Einvernehmen mit de 
Handelsminiſter zu ermächtigen, auch andere Anlagen als die 
Geſetz namentlich aufgezählten unter den Geltungsbereich des 
ſetzes zu ſtellen. 
Entwurf eines Geſetzes über die Neufafiund 
und die Abänderung von Gerichtsgemeinſchaft 
verträgen. Druckhſache 8237 Pr L. 


Zwiſchen Preußen und Thüringen beſtehen zwei Gerichtsgemeng 
ſchaften: einmal find aus preuß. und thür. Gebietsteilen geg 
den Staatsverträgen v. 23. April und 17. Okt. 1878 (GS. 79, 1 
bis 216) gemeinſchaftliche LG. in Meiningen und Rudolſtadt mit DT 
OLG. in Jena gebildet, und andererſeits find die fünf nord! Ti 
AG. durch die Staatsverträge von 1878 und v. 15./20. Juni 1 
(GS. 506) dem LG. in Erfurt und dem OLG. in Naumburg 4 be 
angeſchloſſen. Dieſe Gerichtsgemeinſchaften haben ſich durchaus din 
währt; nur hat die Regelung, daß die Juſtizverwaltungsgeſchäfte ort 
ſchließlich der Dienſtaufſicht und der Diſziplinarbefugniſſe teils 7 
den Gemeinſchaftsbehörden und teils von preuß. oder thür. Dien 
ſtellen wahrgenommen werden, zu Schwierigkeiten geführt. Aa 
iſt mit Thüringen vereinbart worden, daß dieſe Geſchafte, ſoweit 7 
ſich um preuß. Gerichte handelt, von den preuß. Behörden übernon, 
men werden; andererſeits ſind die thür. AG. von der Juſtizver „ 
tung durch die preuß. Behörden befreit. Jedoch findet dieſe . 
ſchaltung der übergeordneten Gerichte in Verwaltungsſachen dr 
Schranke da, wo deren Zuftändigkeit auf Reichsrecht beruht, nz 
an $ 147 Ziff. 3 GVG. Dieſer Umſtand hat wiederum dazu der 
anlaſſung gegeben, es bei der bisherigen Regelung hinſichtlich 0 
thür. Amtsanwaltſchaften des OLG. Naumburg zu belaſſen, wong 
dem ISA. in Erfurt und dem Genta. in Naumburg die geſam 
Dienſtaufſicht über dieſe zuſteht. 3 

Für den Bezirk des OLG. Naumburg beſchränken ſich die 5 
einbarten Anderungen auf die hervorgehobenen Geſichtspunkte. Ven 
den Bezirk des OLG. in Jena ſind darüber hinaus die beſtehe at 
Verträge mit ihren Schlußprotokollen und Nachträgen nachgeben 
und verbeſſert und in einem neuen Vertrage zuſammengefaßt aden 
den. Der Geſetzentwurf fordert die Genehmigung zu den bel 
Staatsverträgen. Er will ferner hinſichtlich der Justizverwaltung 
geſchäfte die AG. Suhl, Schleuſingen, Ranis und Ziegenrück l 
Och. Erfurt und OLG. Naumburg, die AG. Brotterode, Schme 
kalden und Steinbach⸗Hallenberg dem LG. und OLG. Kaſſel zuweiſen 
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